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Vorwort

Zahlreiche bundesweite Studien zeigen, wie sich Armut inmitten eines wachsenden Wohlstandes
immer mehr ausbreitet und verfestigt. Wie zeigt sich diese Entwicklung in Heidelberg? Fand sie
in gleichem Ausmal3 wie anderswo statt? Lassen sich neue soziale Ungleichheiten ermitteln? Der
vorliegende Bericht will Antworten auf diese Fragen geben.

Er informiert umfassend Uber die aktuelle soziale Lage in Heidelberg. Differenziert nach sozialen
Gruppen und Stadtteilen werden die verschiedenen Lebenslagen dargestellt. Grundlage hierfar
sind aufbereitete statistische Daten, die Auswertung vorliegender Berichte, Gemeinderatsdruck-
sachen und Umfragen. Berichtsjahr ist das Jahr 2005, das erste Jahr nach der Reform des Sozial-
gesetzbuches. Erganzend kommen Betroffene und Heidelberger Institutionen zu Wort, die Zu-
sammenhange jenseits der Statistiken vermitteln.

Die Arbeit am Bericht wurde von einem Arbeitskreis begleitet, in dem neben dem Amt fir Sozia-
les und Senioren, dem Kinder- und Jugendamt, dem Burgeramt und dem Amt fur Chancen-
gleichheit auch die Geschaftsfihrer/innen der Liga der Freien Wohlfahrtspflege, ein Vertreter des
Jobcenters und der GGH sowie eine Vertreterin des Auslanderrats/Migrationsrats und des Bil-
dungs- und Beratungszentrums fur behinderte Frauen und Madchen vertreten waren. lhnen ist
an dieser Stelle ausdricklich fdr lhre konstruktive Mitarbeit zu danken. Die Koordination lag
beim Amt fir Stadtentwicklung und Statistik.

Rund 11.600 Heidelbergerinnen und Heidelberger miussen Ende 2005 als arm oder armutsge-
fahrdet gelten, dies sind gut 8 % der Wohnbevolkerung. Auch wenn damit in Heidelberg jede/r
Zwolfte in extrem angespannten finanziellen Verhaltnissen leben muss, steht die Stadt im Ver-
gleich zu anderen GroBstadten des Landes gut da.

Armutspravention und Teilhabegerechtigkeit sind fir die Kommunalpolitik ein wichtiges Aufga-
benfeld. Vielfach weit Gber das gesetzlich geforderte MaB hinaus sind bereits heute die ver-
schiedenen Fachamter in zahlreichen Programmen und MaBnahmen aktiv. Einen ganz wichtigen
Beitrag leisten auch die Wohlfahrtsverbande, Kirchen, Netzwerke und Selbsthilfegruppen etc.,
die sich mit hohem Engagement der Benachteiligten in dieser Stadt annehmen. Mit viel Einsatz-
bereitschaft und Kreativitat verbessern sie deren Lebensbedingungen. Daflr gebuhrt ihnen gro-
Ber Dank.

Dieses stadtische und gemeinniitzige Engagement gilt es zielgerichtet fortzusetzen und weiter-
zuentwickeln. Welche genauen Konsequenzen aus den vorliegenden Ergebnissen zu ziehen sind,
wird in einem gesonderten Handlungsprogramm gegen Armut und soziale Ausgrenzung zu dis-
kutieren sein. Wir erachten diesen Bericht hierfur als wichtige Grundlage.

Mit dieser Veroffentlichung wollen wir auch die Heidelberger Birgerinnen und Burger fur das
Thema Armut sensibilisieren und damit den gesellschaftlichen Zusammenhalt in unserer Stadt

fordern. ,{ |
/% / Mﬂm ., ou (%MM %MM :

Dr. Eckart WUrzner Dr. Joachim Gerner
Oberblrgermeister Blrgermeister



Inhaltsverzeichnis

1 Einfiihrung 1
1.1 Materielle Armut - Ressourcenansatz 3
1.2 Immaterielle Armut - Lebenslagenansatz 7
1.3 Ziel und Aufbau des Berichts 9
2 Einwohner- und Haushaltsstruktur Heidelbergs 11
2.1 Einwohnerstruktur 11
2.2 Haushaltsstruktur 14
2.3 Migrantinnen und Migranten in Heidelberg 16
2.3.1  Wer z3hlt zu den Personen mit Migrationshintergrund? 16
2.3.2 Auslander/innen in Heidelberg 20
2.4 Menschen mit Behinderung in Heidelberg 25
3 Erwerbssituation - Menschen mit und ohne Arbeit 31
3.1 Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschaftigten am Wohnort 32
3.2 Prekdre Arbeitsverhaltnisse 36
3.3 Arbeitslosigkeit 40
4 Einkommenslage 49
4.1 Lohn- und Einkommensteuerstatistik 53
4.2  Gesetzliche Rentenversicherung 58
4.3  Transferleistungen 61
4.3.1 Arbeitslosigkeit nach Rechtskreis SGB Ill und SGB |I 61
4.3.2 Leistungsberechtigte in der Arbeitslosenversicherung (SGB Ill) 63
4.3.3 Grundsicherung fur Arbeitssuchende (SGB II) 66
4.3.4 Transferleistungen fur nicht Erwerbsfahige - Sozialhilfe
(SGB Xl und AsyIBLG) 74
4.3.5 Wohngeld 81
4.3.6 Kommunale Leistungen 82
4.4 Verschuldung 85
4.4.1 Private Verschuldung 86
4.4.2 Insolvenzen von Privatpersonen 88
4.4.3 Kinftige Entwicklung in Heidelberg 89
4.5 Kaufkraft 90
4.6 Zusammenfassung 92
5 Bildung 95
5.1 Bildungsbeteiligung in Heidelberg 95
5.2 Bildungsabschlusse 99
5.3 Zugang zur Berufsausbildung im Dualen System 101
5.4 Schulkinder mit Behinderungen 104
5.5 Zusammenfassung 105
6 Wohnsituation 107
6.1 Allgemeine Wohnungsversorgung 107
6.2 Wohnen mit Behinderung 110

6.3 Wohnmoglichkeiten fir dltere Menschen 112
I



10

1

12

6.4
6.5
6.6
6.7
6.8

Geforderte und vertraglich gebundene Wohnungen
Wohnkostenbelastung

Wohnen ohne Mietvertrag - wer die Wohnung verloren hat
Obdachlosigkeit

Zusammenfassung

Hausliche Sicherheit / Gewaltfreiheit

7.1 Gefahrdungen von Kindern- und Jugendlichen

7.2 Hausliche Gewalt im Spiegel der Polizeistatistik

Gesundheit

8.1 Gesundheit und soziale Lage

8.2  Guter Gesundheitszustand bei Schuleintritt und in der Jugend
8.3 Behinderungen und chronische Krankheiten

8.4 Pflegebedurftigkeit

8.5 Suchtmittelmissbrauch

8.6 Zusammenfassung

Resiimee nach sozialen Gruppen

9.1
9.2
9.3
9.4
9.5
9.6
9.7

Frauen

Migrantinnen und Migranten

Haushalte mit Kindern / Alleinerziehende

Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene

Altere Menschen

Menschen mit Behinderung

Armutsgefahrdete insgesamt, neue Risiken und neue Risikogruppen

Die wichtigsten quantitativen Ergebnisse im Uberblick

Betroffene kommen zu Wort

1.1
11.2
1.3
1.4
11.5
11.6
11.7
11.8

Vorbemerkung

Zugang zu Arbeit

Bildung

Auskommen mit dem Einkommen
Wohnen

Vom Umgang mit den Behorden
Mehrfache Problemlagen

Fazit

Situationsbeschreibungen zur sozialen Lage von Heidelberger
Institutionen

12.1
12.2
12.3

12.4
12.5
12.6
12.7
12.8

Vorbemerkung
Der Auslanderrat / Migrationsrat der Stadt Heidelberg

BiBeZ - Ganzheitliches Bildungs- und Beratungszentrum zur Férderung und
Integration behinderter/chronisch erkrankter Frauen und Madchen e.V.

Evangelische Kirche Heidelberg und Diakonisches Werk Heidelberg
Evangelische Kapellengemeinde

Heidelberger Selbsthilfebiro

Internationales Frauenzentrum

Katholische Gesamtkirchengemeinde Heidelberg

113
115
121
124
125

127
127
130

133
133
134
137
139
141
145

147
147
150
153
155
158
160
161

167

171
171
172
175
175
181
183
184
186

187
187
189

201
205
209
211
213
217



12.9 Liga der Freien Wohlfahrtspflege Heidelberg

12.10 Obdach e.V.

12.11 SKM - Katholischer Verein fur soziale Dienste in Heidelberg e.V.
12.12 Verbund fur Beschaftigung e.V. / Jugendagentur e.V.

Anhang zu den Kapiteln 1 bis 6
Quellenverzeichnis

Vorlage - Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg

225
227
235
239



Abbildungsverzeichnis

Seite

Abbildung 1: Anteil der Auslander an den Einwohnern in Heidelberg am 31.12.2005

nach Stadtteilen 13
Abbildung 2: Einwohner in Heidelberg nach Stadtteilen und Altersklassen am 31.12.2005 13
Abbildung 3: Haushaltsstruktur insgesamt in Heidelberg am 31.12.2005 14
Abbildung 4: Anteil der Haushalte mit Kindern an den Haushalten in den Heidelberger

Stadtteilen 2005 15
Abbildung 5: Anteil der Alleinerziehenden an der Anzahl aller Haushalte in den

Heidelberger Stadtteilen 2005 15
Abbildung 6: Anteil der Alleinerziehenden an der Anzahl der Haushalte mit Kindern

unter 18 Jahren in den Heidelberger Stadtteilen 2005 15
Abbildung 7: Anteil der Personen mit Migrationshintergrund an der Bevolkerung

in Prozent (Baden-Wirttemberg und Metropolregion Rhein-Neckar) 18
Abbildung 8: Anteil der Auslanderinnen und Auslander an der Bevolkerung in 19

Prozent 2005 (Baden-Wdirttemberg und Metropolregion Rhein-Neckar)
Abbildung 9: Anteil der Deutschen mit Migrationshintergrund an der Bevolkerung in

Prozent 2005 (Baden-Wirttemberg und Metropolregion Rhein-Neckar) 19

Abbildung 10: Nicht EU-BUrger/innen ohne Niederlassungserlaubnis nach (befristetem)
Aufenthaltsgrund in Heidelberg am 31.12.2006 23
Abbildung 11: Aufenthaltsstatus der Turkinnen und Tdrken in Heidelberg am 31.12.2006 24

Abbildung 12: Schwerbehinderte Menschen mit giltigem Ausweis in Heidelberg zum

31.12.2005 nach Grad der Behinderung insgesamt 29
Abbildung 13: Anteil der Frauen an den SVP-Beschaftigten am Wohnort Heidelberg am

31.12.2005 nach Stadtteilen 33
Abbildung 14: Anteil der Auslander an den SVP-Beschaftigten in Heidelberg am

31.12.2005 nach Stadtteilen 34
Abbildung 15: Anteil der bis 25-Jahrigen an den SVP-Beschaftigten in Heidelberg am

31.12.2005 nach Stadtteilen 34
Abbildung 16: Anteil der Personen mit Fach- und Hochschulabschluss an allen sozial-

versicherungspflichtig Beschaftigten am Wohnort am 31.12.2005 36
Abbildung 17: Anteil der geringfligig Beschaftigten an den Personen im erwerbs-

fahigen Alter 39
Abbildung 18: Arbeitslose sowie Arbeitslosenquote in Heidelberg von 1996 bis 2006 40
Abbildung 19: Arbeitslosenquote in Heidelberg zum 31.12.2007 41
Abbildung 20: Variationsbreite der Arbeitslosenquote in Heidelberg am 31.12.2005

Nach Stadtvierteln 42



Abbildung 21:
Abbildung 22:

Abbildung 23:

Abbildung 24:
Abbildung 25:

Abbildung 26:

Abbildung 27:

Abbildung 28:

Abbildung 29:

Abbildung 30:

Abbildung 31:

Abbildung 32:

Abbildung 33:

Abbildung 34:

Abbildung 35:

Abbildung 36:

Abbildung 37:

Abbildung 38:

Abbildung 39:

Abbildung 40:

Abbildung 41:

Entwicklung der Arbeitslosenquote in Heidelberg 2005 zu 2000

Anteil der arbeitslosen Frauen an allen Arbeitslosen in Heidelberg zum
31.12.2005

Anteil der arbeitslosen Manner an allen Arbeitslosen in Heidelberg zum
31.12.2005

Arbeitslose nach Altersgruppen in Heidelberg zum 31.12.2005

Anteil der arbeitslosen Auslander/innen an allen Arbeitslosen in
Heidelberg zum 31.12.2005

Schwerbehindertenanteil an den Arbeitslosen in Heidelberg nach
Stadtteilen zum 31.12.2005

Langzeitarbeitslosenanteil an den Arbeitslosen in Heidelberg nach
Stadtteilen zum 31.12.2005

Geringverdienende Haushalte in Baden-Wirttemberg 2004
Gutverdienende Haushalte in Baden-Wdrttemberg 2004

Anteil der Lohn- und Einkommensteuerpflichtigen in Heidelberg nach
dem Gesamtbetrag der Einkiinfte 1998 und 2001

Einkunftsarten der Lohn- und Einkommensteuerpflichtigen in Heidelberg
und Baden-Wirttemberg 2001

Einklnfte der Lohn- und Einkommensteuerpflichtigen Millionare in
Heidelberg 2001

Durchschnittlicher Rentenzugangsalter

Durchschnittlicher Rentenzahlbetrag pro Neuempfanger 2004
Arbeitslose nach Rechtskreisen sowie Hilfsbedirftige nach Erwerbsstatus
in Heidelberg im Dezember 2005

Anzahl der Bezieher/innen von Arbeitslosengeld | je 1.000 Personen im
erwerbsfahigen Alter (18 bis 64) in Heidelberg zum 31.12.2005
Frauenanteil (%) an Bezieher/innen von Arbeitslosengeld | in Heidelberg
zum 31.12.2005

Anzahl der Leistungsbezieher/innen (SGB Il) je 1.000 Einwohner in
Heidelberg zum 31.12.2005

Anteil der weiblichen erwerbsfahigen Hilfsbedlrftigen an allen erwerbs-
fahigen Hilfsbedurftigen in Heidelberg zum 31.12.2005

Anteil der auslandischen erwerbsfahigen Hilfsbedurftigen an allen
erwerbsfahigen Hilfsbedurftigen in Heidelberg zum 31.12.2005
Erwerbsfahige Hilfebedurftige nach Alter in Heidelberg zum 31.12.2005

VI

Seite

42

43

44
44

45

46

47

52

52

55

56

56

58

59

61

65

66

68

69

70
71



Abbildung 42:

Abbildung 43:

Abbildung 44:

Abbildung 45:

Abbildung 46:

Abbildung 47:

Abbildung 48:

Abbildung 49:

Abbildung 50:

Abbildung 51:

Abbildung 52:
Abbildung 53:

Abbildung 54:
Abbildung 55:
Abbildung 56:
Abbildung 57:
Abbildung 58:

Abbildung 59:

Abbildung 60:
Abbildung 61:

Personen in Bedarfsgemeinschaften in Heidelberg zum 31.12.2005

(mit ... Personen)

Bedarfsgemeinschaften nach Kinderzahl (unter 18 Jahren) in Heidelberg
zum 31.12.2005

Anteil der Bedarfsgemeinschaften mit Kindern unter 15 Jahren an allen
Bedarfsgemeinschaften in Heidelberg zum 31.12.2005

Empfanger von Grundsicherung im Alter Uber 64 Jahre auB3erhalb von
Einrichtungen je 1.000 Einwohner Gber 64 Jahre zum 31.12.2005

in Heidelberg

Zahl der bewilligten Heidelberg - Pass - Antrage 2005 und 2006

Anteil der Kinder unter 14 Jahren in Prozent, ftr die 2005 in den
jeweiligen Stadtteilen die Kinderbetreuungskosten tbernommen wurden
(Einrichtungen und Tagespflege)

Kritische Anzeichen privater Verschuldung nach Privatverschuldungsindex
(PVI) in Heidelberg 2005 auf Postleitzahlenebene

Durchschnittliche Kreditbelastung getrennt nach Altersgruppe-
Stadtkreis Heidelberg

Prozentualer Anteil der Personen mit mindestens einem Negativeintrag
an allen Personen in der jeweiligen Altersgruppe - Stadtkreis Heidelberg
Insolvenzhaufigkeit von Privatpersonen je 10.000 Einwohner/innen in
den baden-wirttembergischen kreisfreien Stadten im Jahr 2005
Ubertrittsquoten nach Geschlecht und Stadtteilen 2005/2006 in Prozent
Gemeldete Ausbildungsplatze je 100 Nachfrager bei den Arbeits-
agenturen in Baden-Wurttemberg 2005

Durchschnittliche Pro-Kopf-Wohnfldche in Heidelberg zum 31.12.2005
Wohnungen mit Sozialbindung am 31.12.2006 in Heidelberg
Mietspiegelzonenzuschlage in Heidelberg 2005

Struktur der Empfangerhaushalte von Allgemeinem Wohngeld in
Heidelberg im Vergleich zur Haushaltsstruktur insgesamt am 31.12.2005
Empfangerhaushalte von Allgemeinem Wohngeld in Heidelberg und
Baden-Wurttemberg am 31.12.2005 nach Erwerbsstatutus

Zwei- und Mehrpersonenhaushalten, die in Heidelberg am 31.12.2005 -
Allgemeines Wohngeld bezogen nach Kinderzahl
Obdachlosenunterklnfte in Heidelberg

Beschwerden und Befindlichkeitsstérungen bei Kinder im 6. und 10.
Lebensjahr (nach Angaben der Eltern 1996 und 2000)

VI

Seite

72

72

73

77

83

84

87

87

88

88
96

103

107

115

116

118

119

119
123

135



Abbildung 62:
Abbildung 63:
Abbildung 64:
Abbildung 65:
Abbildung 66:
Abbildung 67:
Abbildung 68:

Abbildung 69:

Abbildung 70:

Beteiligung der Kinder des Altersjahrgangs 1996 an den Vorsorge-
untersuchungen nach Nationalitat in Heidelberg

Alkoholkonsum nach Geschlecht von Jugendlichen in Heidelberger
Schulen in Prozent 2004

Suchtverhalten von Jugendlichen an Heidelberger Schulen 2004 in %
Suchtverhalten nach Art der Schule in Prozent

Suchtverhalten und Wiederholen einer Klasse

Suchtverhalten und Gewalt an der Schule

Ausgewahlte Strukturdaten Uber die Auslanderanteile in % an ...
in Heidelberg zum 31.12.2005

Ausgewahlte Strukturdaten Uber die Anteile der Alleinerziehenden-
Haushalte in % an ... in Heidelberg zum 31.12.2005

ALG Il Empfanger und Grundsicherungsbezieher auBBerhalb von

Einrichtungen je 1.000 Einwohner zum 31.12.2005 in Heidelberg

VI

Seite

136

142

143

143

144

144

151

154

163



Tabellenverzeichnis

Seite

Tabelle 1: Relative Armut nach ,Leben in Europa” in Deutschland
Tabelle 2: Hoéchste Armutsrisiken in der BRD 2004
Tabelle 3: Armutsgefahrdungsgrenze in Baden-Wirttemberg 2004
Tabelle 4: Anteil der armutsgefahrdeten Einwohner/innen in Baden-Wirttemberg und

Heidelberg nach Altersklassen 6
Tabelle 5: Einwohner in Heidelberg am 31.12.2005 nach Altersklassen und Geschlecht 11
Tabelle 6: Einwohner in Heidelberg am 31.12.2000 und am 31.12.2005 nach Altersklassen 11
Tabelle 7: Einwohner in Heidelberg am 31.12.2005 nach Stadtteilen und Geschlecht 12
Tabelle 8: Ergebnisse des Mikrozensus 2005 18
Tabelle 9: Einwohner in Heidelberg am 31.12.2005 nach Migrationshintergrund

und Altersklassen 20
Tabelle 10: Personen mit auslandischer Staatsblrgerschaft im Stadtkreis Heidelberg

zu den Stichtagen 31.12.2006 und 31.12.2000 nach Rangfolge der zehn

haufigsten Nationalitaten 21
Tabelle 11: Schwerbehinderte Menschen mit gultigem Ausweis am 31.12.2005 in

den kreisfreien Stadten Baden-Wdirttembergs 27
Tabelle 12: Schwerbehinderte Menschen mit gultigem Ausweis am 31.12.2005

in Heidelberg nach Alter und Nationalitat 28
Tabelle 13: Art der schwersten Behinderung nach Geschlecht in Heidelberg zum 31.12.2005 28
Tabelle 14: Grad der Behinderung unter 50 Prozent in Heidelberg 29
Tabelle 15: Sozialversicherungspflichtig Beschaftigte am Wohnort Heidelberg

am 31.12.2005 nach Stadtteilen und ausgewahlten Merkmalen 33
Tabelle 16: Sozialversicherungspflichtig Beschaftigten am Wohnort Heidelberg am

31.12.2005 nach Wirtschaftszweigen und Geschlecht 35
Tabelle 17: Sozialversicherungspflichtig Beschaftigte am Wohnort Heidelberg am

31.12.2005 nach Bildungsabschlissen 35
Tabelle 18: Geringflgig Beschaftigte am Wohnort zum 30.6.2005 in den baden-

wurttembergischen Stadtkreisen, dem Rhein-Neckar-Keis und dem Land

Baden-Wurttemberg 37
Tabelle 19: Geringfligig Beschaftigte am Wohnort zum 30.6.2005 in den baden-

wirttembergischen Stadtkreisen, dem Rhein-Neckar-Kreis und dem Land

Baden-Wurttemberg 2000 und 2005 38
Tabelle 20: Arbeitslose in den baden-wirttembergischen Stadtkreisen 2000 und 2005 41



Tabelle 21:

Tabelle 22:

Tabelle 23:

Tabelle 24:

Tabelle 25:

Tabelle 26:

Tabelle 27:

Tabelle 28:

Tabelle 29:

Tabelle 30:
Tabelle 31:

Tabelle 32:

Tabelle 33:

Tabelle 34:

Tabelle 35:

Tabelle 36:

Tabelle 37:

Tabelle 38:

Einschatzung der eigenen wirtschaftlichen Lage in Heidelberger Telefon-
umfragen 2000 und 2006 - Angaben in Prozent

Lohn- und Einkommenssteuerpflichtige und Gesamtbetrag der Einklinfte

in Heidelberg 2001 nach GréBenklassen des Gesamtbetrages der Einkinfte
Lohn- und Einkommensteuerpflichtige nach GréBenklassen des Gesamtbe-
trags der Einklnfte in Heidelberg und Baden-Wurttemberg 2001
Einkommenssteuerpflichtige mit einem Gesamtbetrag der Einklinfte von

1 Mio. Euro und mehr in den baden-wirttembergischen Stadtkreisen, dem
Rhein-Neckar-Kreis und in Baden-Wurttemberg 2001

Zahlbetrag und Zugangsalter zur Rente 2004 in den baden-wurttembergischen
Stadtkreisen, dem Rhein-Neckar-Kreis, dem Stadtkreis Ludwigshafen und

in Baden-Wurttemberg

Arbeitslose in Heidelberg am 31.12.2005 nach Rechtskreisen und Stadtteilen
Arbeitslosengeld I-Bezieher/innen und Arbeitslose (SGB Ill) in Heidelberg zum
31.12.2005 nach Stadtteilen

Erwerbsfahige und ALG I-Empfanger in den baden-wurttembergischen
Stadtkreisen, im Rhein-Neckar-Kreis und im Land Baden-Wurttemberg am
31.12.2005

Empfanger von Arbeitslosengeld | in Heidelberg nach Stadtteilen und
Geschlecht am 31.12.2005

Erwerbsfahige Hilfebedurftige - grundlegende Definitionen
Leistungsbezieher/innen (SGB II) in Heidelberg zum 31.12.2005

nach Stadtteilen

ALG lI- Bezieher in Heidelberg zum 31.12.2005 im Vergleich zu anderen
Stadtkreisen, dem Rhein-Neckar-Kreis, dem Land und dem Bund

Situation der Auslander/innen im Rechtskreis des SGB Il in Heidelberg zum
31.12.2005 nach Stadtteilen

Empfanger von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
auBerhalb von Einrichtungen in Heidelberg am 31.12.2005

Empfanger von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
innerhalb und auBerhalb von Einrichtungen in den baden-wurttembergischen
Stadtkreisen, dem Rhein-Neckar-Kreis und Baden-Wurttemberg 2005
Finanzielle UnterstUtzung Freier Trager zur Armutspravention

Uberblick tber Empfanger/innen von Leistungen nach SGB XIl und AsylbLG
in Heidelberg zum 31.12.2005

Einkommensgrenze fir den Heidelberg - Pass

X

Seite

50

54

55

57

60

62

63

64

65
67

68

69

70

76

78

80

81
82



Tabelle 39:

Tabelle 40:
Tabelle 41:

Tabelle 42:

Tabelle 43:
Tabelle 44:

Tabelle 45:

Tabelle 46:

Tabelle 47:

Tabelle 48:
Tabelle 49:

Tabelle 50:

Tabelle 51:
Tabelle 52:

Tabelle 53:

Tabelle 54:

Tabelle 55:

Tabelle 56:

Einkommensstufen zur Festlegung des Elternbeitrages in den Heidelberger
Kindertageseinrichtungen 2005 und Selbsteinstufung der Eltern
Privatverschuldungsindex (PVI) in Heidelberg 2005 im Vergleich

Kritische Anzeichen privater Verschuldung nach Privatverschuldungs-
index (PVI) in Heidelberg 2005 auf Postleitzahlenebene, sortiert nach PVI
Kaufkraft und einzelhandelsrelevante Kaufkraft je Einwohner/innen in
Heidelberg 2005 nach Postleitgebieten

Auslanderanteile an Heidelbergs Schulen

Schulabganger und Schulabgédngerinnen insgesamt von 6ffentlichen und
privaten allgemein bildenden Schulen in den baden-wirttembergischen
Stadtkreisen, im Rhein-Neckar-Kreis und in Baden-Wirttemberg

im Schuljahr 2005/2006

Auslandische Abganger/innen von 6ffentlichen und privaten allgemein
bildenden Schulen in den baden-wirttembergischen Stadtkreisen, im
Rhein-Neckar-Kreis und in Baden-Wurttemberg 2005/2006 im

Schuljahr 2005/2006

Bildungsabschlisse an ¢ffentlichen und privaten allgemeinbildenden
Schulen in Heidelberg 2006

Hauptschulabganger/innen mit und ohne Hauptschulabschluss an den
staatlichen Hauptschulen in Heidelberg

Mietinteressenten fir Wohnungen der GGH am 31.12.2006
Wohnungsbestand insgesamt und mit Sozialbindung nach Stadtteilen am
31.12.2006

Wohngeld-Einkommensgrenzen und Hochstbetrage fir die zuschussfahige
Miete in Gemeinden der Mietenstufe V

Wohngeldhaushalte je 1.000 Einwohner/innen

Durchschnittliche Wohnflache und Wohnkostenbelastung der Empfanger/
innen von Allgemeinem Wohngeld am 31.12.2005 in Heidelberg
Empfangerhaushalte von Allgemeinem Wohngeld am 31.12.2005 in
Heidelberg nach Hohe des monatlichen Wohngeldes

Personen und Parteien in Obdachlosenunterkiinften zum 31.12.2006 in
Heidelberg

Personen und Parteien in Heidelberger Flichtlingsunterkinften und im
Ubergangswohnheim zum 31.12.2006

Gefahrdungen von Kindern und Jugendlichen in Heidelberg 2003-2006

Xl

Seite

84

86

86

91
98

99

100

101

101
109

14

116
117

120

120

122

123
128



Tabelle 57:

Tabelle 58:
Tabelle 59:

Tabelle 60:

Tabelle 61:

Tabelle 62:

Tabelle 63:

Tabelle 64:

Tabelle 65:
Tabelle 66:

Gefahrdungsmeldungen und festgestellt Gefahrdungen in Heidelberg
zwischen 2003 und 2006 nach Stadtteilen

Polizeieinsatze zur hauslichen Gewalt 2000 - 2005

Krankenstand und Krankheitsdauer bei Arbeitern (ohne Facharbeiter) und
Angestellten (Mitgliedern der AOK Heidelberg 2003)

Anteil der Ubergewichtigen unter den 15- bis 16-jahrigen Schiilern ver-
schiedener Schularten in Heidelberg

Anteile der Schwerbehinderten mit giltigem Ausweis im Jahr 2005 an
der Bevolkerung in der jeweiligen Altersklasse in Prozent

Hauptgrinde fir Behinderungen bei Schwerbehinderten mit gultigem
Ausweis im Jahr 2005 - Anteile in Prozent

Pflegebedurftige je 1.000 Einwohner in Heidelberg, Mannheim, dem
Rhein-Neckar-Kreis und Baden-Wirttemberg

Bildungsabschlisse an ¢ffentlichen und privaten Schulen Heidelbergs 2006
Armutsgefdhrdete Personen in Heidelberg zum 31.12.2005
Armutsgefdhrdete in Heidelberg am 31.12.2005 nach Altersklassen

Xl

Seite

128

131

134

137

138

139

140

156

161
164
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1 Einfiihrung

Ausgangslage

Stadte sind Lebensraume, in denen - wie in einem Brennglas geblndelt - gesellschaftliche und
6konomische Veranderungen am unmittelbarsten und auffalligsten zutage treten. Sie sind so-
wohl Seismographen des sozialen Wandels mit sich rasch verandernden Anforderungen als auch
Messlatte fir den gelungenen oder misslungenen Umgang mit den daraus resultierenden Chan-
cen und Risiken.

Der wirtschaftliche und demografische Wandel, verstarkt durch Globalisierung und zunehmende
Migrantenstréme, anhaltende Arbeitslosigkeit, Tendenzen zum Auseinanderdriften unserer Ge-
sellschaft sowie die Krise der 6ffentlichen Haushalte stellen vor allem die Stadte vor immer gro-
Bere Herausforderungen.

Betrachtet man die jingere Entwicklung in den deutschen GroBstadten, so ist es je nach Wirt-
schaftskraft und stadtebaulicher Situation zu einem mehr oder weniger engen Nebeneinander
von Inseln des Wohlstandes und Inseln der Armut gekommen. In prosperierenden Stadten ge-
schieht dies vielfach schleichend, nur von wenigen beobachtet und teilweise schamhaft ver-
schwiegen. Die Risse und Klifte in unserer Gesellschaft werden gréBer, die Spreizung der Ein-
kommen dehnt sich aus. Die Armut im Wohlstand nimmt zu, das Nebeneinander von Moderni-
sierungsverlierern und -gewinnern wird zum Alltag, Hoffnung und Enttduschung leben nur we-
nige StraBenziige voneinander entfernt.”’

Inmitten des deutlich gewachsenen Wohistandes entstand eine neue Armut, die haufig in der
politischen Diskussion als voribergehend und individuell verursacht abgetan wird. Die gesell-
schaftlichen Kosten jeder Art von Ausgrenzung sind jedoch immens.

Wie zeigt sich diese Entwicklung in Heidelberg? Fand sie in gleichem Ausmal3 wie anderswo
statt? Lassen sich neue soziale Ungleichheiten ermitteln? Der vorliegende Bericht versucht, daftr
Antworten zu geben.

Betrachtet man die Ergebnisse der seit 1994 im Dreijahresturnus durchgefuhrten Heidelberg
Studie, dann ist bei den Befragten die Gefahrdung des erreichten Lebensstandards oder gar Ar-
mut im Gegensatz zu Verkehr auf den ersten Blick kein wichtiges kommunalpolitisches Thema.?
In der Stadt der Romantik und der Wissenschaft scheint es bei oberflachlicher Betrachtung kaum
Armut zu geben. Heidelberg ist vom AuBenimage her eine Stadt der Wohlhabenden und Aka-
demiker. Deprivilegierung und Desintegration werden offensichtlich kaum wahrgenommen.

Auf den zweiten Blick zeigt sich bei den Heidelberg Studien jedoch, dass das Thema Mieten /
Wohnungsmarkt und das Thema Arbeitsplatzsicherheit / Arbeitslosigkeit auf den Platzen zwei
und drei rangieren. Nahezu jeder Dritte kennt im Verwandten- oder Bekanntenkreis jemanden,
dessen Arbeitsplatz gefahrdet ist oder der ihn bereits verloren hat. Beides sind Themen, die di-
rekt oder indirekt mit der Einkommenssituation von Haushalten zu tun haben und zentrale Le-

1 Vgl. hierzu HauBermann, H.; Kronauer, M.; Siebel, W.: An den Randern der Stadte, Frankfurt a. M. 2004
2 Stadt Heidelberg - Amt fur Stadtentwicklung und Statistik (Hrsg.): Heidelberg Studie 2006, Heidelberg 2006, S. 9
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benslagen bestimmen.' Also doch ein Hinweis darauf, dass es in Heidelberg nicht allen Men-
schen wirtschaftlich gut geht.

Alle drei Jahre einen Bericht liber die Soziale Lage in Heidelberg

Am 2. August 2006 beschloss der Gemeinderat aufgrund einer Anregung der Liga der Freien
Wohlfahrtspflege sowie des Auslander- / Migrationsrates als einen wichtigen Eckpfeiler des
Handlungskonzepts zur Umsetzung der Ziele im neuen Stadtentwicklungsplan Heidelberg 2015
einen ,Bericht zur Sozialen Lage” zu erstellen und ihn im Abstand von jeweils drei Jahren zu
wiederholen. In der Vorlage? vom 07.07.2006 dazu heiBt es:

,Um frihzeitigen, 6rtlichen Handlungsbedarf zu erkennen und einen optimalen Ressourcenein-
satz zu gewahrleisten, ist ein Bericht zur Sozialen Lage (Armuts- und Reichtumsbericht) zu erstel-
len, der alle drei Jahre wiederholt wird. Der Bericht wird eine Basis fur die Entwicklung stadtteil-
spezifischer MaBnahmen und Angebote sein. Dabei ist besonders die Situation von Migranten,
Kindern und Jugendlichen, Behinderten sowie alten Menschen zu bertcksichtigen. Die Daten
sind kleinrdumig und geschlechtsspezifisch auszuwerten.”

Parallel dazu wurde ein Antrag aus den Reihen des Gemeinderates® eingereicht, der einen , Ar-
muts- und Reichtumsbericht fir Heidelberg” unter besonderer Bericksichtigung von Kinderar-
mut, der Situation von Alleinerziehenden und der Einkommensverteilung der letzten 5 Jahre
anhand der Einkommenssteuerstatistik” verlangt. In der Begriindung des 0.g. Antrags, heif3t es:

,Nach vielen Gesprachen mit Sozialverbanden, aktiven Ehrenamtlichen und Betroffenen schei-
nen sich die Zeichen fir eine Zuspitzung der sozialen Situation vieler Menschen in Heidelberg zu
mehren. Armut heute ist aber nicht mehr nur die deutlich sichtbare Armut, sondern auch die
immer weiter steigende Tendenz zum Ausschluss aus wichtigen gesellschaftlichen Prozessen,
d.h. eingeschrankte Teilnahmemdglichkeit daran. Wie sich die Situation in unserer Stadt genau
darstellt, ist leider nur in Ansatzen bekannt, da es in Heidelberg bisher keinen Armutsbericht
gibt.”

Die letzte umfassende Studie der Stadtverwaltung (Sozial- und Jugendamt, Stadtplanungsamt)
zum Thema Armut erschien 1990 unter dem Titel ,, Ausbreitung von Randstandigkeit”. In ihm
wurden Armutsrisiken und soziale Auffalligkeiten anhand von Indikatoren aufgezeigt.

Der vorliegende Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg ist demnach Gberféllig. Er basiert auf
den jungsten Arbeitsmarkt- und Sozialreformen und ist in der thematischen Breite und Analyse-
tiefe der differenzierteste Bericht, der bisher in Heidelberg der Offentlichkeit vorgestellt wurde.
Es geht in ihm - wie schon der Titel zeigt - nicht darum, Armut und Reichtum als gesellschafts-
politische Gegensatze gegeneinander zu polarisieren, sondern darum, neutral die Ausgangssitu-
ation in Heidelberg nach der Hartz-IV-Reform zu beschreiben und auf Entwicklungen hinzuwei-

1 Ebd.S. 5. Auch werden jeweils in geringer Zahl (unter 1 %) Probleme wie Obdachlosigkeit, Steuerbelastung,
Rente, Klrzung der Sozialleistung, Lebenshaltungskosten etc. genannt.

2 DS 0232/2006/BV Demographischer Wandel in Heidelberg - Handlungskonzept

3 DS 0039/2006/AN: GAL-Grune, BL, gen.HD, SPD: Armuts- und Reichtumsbericht fir Heidelberg unter besonderer
Beriicksichtigung von Kinderarmut, Situation von Alleinerziehenden und der Einkommensverteilung der letzten
5 Jahre anhand der Einkommensteuerstatistik
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sen, die auf Verschiebungen in einzelnen Lebenslagen mit immer gréBeren Belastungen hindeu-
ten. Nicht nur deshalb, sondern auch wegen der unzuldanglichen und lickenhaften Statistik
nimmt das Thema Armut in Heidelberg gegentiber dem Thema Reichtum einen Schwerpunkt in
der Analyse ein (vgl. hiezu auch die weiteren Ausfihrungen in Kapitel 1.3).

Erst nach einer 6¢ffentlichen Debatte tber die vorliegenden Ergebnisse in den einzelnen Stadttei-
len sollen in einem zweiten Schritt (Teil 2 des Berichts) die entsprechenden MaBnahmenpakete
vorgeschlagen werden.

Da es unterschiedliche Definitionen und Konzepte zum Thema Armut gibt, wird im Folgenden
naher auf den im vorliegenden Bericht angewandten Ansatz eingegangen.

1.1 Materielle Armut - Ressourcenansatz

Materielle Armut bezeichnet den Mangel an Chancen, ein Leben zu fuhren, das gewissen Min-
deststandards entspricht. In der Literatur werden dabei zwei Konzepte unterschieden: Das Kon-
zept der absoluten und der relativen Armut.

Der ,absolute” Armutsbegriff definiert einen Einkommensmangel unterhalb einer festgelegten
Existenzgrenze. Armut liegt dann vor, wenn das physische Existenzminimum, die kérperliche
Selbsterhaltung, nicht gewabhrleistet ist. Wenn also die zur Lebenserhaltung notwendigen Guter
wie Nahrung, Kleidung oder Wohnraum fehlen.

Dagegen steht das Konzept der ,relativen” Armut, das Armut als relativ zum jeweiligen Durch-
schnittseinkommen in einer Gesellschaft / einer Region versteht. Dieses Konzept, bei dem es um
die Unterausstattung mit 6konomischen Mitteln geht, hat sich fur entwickelte Industrielander
mit wohlfahrtsstaatlichen Regelungen als zweckmaBig gezeigt. Es ist daher zusammen mit dem
im nachsten Unterkapitel erlauterten , Lebenslagenansatz” Grundlage fir diesen Bericht.

Wie misst man materielle Armut?

Zur Messung von Armut in Heidelberg orientiert sich der vorliegende Bericht an der 2005 euro-
paweit durchgefiihrten Studie ,Leben in Europa”.' Sie ist die aktuellste Grundlage zur Messung
von Armut und sozialer Ausgrenzung mit international vergleichbaren Ergebnissen.

Um die finanzielle Situation der privaten Haushalte beurteilen zu kénnen, wurde in der Studie
das verfiigbare Haushaltseinkommen? erhoben. Da in der Erhebung , Leben in Europa” Haus-
halte unterschiedlicher GréBe befragt wurden, kann das verfigbare Haushaltseinkommen nur
als erster Anhaltspunkt fiir den Wohistand dienen. Es muss noch die Zahl und das Alter der
Haushaltsmitglieder bericksichtigt werden.

1 Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Armut und Lebensbedingungen, Ergebnisse aus ,Leben in Europa” fur Deutsch-
land 2005, Wiesbaden 2006. In der Studie wurden bundesweit rund 25.000 Personen in 13.000 Haushalten be-
fragt. Die Befragungsergebnisse der 3.300 Haushalte in Baden-Wrttemberg sind mittlerweile vom Statistischen
Landesamt aufbereitet worden.

2 Das verfugbare Haushaltseinkommen wird ermittelt, indem die Einktnfte (einschlieBlich Transferleistungen) aller
Haushaltsmitglieder addiert und davon samtliche Steuern und Sozialversicherungsbeitrdge sowie Unterhaltszah-
lungen an Dritte abgezogen werden (siehe Anhang).

-3-



Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg Kapitel 1

FUr einen 5-Person-  Tabelle 1: Relative Armut nach ,Leben in Europa” in Deutschland
en-Haushalt bedeutet EU-Definition Grenzwert Monatsein- Anteil der Bevol-
ein Haushaltseinkom- bei... des Me- kommen kerung, die
men von 2.000 Euro dians * in€* weniger Einkom-
men haben

im Monat etwas an-

. Durchschnittseinkommen 100 % 1.427 50 %
deres als fur einen Prekarer Wohlstand 70 % 999 21 %
1-Personen-Haushalt.  "Amutsgefanrdet 60 % 856 13 %
Um das Einkommen Relativ einkommensarm 50 % 714 8%
von Haushalten un- Arm 40 % 571 4%

Quelle: Statistisches Bundesamt, Leben in Europa S. 17f
* 1.427 € gleich 100% = Median des Nettodquivalenzeinkommens

terschiedlicher GréBe
und Altersstruktur
miteinander vergleichen zu kdnnen, wird in der Statistik das sogenannte aquivalisierte Haus-
haltseinkommen betrachtet.

,Dabei geht man einerseits von einer gewissen Kostenersparnis bei zunehmender Haushaltsgro-
Be aus (ein 2-Personen-Haushalt braucht z.B. nicht 2 Kihlschranke), andererseits wird das Alter
der Haushaltsmitglieder aufgrund der unterschiedlichen Aufwendungen beriicksichtigt. Die erste
Person im Haushalt erhalt ein Gewicht von 1, jede weitere Person, die 14 Jahre und alter ist 0,5
und jedes Kind unter 14 Jahren 0,3.

Jeder Person im Haushalt wird nun ein Nettoaquivalenzeinkommen zugeordnet, das sich aus
dem verfugbaren Haushaltseinkommen geteilt durch die Summe der Gewichte der Personen im
Haushalt errechnet. Damit wird das verfligbare Haushaltseinkommen dem Einkommen einer
alleinstehenden Person vergleichbar gemacht.”'

Wer ist arm? Wer ist reich?
Ist bereits die Berechnung des Nettoaquivalenzeinkommens nicht einfach, so ist die Frage, wer
arm oder reich ist, ebenfalls nicht leicht zu beantworten. Ohne eine entsprechende normative

Festlegungen, auf die man sich in - 15pale 2: Hochste Armutsrisiken? in der BRD® 2004
der Fachliteratur und in der An-

wendung geeinigt hat, ware der | Alleinlebende 16- bis 24-Jahrige wegen Ausbildung 53 %
Umgang damit willkrlich und Arbeitslose 43 %
ideologischen Auseinanderset- —

Alleinerziehende 30 %
zungen ausgesetzt.

Alleinlebende 27 %
In der Fachliteratur ist das soge- Personen ohne Schulabschluss/Berufsausbildung 26 %

nannte Medianeinkommen des

Nettodquivalenzeinkommens eine Zum Vergleich dagegen:

wichtige KenngréBe zur Kenn- Vierképfige Familie 7%

zeichnung von Einkommensun- Vollzeit erwerbstatig, Haushalt mit 2 Erwachsenen ohne

. 3%
terschieden. Es trennt die besser | Kind

Quelle: Statistisches Bundesamt: Leben in Europa

1 Pflugmann-Hohistein, B.: Lebens- und Einkommensverhéltnisse in Baden-Wrttemberg, in: Statistisches Monatsheft
Baden-Wurttemberg 3/2007, S. 42 ff.

2 D.h., hatten weniger als 60 % des Medians des Nettodquivalenzeinkommens

3 Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Armut und Lebensbedingungen, Ergebnisse aus , Leben in Europa” fur Deutsch-
land 2005, Wiesbaden 2006, S. 6
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verdienende von der schlechter

Kapitel 1

Tabelle 3: Armutsgefahrdungsgrenze in Baden-Wirttemberg

verdienenden Halfte der Bevol- 2004
keruna. Monatliches Netto-
g

Haushaltstyp dquivalenzeinkommen
In Baden-W(rttemberg lag der in Euro (einschlieBlich
Median des Nettodquivalenz- Transferleistungen)
einkommens im Jahr 2004 bei Eine Person (14 Jahre und &lter) 895
17.920 Euro pro Person und Zwei Personen (14 Jahre und &lter) 1.343
Jahr oder 1.490 Euro pro Mo- Einle Allsinerziehende/r mit Kind unter
nat. Fir das gesamte Bundes- 14 Jahre 1.164
gebiet erd ein etwas nlequge_ Zwei Personen, ein Kind unter 14 Jahre 1.611
rer Median des Nettoaquiva- : — —

) ) . Ein/e Alleinerziehende/r mit 2 Kindern unter

lenzeinkommens in Hohe von 1.432

14 Jahre
17.'123 1bZW'1 427 Euro ausge- Zwei Personen, zwei Kinder unter 14 Jahre 1.880
wiesen.

Zwei Personen, drei Kinder unter 14 Jahre 2.148
Ausgehend vom Median des Zwei Personen, zwei Kinder unter 14 Jahre, 2307
Nettodquivalenzeinkommens ein Kind 14 Jahre oder &lter '

lassen sich sowohl die Armuts-
als auch die Reichtumsgrenzen
ermitteln. In der Europaischen
Union gilt jemand als armutsgefdhrdet, dessen Nettodquivalenzeinkommen weniger als 60 %
des Medianeinkommens des jeweiligen Mitgliedstaates betragt. Diese 60 %-Grenze wird allge-
mein als Armutsgefahrdungsgrenze (oder Armutsrisikogrenze) bezeichnet. Die Festlegung die-
ser Grenze kann allerdings letztlich nicht empirisch begriindet werden. Ahnlich wie die Aquiva-
lenzgewichte handelt es sich hier um eine politische Konvention, die der Europaische Rat im Jahr
2001 beschlossen hat.?

Quelle: Statistisches Landesamt, ,,Leben in Europa 2005", PM Nr. 24, 25
vom 25.1.2007, Eigene Berechnungen

Als reich wird eine Person bezeichnet, die analog zu der oben vorgestellten Ableitung 200 %?
Uber dem genannten Medianwert liegt, das ware nach dieser Studie fur die BRD ein Nettoaqui-
valenzeinkommen von 2.854 Euro, fir Baden-Wirttemberg von 2.980 Euro pro Monat. Diese
Festlegung - betrachtet man die entsprechenden Betrdge - entspricht nicht der gangigen Vor-
stellung von Reichtum, die Schwellenwerte sind daflr zu niedrig.

Wer und wie viele sind arm?

Nach der Studie ,Leben in Europa” haben 16- bis 24-jahrige Alleinlebende mit 53 % das hochs-
te Risiko, unter diese 60 %-Einkommensschwelle zu fallen. Dies hangt mit ihrer Ausbildung, u.a.
dem Studium, zusammen. Bei dieser Zahl zeigt sich erstmals auch die subjektive Dimension von
Armut. Studierende sind zwar einkommensarm und wohnen in der Regel bescheiden, niemand
waurde sie jedoch angesichts der selbstgewahlten Situation und der Privilegien, die sie genief3en

1 Ebd.S. 43

2 Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Armut und Lebensbedingungen, Ergebnisse aus ,Leben in Europa” fur Deutsch-
land 2005, Wiesbaden 2006, S. 17

3 Deutscher Bundestag (Hrsg.): Lebenslagen in Deutschland. Zweiter Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregie-
rung, Berlin 2005 (DS 15/5015), S. 49

-5-
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(Bildung, ermaBigtes Essen, sonstige Vergunstigungen aller Art) zu den wirklich Armen zahlen,
wenn sie 895 Euro pro Monat zur Verfligung haben.

Bezogen auf Baden-Wirttemberg zeigt sich in den Auswertungen des Statistischen Landesam-
tes, dass das Armutsrisiko bei Personen im Alter zwischen 35 und 44 Jahren mit 10 % am ge-
ringsten ist. Mit zunehmendem Alter steigt die Risikoquote stetig an. Sie erlangt bei Personen,
die 65 Jahre oder alter sind, mit 19 % ihren héchsten Wert. Umgekehrt ist aber auch das Ar-
mutsrisiko von allen jungen Menschen zwischen 16 und 24 Jahren mit 17 % und bei Kindern
unter 16 Jahren von 16 % relativ hoch.'

Annahmen fiir Heidelberg

Die oben genannten Risikoquoten kénnen nicht einfach unreflektiert auf die Universitatsstadt
Ubertragen werden. Mit wie vielen Armutsgefahrdeten muss danach in Heidelberg gerechnet
werden?

Die Bevolkerungsstruktur in Heidelberg weicht deutlich vom Landesdurchschnitt oder vom Mittel
anderer GroB3stadte ab. So hatte Heidelberg etwa 2004 unter den baden-wirttembergischen
GrolB3stadten den geringsten Anteil an Sozialhilfebeziehern.

FUr eine erste Vorausschatzung wurden folgende Annahmen festgelegt: Armutsgefahrdet (60 %
des Aquivalenzeinkommens) in Heidelberg sind Bezieher/innen von Grundsicherungsleistungen
nach SGB Il (Arbeitslosengeld Il und Sozialgeld) sowie nach SGB Xl sowie rund zwei Drittel der
Personen in Wohngeldempfangerhaushalten (ohne Studierende). Unter diesen Annahmen erge-
ben sich fur Heidelberg

Werte, die alle unter den Tabelle 4: Anteil der armutsgefahrdeten Einwohner/innen in Ba-
baden-wuirttembergischen den-Wirttemberg und Heidelberg nach Altersklassen
1 (0]
QUOter.] ||egen. R.und 8 % Altersklassen Armutsgefahrdungsquote
der Heidelbergerinnen und Baden-Wiirttemberg | Schatzung Heidelberg
Heidelberger, das S|.nd rund [ inder unter 16 Jahren 165 % ¥ 15.0 %
11.600 Personen, sind da- Personen zwischen s v 707
nach schatzungsweise ar- 16 und 24 Jahren o o
mutsg.efahrdet (siehe Tabgl— ;ersoner;zw:chen 121 % ¥ 82 %
le, weitere Ausfuhrungen in 5 und 34 Jahren
. Personen zwischen o
. \ 0
Kapitel 9) 35 und 44 Jahren 9,8% 8,6 %
Personen zwischen

.. . 5 o o
W|e mlsst man Reichtum? |, oo 13,7 % v 6,0 %
Die Diskussionen zum The- Personen zwischen 1509 ¥ 90
ma Reichtum sind haufig 55 und 64 Jahren - -
ideologiebesetzt und beru- Eﬁ;s;';;“ 65 Jahre 18.8 % ¥ 6.0 %
hen wegen der schwierigen
Datenlage haufig auf Spe- Durchschnitt 15,0 % (12 %**) 8,1%
kulationen. Dies gilt vor Quelle: Statistisches Landesamt/eigene Berechnungen * bezogen auf Aquiva-

lenzeinkommen von 895€ im Monat
** bezogen auf den BRD Wert von 856 € im Monat

allem auf der Ebene von
Kommunen, da es von we-

1 Pflugmann-Hohlstein, B.: Lebens- und Einkommensverhaltnisse in Baden-Wrttemberg, in: Statistisches Monatsheft
Baden-Wurttemberg 3/2007, S. 44
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nigen Ausnahmen abgesehen keine entsprechende Statistik gibt. Die Definition von Reichtum ist
dementsprechend schwierig.

Reichtum wie auch Armut werden in den meisten Analysen als relative GréBen innerhalb von
Verteilungsstrukturen definiert. Obwohl der in der Studie , Leben in Europa” festgelegte Schwel-
lenwert nicht dem gdngigen Verstandnis von Reichtum entspricht, wird dieser in der vorliegen-
den Studie aus pragmatischen Griinden zur Reichtumsmessung herangezogen: Danach sind
Personen, die Uber ein Nettoaquivalenzeinkommen von 200 % Uber dem Medianwert verfa-
gen, reich.

Wie viele Personen (Haushalte) in Heidelberg reich sind, ist wegen fehlender Statisti-
ken auch schatzungsweise nicht zu beantworten.

Die wenigen Datenquellen, die fur kreisfreie Stadte vorliegen, erfassen im Hinblick auf eine fun-
dierte Analyse die Einkommenskomponenten nicht vollstandig. So ist z.B. die Einkommenssteu-
erstatistik mit einem von steuerrechtlichen Tatbestdanden gepragten Einkommensbegriff nur be-
grenzt geeignet, den Personenkreis abzugrenzen, der nach dem oben genannten Schwellenwert
reich ist. Das gilt auch fur die Einkommens- und Verbraucherstichprobe (monatliches Nettoein-
kommen) mit Hilfe des Mikrozensus, in der hohe Nettoeinkommen nicht enthalten sind.

Das sozio-6konomische Panel des Deutschen Instituts fur Wirtschaftsforschung, das das Haus-
halts-Nettoeinkommen durch Selbsteinschatzung ermittelt, ist wegen seines geringen Stichpro-
benumfangs (rund 7.000 Haushalte) fir den vorliegenden Bericht ungeeignet, da regionale
Auswertungen nicht méglich sind.

Der Prasident des Statistischen Bundesamtes bringt die Problematik auf den Punkt: , Einer statis-
tischen Erfassung des Einkommens und Vermdgens der sehr reichen Haushalte sind enge Gren-
zen gesetzt. Wegen der hohen Streuung des Einkommens bzw. des Vermdgens sind hier Stich-
proben kaum maoglich, auBerdem ist die Auskunftsbereitschaft in diesem Segment sehr ge-
ring.”’

1.2 Immaterielle Armut - Lebenslagenansatz

Armut und Reichtum kénnen nicht allein an der Verteilung materieller Ressourcen wie etwa der
(ungleichen) Einkommensverteilung festgemacht werden. Sie manifestieren sich auch in indivi-
duellen und kollektiven Unterversorgungslagen in zentralen Lebensbereichen wie z.B. Arbeit,
Bildung, Wohnen, Gesundheit.

Armut und Reichtum werden auch als Pole einer Bandbreite von Teilhabe- und Verwirklichungs-
chancen verstanden. Armut ist hiernach gleichbedeutend mit einem Mangel an Teilhabe- und
Verwirklichungschancen, Reichtum mit einem hohen MaB an Verwirklichungschancen in den
verschiedensten Lebensbereichen.?

1 Landeshauptstadt Stuttgart, Sozialamt (Hrsg.): Armut in Stuttgart, Stuttgart 2000, S. 32ff.

2 Ausfihrlicher werden die verschiedenen Herangehensweisen im Bericht: ,Lebenslagen in Deutschland. Zweiter
Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung” dargestellt.
Deutscher Bundestag (Hrsg.): Lebenslagen in Deutschland. Zweiter Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregie-
rung, Berlin 2005 (DS 15/5015), S. 13 ff.
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Da der sogenannte Lebenslagenansatz den vielschichtigen Dimensionen von Armut mehr ge-
recht wird als der Ressourcenansatz, baut der vorliegende Bericht in seiner Gliederung darauf
auf. Damit orientiert sich die Stadt Heidelberg an den Empfehlungen einer vom Bundesfamili-
enministerium initiierten Studie zur Entwicklung eines lebenslagen- und haushaltsbezogenen
Datenmodulsystems zur Qualifizierung von kommunalen Armuts- und Sozialberichterstattungs-
vorhaben (ELHDAMO) ' sowie an dem zweiten Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregie-
rung von 2005.?

Zur Umsetzung dieses Ansatzes wurden zundchst die zu betrachtenden Lebenslagendimensio-
nen mit ihrer Vielzahl von Merkmalen definiert. AnschlieBend wurden quantitative Daten aus-
gewahlt, die Uber die verschiedenen Lebenslagendimensionen zuverlassig Auskunft geben kén-
nen. Dies fihrt dazu, dass z.B. das Thema ,, Arbeitslosigkeit” nicht als Einzelthema, sondern
mehrfach innerhalb der einzelnen Lebenslagen abgehandelt wird.

Gefragt wird beim Lebenslagenansatz nicht allein nach den verfligbaren materiellen Ressourcen,
die ein bestimmtes Versorgungsniveau ermoglichen, sondern nach der tatsachlichen Versor-
gungslage von Haushalten und sozialen Gruppen in zentralen Lebensbereichen. Menschen in
Armut leben nicht nur in einer problematischeren Finanzsituation, sondern zugleich (und zu-
meist in der Folge) auch in einer nachteiligen Wohn-, Gesundheits- oder Bildungssituation. Ihre
Lebensqualitat wird in vielerlei Hinsicht beeintrachtigt. Mit ,,arm sein” ist hier in einem umfas-
senden Sinne ,arm dran sein” gemeint. Fir Armut gibt es viele Griinde, auf die eine Politik ge-
gen Armut auch entsprechend differenziert antworten muss.?

Der Lebenslagenansatz zeichnet sich dadurch aus, dass er materielle Dimensionen wie Einkom-
men und Vermogen und immaterielle Dimensionen wie die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben
integriert. Im Gegensatz zum Ressourcenansatz, der das Vorhanden- bzw. Nichtvorhandensein
von 6konomischen Ressourcen fir allein wesentlich halt, sieht der Lebenslagenansatz nicht die
verflgbaren Ressourcen, sondern die tatsachliche Versorgungssituation in ausgewahlten Le-
bensbereichen als entscheidend an. Man kann demnach die Lebenslage auch als Resultat der
Ressourcenverwendung betrachten. Armut ist in diesem Zusammenhang als Unterversorgung in
zentralen Lebenslagen, also als Komplex vielfaltiger sozialer Deprivation zu verstehen.

In der Fachliteratur besteht keine Einigkeit dartber, welches die fur Armut und Reichtum als
zentral zu erachtenden Lebenslagendimensionen sind. Finanzsituation, Wohnen, (Erwerbs-) Ar-
beit, Gesundheit, Bildung und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben werden tUberwiegend als
entscheidend erachtet. Kein Konsens besteht auch bei der Frage, ob eine bloBe Zusammenstel-
lung der auBeren Lebensbedingungen gendgt, um die Lebenslage einer Person hinreichend zu

1 Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.) : Entwicklung eines lebenslagen- und haus-
haltsbezogenen Datenmodulsystems zur Qualifizierung von kommunalen Armuts- und Sozialberichtserstattungs-
vorhaben (ELHDAMO), GieBen 2005, S. 102 ff. Die Studie wurde unter der Leitung von Frau Prof. D. Uta Meier-
Grawe durch die Universitat GieBen durchgefthrt und im Marz 2005 abgeschlossen.

2 Deutscher Bundestag (Hrsg.): Lebenslagen in Deutschland. Zweiter Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregie-
rung, Berlin 2005 (DS 15/5015), S. 49

3 Landeshauptstadt Stuttgart, Sozialamt (Hrsg.): Armut in Stuttgart, Stuttgart 2000, S. 215
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beschreiben. Es wird in diesem Zusammenhang immer wieder darauf hingewiesen, dass die du-
Beren Umstande subjektiv unterschiedlich wahrgenommen und bewertet werden kénnen.'

1.3 Ziel und Aufbau des Berichts

Ziel des vorliegenden Berichts ist es, Uber die aktuelle soziale Lage in Heidelberg, differenziert
nach sozialen Gruppen und Stadtteilen Aufschluss zu geben. Grundlage hierftr sind im ersten
Schritt aufbereitete statistische Daten und die Auswertung vorliegender Berichte, Gemeinderats-
drucksachen und Umfragen (Kapitel 1 bis 10). In Kapitel 11 kommen Betroffene zu Wort und in
Kapitel 12 schildern Heidelberger Institutionen ihre Sichtweise. So werden auch Zusammenhan-
ge jenseits der Statistiken deutlich.

Der Bericht hat die Funktion,

e Start-/Modellbericht fur eine kontinuierliche Berichterstattung tber die soziale Lage in Hei-
delberg (Abstand 3 Jahre ) zu sein,

e Filr das Thema Armut in einer scheinbar reichen Stadt zu sensibilisieren,

e Als Grundlage fur politische Entscheidungen zu dienen, um stadtteilspezifische MaBnahmen
und Angebote zu entwickeln,

e Neue Armutsrisiken zu ermitteln und friihzeitig auf entstehende Gefahrdungen hinzuweisen,

e Datenllcken zu identifizieren.

Berichtsaufbau

Der Bericht wird anhand der Lebenslagen Biographische Situation, Einkommenslage, Erwerbssi-
tuation, Bildung, Wohnen, Hausliche Sicherheit und Gesundheit gegliedert, fur die dann jeweils
unterschiedliche soziale Gruppen untersucht werden, soweit die Datenlage es jeweils erlaubt.

Fragestellung WIE VIELE? ? SEIT WIE STEHT
WANN? HEIDELBERG

IM VERGLEICH
WIE DA?
LANGE?

Soziale Gruppen Quantitative Raum Zeit Ranking

Dimension

Dimension Lebenslage

Auspragungen Biographische

Deutsche/Aus- e Absolut e Stadt s Zeitreihe Heidelberg
lander/Migranten

Situation " + Relativ e Stadtteile '@ Dauer ¢ Im Landes-

e Manner/Frauen
Erwerbssituation i 3 vergleich

e Haushaltsstruktur | ® Dichtewerte o Stadt 9
Einkommen - Allein Erziehende viertel ¢ Im Stadtever-
Bi|dung - HH mit Kindern u.s.w. gleich
Wohnsituation | Altersstruktur « Im Bundes-

. . - Kinder und Jugend- ;

Héusl. Sicherheit liche vergleich
Gesundheit - Alte Menschen u.s.w.

¢ Familienstand

* Menschen mit
Behinderung

Quantitative und qualitative Daten (Interviews)

1 ELHDAMO a.a.0.; S. 103
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Die vollstandige Ubersicht der Fragestellungen und Auswertungsdimensionen ist der vorange-
henden Ubersicht zu entnehmen. Eine Auswertung auf Stadtteil- bzw. Stadtviertelebene soll
Hinweise dartber geben, inwieweit sich soziale Ungleichheiten im Stadtraum widerspiegeln.

In den Kapiteln 9 und 10 wird eine Bilanz gezogen, d.h. die verschiedenen Lebenslagen werden
Uberlagert und nach sozialen Gruppen zusammengefasst. Damit sollen auch Haufungen von
Problemlagen bei bestimmten sozialen Gruppen aufgezeigt werden.

Aus Grunden der Vergleichbarkeit der Heidelberger Zahlen mit den anderen Stadtkreisen Baden-
Warttembergs wurde einheitlich - sofern nicht anders angegeben - die amtliche Einwohnerzahl
des Statistischen Landesamtes zugrunde gelegt.

Auf die Gruppe der in Heidelberg lebenden Studierenden wird nicht vertiefend eingegangen.
Hier wird auf die regelméaBigen Untersuchungen des Studentenwerks verwiesen.

Projektorganisation

Die Berichterstellung wurde von einem Arbeitskreis unter der Leitung von Blrgermeister

Dr. Gerner begleitet. Dort waren neben den Geschaftsflihrer/innen der Liga der Freien Wohl-
fahrtspflege, einem Vertreter der Bundesagentur fur Arbeit sowie der GGH und der Vorsitzen-
den des Auslanderrats / Migrationsrats, einer Vertreterin aus den Reihen der Behinderten auch
das Amt fUr Soziales und Senioren, das Kinder- und Jugendamt, das Blirgeramt und das Amt fur
Chancengleichheit vertreten. Die Geschaftsfihrung lag beim Amt fir Stadtentwicklung und
Statistik.

Weiteres Vorgehen
Es ist geplant, dass aufbauend auf diesem Status-Bericht in einem zweiten Schritt verwaltungsin-
tern ein Handlungskonzept mit konkreten MaBnahmen erarbeitet wird.

» Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Armut und Lebensbedingungen, Ergebnisse

® aus ,Leben in Europa” fur Deutschland 2005, Wiesbaden 2006
(siehe: http://www.destatis.de)
l » Deutscher Bundestag (Hrsg.): Lebenslagen in Deutschland. Zweiter Armuts- und

Reichtumsbericht der Bundesregierung, Berlin 2005 (DS 15/5015)
(siehe: http://www.dip.bundestag.de)

» Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.) : Entwick-
lung eines lebenslagen- und haushaltsbezogenen Datenmodulsystems zur Qua-
lifizierung von kommunalen Armuts- und Sozialberichtserstattungsvorhaben
(ELHDAMO), GieBen 2005 (siehe: http://www.bmfsfj.de)

» Pflugmann-Hohlstein, B.: Lebens- und Einkommensverhaltnisse in Baden Wurt-
temberg, in: Statistisches Monatsheft Baden-Wurttemberg 3/2007

» Statistisches Landesamt Baden-Wurttemberg (Hrsg.): Pressemitteilung vom
25.01.2007 — Nr. 025, ,, 1,5 Millionen Menschen in Baden-Wurttemberg von
relativer Armut betroffen”
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2 Einwohner- und Haushaltsstruktur Heidelbergs

2.1 Einwohnerstruktur

Die Universitatsstadt Heidelberg ist die fiinftgroBte Stadt in Baden-Wirttemberg. Ende 2005
hatte sie rund 143.000 Einwohner. Davon waren rund 75.500 Frauen und knapp 67.500 Man-
ner. Der Frauenanteil betrug damit 52,8 %. Rund 38.600 Einwohner (27 %) hatten einen Migra-
tionshintergrund', darunter knapp 24.000 Personen (16,7 %) mit einem auslandischen Pass.

Tabelle 5: Einwohner in Heidelberg am 31.12.2005 nach Altersklassen und Geschlecht

Einwohner 2005
Méannlich Weiblich Insgesamt
Altersklassen Anteil Anteil
an allen |an Alters- an allen |an Alters-
Mannern | klasse Frauen klasse
abs. in % in % abs. in % in % abs. in %

Unter 10 Jahre 5.534 8,2 51,1 5.294 7,0 48,9 10.828 7,6
10 bis 14 Jahre 2.764 4.1 51,5 2.599 3,4 48,5 5.363 3,8
15 bis 17 Jahre 1.799 2,7 51,1 1.722 2,3 48,9 3.521 2,5
18 bis 24 Jahre 6.891 10,2 42,3 9.407 12,5 57,7 16.298 11,4
25 bis 64 Jahre 41.535 61,5 49,4 | 42.552 56,4 50,6 84.087 58,8
65 bis 79 Jahre 7.410 11,0 43,3 9.702 12,8 56,7 17.112 12,0
80 Jahre und é&lter 1.549 2,3 26,8 4.235 5,6 73,2 5.784 4,0
Insgesamt 67.482 100,0 47,2 | 75.511 100,0 52,8 | 142.993 100,0

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg

Heidelberg ist eine vergleichsweise junge Stadt. Das Durchschnittsalter lag 2005 bei 40,9 Jahren.
Fast jede/r Vierte ist junger als 25 Jahre, was an der hohen Zahl an Studierenden liegt. An den
Heidelberger Hochschulen studierten im Wintersemester 2005/2006 rund 33.600 junge Men-
schen, schatzungsweise ein gutes Drittel von ihnen wohnte auch in Heidelberg, d.h. etwa
12.000 Studierende, darunter etwa 3.500 auslandische.

Alter als 64 ist in Heidelberg jede/r Sechste (22.900 Personen). 60 % der Heidelberger Einwoh-
ner sind im erwerbsfahigen Alter zwischen 18 und 64 Jahren (84.100 Personen).

Tabelle 6: Einwohner in Heidelberg am 31.12.2000 und am 31.12.2005 nach
Altersklassen

Altersklassen Einwohner 2000 Einwohner 2005 Differenz 2000/2005
Absolut In % Absolut In % Absolut In %
Unter 10 Jahre 11.469 8,2 10.828 7,6 -641 -5,6
10 bis 14 Jahre 5.725 4.1 5.363 3,8 -362 -6,3
15 bis 17 Jahre 3.190 2,3 3.521 2,5 331 10,4
18 bis 24 Jahre 14.932 10,6 16.298 11,4 1.366 9,1
25 bis 64 Jahre 83.753 59,7 84.087 58,8 334 0,4
65 bis 79 Jahre 16.136 11,5 17.112 12,0 976 6,0
80 Jahre und alter 5.054 3,6 5.784 4,0 730 14,4
Insgesamt 140.259 100,0 | 142.993 100,0 2.734 1,9

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-W(rttemberg

1 Vgl. hierzu die Erlauterungen in Kap. 2.3.1

-11 -



Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg Kapitel 2

Bei den Kindern und Jugendlichen gab es jeweils etwas mehr mannliche als weibliche Einwoh-
ner, ab 18 Jahren dominieren jedoch die Frauen. Besonders groB ist der Frauentberhang bei den
Uber 64-Jahrigen: Sechs von zehn Personen in dieser Altersklasse sind weiblich. In der Gruppe
der Hochbetagten, die 80 Jahre und alter sind, stellen die Seniorinnen sogar fast drei Viertel.
Auch in der stark von Studierenden und Auszubildenden gepragten Altersklasse der 18- bis 24-
Jahrigen ist der Frauenanteil mit 57,7 % sehr hoch.

Ende 2005 lebten rund 2.700 Personen mehr in Heidelberg als im Jahr 2000. Dies entspricht
einer Zunahme um 2 % in diesem Flnfjahreszeitraum. Am gréBten war der Zuwachs bei den
18- bis 24-Jahrigen mit einem Plus von fast 1.400 Personen. Dies entspricht einer Steigerung von
9,2 %. Die Zahl der Hochbetagten ab 80 Jahren und alter ist gegenlber den anderen Alters-
gruppen prozentual am starksten angestiegen. Der Zuwachs um rund 700 Personen in wenigen
Jahren entspricht einem Plus um 14,4 %. Die Gruppe der sogenannten Jungen Alten zwischen
65 und 79 Jahren hat sich um knapp 1.000 Personen (+ 6,1 %) erhoht.

Die polare, gegensatzliche Entwicklung von Alt und Jung ist in der Universitatsstadt deutlicher
als in vielen anderen Stadten. Sie driftet progressiv auseinander. Sowohl die schwachen Geburts-
jahrgange als auch die Abwanderung junger Familien haben dazu gefihrt, dass die Zahl der
Kinder unter 15 Jahren stark zuriickgegangen ist. So lebten Ende 2005 1.000 Kinder weniger in
Heidelberg als noch funf Jahre zuvor. Dies entspricht einer Abnahme um 5,8 %.

Die 14 Heidelberger Stadtteile haben aufgrund ihrer unterschiedlichen Siedlungsflache sowie
Boden- und Mietpreisdifferenzen starke Unterschiede in der EinwohnergréBe und -struktur. Der
einwohnerstarkste Stadtteil Handschuhsheim mit rund 18.500 ist nahezu sechs mal gréBer als
der einwohnerschwachste, Schlierbach mit rund 3.400 Einwohnern. Im nordlichsten Stadtteil
Heidelbergs lebten 12,9 %, im 6stlichsten nur 2,4 % aller Heidelberger Einwohner. Vom Image
her liegen sie nahezu gleichauf. An zweiter Stelle steht Kirchheim mit Gber 16.600 Einwohnern
(11,6 %), gefolgt von
Rohrbach mit rund
15.000 Einwohnern

Tabelle 7: Einwohner in Heidelberg am 31.12.2005 nach Stadtteilen
und Geschlecht

(10,5 %). Stadtteil Einwohner insgesamt
Absolut Weiblich Mannlich

. Absolut In % Absolut in %
In allen Staditteilen stel- e 3443 | 1739 | 505 1704 | 495
len die Frauen die Altstadt 11.526 5.920 51,4 5.606 48,6
Mehrheit. Den hchs-  |Bergheim 6.902 3.543 51,3 3.359 487
: . |Weststadt 13.540 7.111 52,5 6.429 47,5
ten Fraue,nan_t,e'l hat mit Sudstadt 4.447 2.460 55,3 1.987 447
55,3 % die Sudstadt,  |Ronrbach 15.017 | 7.976 | 531 7.041 46,9
dicht gefolgt von Hand- |Kirchheim 16.635 8.795 52,9 7.840 471
schuhsheim und Neu- Pf:affe-ngrund 7.764 4.032 51,9 3.732 48,1
. .~ |Wieblingen 10.356 5.273 50,9 5.083 49,1
enheim. Am ausgegli-  |a dschuhsheim | 18.504 | 10208 | 552 8296 | 448
chensten ist das Ge- Neuenheim 13.833 7.498 54,2 6.335 458
schlechterverhaltnis in Boxberg 4.365 2.336 53,5 2.029 46,5
. L Emmertsgrund 6.978 3.639 52,1 3.339 47,9
Schlierbach mit einem | 7jc o lhausen 9.683 4.981 51,4 4.702 48,6
Frauenanteil von Gesamtstadt 142.993 | 75.511 52,8 67.482 472

50,5 %.

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg
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Jeder sechste Heidelberger
Einwohner (ca. 24.000 Ein-
wohner) hat keinen deutschen
Pass. Die Wohnorte der aus-
landischen Einwohner verteilen
sich wegen der Mietpreisunter-
schiede jedoch nicht gleichma-
Big Uber das Stadtgebiet. Den
hdchsten Auslanderanteil hat
Bergheim mit 24,8 %. Auch in
der Altstadt (22,4 %) und auf
dem Emmertsgrund (22,2 %)
ist er deutlich Gberdurch-
schnittlich. In Ziegelhausen
waren hingegen nur 11 %
aller Einwohner/innen Auslan-
der.

Abbildung 1: Anteil der Auslander an den Einwohnern in Hei-
delberg am 31.12.2005 nach Stadtteilen

Ziegelhausen
Schlierbach
Pfaffengrund
Wieblingen
Handschuhsheim
Weststadt
Neuenheim
Kirchheim
Heidelberg
Sudstadt
Rohrbach
Boxberg
Emmertsgrund
Altstadt

Bergheim

11,0
12,4
13,7
13,8
14,1
14,9
16,0
16,6
16,7
16,7
18,6
19,7
22,2
22,4
24,8
5,0 10,0 15,0 20,0 25,0 30,0

Auslanderanteil

Quelle: Statistisches Landesamt, eigene Berechnung

Auf das Thema Migrantinnen und Migranten wird im nachfolgenden Kapitel 2.3 genauer einge-

gangen.

Abbildung 2: Einwohner in Heidelberg nach Stadtteilen und Altersklassen am 31.12.2005
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Quelle: Statistisches Landesamt, eigene Berechnung

Altstadt |

Bergheim
Neuenheim

Anteil der 10- bis 17-Jahrigen

::I 4,6

3,7

4.4

15,1

Handschuhsheim :
Stidstadt |

Heidelberg

Rohrbach :

Pfaffengrund

Ziegelhausen :

Boxberg

Wieblingen :

Schlierbach

Kirchheim |

Emmertsgrund

Altstadt
Weststadt
Bergheim
Neuenheim
Schlierbach
Heidelberg
Emmertsgrund
Kirchheim
Handschuhsheim
Sudstadt
Wieblingen
Rohrbach
Ziegelhausen
Pfaffengrund
Boxberg

-13 -

15,7

15,9

16,2

16,4

16,5

16,9

17,1

17,2
17,5

1 7,8

11,1

0,0

4,0 6,0 8,0 10,0
Anteil an den Einwohnern in Prozent

2,0 12,0

Anteil der 65-Jahrigen und élteren

10,7
1,7
12,0
14,6
14,8

o
N ©

Anteil an den Einwohnern in Prozent



Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg Kapitel 2

Auch hinsichtlich der Altersstruktur der Einwohner/innen unterscheiden sich die einzelnen Stadt-
teile erheblich. So lebten auf dem Emmertsgrund im gesamtstadtischen Vergleich die meisten
Kinder und Jugendlichen. Jeder finfte Einwohner war dort Ende 2005 minderjahrig, darunter
10,1 % jinger als 10 Jahre und 11,1 % zwischen 10 und 17 Jahre. Ebenfalls deutlich Uber-
durchschnittliche Anteile an Kindern und Jugendlichen weisen Wieblingen, Kirchheim, Schlier-
bach und der Boxberg auf.

Der Gegenpol zum Emmertsgrund ist die Altstadt. Sie hatte 2005 den niedrigsten Anteil an Kin-
dern und Jugendlichen unter allen Stadtteilen. Nur 5,7 % waren dort unter 10 Jahre und nur
3,7 % zwischen 10 und 17 Jahre alt. Weniger Kinder und Jugendliche als im Heidelberger Mittel
leben noch in Bergheim, der Stdstadt, in Neuenheim und in Handschuhsheim, alles Stadtteile
mit einer progressiven Mietpreisentwicklung.

Beim Seniorenanteil stechen besonders der Boxberg und der Pfaffengrund hervor. Dort ist jeder
vierte Einwohner tber 64 Jahre alt. Die Altstadt nimmt auch in dieser Altersklasse den letzten
Rangplatz ein. Nur rund 11 % ihrer Einwohner gehéren dort zu dieser Altersgruppe.

2.2 Haushaltsstruktur

Schatzungsweise wohnten Ende 2005 rund 79.400 Haushalte in Heidelberg. Deren Struktur
wird einschlieBlich Partnerschaften (Ehen ohne Trauschein) und Wohngemeinschaften von Ein-
personen-Haushalten gepragt. Somit ist faktisch nicht jeder ein Single. Uber 60 % der Heidel-
bergerinnen und Heidelberger leben alleine oder in sogenannten nichtehelichen Lebensgemein-
schaften. Ein knappes Viertel (23,2 %) sind Mehrpersonenhaushalte ohne Kinder (18.400 Haus-
halte). Lediglich in 16 von 100 Haushalten (12.900 Haushalte) leben Kinder unter 18 Jahren.
Unter ihnen Gberwiegen

jene mit einem Kind.
Abbildung 3: Haushaltsstruktur insgesamt in Heidelberg am

Zwischen den Stadtteilen
bestehen erhebliche Un-
terschiede in den Haus-
haltstrukturen. So lebt
auf dem Emmertsgrund
in fast jedem dritten
Haushalt mindestens ein
Kind oder Jugendlicher
unter 18 Jahren. Auch
auf dem Boxberg

(23,9 %) und in Kirch-
heim (23,1 %) haben die
Haushalte mit Kindern im
Vergleich zum stadtischen
Mittel einen weit Gber-

durchschnittlichen Anteil. Negativ vom Mittelwert sind alle innerstadtischen Stadtteile einschlieB-
lich der Sidstadt sowie Neuenheim und Handschuhsheim platziert. In der Altstadt haben etwa

31.12.2005
Haushalte mit 2
und mehr
Kindern
)
Haushalte mit
einemKind — 6.000

8,7%

18.400

Mehrpersonen-
haushalte ohne/
Kinder
23.2%

Quelle: Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen
Grafik: Amt fur Stadtentwicklung und Statistik

Haushalte insgesamt:
79.348

Einpersonen-
haushalte

60,6%

nur 8 von 100 Haushalten Kinder, in Bergheim oder in Neuenheim nur 11 von 100.
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Abbildung 4: Anteil der Haushalte mit Kindern an den Haushalten
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Abbildung 5: Anteil der Alleinerziehenden an der Anzahl aller
Haushalte in den Heidelberger Stadtteilen 2005
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Abbildung 6: Anteil der Alleinerziehenden an der Anzahl der
Haushalte mit Kindern unter 18 Jahren in den Hei-
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Quelle: Statistisches Landesamt, eigene Berechnung
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Kinderreich, das heil3t nach
der gangigen Definition ein
Haushalt mit 3 und mehr
Kindern unter 18 Jahren,
sind im stadtischen Mittel
knapp 12 % der Haushalte
mit Kindern. Kinderreich-
tum beginnt demnach in
der Universitatsstadt mit
der unter allen 439 Stadt-
und Landkreisen niedrigs-
ten Geburtenrate bei 2
Kindern unter 18 Jahren.

Von dem oben genannten
Mittelwert weichen nur
zwei Stadtteile polar ab.
Auf dem Emmertsgrund
stellen die Kinderreichen
22 % der Haushalte mit
Kindern, in der Altstadt
dagegen nur 8,2 %.

Anteil der Alleinerzie-
henden an den Haushal-
ten mit Kindern

In fast 4.000 Haushalten
gab es Ende 2005 nur ei-
nen Erziehungsberechtig-
ten. Dies entspricht einem
Anteil von 5 % von allen
Haushalten. Unter den
Haushalten mit Kindern
stellen die Alleinerziehen-
den immerhin fast ein Drit-
tel (30,5 %). Dies gilt bis
auf den Emmertsgrund
nahezu unabhdngig davon,
ob in einem Stadtteil Gber-
durchschnittlich viele Fami-
lien mit Kindern wohnen
oder nicht. So sind in der
Altstadt, dem Stadtteil mit
dem geringsten Anteil an
Haushalten mit Kindern
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(8,2 %), 41,2 % alleinerziehend. Dies liegt zum Teil daran, dass dort besondere Wohnangebote
fur alleinstehende Mutter bestehen. Auch in Bergheim und in der Weststadt sind Gber ein Drittel
der Haushalte mit Kindern alleinerziehend. Von den Alleinerziehenden sind etwa 75% Frauen.

Von der biographischen Situation betrachtet unterliegen vor allem kinderreiche Familien und
Alleinerziehende einem erhdéhten Armutsrisiko.

2.3 Migrantinnen und Migranten in Heidelberg

Der zweite Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung zeigt eindrucksvoll wie sehr die
soziale Lage der hier lebenden Biirger/innen vom Migrationshintergrund bestimmt wird. Dabei

geht es nicht nur um Ausldnder/innen, sondern auch um jene, die inzwischen einen deutschen

Pass haben. Das folgende Kapitel versucht eine Annaherung an die biographische Situation der
Migrantinnen und Migranten in Heidelberg.

2.3.1 Wer zahlt zu den Personen mit Migrationshintergrund?

Bis in die jungste Vergangenheit wurden in der Fachliteratur und in den einzelnen Kommunen
die Begriffe und Abgrenzung von Migranten und Personen mit Migrationshintergrund unter-
schiedlich verwendet. Erst seit 2005 liegt vom Statistischen Bundesamt eine offizielle Definition'
vor, die im Folgenden ungekirzt wiedergegeben wird:

.Zu den Menschen mit Migrationshintergrund zahlen alle nach 1949 auf das heutige Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland Zugewanderten, sowie alle in Deutschland geborenen Auslander
und alle in Deutschland als Deutsche Geborenen mit zumindest einem zugewanderten oder als
Auslédnder in Deutschland geborenen Elternterl”.

Dies bedeutet, dass neben den Auslanderinnen und Ausléandern in Deutschland geborene Deut-
sche einen Migrationshintergrund haben kénnen, etwa als Kinder von Spataussiedlern, als ius
soli-Kinder auslandischer Elternpaare? oder als Deutsche, bei denen zumindest ein Elternteil ei-
nen Migrationsstatus hat. Der Migrationshintergrund der Kinder leitet sich dann ausschlieBlich
von den Eltern her ab. Die Betroffenen kénnen diesen Migrationshintergrund aber nicht an ihre
Nachkommen in der 2. und 3. Generation ,vererben”. Dies ist dagegen durchweg bei den Zu-
gewanderten und den in Deutschland geborenen Auslandern und Ausldanderinnen der Fall. Nach
den heutigen ausléanderrechtlichen Vorschriften umfasst diese Definition bei Auslandern somit
auch Angehdrige der 1. bis 3. Migrantengeneration.

Die Definition ist weiterhin sperrig und hat Starken und Schwachen. Sie , hat den groBBen Vorteil,
dass sie Uberschneidungsfrei ist, das heil3t eine Person kann nur zu einer der genannten Grup-
pen zahlen. Sie hat aber auch den Nachteil, dass sie nur wenige Hinweise auf die kulturellen und
ethnischen Hintergriinde sowie die traditionsbestimmten Verhaltensweisen der so definierten
Personengruppen gibt. ">

1 Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Fachserie 1 Reihe 2.2 Bevolkerung und Erwerbstatigkeit. Bevolkerung mit Migra-
tionshintergrund — Ergebnisse des Mikrozensus 2005, Wiesbaden 2007, S. 6

2 Kinder von Ausléandern, die in der BRD geboren wurden (ius soli = lateinisch, Recht des Bodens, d. h. Geburtsort-
prinzip)

3 Walla, W.: Migranten in Baden-Wurttemberg, in: Der Blrger im Staat, Heft 4, 2006, S. 248
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Personen mit Migrationshintergrund

A. Auslander

A1 Zugewanderte Auslander

Ausléander der 1. Generation

A.2  In Deutschland geborene Auslander

Auslander der 2. und 3. Generation

B. Deutsche mit Migrationshintergrund
B.1 Zugewanderte Deutsche mit Migrationshintergrund

Zugewanderte Deutsche ohne Einburgerung (Spataussiedler)
Eingebirgerte mit eigener Migrationserfahrung

B.2 Nicht zugewanderte Deutsche mit Migrationshintergrund

Eingebdirgerte nicht zugewanderte Auslander (Deutsche auslandischer Her-
kunft)

Kinder zugewanderter Spataussiedler

Kinder zugewanderter oder in Deutschland geborener eingeburgerter aus-
landischer Eltern

Kinder auslandischer Eltern, die bei Geburt zusatzlich die deutsche Staats-
angehorigkeit erhalten haben (ius soli)

Kinder mit einseitigem Migrationshintergrund, bei denen nur ein Elternteil
Migrant oder in Deutschland geborener Eingebirgerter oder Auslander ist.

Quelle: Walla, W.: Migranten in Baden-Wurttemberg, in: Der Blrger im Staat, Heft 4, 2006, S. 247

Die in der Definition verwendeten Merkmale sind nicht unmittelbar aus dem Einwohnermelde-
wesen statistisch ableitbar und mussen somit teilweise geschatzt werden. Unter Kommunalsta-
tistikern wird derzeit diskutiert, wie diese Angaben zumindest ndherungsweise ermittelt werden
kdnnen. Noch gibt es keinen einheitlichen Weg, die Fachdiskussion steht hier noch am Anfang.

Angesichts der komplexen Definition darf es nicht verwundern, dass bisher keine Kommune in
Deutschland absolut exakte Angaben Uber die am Ort lebenden Menschen mit Migrationshinter-
grund machen kann. Wenn Informationen vorliegen, beruhen sie auf Schatzungen oder sind
Umfrageergebnisse speziell zu diesem Thema. Ausgewahlte groBere GroBstadte kénnen dabei
auch auf den Mikrozensus von 2005 zurickgreifen, der die oben genannten Merkmale erhoben
hat. Fur kleinere (GroB-)Stadte wie Heidelberg liegen nur Spannbreiten vor, wie untenstehende
Tabelle zeigt. Die entsprechenden Angaben beruhen weitgehend auf der Auswertung der regio-
nalisierten Daten in den nachfolgend aufgefihrten Karten.
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Tabelle 8: Ergebnisse des Mikrozensus 2005
Von je 100 Einwohnern waren 2005 ...
Bundes- Baden- Heidelberg Heidelberg Einwohner
republik Wirttemberg (Mikrozensus (eigene Be- Heidelberg
Deutschland 2005) rechnungen) 31.12.2005
Personen ohne Migra- 81 75 70 - 80 73* 104.500*
tionshintergrund
Personen mit Migrat- 19 25 20 - 30 27+ 38.500*
onshintergrund
Davon Deutsche 10 13 10-15 10* 14.600*
Auslander/innen 9 12 10- 15 17 23.800

Quelle: Mikrozensus 2005, Statistisches Bundes- und Landesamt, eigene Berechnungen ( *Schatzwerte)

Im Landesvergleich stellen sich die Ergebnisse
kartografisch wie folgt dar:

Danach hat Heidelberg wie Freiburg und
Baden-Baden nach dem Mikrozensusergebnis
flr 2005 einen Migrantenanteil, der unter
dem der kreisfreien Stadte im Land liegt. Er
entspricht demjenigen von zahlreichen Land-
kreisen in Baden-Wirttemberg. Ahnlich ver-
halt es sich mit dem Auslanderanteil. Nur
beim Anteil Deutscher mit Migrationshin-
tergrund gleicht Heidelberg den anderen
Oberzentren der Metropolregion sowie
Stuttgart und Freiburg. Auch sie haben im
Gegensatz zu den Ubrigen kreisfreien Stadten
alle einen unter 15 liegenden Prozentanteil.

Die eigenen Berechnungen zur Altersstruktur
zeigen deutliche Unterschiede zwischen den

verschiedenen Einwohnergruppen wie nach-
folgende Tabelle zeigt. Unter den Deutschen
mit Migrationshintergrund ist der Anteil der

unter 10-Jahrigen am héchsten (14,3 %) im

Vergleich zu den anderen Gruppen, bei den

Auslander/innen am niedrigsten (5,8 %).

Abbildung 7: Anteil der Personen mit Migrati-

onshintergrund an der Bevdlkerung
in Prozent 2005 (Baden-Wirttem-
berg und Metropolregion Rhein-
Neckar) '

Heidelberg

[ 10 bis unter 20
Il 40 und mehr

[] unter5
[ 20 bis unter 30

[ 5 bis unter 10
Il 30 bis unter 40

Ergebnisse des Mikrozensus 2005 © Statistisches Bundesamt 2007

1 Kartenquelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Fachserie 1 Reihe 2.2 Bevolkerung und Erwerbstatigkeit. Bevolke-
rung mit Migrationshintergrund — Ergebnisse des Mikrozensus 2005, Wiesbaden 2007, Schaubild 3
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Abbildung 8: Anteil der Auslanderinnen und Abbildung 9: Anteil der Deutschen mit Migrati-

Auslander an der Bevolkerung in onshintergrund an der Bevdlkerung
Prozent 2005 (Baden-W(rttemberg in Prozent 2005 (Baden-Wrttemberg
und Metropolregion Rhein-Neckar) ' und Metropolregion Rhein-Neckar) '

Heidelberg Heidelberg

[ unter 2,5 [ ] 2,5 bisunter 5 [ 5 bis unter 10 [ Junter2,5 [] 2,5 bis unter 5 [ 5 bis unter 10
[ 10 bis unter 15 I 15 bis unter 20 I 20 und mehr I 10 bis unter 15 Il 15 bis unter 20 Il 20 und mehr
Ergebnisse des Mikrozensus 2005 © Statistisches Bundesamt 2007 Ergebnisse des Mikrozensus 2005 © Statistisches Bundesamt 2007

Ahnliches gilt fur den Jugendlichenanteil. Der Anteil &lterer Menschen tber 64 Jahre ist erwar-
tungsgemaR bei den Deutschen mit 17,7 % am starksten. Den geringsten Anteil hat diese
Altersgruppe bei den Auslander/innen mit 7,6 %. Die Altersgruppe zwischen 18 und 24 Jahren,
in der sich auch die meisten Studierenden befinden, ist bei den Auslander/innen mit einem
Anteil von 14,6 % am groBten.

Menschen mit Migrationshintergrund und deutscher Staatsburgerschaft haben formal die glei-
chen Rechte wie die Deutschen und somit auch den gleichen Zugang zum Arbeits- und Woh-
nungsmarkt. Ob dies auch tatsachlich der Fall ist, kann quantitativ nur Gberprift werden, wenn
die Daten, die zu diesen Lebenslagen vorliegen, auch entsprechend differenziert sind. Das ist
leider nicht der Fall. Mit Ausnahme der Daten der Fachstelle fur Wohnungsnotfalle wird im All-
gemeinen - wenn Uberhaupt - nur zwischen Deutschen und Auslander/innen unterschieden. Der
Migrationshintergrund wurde bisher nicht erhoben.? Hier kann nur eine gesonderte Erhebung®
die Datenllcke schlieBen.

1 Kartenquelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Fachserie 1 Reihe 2.2 Bevélkerung und Erwerbstatigkeit. Bevolke-
rung mit Migrationshintergrund — Ergebnisse des Mikrozensus 2005, Wiesbaden 2007, Schaubilder 4 — 5

2 Die einzige Ausnahme bilden einige Schulen im Stden Heidelbergs, die zumindest im Schulbericht Angaben zur
Zahl der Spataussiedlerkinder machen.

3 Sieist fur 2008 vorgesehen.
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Tabelle 9: Einwohner in Heidelberg am 31.12.2005 nach Migrationshintergrund und Altersklas-

sen
Einwohner am 31.12.2005
Altersstruktur Insgesamt * davon:
Deutsche darunter: - Auslénder Migranten bzw. Ein-
Deutsche mit -
- - wohner mit Migra-
Migrations- tionshintergrund **
hintergrund
abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in %
unter 10 Jahre | 10.828 7,6% 9.447 7,9% 2.093 14,3% 1.381 5,8% 3.474 9,0%
10 bis 18 Jahre | 8.884 6,2% 7.660 6,4% 1.705 11,6% 1.224 5,1% 2.929 7,6%
18 bis 24 Jahre | 16.298 11,4% | 12.818 10,8% 2.094 14,3% 3.480 14,6% 5.574 14,5%
25 bis 64 Jahre | 84.087 58,8% | 68.143 57,2% 7.240 49,4% | 15.944 66,9% 23.184 60,2%
65 und alter 22.896 16,0% | 21.093 17,7% 1.524 10,4% 1.803 7,6% 3.327 8,6%
Heidelberg 142.993 100,0% | 119.161 100,0% 14.656 100,0% | 23.832 100,0% 38.488 100,0%
Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg, eigene Berechnungen Amt fir Stadtentwicklung und Statistik, 2007.
* Summe = Deutsche und Auslénder/innen ** Summe = Deutsche mit Migrationshintergund und Auslander/innen

2.3.2 Auslander/innen in Heidelberg

Insgesamt lebten Ende 2005 rund 24.000 Auslander/innen aus etwa 154 Nationen in Heidel-
berg. Sie bilden die gréBte Gruppe unter den Migrantinnen und Migranten. Darunter kamen
rund ein Drittel aus der EU', zwei Drittel aus Nicht-EU-Staaten. In Heidelberg lebten rund 8.200
Auslander aus der EU und 15.600 aus sonstigen Landern. Drei Nationen - die Staatsangehorigen
aus der Turkei, Italien und den Vereinigten Staaten von Amerika - stellen alleine ein Viertel der
Heidelberger Auslander/innen.

Will man nach Nationalitaten differenzieren, ist man auf Angaben des Auslanderzentralregisters
angewiesen. Diese weichen allerdings in der Gesamtsumme von den Auslanderangaben des
statistischen Landesamtes, die auf einer Fortschreibung beruhen, ab.?

Die nebenstehende Ubersicht tber die Auslénderinnen und Auslander nach EU- und nicht EU-
Zugehorigkeit zeigt, wie sich die GréBe und Zusammensetzung der zehn haufigsten Nationalita-
ten (gruppen) im Zeitverlauf verandert hat. Es fallt auf, dass die Zahl der Turken im Gegensatz
zum baden-wiirttembergischen Trend in Heidelberg abgenommen hat?. Es ist demnach zu ver-
muten, dass sie ins Umland abgewandert sind, sich einbirgern lieBen oder in die Turkei zurtick-
kehrten. Ferner fallt die Zunahme osteuropaischer Staatsangehériger auf, die ganz im baden-
wrttembergischen Trend liegt, ebenso wie die Abnahme der Zahl der Griechen.

Nicht EU-Biirger/innen
Knapp zwei Drittel der Auslander/innen in Heidelberg kommen aus Nicht- EU-Staaten. Nicht EU-
Burger/innen benétigen einen Aufenthaltstitel. *

1 EU-Burger/innen in Deutschland genieBen rechtlich sogenannte Freiztgigkeit. Der Verlust dieses Rechts kann nur
aus Grinden der 6ffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit erfolgen. Fur die Staaten, die am 1.5.2004
und 1.1.2007 der EU beigetreten sind, gelten zur Zeit noch Sonderregelungen, insbesondere bei der Aufnahme
einer unselbstandigen Erwerbstatigkeit. Fur die Schweiz, Norwegen, Island und Liechtenstein bestehen staatlicher-
seits Abkommen, die diese Staatsangehorige den EU Birger/innen gleich stellen.

2 Der Unterschied liegt im Jahr 2000 bei rund 4.000 Einwohnern, fir 2006 bei rund 5.300 Einwohnern.

Walla, W.: Migranten in Baden-Wurttemberg, in: Der BUrger im Staat, Heft 4, 2006, S. 246.

4 Seit dem 01.01.2005 gilt in Deutschland ein neues Zuwanderungsgesetz. Es ist ein umfassendes Regelwerk Gber
den Aufenthalt, die Erwerbstatigkeit und die Integration von Auslandern. Mit dem neuen Aufenthaltsgesetz wird

w
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Tabelle 10: Personen mit auslandischer Staatsbirgerschaft im Stadtkreis Heidelberg

zu den Stichtagen 31.12.2006 und 31.12.2000 nach Rangfolge der zehn
haufigsten Nationalitdten

Stichtag 31.12.2006

Nationalitat EU-Auslédnder Nationalitat Nicht-EU-Auslander
Italien 1.127 Tarkei 2.765
Polen 810 ehem. SU" 1.689
Frankreich 651 ehem. Jugoslawien2) 1.598
Vereinigtes Kénigreich 571 USA 1.064
Griechenland 564 Russ. Féderation 633
Spanien 471 China 575
Osterreich 409 ehem. Serb. Montenegro 570
Niederlande 212 Iran 512
Ungarn 202 Ukraine 431
Portugal 191 Indien 378

1) Gebiet der ehemaligen Sowjetunion: Armenien, Aserbaidschan, Estland, Georgien, Kasachstan,
Kirgisistan, Lettland, Litauen, Republik Moldau, Russische Foderation, Tatschikistan, Turkmenistan,

Ukraine, Usbekistan, WeiBrussland (Belarus) einschlieBlich Personen mit der Staatsangehérigkeit der
ehemaligen Sowjetunion ohne ndhere Angabe.

Gebiet des ehemaligen Jugoslawien: Bosnien und Herzegowina, Kroatien, Mazedonien, Monteneg-
ro, Serbien, Slowenien, einschlieBlich Personen mit der Staatsangehérigkeit des ehemaligen Serbien
und Montenegro und des ehemaligen Jugoslawiens ohne ndhere Angabe.

Stichtag 31.12.2000

Nationalitat EU-Auslédnder Nationalitat Nicht-EU-Auslander
Italien 1.150 Tarkei 3.289
Griechenland 698 ehem. Jugoslawien” 1.349
Vereinigtes Kdnigreich 600 USA 988
Frankreich 597 Iran 956
Spanien 458 Polen 581
Osterreich 424 Irak 438
Niederlande 186 Russ. Féderation 432
Portugal 178 China 362
Schweden 139 Ukraine 356
Luxemburg 115 Kroatien 341

)

Alle Personen, die zum Auszahlungsstichtag im Auslanderzentralregister mit jugoslawischer Staats-
angehorigkeit gefuhrt wurden. Quelle: Auslanderzentralregister

In Heidelberg lebten Ende 2006 rund 360 Menschen, die noch keinen Aufenthaltstitel hatten. Es
waren Personen, die das Asylbewerberverfahren noch nicht abgeschlossen hatten (48 Personen)
oder geduldet waren (307 Personen). Der letztgenannte Personenkreis umfasst alle, die zum

damaligen Zeitpunkt als Fltichtlinge nicht anerkannt wurden, bei denen keine Abschiebungsver-

die Zahl der Aufenthaltstitel auf zwei reduziert. Statt der bisherigen Aufenthaltsbewilligung, der Aufenthaltsbe-
fugnis, der befristeten und der unbefristeten Aufenthaltserlaubnis und der Aufenthaltsberechtigung sind nur noch
zwei Aufenthaltstitel vorgesehen:

. (befristete) Aufenthaltserlaubnis

. (unbefristete) Niederlassungserlaubnis.

Das neue Aufenthaltsrecht orientiert sich an den Aufenthaltszwecken (Ausbildung, Erwerbstatigkeit, Familien-
nachzug, humanitare Griinde). Der freie Zugang zu Arbeit und damit zu eigenem Einkommen ist fir Nicht EU-
Burger/innen nur unter bestimmten rechtlichen Voraussetzungen méglich.
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bote bestehen und die eigentlich ausreisen mussen, aber aus formalen Grinden nicht konnten.
Diese Personengruppe hat von allen Burger/innen in Heidelberg die wenigsten Rechte. Formal-
rechtlich stehen jedem Asylbewerber/jeder Asylbewerberin nur 5 m2 Wohnflache zur Verfigung.
Zudem besteht Residenzpflicht, und die Aufnahme von Arbeit ist erst nach einem Jahr ab Einrei-
se mdglich, wenn kein anderer EU-Auslander oder Deutscher bevorrechtigt ist.’

Aufgrund der Bleiberechtsregelung vom November 2006 und der neuen gesetzlichen Regelun-
gen, die am 28.08.2007 in Kraft getreten sind, wird sich die Anzahl der Personen mit Duldung
reduzieren, da unter bestimmten rechtlichen Voraussetzungen jetzt ein Aufenthaltsrecht erteilt
werden kann.

Um mehr Uber den Aufenthaltsstatus der Nicht EU-BUrger/innen zu erfahren, wurde vom Birge-
ramt eine Auswertung nach dem Landeseinheitlichen Dialogverfahren fur Auslanderbehérden
(LaDiVA) furr Heidelberg zum 31.12.2006 durchgefiihrt.? Eine Auswertung zum Stichtag
31.12.2005 war verfahrensbedingt nicht moglich.

Danach hat Uber die Halfte der Nicht EU-BUrger/innen eine unbefristete Niederlassungserlaubnis
(52 %), eine knappe Halfte verfugt Uber eine befristete Aufenthaltserlaubnis. Die meisten Bur-
ger/innen mit sicherem Aufenthaltsstatus kamen aus der Turkei, die allein ein Drittel dieser
Gruppe ausmachen. Die USA, Russland, die Ukraine, Kroatien, Serbien/Montenegro, Iran und
Rumanien stellen ein weiteres Drittel. (Vgl. Tabelle 1 im Anhang). In der Mehrheit haben mehr
Frauen als Manner eine Niederlassungserlaubnis. Bei den Turken, US-Amerikanern und den Ira-
nern stellen dagegen die Manner die Mehrheit.

Nicht EU-Biirger/innen mit befristetem Aufenthaltsrecht
Rund 48 % aller Nicht-EU-BUrger/innen bzw. ein Drittel aller in Heidelberg lebenden Auslan-
der/innen haben keine Niederlassungserlaubnis. lhre Aufenthaltserlaubnis ist befristet.

Um die Aufenthaltserlaubnis zu bekommen oder zu verlangern, muss der Lebensunterhalt wah-
rend des Aufenthaltes in Deutschland gesichert sein. Offentliche Transferleistungen, die nicht
auf vorausgegangene Beitragsleistungen des Betroffenen beruhen, stehen der Erteilung bzw.
Verlangerung einer Aufenthaltserlaubnis entgegen.? Hierzu zahlen Arbeitslosengeld Il (inkl. Sozi-
algeld fur Kinder), Wohngeld, Sozialhilfe sowie Bezlige nach dem Asylbewerberleistungsgesetz.
Ausnahmen bestehen beim Kinder- und Erziehungsgeld sowie bei Leistungen, die gewahrt wer-
den, um den Aufenthalt im Bundesgebiet zu ermdglichen, wie z.B. BafoG.

Dem gegenUber ist der Bezug von Arbeitslosengeld | sowie von Leistungen aus der Kranken-
oder Rentenversicherung fur eine Verlangerung der Aufenthaltserlaubnis unschadlich, da sie auf
Beitragsleistungen beruhen.

1 Uber die jingsten rechtlichen Anderungen fiir schon langer ansassige Geduldete informierte ausfiihrlich die
Drucksache 0002/2007. Auf die Wohnbedingungen in Heidelberg wird in Kapitel 6 eingegangen.

2 Bei den nachfolgenden Zahlenangaben wurden die Burger/innen aus Norwegen, der Schweiz, Island und Liech-
tenstein den EU-Burger/innen gleichgestellt und heraus gerechnet. Aus diesen Landern kommen in Heidelberg
rund 300 Menschen.

3 Dies gilt nicht fir anerkannte Flichtlinge
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Abbildung 10:

Asylbewerberverfahren
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Kapitel 2

In nebenstehender Ubersicht
sind die Aufenthaltszwecke auf-
gefiihrt. Die Ubersicht zeigt, dass
sich die Mehrheit (41 %) der
Nicht EU BUrger/innen Ende
2006 zu Ausbildungszwecken in
Heidelberg aufgehalten hat.

Unter den rund 2.300 Personen,
die sich in Ausbildung befanden,
studierten deutlich mehr Frauen
(1.270) als Manner (1.020). Die
meisten Studierenden mit befris-
tetem Aufenthaltsstatus kamen
aus folgenden Staaten: China
(277), Bulgarien (210), USA (197)
und der Turkei (108).

Das Auslanderrecht erlaubt es,

dass bis zu einem Jahr nach Abschluss des Studiums ein Aufenthalt zur Arbeitssuche bewilligt
werden kann. Lediglich 27 der Nicht-EU-Studierenden machten 2006 davon Gebrauch. Wer
innerhalb dieser Zeitvorgabe einen der Qualifikation entsprechenden Arbeitsplatz gefunden hat,
kann eine befristete Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der Erwerbstatigkeit erhalten.

Bei dem Personenkreis, die eine befristete Erlaubnis zum Zwecke der Familienzusammenfihrung
hatten, dominieren folgende Nationalitdaten: Tirkei, Serbien/Montenegro, Russland und USA.

Rund 810 Personen, das sind ein Sechstel der Nicht-EU-BUrger/innen mit befristeter Aufenthalts-
erlaubnis waren zum damaligen Zeitpunkt zu Erwerbszwecken in Heidelberg. Gut die Halfte
davon kam aus den USA, China, Russland, Indien und Japan. Nur 38 Ubten eine selbststandige
Erwerbstatigkeit in Heidelberg aus, die besonderen rechtlichen Voraussetzungen unterlag.

Unter den rund 220 Fallen, die besondere Aufenthaltsrechte haben (z.B. aufgrund besonderer
Regelungen fur die Tirkei oder arbeitsrechtlicher Ausnahmen fur bestimmte Lander (USA, Ka-
nada, Israel usw.) kommen die meisten aus der Turkei (63) gefolgt von Serbien/Montenegro (22)
und USA (20) sowie weiteren 36 Landern.
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Aufenthaltsstatus der Tiir-  Abbildung 11: Aufenthaltsstatus der Turkinnen und Turken in

kinnen und Tiirken Heidelberg am 31.12.2006
Wie oben bereits erwahnt

. : /18,35%
wurde, kommen die meisten Familiennachzug
Ausléander/innen in Heidelberg (0’45%
aus der Trkei. Fur die nach 2,36% Anerkannte Flichtiinge
den Deutschen starkste Natio- Aogo% B Besondere Aufenthaltsrechte
nalitatsgruppe soll beispielhaft 4,24%

Erwerbstatigkeit
der Aufenthaltsstatus darge- eIt

stellt werden (siehe Abbil- B Ausbildung
dung). Danach hatten fast drei

. . 73,70% Niederlassungserlaubnis
Viertel aller Ttrkinnen und

Tarken eine Niederlassungser-  quelle: Landeseinheitliches Dialogverfahren fiir Auslanderbehorden, Heidel-
laubnis. Nur 18 % hielten sich  berg 2006

aufgrund eines beabsichtigten
Familiennachzugs hier auf.

Anerkannte Fliichtlinge und Personen im Asylverfahren

Ende 2006 waren rund 700 Personen Asylberechtigte oder standen im Asylverfahren. Davon
hatte knapp die Halfte aus humanitaren Griinden eine befristete Aufenthaltserlaubnis. Diese
anerkannten 340 Flichtlinge kamen aus insgesamt 32 Landern, darunter knapp die Halfte von
ihnen aus dem Irak (92) und Iran (67). Unter ihnen sind wesentlich mehr Manner als Frauen (201
zu 139), darunter 83 Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren. Lediglich geduldet waren 307
Personen, 48 befanden sich noch im Asylverfahren. Unter den fast 360 Personen waren nahezu
37 % Kinder unter 18 Jahren.’

Zusammenfassung

Von 100 Heidelberger/innen haben 27 einen Migrationshintergrund, davon haben zehn bereits
einen deutschen Pass, 17 sind Ausldnder/innen. Danach hatten Ende 2005 nahezu 38.500 Per-
sonen eine direkte oder indirekte Migrationserfahrung. Darunter befinden sich rund 24.000 Aus-
lander und Auslanderinnen. Die Gesamtzahl (38.500) entspricht in der Summe der Einwohner-
zahl von der Altstadt, der Weststadt und von Neuenheim. Daraus lasst sich indirekt ermessen,
allein welche quantitativen Anforderungen an die Integration gestellt werden und welche Integ-
rationsanstrengungen erforderlich waren und sind.

Ein Drittel der Heidelberger Auslander/innen kommt aus der EU, zwei Drittel aus Nicht-EU-
Staaten. Die meisten von ihnen haben einen tdrkischen, italienischen oder US-amerikanischen
Pass. Die Zusammensetzung der auslandischen Bevoélkerung wird zunehmend von den osteuro-
paischen Staaten bestimmt.

1 Uber die sogenannten Kontingentflichtlinge liegen keine Zahlen vor. In dieser Gruppe werden die Personen er-
fasst, die im Rahmen internationaler, humanitarer Hilfsaktionen in bestimmter Anzahl (Kontingent) im Bundesge-
biet aufgenommen wurden, ohne dass sie ein Asylverfahren durchlaufen mussten. Dazu zahlen beispielsweise die
Aufnahme judischer Zuwanderer aus der ehemaligen Sowjetunion Anfang der 90er Jahre sowie Personen aus
Stdostasien Anfang der 80er Jahre, die sogenannten Boatpeople, insbesondere aus Vietnam und aus Stidamerika.
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Gut die Halfte der Nicht-EU-Burger/innen haben eine unbefristete Niederlassungserlaubnis. Da-
mit haben zwei Drittel aller Heidelberger Auslander/innen einen gefestigten Aufenthaltsstatus
und uneingeschrankten Arbeitsmarktzugang. Bei den Tirken verfligen drei von vier Uber eine
Niederlassungserlaubnis.

Fur diejenigen mit befristeter Aufenthaltserlaubnis sind Ausbildung und Familiennachzug der
Hauptaufenthaltszweck in Heidelberg. Nur ein Siebtel dieser Gruppe hat eine Arbeitserlaubnis.

Studierende, die in Heidelberg wohnen, stellen rund 15 % aller Auslander/innen in Heidelberg.

Ende 2006 lebten in Heidelberg nur noch 700 anerkannte Fllichtlinge und Personen im Asylbe-
werberverfahren, das sind rund 2.000 weniger als noch vor sechs Jahren. ' Unter ihnen befinden
sich insgesamt 213 Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren.

2.4 Menschen mit Behinderung in Heidelberg

Im Jahr 2005 lebten gemaB Mikrozensus in Deutschland 8,6 Millionen Behinderte (ca. 10 % der
Bevolkerung), der Anteil der Schwerbehinderten betrug 6,7 %.? Weniger als 5% der Behinde-
rungen sind angeboren. Der weitaus groBte Teil ( bei Frauen: 86,5 %, bei Mannern: 80,9 %)
wurde durch Erkrankungen, insbesondere an chronischen Krankheiten, verursacht. Unfalle sind
nur in sehr wenigen Fallen Behinderungsgrtinde: bei Frauen: 1,1 %, bei Madnnern 3,8 %. Hier
spielen Arbeits- und Verkehrsunfille eine Rolle?.

Es gab lange Zeit keine einheitliche, rechtlich allgemein verbindliche Definition des Begriffs Be-
hinderung in Deutschland. Erst mit dem Inkrafttreten des Neunten Buches des Sozialgesetzbu-
ches (SGB IX) am 1. Juli 2001 wurde eine Begriffsdefinition vorgenommen, die mittlerweile auch
in anderen Bestimmungen (z.B. Gleichstellungsgesetze von Bund und Landern) Gbernommen
wurde.*

§ 2 Abs. 1 SGB IX definiert Behinderung folgendermaBen:

., Menschen sind behindert, wenn ihre kérperliche Funktion, geistige Fahigkeit oder seelische
Gesunaheit mit hoher Wahrscheinlichkeit ldnger als sechs Monate von dem fiir das Lebensalter
typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeintrach-
tigt ist. Sie sind von Behinderung bedroht, wenn die Beeintrachtigung zu erwarten ist. ”

Die Feststellung einer Behinderung regelt § 69 SGB IX. Danach nimmt das Versorgungsamt die
Feststellung der Behinderung auf Antrag vor und stellt bei Erfillung der Voraussetzungen den
Grad der Behinderung (GdB)® fest.

1 Stadt Heidelberg - Amt fur Soziale Angelegenheiten und Altenarbeit (Hrsg.): Migranten in Heidelberg - Leitlinien
zur sozialpadagogischen Betreuung auslandischer Fliichtlinge, Heidelberg 2000

2 Pfaff, H.: Lebenslagen der behinderten Menschen, in: Wirtschaft und Statistik 12/2006, S. 1268

3 Robert Koch Institut, Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Gesundheit in Deutschland, Berlin 2006

4 Die Ausfuhrungen auf den nachfolgenden zwei Seiten sind der Broschire Stadt Heidelberg - Amt fur Soziale An-
gelegenheiten und Altenarbeit (Hrsg.): Menschen mit Behinderung in Heidelberg, Heidelberg 2006, S.7ff. ent-
nommen.

5 Die Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft werden als Grad der Behinderung nach Zehner-
graden abgestuft festgestellt. Eine Feststellung ist nur zu treffen, wenn ein GdB von wenigstens 20 % vorliegt.
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Eine Schwerbehinderung liegt vor, wenn ein GdB von 50 oder mehr zuerkannt worden ist. Auf
Antrag stellen Versorgungsamter schwerbehinderten Menschen entsprechende Ausweise aus.
Schwerbehinderten weitgehend gleichgestellt sind behinderte Menschen mit einem GdB von
weniger als 50, aber wenigstens 30, wenn sie infolge ihrer Behinderung ohne die Gleichstellung
einen geeigneten Arbeitsplatz im Sinne des § 73 SGB IX nicht erlangen oder nicht behalten kén-
nen. Uber die Gleichstellung entscheidet nach entsprechender Antragsstellung die jeweils
zustandige AuBenstelle der Bundesagentur fur Arbeit.

Rechtliche Grundlagen
.Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.”

Um diesen Satz wurde das Grundgesetz am 15. November 1994 erganzt. Am 15. Februar 1995
wurde dieser Satz auch als Artikel 2 a in die Verfassung des Landes Baden-Wirttemberg einge-
flgt.

Die Gleichstellung von Menschen mit Behinderung erhielt so Verfassungsrang. Die Vorschrift
gebietet, gesellschaftliche Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass gréBtmogliche Chancen-
gleichheit hergestellt und rechtliche Benachteiligungen abgebaut werden kénnen.

Das Erste Buch des Sozialgesetzbuchs (SGB I) bestimmt die Teilhabe behinderter Menschen als
eine Aufgabe der Sozialgesetzgebung (§ 10 SGB I). Behinderte Menschen oder solche, denen
eine Behinderung droht, haben ein Recht auf die notwendige Hilfe, um

e die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, ihre Verschlimmerung zu verhi-
ten oder ihre Folgen zu mildern,

e FEinschrankungen der Erwerbstatigkeit oder Pflegebedurftigkeit zu vermeiden, zu Uberwin-
den, zu mindern oder eine Verschlimmerung zu verhiten sowie den vorzeitigen

e Bezug von Sozialleistungen zu vermeiden oder laufende Sozialleistungen zu mindern,

e ihnen einen ihrer Neigungen und Fahigkeiten entsprechenden Platz im Arbeitsleben zu si-
chern,

e ihre Entwicklung zu férdern und ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft und eine még-
lichst selbstandige und selbstbestimmte Lebensfihrung zu ermdglichen oder zu erleichtern
sowie

e Benachteiligungen aufgrund der Behinderung entgegenzuwirken.

Die Rehabilitation und Eingliederung von Menschen mit Behinderung sind im Neunten Buch des
Sozialgesetzbuchs (SGB IX) zusammengefasst, das am 01. Juli 2001 in Kraft getreten ist. Ziel des
SGB IX ist es, die Selbstbestimmung von Menschen mit (drohender) Behinderung oder und ihre
gleichberechtigte Teilnahme am Leben in der Gesellschaft durch besondere Sozialleistungen -
den Leistungen zur Teilhabe - zu fordern. Selbstbestimmung statt Fursorge ist die Leitlinie. Mit
dem SGB IX ist unmittelbar geltendes Recht fir Pravention, Rehabilitation und Teilhabe geschaf-
fen worden. Wesentliche Zielvorgaben und Leistungsinhalte sind grundsatzlich und gemeinsam
an einer Stelle geregelt und gelten fur alle Trager.
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Das Bundesgesetz zur Gleichstellung be- Tabelle 11: Schwerbehinderte Menschen mit gulti-
hinderter Menschen, das zum 01. Mai gem Ausweis am 31.12.2005 in den
2002 in Kraft getreten ist, bedeutet eine kreisfreien Stadten Baden-Warttem-

. . . bergs
weitere Verbesserung der rechtlichen Situ- g
ation von Menschen mit Behinderung. Es e s Je 1.000 _ davon
. . Kreisfreie Stadte Ei h Mainner Frauen
setzt das in Artikel 3 Abs. 3 Satz 2 GG inwohner . o in %
normierte Benachteiligungsverbot um. Stuttgart 70 49,6 50,4
Kernstiick des Gesetzes ist die Herstellung ~ |Heilbronn 75 51,9 48,1
. . o . Baden-Baden 80 48,0 52,0
einer umfassenden Barrierefreiheit, die Karlsruhe 79 48,9 51,1
sich sowohl auf die Beseitigung von Barrie- [Heidelberg 91 48,0 52,0
ren fur Rollstuhlfahrer und gehbehinderter ~ [Mannheim 102 51.6 48,4
. . . Pforzheim 74 50,8 49,2
Menschen als auch um die Kommunikati- Freiburg 62 465 535
on blinder, seh- und hérbehinderter Men-  |UIm 66 50,1 49,9
schen, die Teilnahme blinder und sehbe-  [Landkreis 101 56.0 44.0
. . Rhein-Neckar
hinderter Menschen an Wahlen und die
Baden- 68 54,1 45,9
Nutzungsmaoglichkeit elektronischer Me- Wiirttemberg ’ ’
dien bezieht. Im Vordergrund der Behin- Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wiirttemberg, Versor-
dertenpolitik und -gesetzgebung stehen gungsamt

nicht mehr Flrsorge und Versorgung,
sondern der birgerrechtliche Anspruch auf selbstbestimmte Teilhabe am gesellschaftlichen Le-
ben und die Beseitigung der Hindernisse, die einer Chancengleichheit im Wege stehen.

Der Landtag hat am 20.04.2005 das Landesgesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behin-
derungen (L-BGG) und zur Anderung anderer Gesetze beschlossen. Das Landes-Behinderten-
gleichstellungsgesetz als Artikel 1 des Gesetzes beinhaltet zahlreiche Vorschriften, die zu einer
gleichberechtigten Teilhabe behinderter Menschen fuhren sollen. Dies betrifft insbesondere den
Bereich des Verhaltnisses Burger-Verwaltung. Das Gesetz trat zum 01.06.2005 in Kraft.

Eine Meldepflicht fir Behinderungen und auch eine Pflicht, sich als schwerbehindert anerkennen
zu lassen, gibt es in Deutschland nicht. Auch ist die Anerkennung als Schwerbehinderter mit
einem Schwerbehindertenausweis keine Voraussetzung, um als behinderter Mensch generell
Hilfen in Anspruch nehmen zu kénnen. Daher ist es nicht moglich, absolut exakte Angaben Gber
die Zahl und Struktur behinderter Menschen zu machen. Im Folgenden wird auf die Daten des
Versorgungsamtes zurlickgegriffen, die regelmaBig vom statistischen Landesamt ausgewertet
werden und einen Uberblick (iber die Schwerbehinderten mit giltigem Ausweis geben:

Schwerbehinderte Menschen in Heidelberg

In Heidelberg wurden am 31.12.2005 vom Versorgungsamt 13.044 Schwerbehinderte mit galti-
gem Ausweis erfasst. Diese machen einen Anteil von 9,1 % der gesamten Bevolkerung aus.
Dieser Anteil ist deutlich hoher als in Baden-Wurttemberg (6,8 %) und den Ubrigen kreisfreien
Stadten mit Ausnahme von Mannheim, das mit 10,1 % einen Spitzenwert einnimmt, ebenso
wie der Rhein-Neckar-Kreis. Hier macht sich in der Statistik bemerkbar, dass Heidelberg zusam-
men mit Neckargemind Sitz der gréBten Rehabilitationseinrichtung Europas ist. Mit 6.260

(48 %) sind weniger als die Halfte der Behinderten in Heidelberg Manner und 6.748 (52 %)
Frauen. Die Geschlechterverteilung unterscheidet sich damit deutlich von derjenigen in ganz
Baden-Wurttemberg: hier sind deutlich mehr als die Halfte, namlich 54 % der behinderten Per-
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sonen Manner und nur Tabelle 12: Schwerbehinderte Menschen mit gultigem Ausweis am
46 % Frauen. Noch hoher 31.12.2005 in Heidelberg nach Alter und Nationalitat

ist der Manneranteil unter

den Behinderten im Rhein Altersklassen Deutsche Auslander/innen| Insgesamt

Absolut| In% | Absolut | In% | Absolut [ In %

Neckar-Kreis mit 56 %. Unter 6 Jahre 38 | 03 5 05 43 | 03

6 - unter 15 Jahre 95 0,8 16 1,6 111 0,9
Genau die Halfte der 15 - unter 18 Jahre| 37 0,3 6 0,6 43 0,3
Schwerbehinderten in Ba- 18 - unter 25 Jahre 153 1,3 19 1,9 172 1,3

25 - unter 65 Jahre| 5.032 417 624 63,3 5.656 43,4
65 Jahre und alter | 6.703 | 556 | 316 | 32,0 | 7.019 | 53,8
65 Jahre alt; der entspre-  [|nsgesamt 12.058 | 100,0 | 986 | 100,0 | 13.044 | 100,0
chende Anteil ist in Hei-

delberg mit knapp 54 %

deutlich héher. Damit ist mit 30,7 % fast ein Drittel der Senioren in Heidelberg schwerbehindert;
in Baden-Wirttemberg ist der Anteil der Behinderten unter den Uber 65-Jdhrigen mit 18,7 %
deutlich geringer. Der Anteil der Schwerbehinderten an den Personen im erwerbsfahigen Alter
liegt in Heidelberg bei 5,8 %.

den-Wrttemberg ist Uber

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg, Versorgungsamt

Der Anteil von Kindern und Jugendlichen unter 18 Jahren unter den Menschen mit Behinderun-
gen ist in Heidelberg mit 1,5 % deutlich geringer als im Landesdurchschnitt mit 2,7 %. Auch der
Anteil bei den jungen Erwachsenen (18-45 Jahre) ist in Heidelberg mit 9,8 % niedriger als in
Baden-Wurttemberg insgesamt mit 11,8 %.

Art der Behinderung

Die haufigsten Griinde fur die Feststellung einer Schwerbehinderung sind Funktionseinschran-
kungen der inneren Organe, insbesondere des Herz-Kreislauf-Systems sowie der Wirbelsaule,
des Rumpfes und der GliedmaBen. Einen hohen Anteil macht daneben die Ursachengruppe

Tabelle 13: Art der schwersten Behinderung nach Geschlecht in Heidelberg zum 31.12.2005

Art der schwersten Behinderung Méanner |Frauen |Insgesamt In %
Beeintrachtigung der Funktion von inneren Organen bzw. Or- 1.851 1555 3.406 26.1
gansystemen

Funkt|o'nse|nschrankung der Wirbelsdule und des Rumpfes, 1326 1558 2884 221
Deformierung des Brustkorbs

Querschnittidhmung, Zerebrale Stérungen, Geistig-Seelische

Behinderungen, Suchtkrankheiten 1.347 1376 2723 20.9
Funktionseinschrankung von Gliedmalfien 863 1.106 1.969 15,1
Sonstige und ungenligend bezeichnete Behinderungen 322 323 645 4,9
Blindheit und Sehbehinderung 246 328 574 4.4
Spr?ch- un'd Spre"chstorungen, Taubheit, Schwerhérigkeit und 298 211 439 3.4
Gleichgewichtsstérungen

Verlust oder Teilverlust von Gliedmafen 71 17 88 0,7
Verlust einer oder beider Briste, Entstellungen 6 310 316 2,4
Schwerbehinderte Menschen insgesamt 6.260 6.784 13.044 100,0

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-W(rttemberg, Versorgungsamt
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»Querschnittslahmungen, zerebrale Stérungen und geistig-seelische Behinderungen” aus. Dazu
gehdren unter anderem Psychosen, Neurosen und Verhaltensstérungen sowie neurologische
Schadigungen.

Grad der Behinderung

Beim Grad der Behinderung zeigen sich weder zwi- ~ Tabelle 14: Grad der Behinderung unter
schen den Geschlechtern noch zwischen Deutschen 50 Prozent in Heidelberg
und Auslander/innen deutlich erkennbare Unter- Grad der Behinderung Anzahl
schiede. in Prozent

unter 30 1.112
Einen Grad der Behinderung von weniger als 50 hat- 30 2.245
ten laut Angaben des Versorgungsamtes Heidelberg 40 1.477
zum 14. September 2005 weitere rund 4.800 Perso- ~ Quelle: Versorgungsamt Heidelberg,

September 2005
nen.

In Heidelberg lebten somit Abbildung 12: Schwerbehinderte Menschen mit gultigem Aus-

Ende 2005 insgesamt rund weis in Heidelberg zum 31.12.2005 nach Grad

18.000 behinderte Men- der Behinderung insgesamt
schen, darunter 13.000

Schwerbehinderte. Bezogen
auf die amtliche Einwohner- 3540
zahl entspricht dies einem
Anteil von 12,5 %. Werden
ausschlieBlich die Schwerbe-
hinderten beriicksichtigt,
entspricht dies 9,1 % der 669
Wohnbevélkerung.

/~ 3.745 N = 13.044

50% Behinderung
60% Behinderung
70% Behinderung
80% Behinderung
M 90% Behinderung
W 100% Behinderung

\-2.059

1 .526j

In Fachkreisen wird vermutet, [
) . 1.505 Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wiirttemberg
dass vor allem viele (auslan-

dische) Hausfrauen, Hochbe-
tagte und seelisch Erkrankte keinen gultigen Schwerbehindertenausweis haben, hier also mit
einer Dunkelziffer gerechnet werden muss und es so sicher mehr als 18.000 Behinderte in Hei-
delberg gibt.

= Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Fachserie 1 Reihe 2.2 Bevolkerung und Erwerbs-

@ tatigkeit. Bevolkerung mit Migrationshintergrund - Ergebnisse des Mikrozensus
l 2005, Wiesbaden 2007
=  Walla, W.: Migranten in Baden-Wdrttemberg, in: Der Blrger im Staat, Heft 4,
2006

» Stadt Heidelberg - Amt flr Soziale Angelegenheiten und Altenarbeit (Hrsg.):
Migranten in Heidelberg - Leitlinien zur sozialpadagogischen Betreuung auslan-
discher Fliichtlinge, Heidelberg 2000

-29-



Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg Kapitel 2

» Stadt Heidelberg - Amt flr soziale Angelegenheiten und Altenarbeit (Hrsg.): Menschen mit
Behinderung in Heidelberg, Heidelberg 2006

» Statistisches Landesamt Baden-Wurttemberg (Hrsg.): Statistische Berichte Baden-
Wirttemberg, Artikel-Nr. 3862 05001, K IIl 1-2 j/2005, Stuttgart 2007
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3 Erwerbssituation - Menschen mit und ohne Arbeit

Die Erwerbstatigkeit ist der zentrale Schllssel zu materiellem Erfolg und Ansehen in der moder-
nen Gesellschaft. Erwerbsleben und -beteiligung unterliegen jedoch einem starken Wandel. So
sind Frauen weitaus haufiger erwerbstatig, ist das Durchschnittsalter der Erwerbstatigen und die
Zahl der Menschen im Rentenalter heute deutlich héher als noch vor wenigen Jahrzehnten.
Gleichzeitig ist der Arbeitsmarkt nicht mehr in der Lage, die Nachfrage nach Arbeit zu befriedi-
gen. Es gibt heute ein MaB an Arbeitslosigkeit in Deutschland, wie man es bis in die 80er Jahre
hinein nicht kannte. ' Die Globalisierung bewirkt zudem, dass sich Stetigkeit und Bestimmtheit in
der aktuellen Arbeitswelt auflésen. Die Erwerbsbiographien weisen immer haufiger Briche auf.
Arbeitsplatze auf Lebenszeit gehdren der Vergangenheit an. Gefordert wird zunehmend Flexibili-
tat und Wettbewerbsfahigkeit.

Ein wichtiges Anliegen in diesem Bericht ist es, auch kleinraumige Unterschiede in der sozialen
Lage, etwa auf Stadtteil- oder Stadtviertelebene zu erkléren. Diese sind vor allem aus dem Grad
der Erwerbsbeteiligung, der Einkommenshdhe sowie aus der raumlich unterschiedlichen Vertei-
lung von Arbeitslosigkeit erklarbar. Die Beschreibung der aktuellen Situation nimmt deshalb in
dem Bericht einen breiten Rahmen ein.

Nur 42 von 100 Einwohnern erwerbstétig

Ende 2005 waren von den rund 143.000 Einwohnern ca. 59.700 (41,7 %) erwerbstatig, darun-
ter rund 29.200 Frauen (48,9 %), rund 8.000 Auslander (13,4 %). Weitere knapp 5.300 Perso-
nen waren arbeitslos gemeldet. Beide Gruppen, die Erwerbstatigen und die Arbeitslosen bilden
die auf dem Arbeitsmarkt aktive Gruppe der Erwerbspersonen (rund 65.000 Personen). Danach
waren 45 % erwerbstatig oder suchten eine Arbeit. Bezogen auf die knapp 100.400 erwerbsfa-
higen Einwohner im Alter zwischen 18 und 64 Jahren lag der Erwerbspersonenanteil bei 65 %.

Von der Beschaftigungsquote bei Frauen kann nicht auf gleiche Teilhabe am Erwerbsleben ge-
schlossen werden. Uberproportional viele Frauen sind mit einem deutlich geringeren Arbeitsvo-
lumen als Manner beschaftigt und haben im Falle der Mutterschaft in hohem Mal3e diskontinu-
ierliche Berufsverlaufe. Hier liegt nicht nur ein wesentlicher Grund fir mangelnde Chancen-
gleichheit sondern auch fir das Armutsrisiko im Alter und als Alleinerziehende.

Die Stadt der Wissenschaft ist Arbeitsplatz fiir 106.000 Menschen - darunter nur 40.500
Heidelbergerinnen und Heidelberger - 20.000 pendeln bereits aus

Als Oberzentrum hat das von Wissenschaft und Forschung gepragte Heidelberg neben Mann-
heim, Ludwigshafen fur den regionalen Arbeitsmarkt eine herausragende Bedeutung. Rund
106.000 Menschen haben ihren Arbeitsplatz in Heidelberg.? Davon pendelten gut zwei Drittel
oder rund 66.500 Personen ein. Gleichzeitig hatten rund 20.000 Heidelbergerinnen und Heidel-
berger ihren Arbeitsplatz auBerhalb der Stadt. Nur rund 40.500 Personen - 38 von 100 Beschaf-
tigten - wohnten und arbeiteten in Heidelberg.

1 Vgl. Schader-Stiftung; Arbeit als knappes Gut, mehr unter: http://www.schader-
stiftung.de/gesellschaft_wandel/379.php
2 Wert einschlieBlich sogenannter geringfugig Beschaftigter, Selbstandiger, Beamten etc.

-31 -



Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg Kapitel '3

Obwohl der Trend zur Selbstandigkeit auch in Heidelberg in den letzten Jahren zugenommen
hat, waren Ende 2005 Uber vier Flnftel der Erwerbstatigen - rund 51.300 (86 %) - abhangig
beschaftigt. 8.400 waren Selbststandige oder mithelfende Familienangehérige. Unter den
51.300 abhangig Beschaftigten aus Heidelberg nahmen 2005 die sozialversicherungspflichtig
Beschaftigten (SVP-Beschaftigte) die groBte Gruppe ein. 38.600, das sind 75 von 100 abhangig
Beschaftigten, waren SVP-Beschaftigte. 8.600 Personen (17 % der abhangigen Beschaftigten)
waren ausschlieBlich geringfligig beschaftigt. Die Beamten stellten mit rund 4.000 Personen nur
die drittgroBte Gruppe.

Die in den letzten Jahren dynamisch wachsende Gruppe der geringfiigig Beschaftigten” ist be-
reits hoher als die Zahl der Selbststandigen. Auf vier SVP-Beschaftigte kommt eine Person, die
nur geringfligig beschéftigt ist. Weitere 3.500 Uben zusatzlich eine geringfligige Beschaftigung
als Nebenjob aus, etwa neben ihrem regularen versicherungspflichtigen Arbeitsverhaltnis.

Vertieft dargestellt werden in diesem Kapitel die SVP-Beschaftigten und die Arbeitslosen, hierzu
gibt es eine vergleichsweise breite Datenbasis.? Die Situation von geringfiigig Beschaftigten wird
im Abschnitt Uber prekdre Arbeitsverhaltnisse aufgegriffen.

3.1 Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschaftigten am Wohnort

Zum Jahresende 2005 hatten wie bereits erwahnt rund 38.600 sozialversicherungspflichtig Be-
schaftigte (SVP-Beschaftigte) ihren Wohnsitz in Heidelberg. Das Geschlechterverhaltnis war fast
ausgeglichen.

Jeder achte SVP-Beschaftigte am Wohnort Heidelberg hatte einen auslandischen Pass (12,8 %).
lhr Anteil liegt damit unter dem Auslanderanteil an der Heidelberger Bevélkerung von 16,7 %.

Uber ein Drittel pendelt aus

Nicht alle SVP-Beschéftigten, die in Heidelberg wohnen, arbeiteten auch hier. Das bedeutet, dass
bereits vier von zehn Heidelberger SVP-Beschaftigten ihr Einkommen auBerhalb verdienen und
von der Bonitat des (Uber-)regionalen Arbeitsmarktes abhadngig sind. Bemerkenswert ist, dass die
weiblichen SVP-Beschaftigten mit Wohnort Heidelberg zu zwei Drittel auch in Heidelberg arbei-
ten, bei den Mannern hat hingegen fast die Halfte einen Arbeitsplatz auBerhalb von Heidelberg.

Von je 1.000 Einwohnern im erwerbsfahigen Alter zwischen 18 und 64 Jahren sind knapp 400
sozialversicherungspflichtig beschaftigt. Zwischen den Stadtteilen gibt es jedoch deutliche Unter-
schiede.

1 Zur Definition siehe Kapitel 3.2

2 Uber die Selbststandigen und mithelfenden Familienangehdrigen sowie (iber die Beamten, die in Heidelberg woh-
nen, liegen keine weiteren statistischen Informationen vor. Aus der Einkommens- und Verbraucherstichprobe
2003 ist bekannt, dass sowohl die Selbststéandigen als auch die Beamtenhaushalte Gberdurchschnittliche Haus-
haltseinkommen haben. Dabei ist allerdings zu beriicksichtigen, dass gerade auch bei Selbststandigen die Sprei-
zung der Einkommen groB ist. Eine Vielzahl von kleinen Gewerbetreibenden erzielt nur geringe Ertrage. Vgl. Sta-
tistisches Landesamt Baden-Wurttemberg (Hrsg.): Statistische Berichte Baden-Wurttemberg — Einkommens- und
Verbraucherstichprobe, O Il 3 — 5j/03 vom 25.01.2006
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Tabelle 15: Sozialversicherungspflichtig Beschaftigte am Wohnort Heidelberg am 31.12.2005
nach Stadtteilen und ausgewahlten Merkmalen

Stadtteil Sozialversicherungspflichtig Beschéftigte am Wohnort

ins-  |davon: je 1.000

gesamt Ménner Frauen Deutsche Auslander < 26 Jahre Einwohner
im Alter

von 18 bis

64 Jahren

abs. abs. in % abs. in % abs. in% | abs. in % abs. in % abs.

Schlierbach 789 412 522 377 47,8 714 90,5 75 9,5 74 9,4 332
Altstadt 2660 1.337 50,3 1.323 49,7 2212 832 448 16,8 202 7,6 289
Bergheim 2.000f 1.037 51,9 963 48,2 1.621 81,1 379 19,0 196 9,8 375
Weststadt 4019 2.042 50,8 1977 492 3518 875 501 12,5 254 6,3 394
Sudstadt 1.162 524 451 638 54,9 1.005 86,5 157 13,5 87 75 368
Rohrbach 4163 2.094 50,3 2069 49,7 3611 86,7 552 13,3 398 9,6 405
Kirchheim 5.088] 2.633 51,7 2455 48,3| 4.457 876 631 124 552 10,8 455
Pfaffengrund 22491 1173 52,2 1.076 47,8 2.034 904 215 9,6 252 11,2 458
Wieblingen 2753 1.402 50,9] 1.351 491 2431 88,3 322 11,7 296 10,8 397
Handschuhsheim 4525 2124 46,9 2401 53,1 4.014 88,7 511 11,3 351 7,8 345
Neuenheim 3.264| 1.521 46,6] 1.743 53,4 2834 86,8 430 13,2 288 8,8 319
Boxberg 1.061 541 51,0 520 49,0 927 87,4 134 12,6 136 12,8 419
Emmertsgrund 2.024| 1.106 54,6 918 454 1710 84,5 314 15,5 298 14,7 463
Ziegelhausen 2659 1335 50,2 1.324 49,8 2438 917 221 8,3 206 7,7 407
Heidelberg 38.562| 19.357 50,2| 19.205 49,8| 33.645 87,2 4917 12,8| 3.607 9,4 384

Quelle: Bundesanstalt fur Arbeit; eigene Berechnungen Amt fir Stadtentwicklung und Statistik

Wahrend in der Altstadt vor allem wegen des hohen Studierendenanteils nicht einmal jeder Drit-
te Einwohner in dieser Altersklasse eine versicherungspflichtige Tatigkeit ausibt, ist es auf dem
Emmertsgrund fast jeder zweite. Auffallig ist, dass gerade in den Stadtteilen mit einer unter-
durchschnittlichen Dichte an SVP-Beschaftigten wie der Stdstadt, Neuenheim oder Handschuhs-

heim die Frauen die Mehr-
heit der SVP-Beschaftigten
stellten.

Jeder achte Erwerbstati-
ge ist Auslander

Von den in Heidelberg
wohnenden SVP-Beschaftig-
ten waren 2005 12,8 %
Auslander. In Bergheim hat
jeder funfte SVP-Beschaftig-
te einen auslandischen Pass.
Auch in der Altstadt

(16,8 %) oder auf dem
Emmertsgrund (15,5 %)
wohnen Uberdurchschnitt-
lich viele auslandische Be-

Abbildung 13: Anteil der Frauen an den SVP-Beschaftigten am
Wohnort Heidelberg am 31.12.2005 nach Stadttei-
len

Stdstadt
Neuenheim
Handschuhsheim

Heidelberg 149,8

Ziegelhausen
Altstadt
Rohrbach
Weststadt
Wieblingen
Boxberg
Kirchheim
Bergheim
Pfaffengrund
Schlierbach
Emmertsgrund

N =19.205
0 5 25 30 35 40 45 50 55
Quelle: Bundesagentur fur Arbeit Anteil in %

60

schaftigte. Im Osten von Heidelberg sind die Anteile der ausléandischen SVP-Beschaftigten dage-
gen deutlich unterdurchschnittlich. In Ziegelhausen ist dies nur jeder elfte, in Schlierbach nur
jeder zehnte SVP-Beschéftigte.
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Nur 9,4 % der SVP-Be-
schaftigten mit Wohnort

Abbildung 14: Anteil der Auslander an den SVP-Beschéftigten in
Heidelberg am 31.12.2005 nach Stadtteilen

Heidelberg waren unter 26 Bergheim
Jahre alt. Es Uberrascht da- Altstadt
. . Emmertsgrund
her wenig, dass in den Sidstadt
Stadtteilen mit einem ho- NR°“’:3_°“
euenheim

hen Akademiker- oder Stu- Heidelberg [ 1128
dierendenanteil die Quote Boxberg
. . . Weststadt
der bis 25-Jahrigen an allen Kirchheim
SVP-Beschaftigten unter- Wieblingen

o ) ) Handschuhsheim N =4.917

durchschnittlich ist. Deutlich Pfaffengrund
Uber dem Mittelwert ist er Schlierbach
Ziegelhausen

auf dem Emmertsgrund
(14,7 %), dem Boxberg
(12,8 %), im Pfaffengrund
(11,2 %), Kirchheim (10,8 %) oder in Wieblingen (10,8 %). In diesen Stadtteilen leben tber
40 % der junge Menschen in Heidelberg, die einen klassischen Ausbildungsberuf erlernt haben
oder anstreben.

0 2 4 6 8 10 12 14 16 18 20

Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit Anteil in %

Deutlicher Riickgang der Beschiaftigten seit 2000

Ende 2000 belief sich die Zahl der SVP-Beschaftigten, die in Heidelberg wohnten, noch auf rund
42.500 Personen. Dies bedeutet bis 2005 einen Riickgang um tber 3.900 Personen oder 9,2 %.
Die Abnahme war dabei bei den Mannern (-10,4 %) starker als bei den Frauen (-7,9 %). Uber-
proportional stark hat sich in diesem Zeitraum auch die Zahl der in Heidelberg wohnenden aus-
landischen SVP-Beschaftigten reduziert. Die Abnahme um rund 800 Personen entspricht einem

Minus um 14,1 %.

Absolut war der Aderlass
unter den deutschen SVP-
Beschaftigten mit Wohnsitz

in Heidelberg am hdochsten.

lhre Zahl nahm um 3.100
Personen (-7,9 %) ab. Die
Hintergrinde liegen nur
zum Teil im Verlust von
Arbeitsplatzen. Abwande-
rung oder Ausscheiden aus
dem Berufsleben aus famili-
aren oder Altersgriinden
haben mit den deutlichen
Einbruch verursacht. Vor
allem das Nachwachsen
geburtenschwacher Jahr-

Abbildung 15: Anteil der bis 25-Jahrigen an den SVP-Beschaftig-
ten in Heidelberg am 31.12.2005 nach Stadtteilen

Emmertsgrund
Boxberg
Pfaffengrund
Kirchheim
Wieblingen
Bergheim
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©
~
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N = 3.607
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Quelle: Bundesagentur fir Arbeit

10 11 12 13 14 15 16

Anteil in Prozent

gange hat zusatzlich das Abschmelzen bei den jingeren Altersjahrgangen verursacht. So haben
die in Heidelberg wohnenden SVP-Beschaftigten im Alter bis zu 25 Jahren in den wenigen Jah-
ren nahezu ein Viertel ihrer ehemaligen Ausgangsstarke eingebiB3t.
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Tabelle 16: Sozialversicherungspflichtig Beschaftigte am Wohnort Heidelberg am 31.12.2005
nach Wirtschaftszweigen und Geschlecht

SVP-Beschaftigte am Wohnort Heidelberg
INS-  [Darunter im Wirtschaftsabschnitt
gesamt” Land- und Produzierendes Handel, Sonstige Dienst-
Forstwirtschaft, Gewerbe Gastgewerbe leistungen
Fischerei
abs. abs. in % abs. in % abs. in % abs. in %
insgesamt 38.562 153 0,4] 7.280 18,9] 6.896 17,9| 24.212 62,8
weiblich 19.205 32 0,2 2.197 11,4 3.157 16,4 13.815 71,9
Frauenanteil 49,8 20,9 30,2 45,8 571

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wurttemberg, Stuttgart 2007.
1) EinschlieB3lich Falle ohne Angabe zur Wirtschaftsgliederung

Dienstleistungen dominierend
Acht von zehn SVP-Beschaftigten mit Wohnsitz in Heidelberg waren Ende 2005 in einem Unter-
nehmen oder einer Einrichtung des Dienstleistungssektors tatig. Die Frauen Gberwiegen mehr
oder weniger stark. ' Von allen Sektoren weist der Dienstleistungssektor den gréBten Anteil an
Teilzeitbeschaftigten und die groBte Gehaltsspreizung auf. Dies hat Auswirkungen auf das spa-
ter aufgezeigte durchschnittliche Kaufkraftniveau in den einzelnen Stadtteilen. Insgesamt Uber-
wiegen die Frauen an den Dienstleistungsbeschaftigten leicht.

Nur rund 7.300 (18,9 %) Heidelberger SVP-Beschaftigten waren 2005 noch im Produzierenden
Gewerbe tatig. Der Schwerpunkt lag beim Verarbeitenden Gewerbe (6.000 Personen bzw.
15,5 %). Die gewerblichen Unternehmen sind immer noch eine klassische Mannerdoméane. Nur

30 % der dort Beschaftigten waren Frauen.

Tabelle 17: Sozialversicherungspflichtig Beschaftigte am Wohnort Heidelberg am 31.12.2005
nach Bildungsabschlissen

Stadtteil Sozialversicherungspflichtig Beschaftigte am Wohnort am 31.12.2005
Ins- davon
gesamt Volks-,Haupt-, Volks-,Haupt-, Abitur Abitur Fachhochschul-/ Ausbildung
Realschule ohne Realschule mit ohne mit Hochschul- unbekannt
Berufsausbildung | Berufsausbildung | Berufsausbildung | Berufsausbildung abschlul
abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in %

Schlierbach 785 58 7.4 237\ 30,2 35 4,5 80| 10,2 279 355 96| 12,2
Altstadt 2.656 191 7,2 646 24,3 255 9,6 196 7,4 900 33,9 468| 17,6
Bergheim 1.992 259 13,0 542| 27,2 119 6,0 129 6,5 579 29,1 364| 18,3
Weststadt 3.897 248 6,4 1.012| 26,0 262 6,7 304 7,8 1.530f 39,3 541 13,9
Sudstadt 1.159 93 8,0 384| 33,1 73 6,3 85 7,3 370 31,9 1541 13,3
Rohrbach 4.161 485 11,7 1.629] 39,1 182 4,4 258 6,2 978| 23,5 629 151
Kirchheim 5.093 804| 158] 2.191] 43,0 173 34 254 5,0 922 18,1 749 147
Pfaffengrund 2.249 341 152 1.231| 54,7 71 3,2 102 4,5 214 9,5 290| 12,9
Wieblingen 2.753 391 14,2 1.203] 43,7 118 4,3 177 6,4 504 18,3 360 13,1
Handschuhsheim 4.506 341 76| 1.447] 321 267 59 356 79 1.538] 34,1 557 12,4
Neuenheim 3.251 136 4,2 759 23,3 239 7,4 250 7,7 1.527| 47,0 340 10,5
Boxberg 1.058 249| 23,5 473 447 27 2,6 40 3,8 84 7,9 185 17,5
Emmertsgrund 2.019 465| 23,0 840 41,6 56 2,8 57 2,8 184 9,1 4171 20,7
Ziegelhausen 2.651 205 7,71 1115 421 112 4,2 199 7,5 657 24,8 363 13,7
keine Zuordnung mdglich 332 30 9,0 103] 31,0 15 4,5 25 7,5 97] 29,2 62] 18,7
Heidelberg 38.562( 4.296( 11,1 13.812] 35,8 2.004 52| 2.512 6,5/ 10.363| 26,9] 5.575| 14,5

Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit

1 So waren von den rund 14.000 Personen, die in einem Unternehmen/Betrieb angestellt waren, das 6ffentliche
oder private Dienstleistungen (ohne die 6ffentliche Verwaltung) anbot, zwei Drittel Frauen. Diese Sparte pragt das
Gehaltsniveau deutlich, da sie fir 36,1 % aller in Heidelberg lebenden SVP-Beschaftigten den Arbeitsplatz stellt.
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Ein Viertel mit Fach- Abbildung 16:

hochschul- oder Hoch- Anteil der Personen mit Fach- und Hochschulabschluss
an allen sozialversicherungspflichtig Beschéftigten

schulabschluss am Wohnort am 31.12.2005

Vier von zehn SVP-
Beschaftigten, die Ende
2005 in Heidelberg wohn-
ten, hatten eine (klassi-
sche) Berufsausbildung.
Rund 13.900 (35,8 %)
hatten ihre Lehre nach
einem Volks-, Haupt- oder
Realschulabschuss, rund
2.500 (6,5 %) nach dem

Abitur begonnen. Mehr als 1 o — Wt
ein Viertel (26,9 %) traten | e sunesagentor for arvet : I 0 % s umier 42

Heidelberger Durchschnitt: 25,4 %

M= 10.363

zu geringe Fallzahlen {unter 15)
unter 15 %

. . Grafik: Amt fur Stadientwicklung und Statistik der Stadt Heidelberg; August 2007 I cber 425
den Job mit einem Fach-

hochschul- oder Hochschulabschluss an. Rund 6.300 (16,3 %) SVP-Beschaftigte am Wohnort
Heidelberg hatten keine abgeschlossene Berufsausbildung. Unter ihnen durften vor allem die
fast 4.300 Personen ohne Berufsabschluss, die nur die Volks-, Haupt- oder Realschule besucht
hatten, besondere Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt (gehabt) haben. Das entspricht

11,1 % der in Heidelberg wohnenden SVP-Beschaftigten. Auch hier gibt es unter den Stadttei-
len starke Abweichungen nach oben. Auf dem Boxberg und Emmertsgrund trifft dies auf ein
knappes Viertel, in Kirchheim, Wieblingen und Pfaffengrund jeweils auf ein knappes Sechstel
aller SVP-Beschaftigten zu.

Verglichen mit den SVP-Beschaftigten in Baden-Wirttemberg weicht das Bildungsniveau der in
Heidelberg wohnenden Beschaftigten im Mittel deutlich nach oben ab. So kann in Baden-
W(rttemberg nur einer von 10 SVP-Beschaftigten einen Fachhochschul- oder Hochschulab-
schluss vorweisen. Jeder Flnfte hatte hingegen keine Berufsausbildung. Eine Berufsausbildung
nach der Schule haben im Land sechs von zehn Beschaftigten.

Akademikerstadtteil Neuenheim

Zwischen den Stadtteilen bestehen erhebliche Unterschiede im (formalen) Bildungsniveau der
SVP-Beschaftigten. So hat in Neuenheim fast die Halfte einen Fachhoch- oder Hochschulab-
schluss. In Wieblingen (9,5 %), auf dem Emmertsgrund (9,1 %) oder auf dem Boxberg (7,9 %)
liegt er - zum Teil um das Mehrfache - darunter. Da mit den unterschiedlichen Bildungsabschlis-
sen auch verschiedene Berufs- und Verdienstmoglichkeiten verbunden sind, geben die Unter-
schiede in den Bildungsniveaus auch deutlich Hinweise auf unterschiedliche Wohlstandsniveaus
zwischen den Stadtteilen.

3.2 Prekare Arbeitsverhaltnisse

Unter prekaren Arbeitsverhaltnissen werden im allgemeinen solche verstanden, deren Lohn die
Existenz bzw. den (blichen Lebensstandard nicht sichern kann. Hinzu kommt eine unzureichen-
de soziale Absicherung. So sind meistens die Ublichen Arbeitnehmerrechte wie Kiindigungs-
schutz oder Betriebsratswahlrecht eingeschrankt oder nicht vorhanden und es besteht keine
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Einbindung in die Sozialversicherungssysteme.' Prekdre Arbeitsverhaltnisse sind zum Beispiel
befristete Arbeitsverhaltnisse wie Praktika, Voluntariate etc., geringfligige Beschaftigung oder
Leiharbeit. Die Hans-Bockler Stiftung schatzt, dass in der BRD rund funf Millionen Menschen
bzw. 15 % der Beschaftigten davon betroffen sind.

Im Folgenden wird die Situation der geringfiigig Beschaftigten in Heidelberg dargestellt.?

Geringfiligige Beschaftigung oder Minijobs

Minijobs sind geringfligige Beschaftigungen bis zu einer Bruttoverdienstgrenze von 400 Euro. Bis
zu dieser Verdienstgrenze ist der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin von Beitragen in die Sozial-
versicherung befreit. Ebenfalls zu den Minijobs werden kurzfristige Beschaftigungen an bis zu 50
Arbeitstagen bzw. zwei Monaten innerhalb eines Kalenderjahres gezahlt.

Der Arbeitgeber entrichtet zwar Pauschalbeitrage zur Kranken- und Rentenversicherung, die
Mini-Jobber kénnen daraus aber keine Kranken- oder Rentenversicherungsanspriiche geltend
machen. Wer nur von Minijobs lebt, ist weder renten- noch krankenversichert. Der Krankenver-
sicherungsschutz muss auf anderem Wege erlangt werden, etwa Uber die Mitversicherung von
Angehdrigen oder durch freiwillige Versicherung. Rentenanspriiche kénnen nur durch eigene
Zuzahlungen von 4,9 % des Arbeitsentgelts erworben werden.

2005 Ubten rund 12.100 Personen, deren Wohnort Heidelberg war, eine geringfligige Beschaf-
tigung aus. Darunter waren etwa 8.600 Personen ausschlieBlich geringfligig beschaftigt. Sie er-

Tabelle 18: Geringfligig Beschaftigte am Wohnort zum 30.6.2005 in den baden-wirttember-
gischen Stadtkreisen, dem Rhein-Neckar-Kreis und dem Land Baden-Wurttemberg

Geringfugig Beschatftigte 2005

davon: Auf 1.000

sozialver-

Kreis Insgesamt S;ch:grr:’g:
Ausschlielich Im Nebenjob g

Beschaftigte
am Wohnort

kommen

Absolut Absolut In % Absolut In % Absolut
Stuttgart 48.001 30.190 62,9 17.811 37,1 247,3
Heilbronn 11.318 7.739 68,4 3.579 31,6 297,2
Baden-Baden 4.969 3.334 67,1 1.635 32,9 302,3
Karlsruhe 24.714 17.010 68,8 7.704 31,2 273,2
Heidelberg 12.118 8.628 71,2 3.490 28,8 315,3
Mannheim 26.097 18.340 70,3 7.757 29,7 273,0
Pforzheim 10.653 6.961 65,3 3.692 34,7 277,0
Freiburg 20.216 14.179 70,1 6.037 29,9 350,4
Ulm 11.190 7.255 64,8 3.935 35,2 289,2
Rhein-Neckar-Kreis 46.054 32.619 70,8 13.435 29,2 257,9
Baden-Wiirttemberg 972.132 660.084 67,9 312.048 32,1 271,7

Quelle: Bundesagentur fur Arbeit; Statistisches Landesamt Baden-Wdrttemberg, eigene Berechnungen Amt fir Stadt-

entwicklung und Statistik, Heidelberg 2007.

1 Vgl. etwa: Hans-Bockler Stiftung, 2007. Url: www.boeckler-boxen.de/cps/rde/xchg/SID-3DOAB75d-
FESE3D7C/boxen/hs.xsl/1950.htm
2 Informationen zu befristeten Beschaftigungen und Leiharbeit finden sich im Anhang zum Kapitel 3
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und Krankenversicherungsanspri-
che. Damit kommt auf vier versi-
cherungspflichtig Beschaftigte eine
Person, die ausschlieBlich gering-
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Tabelle 19: Geringfligig Beschaftigte am Wohnort zum
30.6.2005 in den baden-wurttembergischen
Stadtkreisen, dem Rhein-Neckar-Kreis und dem

Land Baden-Wirttemberg 2000 und 2005

Geringfiigig Beschiftigte am 30.06.
flgig beschaftigt ist. Fast 3.500 _ Veranderung
Ubten den Minijob neben ihrem Kreis 2000 2005 2005 zu 2000
reguldren versicherungspflichtigen Absolut Absolut Absolut | In %
Arbeitsverhaltnis aus. Dies zeigt, Stuttgart 25.799 48.001 22.202 | 86,1
wie viele Personen/Haushalte auch  Heilbronn 6.700 11.318 4618 | 68,9
in der Universitatsstadt Heidelberg  [Baden-Baden 2.813 4.969 2.156 | 76,6
auf den Zusatzverdienst aus dem Karlsruhe 14.433 24.714 10.281 71,2
I\/Iinijob angewiesen sind. Heidelberg 7.483 12.118 4635 | 61,9

Mannheim 15.232 26.097 10.865 | 71,3
Im Vergleich zu den anderen Pforzheim 6.171 10.653 4482 | 72,6
Stadtkreisen in Baden-Wrttem- Freiburg 11.471 20.216 8.745 | 76,2
berg hat Heidelberg unter den Ulm 6.538 11.190 4652 | 71,2
geringfligig Beschdftigten mit Rhein-Neckar-Kreis|  29.518 46.054 16.536 | 56,0
71,2 % den hochsten Anteil an Baden-
Personen, die ausschlieBlich gering- [Wirttemberg 580.758 972.132 | 391374 | 67,4

fligig beschaftigt sind. Der baden-
wirttembergische Durchschnitt lag

Quelle: Bundesagentur fur Arbeit

Ende 2005 bei 67,9 %. Auf je 1.000 sozialversicherungspflichtig Beschaftigte (SVP-Beschaftigte)
am Wohnort kamen in Heidelberg 315,3 geringfligig Beschaftigte. Nach Freiburg, ebenfalls wie
Heidelberg eine groBe Universitatsstadt, lag Heidelberg damit unter den baden-wurttembergi-
schen Stadtkreisen auf dem zweiten Rang. Es ist daher zu vermuten, dass ein nicht geringer Teil
der geringfligig Beschaftigten Studierende sind. Die geringste Dichte hat Stuttgart mit nur 247,3
geringfligig Beschaftigten je 1.000 SVP-Beschaftigte. Gleichzeitig ist dort der Anteil derjenigen,
die einen Nebenjob haben, am hochsten.

Infolge der gesetzlichen Neuregelung der geringfligigen Beschaftigung zum Beginn des Jahres
2003 entwickelte sich dieser Beschaftigungsbereich iberaus dynamisch. So stieg ihre Zahl in
Baden-Wirttemberg im Vergleich zum Jahr 2000 um Uber Zweidrittel an. In Heidelberg war
wegen der bereits vorher starken Progression eine knapp darunter liegende Zunahme um

61,9 % (4.700 Personen) zu beobachten. Im Vergleich zu den anderen Stadtkreisen ist dies die
geringste Steigerungsrate. In Stuttgart war die Zunahme mit 86,1 % am gréBten. Im Rhein-
Neckar-Kreis war die Zunahme mit 56 % noch geringer als in Heidelberg.

Im Laufe des Jahres 2006 bewegte sich die Zahl der geringfligig Beschaftigten in Heidelberg
weiter leicht nach oben (+ 300 Personen bzw. + 2,5 % auf rund 12.400 Personen). Die Zahl der
ausschlieBlich geringfligig Beschaftigten lag bei knapp 8.800. Im Nebenjob Ubten 3.650 Perso-
nen dies Beschaftigung aus. Dies entspricht einer Zunahme von 4,7 %. Auch dies ist eine Kenn-
zeichen dafir, dass immer mehr Personen / Haushalte von mehr als einem Einkommen abhangig
sind.

1 Gesetze fur moderne Dienstleitungen am Arbeitsmarkt
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Geringfiigig Beschaftige nach Stadtteilen

Im Durchschnitt sind in Heidelberg 8,6 % der Personen im erwerbsfahigen Alter zwischen 18
und 64 Jahren ausschlieBlich geringfligig beschaftigt. Zwischen den Stadtteilen variieren die
Anteile jedoch deutlich. Die
hochsten Anteile wurden in
der Altstadt und in deutli-
chem Abstand in Hand-

Abbildung 17: Anteil der geringfligig Beschaftigten an den Per-
sonen im erwerbsfahigen Alter

Schlierbach

schuhsheim mit einem hohen Stdstadt
Studierendenanteil registriert. Bergheim
. . Neuenheim
Deutlich unter dem Heidel- Weststadt
berger Schnitt ist der Anteil in Wieblingen
. . Rohrbach
Schlierbach (6,8 %) und in Ziogelhausen
der Stdstadt (7,3 %). Boxberg

Heidelberg
Kirchheim

Arbeitsgelegenheiten mit Piafion
grund
Mehraufwandsentschadi- Emmertsgrund
gung oder Ein-Euro-Jobs ~ fendsenunshem
Altstadt
Im Zuge der Hartz-Reformen 00 20 o 60 50 100 120
wurden zum Jahresbeginn Prozent
2005 die sogenannten Ein-
Euro-Jobs, offiziell , Arbeits-
gelegenheiten mit Mehraufwandsentschadigungen”, eingefiihrt." Ziel der MaBnahme ist, Lang-
zeitarbeitslose zum einen wieder an einen festen Arbeitsrhythmus zu gewdhnen und ihnen da-
durch den Einstieg in den ersten Arbeitsmarkt zu erleichtern. Dartber hinaus stellt die unfreiwil-
lige Beschaftigungslosigkeit fir viele Langzeitarbeitslose neben der Geldknappheit eine enorme
psychische Belastung dar. Ihr versucht man durch Beschaftigung entgegenzuwirken.?

Quelle: Bundesagentur fur Arbeit

Fur Heidelberg gibt es zu diesen Beschaftigungsverhaltnissen gegenwartig wenige Daten. Ge-
sagt werden kann nur, dass die Zahl der Ein-Euro-Jobber von 126 Anfang 2006 auf 222 Mitte
2007 angewachsen ist.

Arbeitslosengeld Il - Aufstocker

Arbeitslosengeld | Empfanger/innen, die einen zu geringen Versicherungsleistungsbetrag erhal-
ten, aber auch sonstige Geringverdiener/innen, die von ihrem Einkommen nicht leben kénnen,
haben die Mdglichkeit, mit dem Arbeitslosengeld Il ihren Grundbedarf zu sichern. Sie werden als
sogenannte , Aufstocker” bezeichnet.

Das Jahr 2005 war das Aufbaujahr der Grundsicherung nach SGB Il. Entsprechend war auch die
Inanspruchnahme von Erwerbstatigen nach zusatzlichen Leistungen (Aufstocker) aus diesem
Rechtskreis noch sehr gering. Im Jahr 2006 hat sich das bereits geandert. Die Zahl der Erwerbs-

1 Sie kdnnen von Arbeitslosen freiwillig angenommen werden, diese kédnnen aber auch dazu verpflichtet werden,
was bedeutet, dass das Arbeitslosengeld bei einer Nicht-Annahme um bis zu 30 Prozent gekurzt werden kann.

2 Inzwischen gibt es immer mehr kritische Stimmen, die beanstanden, dass der erhoffte Anschlusseffekt an den
ersten Arbeitsmarkt ausbleibt. Trotz des hohen Verwaltungsaufwands finden nur sehr wenige Ein-Euro-Jobber
nach Ablauf ihrer Tatigkeit einen regularen Job. Unternehmen und Wirtschaftsverbande kritisieren zudem den zu-
nehmenden Missbrauch von Ein-Euro-Jobs. So sollen immer mehr Betroffene in Tatigkeiten eingesetzt werden, fur
die ansonsten reguldr Beschaftigte zustandig sind.
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tatigen, die ihr geringes Einkommen durch ergdanzende Leistungen nach dem SGB Il , aufstock-
ten” erhdhte sich deutlich. In der BRD trifft dies aktuell auf 6,4 % der geringverdienenden Be-
schaftigten zu.

Seit dem 15.05.2007 wird darUber eine Statistik gefuhrt: Zu diesem Zeitpunkt waren 512 Perso-
nen erfasst, Uber die jedoch keine ndheren Angaben vorliegen.

3.3 Arbeitslosigkeit

Am 31.12.2005 waren in Hei- Abbildung 18: Arbeitslose sowie Arbeitslosenquote in Heidel-
delberg 5.300 Personen ar- berg von 1996 bis 2006 (31.12.)

beitslos gemeldet. Die Arbeits- 6.000 12,0
losenquote, bezogen auf die
abhangig zivilen Erwerbsper-
sonen1, betrug 9,4 Prozent.

Durch die Einfihrung des So-
zialgesetzbuchs Il und der da-
mit verbundenen Ausweitung
des erfassten Personenkreises -
vor allem um die erwerbsfahi-
gen ehemaligen Empfanger

von Sozialhilfe - ist auch in
) ) . . -
Heldelberg die Zahl der ar- -Arbeiltslosg +Arbeﬂ|tslosenquote in %
Quelle: Bundesagentur fur Arbeit — — .Einfiihrung von Hartz IV

Arbeitslose
Arbeitslosenquote in %

1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006

beitslos Gemeldeten deutlich
angestiegen.

Da es sich dabei weitgehend um einen auf Gesetzesanderungen beruhenden statistischen Effekt
handelt, sind Zeitreihenanalysen fir den Zeitraum vor 2005 nur bedingt aussagekraftig. Dies ist
bei der nachfolgenden Kommentierung zu beachten.

Arbeitslosenzahl nach 2004 aufgrund der Hartz IV Reform stark angestiegen

GegenUber dem Jahr 2000, das durch eine besonders gute konjunkturelle Wirtschaftslage ge-
pragt war, hat die Arbeitslosenzahl in Heidelberg um fast die Halfte (1.600 Personen bzw. 44 %)
zugenommen. So waren im wirtschaftlichen Erfolgsjahr 2000 in Heidelberg nur knapp 3.700
Personen arbeitslos, was einer Arbeitslosenquote von 6,6 % entsprach. Mitte der neunziger Jah-
re bewegte sich die Arbeitslosenquote ohne den sogenannten Hartz IV Effekt mit Gber 9 % auf
ahnlich hohem Niveau wie 2005 und 2006.

Jiingste Entwicklung der Arbeitslosenquote positiv: Aktuell rund 4.200 Arbeitslose

Mit der im Jahr 2006 anspringenden Konjunktur ging auch in die Zahl der arbeitslos gemeldeten
Personen bis Ende 2006 um 300 Personen auf knapp 5.000 zurtick. Die Arbeitslosenquote sank
auf 8,8 %. Der positive Trend setzte sich im Jahr 2007 fort. Bis Juli sank die Zahl der arbeitslos
gemeldeten um weitere 800 Personen (14 %) auf rund 4.200, was einer Arbeitslosenquote von
7.4 % entsprach.

1 siehe Begriffserlduterungen im Anhang
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Geringste Arbeitslosenquote unter den GroB3stadten in Baden-Wiirttemberg

Im Vergleich zu den anderen acht Stadtkreisen Baden-Wurttembergs hat Heidelberg die nied-
rigste Arbeitslosenquote. Schlusslichter sind die Stadte Mannheim (12,5 %) und Pforzheim
(12,7 %). Die Landkreise stehen strukturell bedingt deutlich besser da. So auch der Rhein-
Neckar-Kreis, dessen Arbeitslosenquote im Dezember 2005 bei nur 6,8 % lag.

Tabelle 20: Arbeitslose in den baden-wirttembergischen Stadtkreisen 2000 und 2005

Stadtkreis 31.12.2000 31.12.2005 Entwicklung 2005 zu 2000
Arbeitslose | Quote* | Arbeitslose | Quote* Arbeitslose Quote”
insgesamt insgesamt insgesamt

abs. in % abs. in % abs. in % |in % Pkt.

Stuttgart 16.679 6,3 27.195 10,3 10.516 63,0 4,0

Heilbronn 4142 7,6 5.820 10,7 1.678 40,5 3,1

Baden-Baden 1.284 5,9 2.520 11,2 1.236 96,3 53

Karlsruhe 9.074 7,3 12.476 9,7 3.402 37,5 2,4

Heidelberg 3.671 6,6 5.299 9,4 1.628 443 2,8

Mannheim 14.793 11,0 17.014 12,5 2.221 15,0 1,5

Pforzheim 4.161 7,8 6.767 12,7 2.606 62,6 49

Freiburg 7.141 8,6 9.677 11,0 2.536 35,5 24

Ulm 3.374 6,4 5.815 10,8 2.441 72,3 4,4

Baden-Wiirttemberg 264.451 5,6 367.566 7,5 103.115 39,0 1,9

* bezogen auf die abhangig zivilen Erwerbspersonen

Quelle: Bundesagentur fir Arbeit

Arbeitslosigkeit in den Stadtteilen unterschiedlich stark
Das Ausmal3 der Arbeitslosigkeit ist in den Heidelberger Stadtteilen und Stadtvierteln sehr unter-
schiedlich." Die Arbeitslosen wohnen nicht gleichmé&Big tber die Stadt verteilt. Sie konzentrieren

sich vorwiegend auf jene
Stadtteile mit einem ho-
hen Sozialwohnungsan-
teil. Uberdurchschnittlich
hoch ist die Arbeitslosig-
keit in den westlichen und
stdlichen Stadtteilen. Die
hochste Arbeitslosenquo-
te hatte Ende 2005 der
Boxberg mit 19,2 %, ge-
folgt vom Emmertsgrund
mit 17,2 %. Auch Kirch-
heim (11,8 %) und Wieb-
lingen (11,3 %) lagen
deutlich Gber dem stadti-
schen Durchschnitt von
9,4 %. Den anderen Pol

Abbildung 19:

Arbeitslosenquote in Heidelberg zum 31.12.2005

N = 5,288 Arbeitslose

Heidelberger Durchschnitt
der Arbeitslosenquote: 9,4 %

zu geringe Falizahlen (unter 15)
bis 5%

dber 5 % bis 10 %

Uber 10 % bis 15 %

I ober 15 % bis 20 %

B iter 20 %

Quelle: Bundesageniur fur Arbeit
Grafik: Amt fir Stadtentwicklung und Statistik der Stadt Heidelberg, April 2007

1 Vgl. Stadt Heidelberg - Amt fir Stadtentwicklung und Statistik (Hrsg.): Kleinrdumige Analyse der Arbeitslosigkeit
in Heidelberg, Statistische Kurzmitteilung Nr. 41, Heidelberg 2004
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der Bandbreite bilden Neuenheim Abbildung 20:

Variationsbreite der Arbeitslosenquote in Hei-

(4,2 %) und Handschuhsheim
(5,6 %). Vier von zehn Arbeitslo-
sen, aber nur drei von zehn er-
werbsfdhigen Einwohnern zwi-
schen 18 und 64 Jahren leben in
den stdlichen Stadtteilen' Hei-
delbergs.

Vergleicht man die Unterschiede
in einem noch kleinrdumigeren
Mafstab, etwa unter den 44
Stadtvierteln, dann schwankt die
Arbeitslosenquote noch deutlich
starker als zwischen den Stadttei-
len.

Stadtviertel mit einem geringen
Sozialwohnungsanteil, guter
Wohnqualitat und einem hohen
Beschaftigtenanteil gut Qualifi-
zierter sind nur wenig von Ar-
beitslosigkeit betroffen.

Im Gegensatz dazu war Ende
2005 Am Kirchheimer Weg jede
vierte Erwerbsperson arbeitslos
(25,5 %). In vier weiteren Stadt-
vierteln bewegte sich die Quote
deutlich Uber 15 %: Boxberg-
Ost (20,6 %), Emmertsgrund-
Sud (18 %), Bergheim-West
(17,4 %), Emmertsgrund-Nord
(16,8 %).

Weitere zehn Stadtviertel lagen
Uber dem gesamtstadtischen
Durchschnitt von 9,4 %.

Insgesamt lagen 16 Stadtviertel
Uber dem gesamtstadtischen
Durchschnitt von 9,4 %, 18
zum Teil deutlich - wie in Neu-
enheim - darunter.

delberg am 31.12.2005 nach Stadtvierteln
(sortiert nach Anteilen; fur Stadtviertel mit 15
und mehr Arbeitslosen)

Am Kirchheimer Weg
Boxberg-Ost

255 %

Emmertsgrund-Sud
Bergheim-West
Emmertsgrund-Nord
Bahninsel
Rohrbach-Hasenleiser
Boxberg-West
Wieblingen-Mitte
Kirchheim-Mitte
Wieblingen-Sud
Ochsenkopf
Pfaffengrund-Sud
Rohrbach-West
Kirchheim-Nord
Kirchheim-West
Heidelberg
Kernaltstadt
Pfaffengrund-Nord
Rohrbach-Ost
Weststadt
Ziegelhausen-West
Voraltstadt
Schlierbach-Ost
Schlierbach-West
Bergheim-Ost

Rohrbach-Gewann See N = 5.299 Arbeitslose
6,5 %

6.3 %

Ziegelhausen-Ost
Handschuhsheim-Ost
Handschuhsheim-West
Sudstadt-West
Siudstadt-Ost
Neuenheim-Mitte
Peterstal
Neuenhein-Ost

42 %
3.9%

10 % 15 % 20 % 25%

Arbeitslosenquote im Dezember 2005

t
0%
Quelle: Bundesagentur fir Arbeit

5% 30 %

Abbildung 21:

Entwicklung der Arbeitslosenquote in Heidelberg
2005 zu 2000; jeweils zum 31.12.

N = 1.628 Arbeitslose

Heidelberger Durchschnitt: ]
+ 2,8 Prozentpunkte \

Quelle: Bundesagentur fir Arbeit  ——
Grafik: Amt fur Stadientwicklung und Statistik der Sta

unter 0 Prozentpunkte

0 bis unter 2 Prozentpunkte
|| 2bis unter 4 Prozentpunkte
Bl 4 bis unter & Prozentpunite
L

80y
t Heidelberg, April 2007

— g Desrantaunkts
o iber S Prozentpunkts

keine Angaben méglich

1 Rohrbach, Kirchheim, Boxberg und Emmertsgrund
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Die Arbeitslosigkeit konzentriert sich in Heidelberg auf wenige Stadtviertel im Westen und Su-
den. Der gesamte Norden und Osten hingegen, sowie die Innenstadt - einzige Ausnahmen Berg-
heim-West und die Bahnstadt - liegen mit Arbeitslosenquoten zwischen 3,9 % (Neuenheim-Ost)
und 8,6 % (Kernaltstadt) unter dem stadtischen Mittel. Im Vergleich zu friheren Untersuchun-
gen des Amtes fur Stadtentwicklung und Statistik' wird deutlich, dass sich das raumliche Ver-
teilungsmuster der Arbeitslosigkeit verfestigt.

Die Gefahr von Segregation und Ausgrenzung ist daher nicht von der Hand zu weisen.

Kleinrdaumige Entwicklung der Arbeitslosenquote

Kleinrdumig zeigen sich erhebliche Unterschiede bei der Entwicklung der Arbeitslosigkeit zwi-
schen 2000 und 2005

(Stadtischer Mittelwert: Abbildung 22:

+2,8 Prozentpunkte). Anteil der arbeitslosen Frauen an allen Arbeitslosen
in Heidelberg zum 31.12.2005

Heidelbergs Westen und
Suden (mit einigen Aus-
nahmen) sowie die beiden
Hohenstadtteile zeigen
Uberdurchschnittliche
Zunahmen. Die starksten,
mit einem Plus von Uber 6 Hoidelberger Ourchachnit
Prozentpunkten, hatten
Bergheim-West, Boxberg-
Ost und Emmertsgrund.
Der Norden und der Os-
ten einschlieBlich Berg- oer 45 % bis 50 %

. Quelle: Bundesagentur fir Arbeit I coer 50 % bis 55 %
heim-Ost und der Alt- Grafik. Amt fur Stadientwicklung und Statistk der Stack Heidelberg; April 2007 I o 55 %
stadt, weisen dagegen
unterdurchschnittliche oder positive Veranderungsraten auf. So zeigte sich in Neuenheim-Ost,
der Kernaltstadt und in Ziegelhausen-Peterstal sogar ein Ruckgang der Arbeitslosenquote.

N = 2.351 Frauen

2u geringe Fallzahlen (unter 15)
bbis 40 %
dber 40 % bis 45 %

Arbeitslose nach dem Geschlecht

Die Mehrheit der Arbeitslosen waren Ende 2005 Méanner. Von den 5.300 Arbeitlosen waren ca.
2.950 Méanner und ca. 2.350 Frauen. Daraus ergibt sich ein Verhaltnis von 55 zu 45. Entspre-
chend lag auch die Arbeitslosenquote der Manner in Heidelberg mit 10,6 % deutlich Gber der
Arbeitslosenquote der Frauen von 8,1 % (Heidelberg insgesamt: 9,4 %,).

Es ist bekannt, dass Frauen am Arbeitsmarkt zum einen flexibler sind, zum anderen vielfach in
die sogenannte ,Stille Reserve”, die statistisch nicht erfasst wird, abgedrangt werden. Dies gilt
aber nicht fr alle Frauen in gleichem MaBe.

Bemerkenswert ist, dass der Frauenanteil an den Arbeitslosen in den Stadtvierteln mit unter-
durchschnittlicher Arbeitslosenquote tendenziell héher ist. So betrug der Frauenanteil an den

1 Vgl. Stadt Heidelberg - Amt fir Stadtentwicklung und Statistik (Hrsg.): Kleinrdumige Analyse der Arbeitslosigkeit
in Heidelberg, Statistische Kurzmitteilung Nr. 41, Heidelberg 2004
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Arbeitslosen in Hand-
schuhsheim-Ost 53,2 %, in
Bergheim-Ost 50,9 % und
in Ziegelhausen-West

50,4 %. Die vorhandene
Datenbasis lasst leider kei-
ne Rickschlisse auf die
Ursachen zu.

Abbildung 23:

Anteil der arbeitslosen Minner an allen Arbeitslosen
in Heidelberg zum 31.12.2005

N = 2.948 Manner

Heidelberger Durchschnitt
des Anteils: 55,5 %

Die Zahl an arbeitslosen
Frauen hat seit 2000 etwas
starker zugenommen

(+ 39 %) als die der Man-
ner (+ 34 %)." Besonders
betroffen waren Auslande-

Tz geringe Fallzahlen unter 15 %
bis 50 %
50 % bis 55 %

I 55 % bis 60 %
. . . . Quelle: Bundesagentur fir Arbeit I 50 % bis 65 %
rinnen mit einer Ste | g e- Grafik: Amt fur Stadtentwicklung und Statistik der Stadt Heidelberg; April 2007 I iber 65 %

rungsrate nahe 60 %. Die
Zunahmerate bei den arbeitslos gemeldeten mannlichen Auslandern lag dagegen mit einem
Wert von 23 % deutlich unter dem der deutschen Kollegen.

Nach Altergruppen betrachtet ist auffallig, dass der Anstieg der mannlichen Arbeitslosen unter
25 Jahren in dem Funfjahreszeitraum mit 76 % noch tber dem bereits hohen Wert der Frauen
(+ 65 %) lag. Bei den Arbeitslosen Uber 54 Jahren war dagegen eine Stabilisierung (Frauen) bzw.
ein Rickgang um ein Viertel bei den Mannern zu beobachten.

Arbeitslose nach dem Alter

Ende 2005 waren rund 550 Jugendliche
und junge Erwachsene unter 25 Jahren als
arbeitslos registriert. Damit betrug ihr An-

Abbildung 24: Arbeitslose nach Altersgruppen in
Heidelberg zum 31.12.2005

teil an allen Arbeitslosen 10,5 %. Die Ar- i Jiinger als
. . Alter als 54 20 Jahre 20 bis 24
beitslosenquote der unter 25-Jdhrigen lag Jahre 2.2% ot
mit 7,6 % deutlich unter der Gesamtar- 10,7% 8,3%
beitslosenquote von 9,4 %. Von den ins- 50 bis 54
. . . . Jahre
gesamt in dieser Altersgruppe in Heidel- 115%

berg wohnenden Personen stellen sie nur
3,4 %. Hierbei ist allerdings zu bericksich-
tigen, dass darunter viele Studierende
sind, die dem Arbeitsmarkt nur einge-
schrankt zur Verfiigung stehen. Im baden-
wrttembergischen Mittel betrug die Ar-
beitslosenquote der unter 25-Jahrigen

5,7 %, im Durchschnitt der Stadtkreise lag

25 bis 49
Jahre

67,4%

Quelle: Bundesagentur fir Arbeit

1 Vgl. Institut fir Mittelstandforschung ifm, Universitdt Mannheim (Hrsg.): Geschlechterdifferenzierende regionale

Arbeitsmarktanalyse, Mannheim 2007
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sie bei 6,9 %." Erfreulich ist, dass die Zahl der jiilngeren Arbeitslosen in Heidelberg im Laufe des
Jahres 2006 um ein Funftel auf noch knapp 450 Personen zurlickgegangen ist. Ihr Anteil an
allen Arbeitslosen verringerte sich gleichzeitig auf 8,9 %.?

Zwei Drittel der Arbeitslosen (3.600 Personen) fallen in die Altersklasse der 25 bis 49-Jarigen, die
unter den Erwerbstatigen das Hauptkontingent stellt. Der Anteil der 50 bis 54-Jdhrigen lag mit
600 Personen bei 11,5 %, der der 55-Jahrigen und altereren mit 570 Personen bei knapp 11 %.
FUr Uber 50 Jahrige ist es nicht nur in Heidelberg, sondern allgemein schwierig eine neue Ar-
beitsstelle zu finden. Viele Arbeitgeber befurchten weiterhin, altere Beschaftigte seien weniger
leistungsfahig als jungere. AuBerdem ist zu bertcksichtigen, dass Personen ab 58 Jahren Leis-
tungen beziehen kénnen, ohne dem Arbeitsmarkt zur Verfiigung zu stehen.? Es ist also davon
auszugehen, dass in Wirklichkeit mehr Menschen in diesen héheren Alterklassen arbeitslos sind
als durch die Statistik ausgewiesen wird.

Unter den baden-wirttembergischen Stadtkreisen hatte Heidelberg nach Freiburg den niedrigs-
ten Anteil an Arbeitslosen in dieser Altersgruppe. Im Verlauf des Jahres 2006 konnte eine weite-
re leichte Abnahme auf 520 Personen (10,4 %) registriert werden.

Ein Fiinftel der Arbeitslosen haben keinen deutschen Pass

Ende 2005 hatten rund 1.100 Arbeitslose in Heidelberg eine ausldndische Staatsbirgerschaft. thr
Anteil lag bei 21,4 %. Er ist damit leicht héher als der Auslanderanteil an den Einwohnern im
erwerbsfahigen Alter von 18 bis 64 Jahren (19,3 %).

Die Wohnorte der arbeits- Abbildung 25:

|Osen AUS|ander konzent_ Anteil der arbeitslosen Ausldnder/innen an allen
rieren SiCh réumlich noch Arbeitslosen in Heidelberg zum 31.12.2005
starker als bei den Arbeits-
losen insgesamt. Mehr als
die Halfte der arbeitslosen
Auslander lebt in nur vier
Stadtteilen: in Kirchheim
und in Rohrbach je 15 %,
weitere 13 % auf dem Ukt i iscruine
Emmertsgrund und 9 % in

Bergheim. Bis auf Kirch-
heim ist in diesen Stadttei-
len der Auslanderanteil an

den Arbeitslosen tber- oot B o Aot — o
durchschnittlich hoch. So Grafik Amt fur Stadtentwicklung und Statistik der Stact Heidelberg; April 2007 I cber 30 %

ist auf dem Emmertsgrund

N = 1.135 Auslinder/innen

2u gennge Fallzahlen (unter 15)
bis 15 %
dber 15 % bis 20 %

1 In der Nachbarstadt Mannheim, die als Altindustriestandort erheblich unter Arbeitslosigkeit leidet (2005: 12,5 %),
waren sogar nur 5,1 % der Jugendlichen und jungen Erwachsenen arbeitslos. Dies war die geringste Quote unter
allen GroBstadten in Baden-Wirttemberg.

2 Mehr Aussagen zu den unter 25-Jahrigen Arbeitslosen fur den Rechtskreis des SGB Il finden sich in Kapitel 4.3.3
unter der Uberschrift ,,Zahl der SGB Il — Empfanger nimmt trotz Arbeitsmarktbelebung zu".

3 Zur 58er Regelung siehe Anhang
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und in Bergheim fast jeder vierte Arbeitslose ohne deutschen Pass. Unter den Stadtvierteln ran-
gieren mit Uber 30 % Bergheim-West, die Bahninsel und Rohrbach-Hasenleiser an der Spitze.
Uberdurchschnittlich viele arbeitslose Auslander gibt es auch in Emmertsgrund-Nord (28,8 %), in
Rohrbach-West (27,6 %) und in Bergheim-Ost (25,5 %). Ein Vergleich mit frheren Untersu-
chungen' zeigt eine hohe Konstanz dieses raumlichen Verteilungsmusters.

Schwerbehinderte Arbeitslose

Der Anteil der Schwerbehinderten unter den Arbeitslosen betrug Ende 2005 7,7 % (410 Perso-
nen). Er liegt damit héher als ihr Anteil an den Personen im erwerbsfahigen Alter, der bei 5,8 %
liegt.

Die Landeswerte fir 2005 sind  Abbildung 26: Schwerbehindertenanteil an den Arbeitslosen

erheblich niedriger. Hier betragt
der Anteil der Schwerbehinderten
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und entspricht damit ihrem Anteil
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Schw erbehinderte

Schlierbach, Studstadt,
Neuenheim:

zu geringe Fallzahlen
(unter 15 Falle)

lhre raumliche Verteilung im Stadtgebiet wird neben der Alters- und Erwerbsstruktur - Behinde-
rungen nehmen in der Regel im (hohen) Alter zu und treten bei bestimmten Erwerbstatigkeiten
haufiger auf - wesentlich vom Wohnumfeld mitbeeinflusst. Uberdurchschnittlich viele Behinderte
leben dort, wo die Wohn- und Infrastrukturangebote fur sie besonders glnstig sind, wie im Pfaf-
fengrund? (12,7 %) und in Wieblingen® (11,4 %).

Im Verlauf des Jahres 2006 hat sich die Zahl der arbeitslosen Schwerbehinderten leider leicht
erhoht. Sie konnten also von der positiven Entwicklung am Arbeitsmarkt nicht profitieren.

1 Vgl. Stadt Heidelberg - Amt fir Stadtentwicklung und Statistik (Hrsg.): Kleinrdumige Analyse der Arbeitslosigkeit
in Heidelberg, Statistische Kurzmitteilung Nr. 41, Heidelberg 2004

2 Etwa das Adolf-Stocker-Haus

3 Etwa die Ausbildungs-, Umschulungs- und Wohnungsangebote des BfW, die gerade behinderte Arbeitslose von
auBerhalb Heidelbergs anziehen.
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Langzeitarbeitslosigkeit angestiegen

Ende 2005 waren mehr als ein Drittel der Arbeitslosen (ca. 1.900 Personen) in Heidelberg bereits
langer als ein Jahr arbeitslos gemeldet. Manner waren mit einem Anteil von 60 % an den Lang-
zeitarbeitslosen gegendiber Frau-

en Uberreprasentiert. Abbildung 27: Langzeitarbeitslosenanteil an den Arbeitslosen

in Heidelberg nach Stadtteilen zum
31.12.2005 (sortiert nach Anteilen; fUr Stadt-
viertel mit 15 und mehr Arbeitslosen)
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die Vermittlung von Langzeitar-
beitslosen vor allem im produzie-
renden Sektor. Héheres Alter
und geringe berufliche Qualifika-
tionen sind unabhangig davon
von Nachteil.”

Wahrend die Arbeitslosigkeit
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zuriickging, erhohte sie sich bei e Bttt
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Anteil stieg auf 40,3 % an. Damit sind die Langzeitarbeitslosen - wie auch die arbeitslosen
Schwerbehinderten - die Verlierer der Entwicklung am Arbeitsmarkt.
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Prozent

Nur jeder achte Arbeitslose sucht eine Teilzeitbeschaftigung

Die Uberwiegende Mehrheit der Ende 2005 arbeitslos gemeldeten Personen suchte einen Voll-
zeitjob. Nur rund 700 (13 %) waren an einer Teilzeitbeschaftigung mit mehr als 15 Wochen-
stunden interessiert.” In den einzelnen Stadtteilen schwankte die entsprechende Quote zwischen
8,9 % (Altstadt) und 17,8 % (Sudstadt). Tendenziell nimmt sie mit dem Frauenanteil unter den
Arbeitslosen zu.

Fazit

In Folge von SGB Il hat sich auch in Heidelberg im Jahr 2005 die Arbeitslosenzahl statistisch er-
heblich erhéht. Die fur dieses Jahr ermittelte Zahl von 5.300 Arbeitslosen (Quote 9,4 %) ist des-
halb mit der vorangegangenen Entwicklung nur bedingt vergleichbar und Gberhéht. Fakt ist
jedoch, dass nach den neuen Festlegungen des SGB Il die Zahl der Arbeitslosen fast der doppel-
ten Einwohnerzahl von Schlierbach entspricht.

1 Vgl. auch Hesse, Dr. J. J.: Evaluation der Aufgabentrager nach SGB Il in Baden-Wurttemberg; Zweiter Zwischenbe-
richt. Untersuchung im Auftrag des Landkreistages Baden-Wurttemberg, Berlin 2006
2 Von den in Heidelberg versicherungspflichtig Beschaftigten waren 2005 knapp 30 % teilzeitbeschaftigt.
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Im Vergleich zu den baden-wirttembergischen Stadtkreisen hat die Universitatsstadt allerdings
die niedrigste Arbeitslosenquote. Im Verlauf des Jahres 2006 hat mit der anziehenden Konjunk-
tur auch die Arbeitslosigkeit leicht abgenommen. Allerdings haben an dieser positiven Entwick-
lung die Langzeit- und behinderten Arbeitslosen nur begrenzt partizipieren kénnen. Sie sind
weiterhin stark benachteiligt.

Innerhalb der Stadt zeigen sich deutliche Segregationstendenzen. Nimmt man die Arbeitslosig-
keit als MaBstab, so grenzt sie sehr gut - auch unter der eingeforderten , political correctness”-
arme und reiche Stadtviertel voneinander ab. Die Arbeitslosigkeit ist in Wohngebieten mit einem
hohen Sozialwohnungs - sowie Arbeiter- und Auslanderanteil deutlich ausgepragter als anders-
WoO.

Raumlich konzentrieren sich diese , Armutsinseln” auf den Siiden und den Westen der Stadt. In
gutbirgerlichen Wohnlagen sind dagegen verhaltnismaBig wenige Einwohner mit Arbeitslosig-
keit konfrontiert. Die rdumlichen Unterschiede haben sich im Zeitverlauf verstarkt. Besonders
von Arbeitslosigkeit betroffene Stadtteile profitieren weniger von der prosperierenden Wirt-
schaftsentwicklung als Stadtteile, in denen die Arbeitslosigkeit von vornherein gering ist. Es be-
steht damit die Gefahr, dass die teils dramatischen Folgen fir die Betroffenen raumlich und ge-
sellschaftlich an den Rand gedrdangt werden.

= Statistik der Bundesagentur flr Arbeit aus dem Internet unter:

o http://www.pub.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/detail/q.html
= Statistisches Landesamt Baden-Wurttemberg: Statistische Berichte Baden-
l Wirttemberg - Einkommens- und Verbraucherstichprobe, O Il 3 - 5j/03 vom
25.01.2006

»  Hans-Bockler-Stiftung (2007): ,,Uber fiinf Millionen Prekarianer”, mehr unter:
http://www.boeckler-boxen.de/cps/rde/xchg/SID-3DOAB75d-FES8E3D7C/boxen/
hs.xsl/1950.htm

» Stadt Heidelberg - Amt fir Stadtentwicklung und Statistik (Hrsg.): Kleinrdumige
Analyse der Arbeitslosigkeit in Heidelberg, Statistische Kurzmitteilung Nr. 41,
Heidelberg 2004

» |nstitut fur Mittelstandforschung ifm, Universitdt Mannheim (Hrsg.): Geschlech-
terdifferenzierende regionale Arbeitsmarktanalyse Heidelberg Stadt - Baden-
Wirttemberg, Mannheim 2007

» Stadt Heidelberg - Amt fir die Gleichstellung von Frau und Mann (Hrsg.): Hei-
delberger Datenreport zur Chancengleichheit von Frauen und Mannern, No-
vember 2006
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4 Einkommenslage

Das Einkommen entscheidet maB3geblich Gber die materiellen Lebensbedingungen und Teilhabe-
chancen jedes Einzelnen. Uber das Einkommen nach Héhe und GréBe der Haushalte in Heidel-
berg liegen keine Informationen vor, schon gar nicht auf kleinrdumiger Ebene. Die Einkommens-
lage der Heidelbergerinnen und Heidelberger kann deshalb nur naherungsweise Uber verschie-
dene Datenquellen beschrieben werden. Bevor die Auswertungsergebnisse der Steuerstatistik
erlautert werden, sollen zunachst die regionalisierten Daten der Gesellschaft fir Konsumfor-
schung im Landesvergleich und die Ergebnisse der Selbsteinschatzung in den Heidelberg Studien
vorgestellt werden. Auch beziglich den Renten und Pensionen, dem Einkommen im Alter, ist die
Datenlage ausgesprochen schlecht. Informationen finden sich lediglich in einer Untersuchung
der Bockler-Stiftung zum Thema Rente.

Im dritten Unterabschnitt soll auf die Personengruppen eingegangen werden, die derzeit kein
(gentigendes) Einkommen haben und auf staatliche Transferleistungen, sogenannte Grundsiche-
rungsleistungen angewiesen sind, die entweder bei Erwerbslosigkeit, ungenligendem eigenen
Einkommen, Erwerbsunfahigkeit oder im Alter gezahlt werden. Auch die Personen, die Versiche-
rungsleistungen aus der Arbeitslosenversicherung im ersten Jahr ihrer Arbeitslosigkeit erhalten,
werden betrachtet.

Wohngeld gehért auch zu den Transferleistungen, wird im Kapitel 4.3.5 jedoch nur nachrichtlich
erwahnt, da es im Kapitel Wohnen ausfihrlichst dargestellt wird.

Am Ende des vorliegenden Kapitels wird die Betrachtungsperspektive von der Einnahmenseite
auf die Ausgabenseite gewechselt. Zum einen wird die Kaufkraft der Heidelberger/innen im re-
gionalen Vergleich dargestellt, zum anderen diejenigen Haushalte, die mehr ausgeben als sie
einnehmen und somit verschuldet sind. Mit den Schulden steigt das Armutsrisiko.

Einschatzung der eigenen wirtschaftlichen Lage

In den Heidelberg Studien wird regelmaBig nach der Einschatzung der eigenen wirtschaftlichen
Lage gefragt. Insgesamt schatzt mehr als jede/r Zweite seine wirtschaftliche Lage als gut ein, fast
jede/r Zehnte als schlecht. Am zufriedensten mit ihrer wirtschaftlichen Situation waren 2006 vor
allem die Uber 45-Jahrigen und alteren sowie die Zwei-Personen-Haushalte. Bei den tber 60-
Jahrigen waren dies beinahe zwei von drei Befragten. Manner sind Gberdurchschnittlich oft zu-
frieden, Frauen dagegen unterdurchschnittlich. Am schlechtesten bewerteten ihre wirtschaftli-
che Situation die Alleinerziehenden und die 25- bis 29-Jahrigen. Auch die Auslander/innen sind
mit ihrer wirtschaftlichen Situation deutlich seltener zufrieden als die Deutschen.
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Tabelle 21: Einschatzung der eigenen wirtschaftlichen Lage in Heidelberger Telefonumfra-
gen 2000 und 2006 - Angaben in Prozent

Gut Differenz Schlecht Differenz
2000 2006 in % Pt. 2000 2006 in % Pt.
Insgesamt in Prozent 62,8 54,7 -8,1 5,8 9,7 3,9
Nach Geschlecht und Nationalitat
Gut Differenz Schlecht Differenz
2000 2006 in % Pt. 2000 2006 in % Pt.
Mannlich 64,0 58,7 -5,3 6,6 9,6 3,0
Weiblich 61,7 51,2 -10,5 5,0 9,9 4,9
Deutsche 64,7 55,8 -8,9 5,0 9,2 4,2
Auslander 46,2 43,1 -3,1 12,1 12,3 0,2
Nach Alter
Gut Differenz Schlecht Differenz
2000 2006 in % Pt. 2000 2006 in % Pt.
18-24 Jahre 57,5 47,6 -9,9 4,0 5,6 1,6
25-29 Jahre 45,3 33,5 -11,8 10,7 19,0 8,3
30-34 Jahre 57,9 57,0 -0,9 5,5 10,2 4,7
35-39 Jahre 62,5 59,3 -3,2 5,2 8,6 3,4
40-44 Jahre 63,1 55,4 -7,7 9,1 12,8 3,7
45-59 Jahre 64,2 60,0 -4,2 5,3 8,5 3,2
60 und alter 75,4 61,8 -13,6 3,8 8,6 4.8
Einschdtzung nach Haushaltsgrofe
Gut Differenz Schlecht Differenz
Haushalte mit 2000 2006 in % Pt. 2000 2006 in % Pt.
1 Person 59,2 52,6 -6,6 8,9 13,8 4,9
2 Personen 67,7 60,5 -7,2 5,9 6,5 0,6
3 Personen 64,8 40,1 -24.7 4,6 13,9 9,3
4 und mehr Personen 58,6 58,7 0,1 3,8 7,7 3,9
Einschidtzung nach Haushaltstypen
Gut Differenz Schlecht Differenz
2000 2006 in % Pt. 2000 2006 in % Pt.
Haushalte ohne Kinder 66,8 54,2 -12,6 3,6 9,9 6,3
Haushalte mit Kindern insg. 58,1 58,3 0,2 75 8,2 0,7
davon Alleinerziehende 449 37,2 -7,7 17,6 27,6 10,0
davon Paare mit Kindern 63,7 59,0 -4,7 5,1 6,9 1,8

Quelle: Heidelberg Studie 2000 und Umfrage zum Demographischen Wandel 2006 (N=1.212 bzw. N= 1.189)

Bei der letzten Befragung im Jahr 2006 fallt auf, dass ausnahmslos in allen Befragtengruppen
der Anteil jener, die ihre wirtschaftliche Situation als gut bezeichnen gegentber dem Jahr 2000
gesunken ist, im Schnitt von 62,8 % auf 54,7 %. Die einzige Ausnahme bilden die Haushalte
mit Kindern, deren Einschatzung diesbezlglich in etwa gleich geblieben ist. Umgekehrt gilt ana-
log, dass der Anteil jener, die ihre wirtschaftliche Lage als schlecht bezeichnen, durchgangig
gestiegen ist (von 5,8 % auf 9,7 %) Hier bilden die Auslander/innen die einzige Ausnahme,
deren Anteilswerte nahezu gleich geblieben sind. Allerdings bezeichneten sie bereits im Jahr
2000 doppelt so oft wie die Deutschen ihre wirtschaftliche Situation als schlecht. GroBe Unter-
schiede gibt es zwischen den einzelnen Gruppen, wenn man sich die Héhe der Differenz be-
trachtet:
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e Manner liegen unter dem Schnitt, Frauen darUber
e Unter 24- Jahrige und Uber 60- Jahrige liegen tGber dem Schnitt
e Haushalte ohne Kinder und Alleinerziehende liegen ebenfalls Gber dem Schnitt.

Bei den 25- bis 34- Jahrigen fallt vor allem auf, dass sie 2006 doppelt so oft wie 2000 ihre wirt-
schaftliche Situation als schlecht einschatzen.

Obwohl die Rentner/innen nach wie vor die zufriedensten Befragten sind, sehen sie ihre wirt-
schaftlichen Situation doch nicht mehr so gut wie noch vor Jahren. Fir die jungen Menschen
wird der Berufseinstieg offensichtlich immer schwieriger, der zu unregelmaBigen oder geringen
Einkommen fuhrt. Hinter der stark gestiegenen Unzufriedenheit bei den Drei-Personen-Haus-
halten kénnten junge Kleinfamilien stehen oder Alleinerziehende mit zwei Kindern.

Einkommensverteilungen im Landesvergleich

Fur den Wohnungsmonitor der L-Bank' wertete das Institut fiir angewandte Wirtschaftsfor-
schung (IAW) far das Jahr 2004 detaillierte Regionaldaten zum monatlichen Haushaltsnettoein-
kommen aus, die Aussagen Uber die mittleren und oberen Einkommen zulassen. Diese von der
Gesellschaft fur Konsumforschung in Nirnberg zur Verfiigung gestellten Daten erlauben auf der
Ebene der Stadt- und Landkreise Analysen zur Einkommensverteilung vor Ort: Dabei werden die
monatlichen Nettoeinkommen der Haushalte in sechs Klassen eingeteilt. Im Folgenden werden
die unterste (unter 1.100 Euro pro Monat) und die oberste Klasse (4.000 Euro und mehr) im
landesweiten Vergleich dargestellt.

Innerhalb Baden-Wirttembergs differieren die Haushaltseinkommen ganz erheblich. Heidelberg
gehort zu den Stadten, in denen hohe Anteile von Haushalten mit einem monatlichen Nettoein-
kommen von weniger als 1.100 Euro leben mussen. Es sind erwartungsgemaB die Universitats-
stadte und einige GroB3stadte wie Mannheim und Karlsruhe. In Heidelberg waren es 29,6 %, in
Mannheim 31,6 %, in Freiburg 35 % und in Karlsruhe 27,6 %. Mit diesem Anteil liegt Heidel-
berg auch Uber dem Landes- und Bundeswert von 18,9 bzw. 22,7 %.

Aber auch bei den héheren Einkommen liegt Heidelberg mit seinem Anteil von rund 15 % Utber
dem Landes- und Bundeswert von 8,3 bzw. 11,1 %, aber leicht unter dem der baden-
wirttembergischen Stadtkreise.

1 L-Bank-IAW (Hrsg.): Wohnungsmonitor Baden-Wurttemberg 2005, Stuttgart 2005, S. 48 ff.
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Abbildung 28: Geringverdienende Haushalte in Baden-Wdrttemberg 2004
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Abbildung 29: Gutverdienende Haushalte in Baden-Wurttemberg 2004
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Aus: L-Bank IAW-Wohnungsmonitor Baden-Warttemberg 2005, Stuttgart 2005, S. 50
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4.1 Lohn- und Einkommensteuerstatistik

Die Lohn- und Einkommensteuerstatistik wird in dreijahrigem Turnus erstellt. Wegen den langen
Steuererklarungsfristen stehen die Ergebnisse erst mehrere Jahre spater der amtlichen Statistik
zur Verfigung. Die derzeit aktuellste Auswertung liegt fur das Jahr 2001 vor.

Da die Lohn- und Einkommenssteuerstatistik naturgemal nur die steuerlich relevanten Ein-
kunftsarten erfasst, kann sie kein vollstandiges Abbild des Einkommens aller nattrlichen Perso-
nen liefern. So sind Arbeitnehmer, fir die wegen der Geringfugigkeit ihrer Beschaftigung und
ihres Arbeitslohnes die Lohnsteuer vom Arbeitgeber pauschal abgefiihrt wurde, in der Statistik
nicht enthalten. Ebenso fehlt ein GroBteil der Rentenbezieher, da die Einkiinfte aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung nur mit ihrem Ertragsanteil der Einkommenssteuer unterliegen und
haufig unterhalb der Besteuerungsgrenze bleiben. Aber auch staatliche Transferzahlungen wie
Arbeitslosengeld oder Sozialhilfe zahlen im steuerrechtlichen Sinne nicht zu den Einklinften. Bei
der Interpretation der Ergebnisse sind diese Einschrankungen zu bericksichtigen.! Zusammen
veranlagte Ehegatten werden grundsatzlich als ein "Steuerpflichtiger" ausgewiesen; die dabei
von den Ehegatten erzielten Einklinfte werden zusammengerechnet.

In den Statistiken sind wesentlich zwei Einkommensbegriffe zu unterscheiden. Der , Gesamtbe-
trag der Einklnfte” nach § 2 Abs. 3 Einkommenssteuergesetz errechnet sich im wesentlichen als
Saldo aus den positiven und negativen Einkunftsarten® des § 2 Abs. 1 Einkommenssteuergesetz
unter Beriicksichtigung bestimmter Abzugsbetrage. Vermindert um die Sonderausgaben, die
auBergewohnlichen Belastungen, verschiedene Freibetrage und Werbungskosten ergibt sich
daraus das zu versteuernde Einkommen. Dieses ist die Bemessungsgrundlage fir die tarifliche
Einkommenssteuer.

Ungleiche Einkommensverteilung

2001 hatten knapp 47.500 unbeschrankt Lohn- und Einkommensteuerpflichtige ihren Wohnsitz
in Heidelberg. Der Gesamtbetrag ihrer positiven Einkinfte belief sich auf fast zwei Milliarden
Euro. Es bestehen jedoch erhebliche Unterschiede in der Einkommensverteilung.

Ein Viertel hatte im Jahr 2001 nur einen Gesamtbetrag an Einktnften von 10.000 Euro oder
weniger erzielt. In der Summe kamen die rund 11.500 Steuerpflichtigen dieser GréBenklasse auf
einen Gesamtbetrag an Einkliinften von 46 Mio. Euro im Jahr 2001. Dies entsprach nur 2,4 %
der Einkinfte alle Steuerpflichtigen in Heidelberg in diesem Jahr. Weitere knapp 15.000 Steuer-
pflichtige konnten Einkdnfte zwischen 10.000 und 30.000 Euro erwirtschaften. Mit insgesamt
rund 300 Mio. Euro war ihr Anteil am Gesamtbetrag der Einkiinfte mit 15 % weniger als halb so
hoch wie ihr Anteil an den Steuerpflichtigen (35 %). Die rund 1.650 Einkommensteuerpflichti-
gen, die jeweils Einkiinfte von 125.000 Euro und mehr angegeben haben, konzentrierten mit
Uber 500 Mio. Euro fast 28 % des Gesamtbetrages der Einklnfte. Dabei stellten sie nur 3,4 %
der Steuerpflichtigen.

1 Kénig, B.: ,Zur Einkommenssituation von Mannern und Frauen in Baden-Wurttemberg”, in: Statistisches Mo-
natsheft Baden-Wurttemberg 10/2006, S. 41

2 Das Einkommensteuergesetz kennt sieben Einkunftsarten: Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb, selbststan-
dige Arbeit, nichtselbststandige Arbeit, Kapitalvermdgen, Vermietung und Verpachtung sowie aus sonstige Ein-
kunfte.
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Tabelle 22: Lohn- und Einkommenssteuerpflichtige und Gesamtbetrag der Einklnfte in
Heidelberg 2001 nach GroBenklassen des Gesamtbetrages der Einkinfte

Gesamtbetrag der Steuerpflichtige Gesamtbetrag der Einkiinfte
Einkiinfte von ... bis " : — " :
unter ... Euro Absolut | In Prozent Ai::ijl |i(;rtozr nEu-(r)ooo In Prozent At::tnelijl |i<;rt0(/=;r
0 1.517 3,2 3,2 0 0 0,0
1-2.500 € 2.905 6,1 9,3 3.368 0,2 0,2
2.500 - 5.000 € 2.438 51 14,4 8.993 0,5 0,6
5.000 - 7.500 € 2.416 51 19,5 15.099 0,8 1,4
7.500 - 10.000 € 2.145 45 24,0 18.707 1,0 2,4
10.000 - 12.500 € 1.965 41 28,2 22.025 1,1 3,5
12.500 - 15.000 € 1.802 3,8 32,0 24.753 1,3 4,8
15.000 - 20.000 € 3.538 7.4 39,4 62.048 3,2 8,0
20.000 - 25.000 € 3.732 7.9 47,3 84.050 43 12,3
25.000 - 30.000 € 3.908 8,2 55,5 107.401 5,5 17,8
30.000 - 37.500 € 4.690 9,9 65,4 157.601 8,1 25,9
37.500 - 50.000 € 5.699 12,0 77,4 247.075 12,7 38,6
50.000 - 125.000 € 9.099 19,2 96,5 656.385 33,7 72,3
125.000 - 250.000 € 1.204 2,5 99,1 199.137 10,2 82,6
250.000 - 500.000 € 300 0,6 99,7 102.412 53 87,8
500.000 - 1.000.000 € 89 0,2 99,9 59.368 3.1 90,9
1.000.000 € und mehr 48 0,1 100,0 177.682 9,1 100,0
Insgesamt 47.495 100,0 100,0 1.946.104 100,0 100,0

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-W(rttemberg
Ohne beschrankt Steuerpflichtige und ohne Verlustfalle

Mittlere Einkommensschicht unterreprasentiert

Im Vergleich zum Land Baden-Wurttemberg ist bemerkenswert, dass der Anteil von Steuerpflich-
tigen mit einem mittleren Gesamtbetrag an Einkinften von 20.000 Euro bis 50.000 Euro unter-
durchschnittlich war. So stellen sie in Heidelberg 38 %, im Land aber 44 % der Steuerpflichti-
gen. Im Gegensatz dazu war der Anteil der Steuerpflichtigen mit geringen Einkinften von bis zu
20.000 Euro (36,1 %) um 5 Prozentpunkte héher als im Landesschnitt (31,1 %). Aber auch die
gutverdienenden Steuerpflichtigen mit Gesamteinkiinften von 50.000 Euro und mehr (22,6 %)
waren in Heidelberg starker vertreten als in Baden-Wurttemberg (20,2 %).

Spaltung nimmt zu

Im Vergleich zum Jahr 1998 ist auffallig, dass der Anteil der Steuerpflichtigen in der niedrigsten
(bis 5.000 Euro) und in der héchsten Einkommensklasse (50.000 Euro und mehr) zugenommen
hat. So gab es 2001 fast ein Viertel mehr Steuerpflichtige (1.300) mit Gesamteinkinften bis zu
5.000 Euro als 1998. Ihr Anteil an allen Steuerpflichtigen stieg von 12,4 % auf 14,4 % an.
Gleichzeitig ist auch die Zahl der Steuerpflichtigen mit einem Gesamtbetrag der Einklnfte von
50.000 Euro und mehr um ein Viertel angestiegen (+2.100 Steuerpflichtige). lhr Anteil erhéhte
sich um 3,5 Prozentpunkte auf 22,6 %.
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Auch wenn es ratsam ist, die
Einkommensteuerstatistik vor-
sichtig zu interpretieren, zeigen
sich in diesen Ergebnissen doch
Indizien fUr eine zunehmende
Spaltung der Gesellschaft durch
ungleiche Einkommensverhalt-
nisse auch in Heidelberg.

Uberdurchschnittlich hohe
Einkiinfte aus selbststandi-
ger Arbeit und Kapitalver-
mogen

Zwei Drittel der positiven Ein-
kanfte in Heidelberg kamen
2001 aus unselbststandiger
Arbeit. Mit einer Summe von
1,34 Mrd. Euro ist dies die mit
groBem Abstand wichtigste
Einkommensart. Im baden-
wirttembergischen Durch-
schnitt erzielten die Steuer-
pflichtigen jedoch Uber 77 %
ihrer EinkUnfte durch unselbst-
standige Arbeit. Wahrend im
Land Einnahmen aus einem
Gewerbebetrieb die zweitwich-
tigste Einkunftsart waren, ran-
gierte diese in Heidelberg nur
an vierter Stelle. Demgegen-
Uber waren in Heidelberg Ein-
kUnfte aus selbststandiger Ta-
tigkeit die zweitwichtigste Ein-
kunftsart. Die positiven Ein-
kinfte aus dieser Einkommens-
quelle summierten sich 2001
auf fast 250 Mio. Euro. Dies
entsprach Uber 12 % der ge-
samten positiven Einklnfte der
Heidelberger Steuerpflichtigen.
Der Anteil liegt damit fast um
das zweieinhalbfache tber dem
vom Land, der 4,9 % betrug.
Auch EinkUnfte aus Kapital-
vermoégen hatten in Heidelberg
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Tabelle 23: Lohn- und Einkommensteuerpflichtige nach Gré-
Benklassen des Gesamtbetrags der Einklnfte in
Heidelberg und Baden-Wurttemberg 2001

Gesamtbetrag der | Heidelberg Baden- Wiirt- | Abweichung
Einkiinfte von ... temberg Heidelberg von
bis unter ... Euro Baden-

Wiirttemberg
Anteil in % Anteil in % In Prozent-
punkten

0 3,2 4,6 -1,4

1-2.500 6,1 54 0,7

2.500 - 5.000 51 3,8 1,3

5.000 - 7.500 51 4.1 1,0

7.500 - 10.000 4,5 3,9 0,6

10.000 - 12.500 4,1 3,4 0,7

12.500 - 15.000 3,8 3,3 0,5

15.000 - 20.000 7.4 7,2 0,2

20.000 - 25.000 7,9 8,9 -1,0

25.000 - 30.000 8,2 9,5 -1,3

30.000 - 37.500 9,9 11,9 -2,0

37.500 - 50.000 12,0 13,7 -1,7

50.000 - 125.000 19,2 18,3 0,9

125.000 - 250.000 2,5 1,4 1,1

250.000 - 500.000 0,6 0,3 0,3

500.000 - 1.000.000 0,2 0,1 0,1

1.000.000 und mehr 0,1 0,1 0,0

Summe 100,0 100,0 -

Ohne beschrankt Steuerpflichtige und ohne Verlustfalle.
Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg

Abbildung 30: Anteil der Lohn- und Einkommensteuerpflich-
tigen in Heidelberg nach dem Gesamtbetrag
der EinkUnfte 1998 und 2001
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Abbildung 31: Einkunftsarten der Lohn- und Einkommensteuerpflichtigen in Heidelberg und Ba-
den-Wirttemberg 2001

in Heidelberg in Baden-Wiirttemberg
Sonsti Land-und Land- und
onstige Forstwirt- Sonstige .y
Einkiinfte Gewerbe- o Forstwirt
29 schaft betrieb Einkunfte schaft
) ° 0% 8% Vermietung 1,9% 0,7% Gewe.rbe-
Vermietung und Ver- betrieb
— 0,
undh:/er- s?;l]zis;e pachtung / 9,7%
pachiung 2,1% Selbst-
3%  Abeit ’ standige
12% Arbeit
4,9%
Kapitalver- Nichtselbst- Kapital '
mégen standige apraiver- Nichtselbst-
9% Arbeit mogen standige
66% 3,6% Arbeit
77,2%

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg, Sonderabfrage

eine deutlich gréBere Bedeutung als im baden-wirttembergischen Durchschnitt. Fast 180 Mio.
Euro entsprachen 8,6 % der gesamten positiven Einkinfte. Im Baden-Wurttemberg erzielten die
Steuerpflichtigen hingegen nur 3,6 % ihrer Einklinfte aus Kapitalvermogen.

Die sonstigen Einkiinfte hatten mit 1,9 % aller Einkiinfte' eine nur geringe Bedeutung. Anders
sah die Situation bei den Steuerpflichtigen mit Einkinften unter 10.000 Euro aus: Bei diesen
resultierten 18 % der Einklnfte aus den sogenannten sonstigen Einklnften. Diese Einkunftsart
war fir diese Personen mit geringen Einkiinften nach der unselbststandigen Arbeit (59 %) die
zweitwichtigste Einkommensquelle. Die anderen Einkunftsarten hatte jeweils unterdurchschnitt-
liche Bedeutung.

1 Nach § 22 EStG sind sonstigen Einkunfte: Einktnfte aus wiederkehrenden Bezligen wie Leibrenten, Einklnfte aus
Zuschissen und sonstigen Vorteilen, die als wiederkehrende Bezlige gewahrt werden, Einklinfte aus Unterhalts-
leistungen, Einklinfte aus privaten VerauBerungsgeschaften, Einktnfte aus Leistungen, soweit sie nicht zu anderen
Einkunftsarten gehoren, z. B. Entschadigungen, Amtszulagen, Sterbegelder und Leistungen aus Altersvorsorgever-
tragen, Pensionsfonds, Pensionskassen und Direktversicherungen.
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Millionare im Stadtevergleich

Im Jahr 2001 erzielten 46 Steuerpflichti-
ge in Heidelberg Einklnfte von 1 Mio.
Euro oder mehr. Ihr Anteil an allen Steu-
erpflichtigen in Heidelberg von 0,1 % lag
damit doppelt so hoch wie im Landes-
schnitt (0,05 %). Nur in Baden-Baden ist
unter den Stadtkreisen im Land die Dich-
te der Einkommensmillionadre héher.

Die steuerpflichtigen Einkommens-
millionare beziehen ihre Einkiinfte aus
anderen Einkommensquellen als der
,normale Steuerpflichtige”. Die Halfte
der Einkinfte stammte aus Kapitalver-
mogen und ein weiteres knappes Drittel
aus Gewerbebetrieben. Die anderen
Einkunftsarten sind dagegen unterge-
ordnet. Im Landesdurchschnitt haben
EinkUnfte aus Gewerbebetrieben bei den
Milliondren eine weit gréBere Bedeu-
tung. Diese Einklnfte machen dort fast
60 % der Einktnfte aus. Einkinfte aus
Kapitalvermdgen tragen dagegen im
Landesmittel nur zu einem knappen
Viertel der Einkinfte bei.

Kapitel 4

Tabelle 24: Einkommenssteuerpflichtige mit einem
Gesamtbetrag der Einkinfte von 1 Mio.
Euro und mehr in den baden-wdirttem-
bergischen Stadtkreisen, dem Rhein-
Neckar-Kreis und in Baden-Wurttemberg

2001
Steuerpflichtige mit einem Ge-
samtbetrag der Einkiinfte von
1 Mio. Euro und mehr 2001
Kreise Anteil an den
Insgesamt Steuerpflichtigen
insgesamt
Absolut In %
Stuttgart 234 0,10
Heilbronn 32 0,07
Baden-Baden 37 0,19
Karlsruhe 62 0,06
Heidelberg 48 0,10
Mannheim 37 0,03
Pforzheim 39 0,10
Freiburg 47 0,06
Ulm 36 0,08
Rhein-Neckar-Kreis 85 0,04
Baden-Wiirttemberg 2171 0,05

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wurttemberg

Abbildung 32: Einktnfte der Lohn- und Einkommens-
teuerpflichtigen Millionare in Heidel-
berg 2001

Sonstige
Einkunfte
0,3%

Vermietung
und Ver-

pachtung
1,5%
A\ Gewerbebetrieb
30,7%
Kapitalver-
mdgen
50,4% Selbststandige
’
Arbeit
/ 9,2%
Nichtselbst-
\ standige Arbeit

7,9%

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wrttemberg, Sonderab-
frage
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4.2 Gesetzliche Rentenversicherung

Die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung ist fir viele eine wichtige Einnahmequelle im
Alter. Zu bertcksichtigen ist, dass viele Gber weitere Einkommensquellen verfigen und zuklnftig
verfiigen mussen. Zu erwdhnen sind Betriebsrenten, Lebensversicherungen, private Rentenversi-
cherungen, Vermdgen oder Einklnfte aus Pacht und Vermietung etc. Beamte beziehen im Ru-
hestand eine Pension. Hierzu liegen aber fir die Stadt Heidelberg keinerlei detaillierte Informati-
onen vor. Eine Untersuchung von TNT Infratest Sozialforschung ergab, dass im Jahr 2004 fast
die Halfte der sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer eine Anwartschaft auf betriebliche
Altersversorgung hatte.” Wie oben bereits dargestellt, schatzten Rentner in den regelmaBigen
Heidelbergstudien ihre wirtschaftliche Lage tiberdurchschnittlich haufig als gut ein.? Detaillierte
Daten Uber die Renten- oder Pensionsbezieher oder andere Einkommensquellen im Ruhestand
liegen furr Heidelberg nicht vor.? Die nachfolgend dargestellten Informationen konnten einer
Studie der Hans-Bockler Stiftung entnom-

men werden, die im Mai 2007 vorgestellt Abbildung 33: Durchschnittliches Rentenzu-

und fur diesen Abschnitt ausgewertet wur- gangsalter

den.*

. &,
Im Auftrag der Hans-Bodckler-Stiftung und D
der Europaischen Kommission hat das Inter- / i
nationale Institut fir Empirische Sozial6ko- i <
nomie (INIFES) zum ersten Mal fir alle Stadt- 3
und Landkreise in Deutschland die Wege in
den Ruhestand, die durchschnittliche Ren-
tenhdhe und das Zugangsalter zur Rente
ermittelt. Sie werteten hierfiir regionale Ren-
ten-, Arbeitsmarkt- und Bevélkerungsdaten
aus.

In der Studie wurde festgestellt, dass es gro-
Be Unterschiede zwischen Ost- und West-
deutschland gibt. Im Osten bekommen Neu-
rentner/innen im Schnitt mehr als im Wes-
ten. Der Hauptgrund fur diesen Vorsprung Der Renteneintritt erfolgte 2004 durchschnittlich mit ...
ist vor allem die starkere Frauenerwerbsta- B 59,2 Jahre 60,8 Jahre

tigkeit in Ostdeutschland und die konstante- | == 60,1 Jahre 61,1 Jahre

ren Erwerbsbiographien in der ehemaligen SR NI PR AR

DDR. Auf mehr Wohlstand im Alter lassen Quelle: INIFES 2007 / © Hans-Bockler-Stiftung 2007
die héheren Renten, wie sich zeigte, aber

1 Infratest Sozialforschung (Hrsg.): Situation und Entwicklung der betrieblichen Altersversorgung in der Privatwirt-
schaft und im 6ffentlichen Dienst 2001 — 2004, Minchen 2005, S. 32ff.

2 Vgl. etwa: Stadt Heidelberg - Amt fur Stadtentwicklung und Statistik (Hrsg.): Demographischer Wandel in Heidel-
berg, Schriften zur Stadtentwicklung, Heidelberg 2006

3 Die Auswertung umfangreicher Rohdaten zu Rentenbeziehern konnte nicht im Rahmen dieses Projektes geleistet
werden, sondern bedarf eines gesonderten Auftrages.

4 Ebert, A Kistler, E.; Tritschler, F.: Ausrangiert — Arbeitsmarktprobleme Alterer in den Regionen, Dusseldorf 2007
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nicht unbedingt schlieBen, denn éaltere Ostdeutsche verfigen seltener Gber Vermdgen und Be-
triebsrenten.

Das Renteneintrittsalter steigt deutschlandweit: 2004 lag es bei 60,4, elf Monate Gber der Jah-
resmarke von 1996. Der Grund dafir sind mehr Altersrenten mit 65 Jahren.

In der Metropolregion ist das Zugangsalter
zur Rente im Neckar-Odenwald-Kreis am
geringsten und im Rhein-Neckar-Kreis am
hochsten. Heidelberg liegt mit einem Ren-
tenbeginn von 60,9 Jahren im Mittelfeld in
der Region. Unter den neun baden-
wlrttembergischen Stadtkreisen ist es aller-
dings der dritthéchste Wert.

Abbildung 34: Durchschnittlicher Rentenzahlbe-
trag pro Neuempfanger 2004

Bemerkenswert ist, dass seit 2001 der
durchschnittliche Zahlbetrag der Neurenten
sinkt, Grund sind die 1997 eingefihrten
Abschlage, die bei einem vorzeitigen Be-
rufsausstieg die monatlichen Anspriiche
reduzieren. Besonders in Westdeutschland
macht sich das bemerkbar.

Uberall in Deutschland bekommen die Mé&n-
ner mehr Rente als die Frauen. Doch die

Abstdnde zwischen den Geschlechtern wei-
chen von Stadt zu Stadt erheblich voneinan-

Die Rente betrug 2004 durchschnittlich bis zu ...

der ab. Das liegt daran, dass besonders in M 560 Euro s J10Enr0

hl el h I 608 Euro 738 Euro
Wgstdeutsc gnd V|§ e Fra.uen nach der Fa- EE 637 Euro B 830 Euro
milienphase nicht wieder ins Erwerbsleben 676 Euro

zurtickgekehrt sind. Die Rentenzahlungen  quejie: INIFES 2007 / © Hans-Backler-Stiftuna 2007
spiegeln die Einkommenssituation wahrend

des Berufslebens wider.

Es Uberrascht daher nicht, dass in der Regel die Rentenzahlbetrdge in den Ballungsgebieten um
gut 100 Euro hoher als in den Randgebieten lagen. Das gilt auch fir Baden-Wdrttemberg, wie
nebenstehende Karte verdeutlicht. Die héchsten Renten werden im Umland von Stuttgart bezo-
gen, die niedrigsten im Stdschwarzwald und im Main-Tauber-Kreis.

Aber auch unter den Stadtkreisen variieren die Zahlungen deutlich. Wahrend ein Neurentner
oder eine Neurentnerin im Stadtkreis Freiburg 2004 im Durchschnitt 630 Euro aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung ausgezahlt bekam, erhielt ein Neurentner oder eine Neurentnerin in
der Landeshauptstadt Stuttgart im Durchschnitt gut 100 Euro mehr. Mit einem Betrag von 667
Euro im Monat lag Heidelberg unter den Stadtkreise an der drittletzten Stelle. Nur in Baden-
Baden und in Freiburg waren die Uberweisungen niedriger. Auch in den beiden anderen GroB-
stadten in der Metropolregion waren die Auszahlungsbetrage je Rentner hdher, am héchsten in
Mannheim mit 703 Euro im Monat.
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Insgesamt gesehen liegen neben dem
Versicherungsverlauf die entschei-
denden Grlnde fur die Differenzen in
den Stadt- und Landkreisen laut Stu-
die beim Umfang der Frauenerwerbs-
tatigkeit, bei der lokalen Arbeits-
marktlage, bei den gangigen Arbeits-
bedingungen und -belastungen sowie
bei der Wirtschaftsstruktur. Touris-
tisch und landwirtschaftlich gepragte
Landkreise haben oft niedrigere Ren-
tenhohen. Hoch sind die Renten in
den von GroBindustrie gepragten
Wirtschaftszentren und ihrem Um-
land.

Fur die Zukunft prognostizieren die
Forscher des INIFES, dass vor allem
immer mehr Manner mit Sorge ins
Alter blicken: Unterbrochene Er-
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Tabelle 25: Zahlbetrag und Zugangsalter zur Rente
2004 in den baden-wirttembergischen
Stadtkreisen, dem Rhein-Neckar-Kreis, dem
Stadtkreis Ludwigshafen und in Baden-

Wrttemberg
Kreise Durchschnittlicher Durchschnittliches
Zahlbetrag der neuen| Zugangsalter zur
Versichertenrenten Rente 2004
2004 in EUR
Stuttgart 732 61,0
Heilbronn 676 61,0
Baden-Baden 663 61,6
Karlsruhe 668 60,8
Heidelberg 667 60,9
Mannheim 703 60,7
Pforzheim 724 60,6
Freiburg 630 60,3
Ulm 671 60,7
Rhein-Neckar-Kreis 698 61,2
Baden-Wiirttemberg 663,4 60,9
Ludwigshafen 693 60,4

Quelle: INIFES/Ebert, Kistler, Trischler 2007

werbsbiographien, Arbeitslosigkeit, eine insgesamt kirzere Erwerbsdauer - all das werde es im-
mer schwieriger machen, bei steigender Lebenserwartung ein auskdmmliches Einkommen im

Alter zu haben.

Die durchschnittlich von der gesetzlichen Rentenversicherung ausbezahlten Renten sind insge-
samt alle so niedrig, dass ohne weitere Einklinfte aus einer Betriebsrente, privater Vorsorge oder
aus Vermdgen, eine alleinstehende Person damit weit unter der Armutsgefahrdungsgrenze liegt.
Der Heidelberger Durchschnittswert von 667 Euro liegt etwa bei 45 % des baden-
wrttembergischen durchschnittlichen Nettodquivalenzeinkommens und damit sogar nahe an

der Armutsgrenze, die bei 40 % liegt.
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4.3 Transferleistungen
4.3.1 Arbeitslosigkeit nach Rechtskreis SGB lll und SGB Il

Mit der Zusammenfihrung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe entsprechend dem 4. Gesetz fur
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, besser bekannt unter dem Namen , Hartz IV, wur-
de erstmals die Gesamtzahl der Menschen ersichtlich, die aufgrund von fehlendem oder unzu-
reichendem Erwerbseinkommen auf sozialstaatliche Unterstitzungsleistungen angewiesen sind.
Dies hat dazu geflhrt, dass Arbeitslose heute in zwei verschiedenen Rechtskreisen erfasst wer-
den: im Rechtskreis des Sozialgesetzbuches Ill (Arbeitslosenversicherung) und im Rechtskreis des
Sozialgesetzbuches Il (Grundsicherung fir Arbeitssuchende). Die Zuordnung, die Auswirkungen
auf die Art der Leistungen (Arbeitslosengeld | bzw. Arbeitslosengeld Il) hat, hangt hauptsachlich
von der Dauer der vorherigen sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungszeiten sowie der
Dauer der Arbeitslosigkeit ab." Arbeitslose im Rechtskreis des SGB Il zihlen gleichzeitig zu den
erwerbsfahigen Hilfebedurftigen?, die in der Statistik der Grundsicherung fiir Arbeitssuchende
erfasst werden. Erwerbsfahige Hilfebedurftige, die nicht als arbeitslos gelten, werden ebenso
wie deren nicht erwerbsfahige Angehorige ausschlieBlich in der Grundsicherungsstatistik abge-
bildet. Im Gegensatz zur Grundsicherungsstatistik kennt die Arbeitslosenstatistik den Begriff der
Bedarfsgemeinschaft® nicht. Aussage (iber die Zahl der mitbetroffenen Partner und Kinder lassen
sich deshalb Gber Arbeitslose mit Anspruch auf Leistungen der Arbeitslosenversicherung (SGB IlI)
nicht treffen.

Die nachfolgenden Unterka- Abbildung 35: Arbeitslose nach Rechtskreisen sowie Hilfsbedurfti-
pitel geben einen Uberblick ge nach Erwerbsstatus in Heidelberg im Dezember

Uber die in Heidelberg auf 2005

sozialstaatliche Transferlei-
tungen angewiesenen Men-
schen. Dies sind auch we-
sentlich Menschen ohne
Arbeit. Im Sinne der Ver-
standlichkeit lassen sich da-
her Wiederholungen zum
Kapitel 3.3 , Arbeitslosig-
keit” nicht vermeiden

Arbeitslose
5.299
Personen

Grundsicherungs-
bezieherlinnen
7.522 Personen

EErwarhsﬁihige Hilfsbediirftige - 5.624 Personen

Micht Arbeitslosa Arbeitshose
SGB Il -2.334 SGB I - 3.290
Personen Parsonen

Arbeitslose
SGE Il - 2.009
Personen

Micht erwerbsfahige
Hilfsbedirftige
SGB Il -1.898

Personen

Von den insgesamt 5.299
Arbeitslosen* zum

31.12.2005 in Heidelberg Grafik: Amt fur Stadtentwicklung und Statistik, 2007

1 Zu Anwartschaftszeit und Dauer des Anspruches auf Arbeitslosengeld siehe Anhang

2 Erwerbsfahige Hilfebedurftige sind Erwerbsfahige zwischen vollendetem 15. und 65. Lebensjahr, die hilfebeddrftig
sind und ihren gewdhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik haben. Siehe hierzu und zu anderen Begriffen die
Begriffserlauterungen im Anhang.

3 Eine Bedarfsgemeinschaft (BG) bezeichnet Personen, die im selben Haushalt leben und gemeinsam wirtschaften.
Eine BG hat mindestens einen erwerbsfahigen Hilfebedurftigen. Der Begriff der BG ist enger gefasst als derjenige
der Hausgemeinschaft. So zahlen z.B. GroBeltern und Enkelkinder sowie sonstige Verwandte und Verschwagerte
nicht zur Bedarfsgemeinschaft. Eine ausfuhrliche Erlduterung hierzu steht im Anhang.

4 Was einer Arbeitslosenquote von 9,4 % entspricht.
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Tabelle 26: Arbeitslose in Heidelberg am 31.12.2005 nach Rechtskreisen und Stadtteilen

Stadtteil Arbeits- | Arbeitslosen- Arbeits_lose des Arbeits!ose des
lose quote Rechtskreises SGB Il Rechtskreises SGB Il
abs. in % abs. in % abs. in %

Schlierbach 82 7,2 44 53,7 38 46,3

Altstadt 337 7,9 126 37,4 211 62,6

Bergheim 343 11,8 100 29,2 243 70,8

Weststadt 477 8,6 172 36,1 305 63,9

Sudstadt 90 57 43 47,8 47 52,2

Rohrbach 612 10,3 213 34,8 399 65,2

Kirchheim 861 11,8 294 341 567 65,9

Pfaffengrund 314 10,0 146 46,5 168 53,5

Wieblingen 437 11,3 156 35,7 281 64,3

Handschuhsheim 377 5,6 193 51,2 184 48,8

Neuenheim 198 4,2 94 47,5 104 52,5

Boxberg 307 19,2 94 30,6 213 69,4

Emmertsgrund 511 17,2 132 25,8 379 74,2

Ziegelhausen 252 6,7 119 47,2 133 52,8

Keine Zuordnung 101 - 83 - 18 -

Heidelberg 5.299 9,4 2.009 37,9 3.290 62,1

Quellen: Statistisches Landesamt Baden Wurttemberg uind Bundesagentur fur Arbeit

entfielen 2.009 (37,9 %) auf den Rechtskreis des SGB Ill (Arbeitslosenversicherung) und 3.290
(62,1 %) auf den Rechtskreis des SGB Il (Grundsicherung). Arbeitslosengeld | bezogen zu diesem
Stichtag rund 1.650 Personen. Dies entspricht 31 % aller Arbeitslosen. Damit waren in Heidel-
berg knapp 17 von 1.000 Personen im erwerbsfahigen Alter zwischen 18 und 64 Jahren Emp-
fanger/innen von Arbeitslosengeld. Knapp 350 Personen waren zwar nach SGB Ill arbeitslos ge-
meldet, bezogen aber keine Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung, weil sie keinen Leis-
tungsanspruch nach SGB Ill wie auch nach SGB Il hatten. Das entsprach im Dezember 2005 fast
jedem funften Arbeitslosen des Rechtskreises des SGB lIl. Im Verlauf des Jahres 2006 nahm die
Zahl und ihr Anteil kontinuierlich ab. Ende Dezember 2006 erhielten von den knapp 1.500 Ar-
beitslosen nach SGB Il in Heidelberg knapp 100 (6,4 %) kein Arbeitslosengeld I.

Besonders hoch ist der Anteil der Arbeitslosen im Rechtskreis des SGB Il auf dem Emmertsgrund
(74,2 %), in Bergheim (70,8 %) und auf dem Boxberg (69,4 %). Deutlich unterdurchschnittliche
Anteile weisen andererseits die Stadtteile auf, in denen auch die Arbeitslosenquote unterdurch-
schnittlich ist, wie z.B. Schlierbach (Arbeitslosenquote 7,2 %, Arbeitslose nach SGB Il 46,3 %)
oder Handschuhsheim (Quote 5,6 %, Arbeitslose nach SGB Il 49,9 %). Zusammengefasst zeigen
sich zwei Zusammenhange:

1. Ein hoheres Ausmaf der Arbeitslosigkeit in einem Stadtteil geht mit einem héheren Anteil
an Arbeitslosen im Rechtskreis des SGB Il einher

2. Ein geringeres AusmalB der Arbeitslosigkeit in einem Stadtteil geht mit einem hoheren Anteil
an Arbeitslosen im Rechtskreis des SGB Ill einher.
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Tabelle 27: Arbeitslosengeld | - Bezieher/innen und Arbeitslose (SGB Ill) in Heidelberg zum
31.12.2005 nach Stadtteilen

Personen im er- Arbeits-
Stadtteil werbsfiahigen lose Empféanger von Arbeitslosengeld |
Alter*
an den
. . N je1.000 |[ALGI
insg. SGB lll insgesamt Arbeits- Erwerbsf.* | Quote
losen
abs. abs. abs. in % |Quote| abs. in % in % abs. Quote
Schlierbach 2.376 82 44 54 1,9 34 2,1 41,5 14,3 1,4
Altstadt 9.208 337 126 37 1,4 84 5,1 24,9 9,1 0,9
Bergheim 5.332 343 100 29 1,9 94 57 274 17,6 1,8
Weststadt 10.212 477 172 36 1,7 138 8,3 28,9 13,5 1,4
Sldstadt 3.156 90 43 48 1,4 42 2,5 46,7 13,3 1,3
Rohrbach 10.289 612 213 35 2,1 189 11,4 30,9 18,4 1,8
Kirchheim 11.182 861 294 34 2,6 274 16,6 31,8 24,5 2,5
Pfaffengrund 4.907 314 146 46 3,0 117 7.1 37,3 23,8 2,4
Wieblingen 6.939 437 156 36 2,2 141 8,5 32,3 20,3 2,0
Handschuhsheim 13.115 377 193 51 1,5 162 9,8 43,0 12,4 1,2
Neuenheim 10.228 198 94 47 0,9 76 4.6 38,4 7.4 0,7
Boxberg 2.534 307 94 31 3,7 82 5,0 26,7 324 3,2
Emmertsgrund 4.374 511 132 26 3,0 118 71 23,1 27,0 2,7
Ziegelhausen 6.533 252 119 47 1,8 94 57 37,3 14,4 1,4
keine Zuordnung . 101 83 | - | - 10 . : . :
mdglich
Heidelberg 100.385 5.299 2.009 38 2,0 | 1.655 100,0 31,2 16,5 1,6

* Personen im Alter zwischen 18 und 64 Jahren

Die Quoten bezeichnen das Verhéltnis zu den Personen im erwerbsféahigen Alter.
Quellen: Bundesagentur fur Arbeit und das Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg

4.3.2 Leistungsberechtigte in der Arbeitslosenversicherung (SGB Ill)

Das Arbeitslosengeld ist eine Versicherungsleistung des Sozialstaats, durch die den Arbeitslosen
eine angemessene Lebenshaltung erméglicht werden soll. Es ist eine Lohnersatzleistung. Die
Arbeitslosenversicherung ist eine Pflichtversicherung fir alle Arbeitnehmer/innen. Nicht versiche-
rungspflichtig sind Beamte/innen, Selbststandige und mithelfende Familienangehorige sowie nur
geringfligig Beschaftigte. Die Versicherungsbeitrdge werden in der Regel je zur Halfte von den
Arbeitnehmern und den Arbeitgebern aufgebracht. Das Arbeitslosengeld wird seit Einfihrung
des Arbeitslosengeld Il durch das Vierte Gesetz fiir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(Hartz-IV-Gesetz) zum 1. Januar 2005 zur Unterscheidung oft auch als Arbeitslosengeld | (ALG )
bezeichnet. Gesetzlich verankert ist es im Sozialgesetzbuch Ill (kurz SGB IlI).

Der Bezug von Arbeitslosengeld setzt die Arbeitsfahigkeit und die Meldung als Arbeitssuchen-
de/r voraus. Weiterhin ist eine bestimmte Mindestdauer Voraussetzung, in der Beitrdge in die
Arbeitslosenversicherung eingezahlt wurden; seit dem 1. Februar 2006 mUssen mindestens in
12 Monaten wahrend der letzten zwei Jahre Beitrdge gezahlt worden sein. Die Dauer des An-
spruchs auf Arbeitslosengeld richtet sich nach der Dauer der Versicherungszeiten innerhalb der
letzten Jahre vor der Arbeitslosmeldung und dem Lebensalter des Betroffenen. Sie betragt zwi-
schen 6 und 18 Monaten. Leistungsempfanger/innen der Arbeitslosenversicherung sind Perso-
nen, die bereits Uber eine gewisse Berufserfahrung verfligen und bei denen der Verlust des Ar-
beitsplatzes noch nicht sehr lange zurickliegt. Fir einen nicht geringen Teil dieses Personenkrei-
ses bleibt die Arbeitslosigkeit eine zeitlich befriste Episode, bevor sie eine neue Beschaftigung
finden.
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Die Hohe des Arbeitslosengeldes richtet sich nach dem versicherungspflichtigen Entgelt, das der
Arbeitslose im Durchschnitt des letzten Jahres vor der Entstehung des Leistungsanspruchs (Be-
messungszeitraum) erhalten hat. Das Bruttoentgelt, das sich danach ergibt, wird um pauschali-
sierte Abzlge (Sozialversicherung, Lohnsteuer, Solidaritdatszuschlag) vermindert. Von dem sich
danach ergebenden pauschalisierten Nettoentgelt (Leistungsentgelt) erhalt ein Arbeitsloser, der
mindestens ein Kind im Sinne des Steuerrechts hat, 67 Prozent, die Ubrigen Arbeitslosen 60 Pro-
zent.

Tabelle 28: Erwerbsfahige* und ALG | - Empfanger in den
baden-wirttembergischen Stadtkreisen, im
Rhein-Neckar-Kreis und im Land Baden-
Wrttemberg am 31.12.2005

Geringe Arbeitslosengeld-
empfangerdichte im Stad-
tevergleich

Im Vergleich zu anderen Stadt-

kreisen in Baden-Wurttemberg ALG I -Empfanger
als auch zum Landesdurch- . Erwerbs- je 1.000
, . . . Stadt / Kreis als o w .
schnitt weist Heidelberg mit 16 fahige insgesamt | Erwerbs-
; 5 ; fahige*
Arbeltslosengeléempfan.gern je Ty o~y e
1.000 Erwerbsfahigen eine Stuttgart 377.142 8.721 23
geringe Arbeitslosengeldemp-  [Heilbronn 76.307 2.269 30
fangerdichte auf. Im Durch- Baden-Baden 32.571 763 23
schnitt waren in den Stadtkrei- Karlsruhe 186.935 4.369 23
. . Heidelberg 100.385 1.655 16
sen Ende 2005 wie auch im Mannheim 200.989 5104 25
Landesdurchschnitt 24 Perso- Pforzheim 73.647 2.378 32
nen je 1.000 Einwohner/innen  [Freiburg 148.737 2.800 19
zwischen 18 und 64 Jahre ar- Uim 78.966 1.964 25
. . Stadtkreise insgesamt 1.275.679 30.023 24
beitslos und erhielten ALG I. Rhein-Neckar-Kreis 337.695 8.421 25
Baden-Wiirttemberg 6.742.641 158.654 24

FUr eine Stadt wie Heidelberg
als wichtiger Universitats- und
Ausbildungsstandort ist dieses
Ergebnis nicht Gberraschend. Der extrem hohe Anteil an Personen in Ausbildung oder im Studi-
um fuhrt einerseits zu einem weit Gberdurchschnittlichen Anteil an Erwerbsfahigen. Andererseits
haben die Studienabganger/innen unmittelbar nach dem Studium in der Regel keinen Anspruch
auf Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung. Bei ihnen springt die Grundsicherung fur Ar-
beitssuchende ein.

Quelle: Bundesagentur flr Arbeit, Statistisches Landesamt Baden-

Wirttemberg 2007.

Ungleiche Verteilung der Arbeitslosengeld I-Empfanger/innen zwischen den Stadtteilen
Vor allem die stdlichen und westlichen Stadtteile weisen hohe Dichten an Arbeitslosengeldemp-
fanger/innen je 1.000 Einwohner/innen im erwerbsfdhigen Alter zwischen 18 und 64 Jahren auf.
Mit 32 Arbeitslosengeld | - Empfanger/innen je 1.000 Erwerbsfahigen liegt der Boxberg an der
Spitze, gefolgt vom Emmertsgrund mit 27. In der Stadtmitte, im Norden und im Osten von Hei-
delberg liegen die Werte deutlich niedriger. In Neuenheim wohnen mit rund sieben Empfangern
von Arbeitslosengeld | je 1.000 Erwerbsfahigen nur halb soviel wie im Stadtdurchschnitt und nur
ein Viertel soviel wie auf dem Boxberg. In diesen Stadtteilen ist gleichzeitig der Anteil der Ar-
beitslosengeldbezieher/innen an allen Arbeitslosen Uberdurchschnittlich (siehe auch Kapitel 3).
Dies ist neben anderen ein deutliches Indiz dafur, dass in den nordlichen und 6stlichen Stadttei-
len Arbeitslosigkeit zwar nicht ganz unbekannt ist, sich aber doch Uberwiegend als zeitlich be-
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fristetes Problem manifes-
tiert. In den sldlichen und
westlichen Stadtteilen ist
Arbeitslosigkeit dagegen
eine dauerhafte Lebenssitu-
ation, von der zahlreiche
Menschen im Wohnquartier
betroffen sind.

Manner in der Mehrheit
Unter den rund 1.650 Leis-
tungsempfanger/innen nach
SGB Ill sind 920 ménnlich
und 735 weiblich. Die
Manner stellen folglich mit
56 % zu 44 % die Mehr-
heit. Der Frauenanteil re-
spektive der Manneranteil
variiert jedoch zwischen
den Stadtteilen. Wéahrend
in der Stdstadt oder in
Neuenheim beide Ge-
schlechter gleich stark ver-
treten waren, waren in
Schlierbach oder auf dem
Boxberg 7 von 10 Arbeits-
losen des Rechtskreises
SGB Il mannlich.

Knapp 280 Arbeitslosen-
geld | Empfanger (16,9 %)
hatten einen auslandischen
Pass.

Arbeitslosengeld | - Be-
zieher/innen nach dem
Alter

Kapitel 4

Abbildung 36:

Anzahl der Bezieher/innen von Arbeitslosengeld |
je 1.000 Personen im erwerbsfdhigen Alter (18 bis 64)
in Heidelberg zum 31.12.2005

N = 1.655
ALG | - Bezieherfinnen

Heldelberger Durchschnitt:
16,7 Bezieher/innen je 1.000
Personen im erwerbs-
fahigen Alter

zu geringe Faitzahl {untar 15)

bis 10 Bezieher je 1.000 Personen
Uiber 10 bis 15 Bezieher je 1.000 Pers
iiber 15 bis 20 Begieher j& 1.000 Pers
I cbes 20 bis 25 Bezieher je 1.000 Pers

Quelle: Bundesagentur fur Arbeit
I cvec 25 Bezieher je 1.000 Pers

Grafik: Amt fur Stadtentwicklung und Statistik der Stadt Hesdelberg, April 2007

Tabelle 29: Empfanger von Arbeitslosengeld | in Heidelberg nach
Stadtteilen und Geschlecht am 31.12.2005

Stadtteil Arbeitslosengeldempfénger
Insgesamt Méanner Frauen

abs abs. % abs. %
Schlierbach 34 24 70,6 10 29,4
Altstadt 84 43 51,2 41 48,8
Bergheim 94 58 61,7 36 38,3
Weststadt 138 73 52,9 65 471
Stdstadt 42 21 50,0 21 50,0
Rohrbach 189 100 52,9 89 47 1
Kirchheim 274 159 58,0 115 42,0
Pfaffengrund 117 67 57,3 50 427
Wieblingen 141 75 53,2 66 46,8
Handschuhsheim 162 84 51,9 78 48,1
Neuenheim 76 38 50,0 38 50,0
Boxberg 82 58 70,7 24 29,3
Emmertsgrund 118 67 56,8 51 43,2
Ziegelhausen 94 50 53,2 44 46,8
Kel.r.me .Zuordnung 10 3 30,0 7 70,0

mdglich

Heidelberg 1.655 920 55,6 735 444

Quelle: Bundesagentur fur Arbeit, 2007.

Der Anteil der unter 25-Jahrigen unter den Arbeitslosengeld I-Empfanger/innen betrug in Hei-
delberg zum 31.12.2005 rund 9 %. Nur ein Prozent der Arbeitslosengeldbezieher/innen war
unter 20 Jahre alt. Knapp 900 Personen waren zwischen 25 und 49 Jahre alt (55 %). Uber 600
oder 37 % der Arbeitslosengeld | - Bezieher/innen waren 50 Jahre und alter. Die Chancen dieser
Menschen - von der Werbebranche derzeit als ,,im besten Alter” entdeckt - auf dem Arbeits-
markt sind als eingeschrankt einzustufen. Der relativ geringe Anteil von Arbeitslosen nach SGB |I
bis 25 Jahre hat vor allem den Grund, dass viele Jugendliche mit Schwierigkeiten beim Ubergang
von der Schule zur Ausbildung zunachst durch weitere schulische und auBerschulische Bildungs-
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angebote aufgefangen Abbildung 37:
werden. FUr die Dauer der Frauenanteil (%) an den Bezieher/innen von

betrEffenden MaBnah- Arbeitslosengeld | in Heidelberg zum 31.12.2005
men gelten sie nicht als

arbeitslos N =738 Fraven

Fazit

Ende 2005 erhielten von
5.300 Arbeitslosen rund
1.650 Personen Arbeitslo- Hasasberoer Dheroh sg el
sengeld als Versiche-
rungsleistung. Dies ent-
spricht einem knappen
Drittel aller Arbeitslosen.
Im Vergleich zu anderen

Quelle: Bundesagentur fur Arbait

baden-wurttember- Grafik: Amt fur Stadtentwicklung und Statistik der Stadt Heidelberg; April 2007

zu geringe Fallzahlen
unter 38 %

38 % bis 44 %

I 4+ % bis 50 %

I cber 50 %

gischen GroBstadten und

dem Landesdurchschnitt war in Heidelberg die Dichte der Leistungsbezieher/innen mit 16 Perso-
nen je 1.000 erwerbsfahigen Einwohner/innen gering. Die rdumliche Verteilung Uber das Stadt-
gebiet folgt dem bekannten Muster. In den stdlichen und westlichen Stadtteilen beziehen ver-
haltnismaBig mehr Menschen Arbeitslosengeld als in den nérdlichen und &stlichen Stadtgebie-
ten. Dort scheint die Arbeitslosigkeit ein temporares Phanomen zu sein. In einigen Stadtvierteln
im Stden und Westen besteht die Gefahr, dass die Arbeitslosigkeit zu einer dauerhaften Situati-
on wird.

4.3.3 Grundsicherung fiir Arbeitssuchende (SGB II)

Zum 1. Januar 2005 wurden die bisherige Arbeitslosenhilfe und die Sozialhilfe in der neuen
Grundsicherung far Arbeitssuchende im Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II) zusammengefuhrt.
Die Grundsicherung fur Arbeitssuchende bildet das unterste Netz der sozialen Sicherung fir die
erwerbsfahige Bevolkerung'. Ziel des Gesetzes ist es, Langzeitarbeitslose und erwerbsfahige Hil-
feempfanger/innen wieder besser in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Deshalb stehen neben der
rein finanziellen Unterstitzung umfassende Eingliederungsleistungen in Form von Beratung und
individuellen Eingliederungshilfen zur Verfiigung. Es geht dabei um die Aktivierung der Betrof-
fenen. Eine Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt wird angestrebt.

Hilfen zur Sicherung des Lebensunterhalts auf der Grundlage des SGB Il erhalten neben Arbeits-
losen auch erwerbsfahige Hilfebeddirftige?, die nicht als arbeitslos gelten, sowie nicht erwerbsfa-
hige Hilfebedurftige, die mit mindestens einer/m erwerbsfahigen Hilfebedurftigen in einer Be-

1 Erwerbsfahig ist, wer unter den Ublichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden
taglich arbeiten kann.

2 Hilfebedurftig ist, wer seinen notwendigen Lebensunterhalt und den seiner mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft
lebenden Angehdrigen weder aus eigenen Mitteln (Einkommen und Vermégen) und Kraften (Einsatz der Arbeits-
kraft) noch mit Hilfe anderer bestreiten kann.
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Tabelle 30: Erwerbsfahige Hilfebedurftige - grundlegende Definitionen

Kapitel 4

Arbeitslos und arbeitssuchend

Arbeitssuchend, aber nicht
arbeitslos

Nicht arbeitslos und nicht
arbeitssuchend

Leistung

Arbeitslosengeld Il

Arbeitslosengeld II

Arbeitslosengeld Il

Erwerbsfahig Erwerbsfahig Erwerbsfahig
Nicht bzw. weniger als 15 Std. Mind. 15 Std. / Woche Kann berechtigt auf Be-
/Woche erwerbstétig erwerbstatig schrankung der Vermittlungs-
und oder féhigkeit nach § 10 SGB Il

nimmt z.Zt. nicht an einer Maf3-
nahme der aktiven Arbeitsmarktpo-
litik (einschl. Arbeitsgelegenhei-
ten”) teil

nimmt z.Zt. an einer MaRnahme
der aktiven Arbeitsmarktpolitik
(einschl. Arbeitsgelegenhei-
ten”) teil

verweisen (z.B. wegen
Schulbesuch, Kinderbetreu-
ung oder Pflege von Angehé-
rigen)

Steht dem Arbeitsmarkt sofort zur
Verfligung

Steht dem Arbeitsmarkt unmit-
telbar oder auch nur einge-
schrankt zur Verfigung (z.B.
bis zu 6 Wochen arbeitsunféhig
erkrankt, Teilnahme an Mal}-
nahme etc.)

Steht dem Arbeitsmarkt nicht
zur Verflgung

In der Agentur/Arbeits-
gemeinschaft / Optionskommune
gemeldet

In der Agentur/Arbeits-
gemeinschaft / Options-
kommune gemeldet

In der Agentur/Arbeits-
gemeinschaft /Options-
kommune gemeldet

Sucht zumutbare Beschéftigung
und zeigt dabei entsprechende
Eigenbemiihungen

Sucht zumutbare Beschéftigung

Sucht berechtigt kein Be-
schaftigungsverhaltnis

1) Relevant sind hier nur Arbeitsgelegenheiten im Umfang von 15 und mehr Stunden/Woche.
Quelle: Bundesagentur fur Arbeit: ,Begriff der Arbeitslosigkeit in der Statistik unter SGB Il und SGB llI”, Anlage S. 7
(verkUrzt), November 2004.

darfsgemeinschaft' leben. Die Gruppe der nicht arbeitslos gemeldeten Erwerbsfahigen umfasst
alle jene Personen, die aus wichtigem Grund fur eine Arbeitsvermittlung nicht zur Verfiigung
stehen, etwa weil hausliche Bindungen durch Kindererziehung oder Pflege entgegenstehen. Dies
gilt auch fur Personen, die sich in einer MaBBnahme der aktiven Arbeitsmarktpolitik befinden
oder deren Einkommen nicht zur Bestreitung des eigenen Lebensunterhaltes ausreicht (Aufsto-
cker). Bei den nicht erwerbsfahigen Hilfebedurftigen handelt es sich ganz Gberwiegend um Kin-

der.

Jeder zwanzigste Heidelberger Bezieher von Arbeitslosengeld Il

Ende Dezember 2005 waren insgesamt rund 7.500 Personen in 4.450 Bedarfsgemeinschaften in
Heidelberg auf Leistungen nach dem SGB Il angewiesen. Dies entspricht rund 5 % der Heidel-
berger Einwohner/innen. Drei Viertel davon waren erwerbsfahige Hilfebedurftige (5.600 Perso-
nen) und bezogen Arbeitslosengeld Il. Sozialgeld erhielten knapp 1.900 nichterwerbsfahige Hil-
febedurftige. Hierbei handelt es sich Gberwiegend um Kinder unter 15 Jahren. Nur knapp 30
nichterwerbsfahige Hilfebedurftige waren élter als 15 Jahre. Von den rund 5.600 erwerbsfahi-
gen Hilfebedurftigen waren knapp 60 % arbeitslos gemeldet (3.300 Personen).

1 Zu einer Bedarfsgemeinschaft gehért mindestens ein/e erwerbsfahige/r Hilfebedurftige/r. Dartiber hinaus zahlen
hinzu: weitere erwerbsfahige Hilfebedurftige, der/die Lebenspartnerin, die dem Haushalt angehérigen minderjéh-
rigen, unverheirateten Kinder von erwerbsfahigen Leistungsberechtigten oder des Partners/der Partnerin sowie bei
minderjahrigen erwerbsfahigen Hilfebedurftigen die Eltern oder ein Elternteil, die mit im Haushalt leben.
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Tabelle 31: Leistungsbezieher/innen (SGB II) in Heidelberg zum 31.12.2005 nach Stadtteilen '

Arbeitslosengeld Il (SGB II)
Personen | darunter:
Stadtteil Wohnbe- insgesamt Erwerbsfé- Nicht dz::;::;:::_ S:zli-acig:tlalti i
vélkerung hlge"Hll'fe- er'werbsf.:.:lh. schaften, die| Bezieher je
bediirftige | Hilfebediirf. ALG Il 1.000
(Sozi_algeld- erhielten Einwoher
bezieher)

Schlierbach 3.443 75 65 10 56 22
Altstadt 11.526 438 352 86 319 38
Bergheim 6.902 592 429 163 340 86
Weststadt 13.540 570 462 108 403 42
Sudstadt 4.447 93 76 17 63 21
Rohrbach 15.017 935 697 238 537 62
Kirchheim 16.635 1.272 950 322 741 76
Pfaffengrund 7.764 376 292 84 236 48
Wieblingen 10.356 603 468 135 381 58
Handschuhsheim 18.504 406 311 95 258 22
Neuenheim 13.833 155 137 18 130 11
Boxberg 4.365 588 414 174 295 135
Emmertsgrund 6.978 1.100 741 359 496 158
Ziegelhausen 9.683 281 203 78 165 29
Keine Angabe - 38 27 1M 26 -
Heidelberg 142.993 7.522 5.624 1.898 4.446 53

* ALG Il Quote: einschlieRlich Sozialgeldempfanger/innen; bezogen auf Einwohner
Quellen: Bundesagentur fiir Arbeit und Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg

Konzentration auf wenige Stadtteile

Die Wohnorte der Arbeits-
losengeld lI-Empfanger/-
innen konzentrieren sich im
Stadtgebiet auf wenige
Stadtteile. Sechs von 10
Arbeitslosengeld II-Be-
ziehern/innen (4.500 Per-
sonen) wohnen in nur 5
Stadtteilen, in Bergheim, in
Kirchheim, in Rohrbach, auf
dem Boxberg und im Em-
mertsgrund. Die Bewoh-
ner/innen dieser Stadtteile
stellen gerade mal ein Drit-
tel der Heidelberger Ein-
wohnerschaft. Entspre-
chend hoch sind in diesen

Abbildung 38:

Anzahl der Leistungsbezieherfinnen (SGB )
je 1.000 Einwohner
in Heidelberg zum 31.12.2005

N=7.522

Leistungsbezieherfinnen

Heidelberger Durchschnitt:
53 Bezieher/innen je 1.000

Einwohner

Quelle: Bundesagentur fir Arbeit

Grafik: Amt for Stadtentwicklung und Statistik der Stadt Heidelberg, April 2007

1 Kleinrdumige Aussagen zu dieser Tabelle stehen weiter hinten im Kapitel
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Tabelle 32: ALG Il - Bezieher in Heidelberg zum 31.12.2005 im Vergleich zu anderen Stadtkrei-
sen, dem Rhein-Neckar-Kreis, dem Land und dem Bund

Wohnbe- Personen in Personen je
Stadt / Kreis Arbeitslose* .. - Bedarfsgemein- 1.000 Einwoh-
volkerung

schaften*** ner
Stuttgart 27.195 592.569 39.526 67
Heilbronn 5.820 121.613 10.200 84
Baden-Baden 2.520 54.581 3.499 64
Karlsruhe 12.476 285.263 20.075 70
Heidelberg 5.299 142.993 7.522 53
Mannheim 17.014 307.900 31.861 103
Pforzheim 6.767 119.021 10.068 85
Freiburg 9.668 215.966 16.239 75
Ulm 5.815 120.625 7.401 61
Rhein-Neckar-Kreis 18.432 533.993 23.401 44
Baden-Wirttemberg 367.566 10.735.701 508.683 47
Bund 4.604.943 82.438.000 7.100.647 86

* Arbeitslose (SGB IIl + SGBII), bezogen auf alle abhangig zivilen Erwerbspersonen
** Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg
*** Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit

Stadtteilen auch die Anteile der Arbeitslosengeld II- Bezieher/innen gemessen an der Gesamt-
einwohnerzahl. Im Emmertsgrund ist jede/r Sechste, auf dem Boxberg jede/r Siebte auf diese
Unterstltzungsleistungen angewiesen. In Neuenheim benétigt nur eine von 100 Personen diese
staatliche Hilfe, in Handschuhsheim und Schlierbach nur zwei von 100.

Heidelberg unter den baden-wiirttembergischen GroBstadten an letzter Stelle
Bezogen auf 1.000 Einwohner/innen ist die Dichte der Personen in Bedarfsgemeinschaften in
Heidelberg mit 53 die niedrigste unter allen baden-wirttembergischen Stadtkreisen. Die Nach-

barstadt Mannheim ran-
giert mit einem Wert von
103 nach der Bedarfsdichte
an 1. Stelle. Die Quote ist
doppelt so hoch wie in
Heidelberg. Im Durch-
schnitt kommen in Baden-
Wrttemberg 47 Arbeitslo-
sengeld ll-Bezieher/innen
auf 1.000 Einwohner/-
innen. Auch der Rhein-
Neckar-Kreis, in dem je
1.000 Einwohner/innen 44
Personen leben, die Ar-
beitslosengeld Il beziehen,
steht nur wenig besser als
Heidelberg da.

Abbildung 39:

Anteil der weiblichen erwerbsfahigen Hilfebediirftigen
an allen erwerbsfdhigen Hilfebediirftigen in Heidelberg
zum 31.12.2005

N= 2.641
Weibliche erwerbsfihige
Hilfsbediirftige

Heidelberger Durchschnitt
des Anteils: 47,0%

zu geringe Fallzahlen (unter 15)
bis 46 %
I iiber 45 % bis 53 %

I ober 53 %

Quelie: Bundesagentur fir Arbeit
Grafik: Amt fir Stadtentwicklung und Statistik der Stadt Heidelberg, April 2007
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Manner unter den Leistungsbeziehern in der Mehrheit

In den Bedarfsgemeinschaften lebten Ende 2005 knapp 4.000 Manner und nur rund 3.600
Frauen. Der Anteil der Manner an allen Personen in einer Bedarfsgemeinschaft lag damit bei
52,5 %. Unter den erwerbsfahigen Hilfebedirftigen war das Ubergewicht der Manner noch
leicht hoher. Ihr Anteil betrug 53 %. Unter den Einwohnern/innen in Heidelberg sind die Ge-
schlechterproportionen umgekehrt, die Frauen stellen die Mehrheit mit 52,8 %. Unter den Ein-
wohnern/innen im erwerbsfahigen Alter liegt der Frauenanteil mit 51,8 % deutlich niedriger.

Tabelle 33: Situation der Auslander/innen im Rechtskreis des SGB Il in Heidelberg zum
31.12.2005 nach Stadtteilen

Wohnbe- Personen im Erwerbsfa-
volkerung |darunter erwerbsfd- |darunter hige Hilfe- [darunter

Stadtteil Auslander: higen Alter _[Auslander: bediirftige _[Auslander:

Absolut Absolut | In% Absolut Absolut In % Absolut Absolut | In%
Schlierbach 3.443 428 12,4 2.376 368 15,5 65 13 20,0
Altstadt 11.526 2.577 22,4 9.208 2.292 249 352 65 18,5
Bergheim 6.902 1.715 24.8 5.332 1.373 25,8 429 156 36,4
Weststadt 13.540 2.012 14,9 10.212 1.742 171 462 112 242
Sudstadt 4.447 741 16,7 3.156 635 20,1 76 17 22,4
Rohrbach 15.017 2.793 18,6 10.289 2177 21,2 697 232 33,3
Kirchheim 16.635 2.764 16,6 11.182 2.083 18,6 950 223 235
Pfaffengrund 7.764 1.065 13,7 4.907 846 17,2 292 60 20,5
Wieblingen 10.356 1.431 13,8 6.939 1.109 16,0 468 99 21,2
Handschuhsheim 18.504 2.612 14,1 13.115 2.292 17,5 311 75 24,1
Neuenheim 13.833 2.214 16,0 10.228 1.965 19,2 137 23 16,8
Boxberg 4.365 861 19,7 2.534 609 24,0 414 121 29,2
Emmertsgrund 6.978 1.552 22,2 4.374 1.060 24,2 741 272 36,7
Ziegelhausen 9.683 1.067 11,0 6.533 873 13,4 203 43 21,2
Keine Angabe - - - - - 27 9 33,3
Heidelberg 142.993 23.832 16,7 100.385 19.424 19,3 5.624 1.520 27,0

Ausldanderanteil an den Grundsicherungsbeziehern liberproportional

Von den rund 7.500 Leis-
tungsempfangern/innen
haben rund 1.850 Personen
einen auslandischen Pass.
Der Ausléanderanteil liegt
damit bei 24,6 % und um
fast 8 Prozentpunkte hoher
als in der Heidelberger Be-
volkerung. Dort haben
16,7 % eine auslandische
Nationalitat. Von den er-
werbsfahigen Hilfebedurf-
tigen (rund 5.600) sind
sogar 27 % Auslander/-
innen (1.520). Damit liegt
der Anteil um 10 Prozent-

Abbildung 40:

Anteil der ausldndischen erwerbsfihigen Hilfebediirftigen
an allen erwerbsfidhigen Hilfebedirftigen in Heidelberg
zum 31.12.2005

N=1.520
Ausldndische erwerbsfihige
Hilfebedirftige

Heidelberger Durchschnitt
des Anteils: 27%

zu geringe Falizahien (uner 15)
bis20%

iiber 20 % bis 25 %

iiber 25 % bis 30 %

Quelle: Bundesagentur fir Arbeit I ioer 30 5% bis 40 %

Grafik: Amt fur Stadtentwickiung und Statistik der Stad! Heidelberg, April 2007 I cver 40 %
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punkte Uber dem Auslanderanteil an der Heidelberger Bevélkerung. In der entsprechenden Be-
zugsgruppe der Einwohner/innen im erwerbsfahigen Alter von 18 bis 64 Jahren war im Dezem-
ber 2005 jede/r funfte Auslander/in. Unter den nicht erwerbsfahigen Hilfebedurftigen haben
dagegen nur 17,5 % (rund 330 Personen, Gberwiegend Kinder) einen auslandischen Pass.

Raumlich konzentrieren sich die Wohnorte der ausléandischen Empfanger/innen von Leistungen
nach dem SGB Il nur auf wenige Stadtteile. So wohnten Ende 2005 zwei Drittel von ihnen in nur
funf Stadtteilen (Bergheim, Kirchheim, Rohrbach, Boxberg und Emmertsgrund), von allen Ein-
wohnern/innen mit auslandischem Pass in Heidelberg nur 41 %. Die Fokussierung auf wenige
Wohnquartiere ist demnach bei den auslandischen Leistungsempfangern/innen noch héher als
bei allen Leistungsempfangern/innen.

Fast jede/r vierte Leistungsbezieher/in lGiber 50 Jahre alt

Die mittlere Altersgruppe der 25 bis unter 50 Jahrigen stellen das Gros der rund 5.600 erwerbs-
fahigen Hilfebedurftigen. Uber 3.400 Personen waren dieser Altersklassen zuzuordnen. Immer-
hin 900 erwerbsfahige Hilfebedurftige (16,1 %) waren Ende 2005 unter 25 Jahre alt. Ein knap-
pes Viertel waren tber 50 Jahre alt (rund 1.300 Personen). Dieser Personenkreis stoBt bei den
Unternehmen derzeit noch auf
besondere Vorbehalte und
sieht sich daher erheblichen

Abbildung 41: Erwerbsfahige Hilfebedurftige nach Alter in Hei-
delberg zum 31.12.2005

Integrationsnachteilen ausge-
setzt. Bereits vor tUber 10 Jah-
ren wurde daher in das Arbeits-
férderungsrecht die 58er-
Regelung' aufgenommen und

N=5.624
Erwerbsfiahige
Hilfsbediirftige

50 bis unter 55
Jahre
95% 530

55 Jahre und
auch in das SGB Il Uberfuhrt. —  lter
. 13,4%
Demnach kdénnen Personen, 750
die 58 Jahre und alter sind, auf 25 bis unter 50
integrierende und vermittelnde Jahre  —— ~~__ Unter 25 Jahre
. 0 0,
MaBnahmen seitens der Agen- 61,1% 16,1%
3.430 900

tur verzichten ohne die finan-
ziellen Unterstitzungsleistun-

Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit

gen zu verlieren.

Struktur der Bedarfsgemeinschaften

Zwei Drittel der rund 4.450 Bedarfsgemeinschaften Heidelbergs waren Ende 2005 Einpersonen-
Haushalte (rund 2.900 Bedarfsgemeinschaften). Dies ist der bundesweit hdchste Wert. Dadurch
ist der Aufwand je Einzelperson in Heidelberg auch tberdurchschnittlich hoch. In 16 % wirt-
schafteten zwei Personen (700 Bedarfsgemeinschaften). Immerhin ein knappes Funftel (rund
840 Bedarfsgemeinschaften) bestand aus mehr als zwei Personen. Damit waren rund 5 % der
Heidelberger Haushalte von diesen Sozialleistungen abhangig.

1 Ausfuhrliche Begriffserklarung siehe Anhang
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Haushalte mit Kindern un-
ter 18 Jahren liberproporti-
onal betroffen

Kinder lebten in einer von vier
Bedarfsgemeinschaften

(rund 1.250 Bedarfsgemein-
schaften bzw. 28 %)." Im Ver-
gleich zur Heidelberger Bevol-
kerung sind damit Haushalte
mit Kindern tberproportional
auf Leistungen nach SGB I
angewiesen?. Sie stellen jeden
zehnten Heidelberger Haushalt
mit Kindern. Die 1.900 Kinder
in diesen Haushalten stellen
12 % aller Kinder in Heidel-
berg.

Die Uberwiegende Anzahl der
Bedarfsgemeinschaften mit
Kindern hatte nur ein Kind
(rund 660 Bedarfsgemein-
schaften oder 53 % aller Be-
darfsgemeinschaften mit Kin-
dern, respektive 15 % aller
Bedarfsgemeinschaften)®. Zwei
Kinder hatten 8 % der Be-
darfsgemeinschaften (362)
oder beinahe jede dritte Be-
darfsgemeinschaft mit Kindern
(29 %). Drei und mehr Kinder

Kapitel 4

Abbildung 42: Personen in Bedarfsgemeinschaften in Heidel-
berg zum 31.12.2005 (mit ... Personen)

Mit 5 Personen
Mit 4 Personen  und mehr

6% \ 4%

Mit 3 Personen

9%

Mit 2 Personen

16%

Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit

N = 4.446
Bedarfsgemeinschaften

\ Mit 1 Person

65%

Abbildung 43: Bedarfsgemeinschaften nach Kinderzahl (unter
18 Jahren) in Heidelberg zum 31.12.2005

Mit 4 Kindern
Mit 3 Kindern “"‘;;‘eh'
3% \ °
Mit 2 Kindern

8%

Mit 1 Kind
15%

Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit

N = 4.446
Bedarfsgemeinschaften
darunter mit Kindern
1.250 (28%)

Ohne Kinder
72%

hatten nur noch 5 % aller Bedarfsgemeinschaften oder 18 % der Bedarfsgemeinschaften mit

Kindern.

Bemerkenswert ist, dass gerade in den Stadtteilen mit einem Uberdurchschnittlichen Anteil an
Leistungsbeziehern auch in Gberdurchschnittlich vielen Bedarfsgemeinschaften Kinder leben. Auf
dem Boxberg oder im Emmertsgrund stellen die Bedarfsgemeinschaften mit Kindern mehr als
ein Flnftel aller Haushalte mit Kindern.

1 Zu berlcksichtigen ist, dass Bezieher von Bundes- oder Landeselterngeld Uberwiegend keine SGB | Leistungen

erhalten.

2 Innur 16 % aller Heidelberger Haushalten lebten Kinder

3 Im Vergleich zu Ehepaaren oder Lebensgemeinschaften haben die Alleinerziehenden-Bedarfsgemeinschaften
durchschnittlich weniger Kinder. Nur ein Drittel der Alleinerziehenden hat mehr als 1 Kind (216 Bedarfsgemein-
schaften). Bei den Ehepaaren oder Lebensgemeinschaften waren es fast 60 % (370 Bedarfsgemeinschaften).
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Armutsrisiko bei Allein-  Abbildung 44:

erziehenden besonders Anteil der Bedarfsgemeinschaften mit Kindern unter 15 Jahre
an allen Bedarfsgemeinschaften in Heidelberg zum 31.12.2005

hoch

Die Halfte der Bedarfsge- 50 N

meinschaften mit Kindern | m™"emunerieae

waren Alleinerziehenden-

haushalte (knapp 630 Be-

darfsgemeinschaften). In

der Universitatsstadt Hei-

delberg stellen diese rund dos Antate: 25.3%

30 % der Haushalte mit

Kindern. Von allen Alleiner-

ziehendenhaushalten in

Heidelberg nahmen im

Dezember 2005 knapp

16 % Leistungen des SGB ||

in Anspruch. Auch hier gilt,

dass die Anteile der Alleinerziehenden insbesondere in den Bergstadtteilen deutlich Uberdurch-

schnittlich sind.

zu geringe Fallzahlen (unter 15)
bis 20 %

Ober 20 % bis 25 %

aber 25 % bis 30 %

¢ aber 30 % bis 35 %
Quelle: Bundesagentur fir Arbeit - %
Grafik: Amt for Stadtentwicklung und Statistik der Stadt Heidelberg; April 2007 I coer 35 %

Zahl der SGB II-Empfanger nimmt trotz Arbeitsmarktbelebung zu

Trotz der deutlichen konjunkturellen Belebung auf dem Arbeitsmarkt im Verlauf des Jahres 2006
waren zum Jahresende mit knapp 8.000 sogar deutlich mehr Personen auf die Grundsicherung
fur Arbeitssuchende angewiesen als ein Jahr zuvor (ca. + 500 bzw. knapp + 6,5 %). Dabei erga-
ben sich deutliche Unterschiede zwischen einzelnen Gruppen: Am starksten war die Zunahme
bei den Langzeitarbeitslosen mit plus 330 (+ 23 %) Personen, gefolgt von den Frauen (plus 165
bzw. + 12 %) sowie bei den Auslandern (+ 8,4 % bzw. + 67) und den Schwerbehinderten

(+ 7,4 % bzw. + 20). Mit ursachlich fur die Zunahme des betroffenen Personenkreises ist eine
Uberdurchschnittliche Steigerung der nicht erwerbsfahigen Hilfsbedurftigen, in der Regel Kinder.
Die Bedarfsgemeinschaften mit Kindern haben dementsprechend ebenfalls deutlich zugenom-
men. Der spezifische lokale Arbeitsmarkt der Universitatsstadt Heidelberg mit seinen gehobenen
Anforderungen an das Qualifikationsniveau und die Flexibilitat der Beschaftigten stellt besonders
hohe Hurden fur die Integrationsleistungen dar. Sie hat unter anderem die Bemihungen des
Jobcenters um Integration der Hartz IV Empfanger und Empfangerinnen nicht einfach gemacht.
" Erfolg gab es dort - entsprechend spezieller Férderinstrumente - insbesondere bei den unter
25-Jahrigen. Erfreulich war die Entwicklung bei den unter 25-Jahrigen mit minus 15,6 % (- 52).
Wie aus dem Jahresbericht des Jobcenters Heidelberg hervorgeht?, ist hier gerade die jiingste
Entwicklung besonders erfreulich. Vom 1. Quartal 2006 zum 1. Quartal 2007 sank die Zahl der
jugendlichen Arbeitslosen (unter 25 Jahre) im Rechtskreis des SGB Il in Heidelberg um - 168

(- 41 %) auf 241. Hier zeigen sich erste Erfolge der Heidelberger Einzelfallhilfe.

1 Vergleiche: Sozialausschusssitzung vom 28.06.2007, TOP 1 , Gesetz Gber moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt (Hartz IV)", DS 0086/2007/IV Bericht Uber die Arbeit des Jobcenter Heidelberg (ARGE)
2 DS 0086/2007/IV Bericht Uber die Arbeit des Jobcenter Heidelberg (ARGE) (Insbesondere die Seiten 3, 4 und 9)
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Fazit
Rund fanf Prozent der Heidelberger Einwohner/innen - beziehungsweise 7.500 Personen in

4.450 Bedarfsgemeinschaften - waren Ende Dezember 2005 auf Leistungen nach dem SGB ||
angewiesen. Ein Viertel darunter waren nicht erwerbsfahige Hilfebedurftige (iberwiegend sind
das Kinder unter 15 Jahre). Im Vergleich zu den Stadtkreisen des Landes lag Heidelberg mit 53
Personen (Grundsicherungsempfanger) je 1.000 Einwohner an bester Position (Mannheim: 103).

Zwei Drittel der Heidelberger Bedarfsgemeinschaften waren Einpersonenhaushalte. Vor Freiburg
ist dies der bundesweit hochste Wert. Dennoch zeigt sich, dass gerade Haushalte mit Kindern
vermehrt Leistungen beziehen. (Verhaltnis Kinder zu Bedarfsgemeinschaften: 1:3, Verhaltnis
Kinder zu Haushalten: 1:5). Besonders haufig betroffen sind Alleinerziehende: sie stellen die
Halfte der Bedarfsgemeinschaften mit Kindern. Im Vergleich zu ihrem Anteil an allen Haushalten
mit Kindern (30,5 %) sind das 20 Prozentpunkte mehr.

Uberproportional vertreten sind darlber hinaus die Auslénder/innen und die Langzeitarbeitslo-
sen. Letztere sind auch die gréBten Verlierer in der jingsten Entwicklung. Wahrend die Leis-
tungsempfanger/innen nach SGB Il von 2005 bis 2006 in Heidelberg um 6,5 % (+ 500) ange-
stiegen sind, erhdhte sich zeitgleich der Anteil der Langzeitarbeitslosen darunter, um 23 %.

Kleinrdumig konzentrieren sich die meisten SGB I-Empfdnger/innen auf nur acht Stadtviertel in
funf Stadtteilen stdlich des Neckars (einschlieBlich Hohenstadtteile).

4.3.4 Transferleistungen fiir nicht Erwerbsfahige - Sozialhilfe (SGB XIl und AsyIBLG)

Uberblick iiber die aktuelle gesetzliche Grundlage

Das Sozialhilferecht wurde in den Jahren 2003 bis 2005 grundlegend reformiert und als Zwolftes
Buch in das Sozialgesetzbuch eingegliedert. In der derzeit gultigen Form trat es im wesentlichen
zum 01. Januar 2005 in Kraft. Im Folgenden werden die Grundzige und die wichtigsten Neue-
rungen im Uberblick dargestellt.’

Parallel zur Eingliederung der Sozialhilfe als Zwélftes Buch in das Sozialgesetzbuch wurde - wie
bereits erwahnt - fir erwerbsfahige Arbeitsuchende im Alter von 15 bis 64 Jahren das SGB ||
geschaffen, die nun Leistungen der neu eingefihrten Grundsicherung fur Arbeitssuchende er-
halten. Der Personenkreis, der nach der gesetzlichen Neuregelung Anspruch auf Leistungen aus
der Sozialhilfe (SGB XII) hat, ist erheblich kleiner als vor den Anderungen. Sozialhilfe wird jetzt
nur noch far nicht erwerbsfahige Personen geleistet. Ein Zeitvergleich mit der alten Gesetzeslage
ist daher nicht mehr oder nur sehr eingeschrankt maglich.

Es ist die Aufgabe der Sozialhilfe, ,den Leistungsberechtigten die Fiihrung eines Lebens zu er-
maoglichen, das der Wiirde des Menschen entspricht” (§ 1 Satz 1 SGB XII). Im Falle unzureichen-
den Einkommens und Vermdgens deckt die Sozialhilfe den soziokulturellen Mindestbedarf, um
eine Lebensflihrung auf gesellschaftlich akzeptablem Niveau zu erméglichen. Andere Belastun-
gen wie Behinderung, Pflegebedurftigkeit oder besondere soziale Schwierigkeiten versucht die
Sozialhilfe im Bedarfsfall auszugleichen, indem sie die erforderlichen Unterstitzungsleistungen
bereit stellt mit dem Ziel, dass die betroffenen Personen mdglichst unbeeintrachtigt am gesell-

1 Vgl. Bundesministerium fir Arbeit und Soziales (Hrsg.): Soziale Sicherung im Uberblick, Bonn 2007, S. 113 ff.
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schaftlichen Leben teilhaben kdnnen. Ein zentrales Ziel der Sozialhilfe ist es, die Selbsthilfekrafte
zu starken.

Die Sozialhilfe ist eine nachrangige Leistung und wird daher in der Regel erst dann erbracht,
wenn alle anderen Moglichkeiten ausgeschopft sind, so etwa das Einkommen und Vermdgen
des Leistungsberechtigten und ggf. der zu seinem Unterhalt verpflichteten Personen, seine eige-
ne Arbeitskraft oder seine Anspriiche gegendber vorrangigen Sicherungssystemen (§ 2 SGB XII).

Die bisherige Zweiteilung der Sozialhilfe in , Hilfe zum Lebensunterhalt” und ,Hilfe in besonde-
ren Lebenslagen” wurde abgel®st durch eine Gliederung in sieben Kapitel, in denen die Leistun-
gen der Sozialhilfe fir unterschiedliche Lebenslagen spezifiziert werden. Die Sozialhilfe in der
derzeitigen Form umfasst die Bereiche:

e Hilfe zum Lebensunterhalt (§8§ 27 bis 40)

e Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (88 41 bis 46)

e Hilfen zur Gesundheit (§§ 47 bis 52)

e Eingliederungshilfe fir behinderte Menschen (§§ 53 bis 60)

e Hilfe zur Pflege (88 61 bis 66)

e Hilfe zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten (§§ 67 bis 69)
e Hilfe in anderen Lebenslagen (§§ 70 bis 74)

sowie die jeweils gebotene Beratung und Unterstiitzung.'

Datengrundlagen

Fur die nachfolgende Darstellung der Sozialhilfe in Heidelberg wird die Geschéftsstatistik des
Amtes flr Soziales und Senioren genutzt. Die vom Statistischen Landesamt Baden-Wurttemberg
fur Heidelberg veroffentlichten Werten weichen davon ab. Dies liegt einerseits an einer Umstel-
lung auf eine edv-gestutzte Fallbetreuung, die systembedingt zu einer Untererfassung durch die
amtliche Statistik fihrte. AuBerdem werden Leistungen in geringfigigem Umfang nicht in der
amtlichen Statistik erhoben. Die Angaben aus der Geschaftsstatistik des Amtes fir Soziales und
Senioren geben damit einen umfassenderen Uberblick Gber die Hilfsbedurftigkeit in Heidelberg.

Hilfe zum Lebensunterhalt

Ende 2005 erhielten in Heidelberg 146 Personen Hilfe zum Lebensunterhalt, Gberwiegend als
Hilfe bei der hauswirtschaftlichen Versorgung nach § 27 Abs. 3 SGB XII. Die dramatische Ab-
nahme der Leitungsempfanger (Ende 2004 Uber 3.500 Falle) ist das Ergebnis der Einfiihrung von
Harz IV. Die erwerbsfahigen ehemaligen Sozialhilfeempfanger beziehen jetzt ALG Il. Fur Hilfe
zum Lebensunterhalt hat die Stadt Heidelberg im Jahr 2005 knapp 1,03 Mio. Euro aufgewendet.
Im Durchschnitt wurde je Fall 7.300 Euro im Jahr geleistet. Zum Jahresende 2006 ist die Zahl der
Empfanger von Hilfe zu Lebensunterhalt um 12 % auf 160 Personen angestiegen.

Bei den Beziehern von Hilfe zum Lebensunterhalt handelt es sich Gberwiegend um Personen,
deren Erwerbsfahigkeit noch nicht abschlieBend geklart ist, etwa weil sie langerfristig erkrankt
sind. Ferner beziehen auch altere Menschen diese Leistungen zur Finanzierung einer Haushalts-
hilfe, wenn sie ihren Haushalt nicht mehr alleine bewaltigen kdnnen. Sie kénnen damit langer

1 Siehe dazu im Anhang
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selbststandig in ihrer Wohnung leben und mussen nicht in ein Pflegeheim. Dies waren Ende
2005 84 Falle. Kinder sind bei diesem Personenkreis nur in Ausnahmefallen zu finden.

Grundsicherung im Alter und bei dauerhafter Erwerbsminderung

Am 01. Januar 2003 trat das ,Gesetz Uber eine bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung” (kurz: Grundsicherungsgesetz - GsiG) in Kraft. Seit 1. Januar 2005 ist
die Grundsicherung im IV. Kapitel des Sozialgesetzbuch XII (SGB XlI) integriert.

Die Grundsicherung soll Personen ab 65 Jahre sowie dauerhaft, aus medizinischen Griinden voll
erwerbsgeminderte Personen ab 18 Jahre absichern, deren Einkommen und Vermégen nicht fur
den grundlegenden Bedarf fiir den Lebensunterhalt ausreicht. Die Leistungen werden in gleicher
Hohe bemessen wie bei der Hilfe zum Lebensunterhalt. Wenn Grundsicherung gewahrt wird,
besteht jedoch kein Anspruch auf Wohngeld.

Ende 2005 gab es in Heidelberg 1.311 Empfanger/innen von Leistungen der Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung. Damit erhielten knapp 1,1 % der Bevdlkerung ab 18 Jahren in
Heidelberg diese Sozialleistung. Rund ein Viertel (337 Personen bzw. 26 %) waren in stationadren
Einrichtungen, zum Beispiel in Alten- oder Pflegeheimen untergebracht. 74 % oder 974 Perso-
nen lebten auBerhalb von Einrichtungen. Die Leistungen summierten sich 2005 auf einen Betrag
von 7.685 Mio. Euro. Ende 2006 bendtigten in Heidelberg 1.385 Personen Unterstiitzung bei
der Grundsicherung. GegenUber 2005 ist ihre Zahl damit um knapp 6 % angestiegen.

Empfanger/innen auBBerhalb von Einrichtungen
Im Folgenden werden die knapp 1.000 Empfanger/innen Ende 2005 von Grundsicherung im

Alter und bei Erwerbsminderung auBerhalb von Einrichtungen naher betrachtet. Knapp 8 von
1000 Heidelbergerinnen und Heidelbergern Uber 18 Jahre erhielten diese Leistungen. Drei Vier-
tel von ihnen waren 65 Jahre und alter. Die beiden anderen Altersklassen (18 bis 49 Jahre und
50 bis 64 Jahre) stellten jeweils knapp 13 % der Leistungsbezieher. Die Bezieher von Grundsi-
cherung im Alter dominieren ganz klar.

Frauen bendtigen diese Leistungen 6fter als Manner. 57 % der Empfanger waren Ende 2005
Frauen, der Anteil der Mdnner lag bei 43 %. Mit zunehmendem Alter steigt der Frauenanteil.
Bei den Uber 65-Jahrigen stellen sie rund 60 %, das entspricht ihrem Anteil an der Bevolkerung
in dieser Altersklasse. Insofern tragen Frauen dGber 65 auBerhalb von Heimen in Heidelberg der-
zeit (noch) kein hoheres Armutsrisiko.

Tabelle 34: Empfanger von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung auBer-
halb von Einrichtungen in Heidelberg am 31.12.2005

Empfénger 2005| 45 unter:

insgesamt
Altersklassen Frauen Manner Deutsche Auslander
Absolut| In% [Absolut| In% |Absolut| In% |Absolut| In% |Absolut| In%
18 - 49 Jahre 126 12,9 58 46,0 68 54,0 118 93,7 8 6,3

50 - 64 Jahre 126 12,9 66 52,4 60| 47,6 113 89,7 13| 10,3

gl‘rt’eJrahre“”d 722| 74| 431 597 201| 403 505| 699 217| 30,1

Insgesamt 974| 100,0 555 57,0 419 43,0 736 75,6 238 24,4
Quelle: Amt ftir Soziales und Senioren, 2007

-76 -



Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg Kapitel 4

In der jingsten Altersklasse  Abbildung 45: Empfénger von Grundsicherung im Alter Gber 64

der 18 bis 49jahrigen stellen Jahre auBerhalb von Einrichtungen je 1.000 Ein-
allerdings die Manner mit wohner Uber 64 Jahre zum 31.12.2005 in Heidel-
54 % die Mehrheit der Leis- berg
tungsbezieher. Neuenheim 7
Sudstadt 8
. . . : N =722
Personen mit einem auslan- Ziegelhausen M
. . Pfaffengrund 16
dischen Pass stellen ein Schlierbach 18
knappes Viertel der Hilfe- Handschuhsheim 20
. Weststadt 30
empfanger (rund 240 Perso- Heidelberg | 132
nen) auBerhalb von Einrich- Rohrbach 33
. Altstadt 33
tungen. Damit waren knapp Wieblingen 34
1,1 % der auslandischen Kirchheim 46
L e Boxberg 69
Mitblrger ab 18 Jahren auf Bergheim o
die Grundsicherung ange- Emmertsgrund | : : : : : : : 79
wiesen. Bei den deutschen 0 10 20 3 40 5 60 70 80 90

Empfanger je 1.000 Einwohner
waren es 0,7 % der 18- pranger

Jéhrigen und alteren.

Quelle: Amt fiir Soziales und Senioren, Amtliche Einw ohnerzahl

Die groBe Mehrheit der auslandischen Leistungsempfanger/innen war 65 Jahre und élter

(91,2 %). Sie stellten rund ein Drittel der hilfebedrftigen Senioren und Seniorinnen. Uber die
Halfte (124 Personen) der auslandischen Bezieher von Grundsicherung im Alter kam aus zwei
Staaten, der russischen Foderation und der Ukraine. Hierbei handelt es sich Gberwiegend um
sogenannte judische Kontingentflichtlinge. Tarkische Staatsangehorigkeit haben nur 23 Bezie-
her/innen, stehen damit aber bereits auf Platz drei der Nationalitatenrangfolge. Nur knapp 8 %
der auf die Leistungen der Grundsicherung Angewiesenen kamen aus einem Land der EU.

Verteilung nach Stadtteilen

Wie die nachfolgende Abbildung zeigt, gibt es zwischen den Stadtteilen erhebliche Unterschiede
in der Inanspruchnahme der Grundsicherung im Alter. Auf dem Emmertsgrund, dem Boxberg
und in Bergheim sind gut doppelt so viele dltere Menschen auf die Unterstitzung durch die
Grundsicherung angewiesen als im Durchschnitt in Heidelberg (32 Empfanger der Grundsiche-
rung im Alter je 1.000 Einwohner Uber 64 Jahre). In den 6stlichen und nérdlichen Stadtteilen ist
die Bedurftigkeit dagegen erheblich geringer. Insgesamt variiert die Dichte der Unterstitzungs-
empfanger im Stadtgebiet um den Faktor 10.

Stadtevergleich in Baden-Wiirttemberg

Fur den Vergleich der Inanspruchnahme von Grundsicherungsleistungen zwischen den Stadtkrei-
sen Baden-Wirttemberg muss trotz der oben beschriebenen Einschrankungen bei der Vollstan-
digkeit der Daten die amtliche Statistik als Quelle herangezogen werden. Da die systematische
Untererfassung jedoch fur alle Kreise unterstellt werden kann, werden die Unterschiede zwi-
schen den Kreisen richtig wiedergegeben.
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Tabelle 35: Empfanger von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung innerhalb und
auBerhalb von Einrichtungen in den baden-wlrttembergischen Stadtkreisen, dem
Rhein-Neckar-Kreis und Baden-Wurttemberg 2005

Kreise/ Empféanger je Davon
Baden-Wiirttemberg 1.000 Ein- unter 65 65 Jahren )
wohner ab 18 .. Deutsche Ausldnder
Jahre und alter
Jahre
abs in % in % in % in %
Stuttgart 11,5 40 60 72 28
Heilbronn 10,0 38 62 82 18
Baden-Baden 13,4 26 74 59 41
Karlsruhe 8,7 35 65 76 24
Heidelberg 9,7 38 62 80 20
Mannheim 11,4 32 68 75 25
Pforzheim 10,4 39 62 80 20
Freiburg 11,8 45 55 79 21
Ulm 8,6 39 61 72 28
Stadtkreise insgesamt 10,6 37 63 75 25
Rhein-Neckar-Kreis 4.4 38 62 85 15
Baden-Wiirttemberg 71 46 54 84 16

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg, Statistischer bericht K 1 2 —j/05; eigene Berechnungen, 2007

Heidelberg mit geringer Grundsicherungsquote

In den GroBstadten des Landes leben relativ mehr Grundsicherungsempféanger als in den Land-
kreisen. Ursache hierfar dirften unter anderem die héheren Mieten und eine geringere Wohn-
eigentumsquote in den Stadten sein. Im Stadtkreis Baden-Baden ist die Quote mit 13,4 je 1.000
Personen ab 18 Jahre am hdchsten. Hinter Ulm und Karlsruhe hat Heidelberg die drittniedrigste
Rate unter den Stadtkreisen. Bei der Alterstruktur weicht Heidelberg nur geringfiigig vom Mittel
der Stadtkreise ab. Fast zwei Drittel der Hilfsbedtrftigen sind im Rentenalter. Im Land sind es
hingegen nur eine knappe Mehrheit (54 %). Auffallend ist der hohe Ausldnderanteil an der Ge-
samtzahl der Grundsicherungsempfanger in den Stadtkreisen. Im Durchschnitt aller Stadtkreise
liegt er bei 25 % und damit um fast 6 Prozentpunkte Uber dem Anteil der Ausldnder an den
Einwohnern (19,4 %). Heidelberg hat nach Heilbronn mit 20 % den zweitniedrigsten Auslan-
deranteil unter den Stadtkreisen. Der Landesdurchschnitt lag Ende 2005 bei 16 %.

Hilfen zur Gesundheit, Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen, Hilfe zur Pflege
und Hilfe in anderen Lebenslagen

Insgesamt wurden in Heidelberg 2005 fur Hilfen zur Gesundheit rund eine Million Euro aufge-
wendet. Wahrend des gesamten Jahres bekamen 512 Personen diese Leistungen.

Eingliederungshilfe, die fur behinderte Menschen praventive, rehabilitative und integrative Mal3-
nahmen finanziert, erhielten rund 800 Personen in Hohe von 12 Millionen Euro. Die Halfte der
insgesamt unterstiitzen Menschen mit Behinderungen lebte in einer stationaren Einrichtung'.
Nach §§ 61 bis 66 SGB XIl werden auch pflegebedtrftige Personen unterstitzt, in dem die mit
der Pflege verbundenen Kosten ganz oder teilweise Gbernommen werden. In Heidelberg erhiel-

1 Zum Ende des Jahres 2006 ist die Zahl der Empfanger von Eingliederungshilfe auf 679 gefallen. Dabei ist jedoch
zu berticksichtigen, dass der Wert fir 2005 auch Bezieher von Hilfe zur Uberwindung besonderer sozialer Schwie-
rigkeiten umfasst.
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ten im Referenzjahr 648 Personen (mannlich: 233, weiblich: 415) diese Leistungen. Angesichts
der demografischen Entwicklung ist hier in Zukunft mit einem weiteren Anstieg zu rechnen. Der
Auslanderanteil lag bei 8 % (52 Personen). In einer stationaren Einrichtung wohnten fast zwei
Drittel der Leistungsempfanger. 2005 wurden von der Stadt Hilfen zur Pflege im Umfang von
rund 8,5 Millionen Euro geleistet. 2006 ist die Zahl der Empfanger von Hilfe zu Pflege um 10 %
auf 711 Personen angestiegen.

Unter den , Hilfen in anderen Lebenslagen”' (§§ 70 - 74 SGB XII) soll hier die Blindenhilfe ange-
fihrt werden. Ende 2005 bekamen 34 Personen in Heidelberg diese Leistung. Insgesamt wurde
2005 fur ,Hilfen in anderen Lebenslagen” rund 59.000 Euro aufgewendet. Ende 2006 erhielten
38 Personen diese Unterstitzung.

Hilfe zur Uberwindung von besonderen sozialen Schwierigkeiten

Die Hilfe zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten richtet sich an Personen, bei
denen besonders belastende Lebensverhaltnisse mit sozialen Schwierigkeiten verbunden sind.
Insbesondere von Obdachlosigkeit und in Verbindung damit von weiteren existenziellen Prob-
lemlagen betroffene Personen gehoéren zu diesem Adressatenkreis. Hier werden von der Stadt-
verwaltung Leistungen u.a. in Kooperation mit dem Wichernheim oder Obdach e.V. fur Perso-
nen Ubernommen, die sich wieder eingliedern wollen oder MaBnahmen finanziert, die ihre Situ-
ation stabilisiert. FUr das Jahr 2005 liegen keine Angaben des Amtes flr Soziales und Senioren
vor. Im Jahr 2006 waren dies 154 Personen, ausschlieB3lich Einpersonenhaushalte. Im Jahr 2005
wurden insgesamt 541.591 Euro verausgabt.

Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz

Wenn Menschen als Fliichtlinge nach Deutschland kommen, dirfen sie, solange ihr Asylbewer-
berverfahren lauft, nicht arbeiten. Die entsprechenden Transferleistungen erfolgen auBerhalb
des SGB XII. Im Jahr 2005 erhielten in Heidelberg 360 Personen (mannlich: 194, weiblich: 166)
in 210 Haushalten entsprechende Leistungen. Unter den Asylbewerbern waren 130 Personen
unter18 Jahre alt. Fir die Asylbewerber und Fluchtlinge standen 280 Wohnplatze in Gemein-
schaftsunterktnften zur Verfigung (siehe Kapitel Wohnen). Von den 360 Asylbewerbern und
Geduldeten? lebten Ende 2005 rund 40 % in entsprechenden Gemeinschaftsunterkiinften. Die
Aufwendungen beliefen sich auf insgesamt rund 2,3 Millionen Euro.

Die anerkannten Flichtlinge erhalten mit ihrem Aufenthaltstitel eine befristete Arbeitserlaubnis
oder Leistungen nach ALG Il.

Kommunale Beratungsleistungen und finanzielles Engagement der Stadt

Leistungen der Sozialhilfe nach Sozialgesetzbuch Zwolftes Buch (SGB XlI) werden nicht nur als
Geld- oder Sachleistung sondern auch als Dienstleistung erbracht. Hierzu gehéren insbesondere
die umfassende Beratung in Fragen der Sozialhilfe und Anspruchsvoraussetzungen sowie die

1 Mehr dazu im Anhang

2 Wenn das Verfahren nicht mit einer Anerkennung endet, sondern mit einer Duldung, werden auch weiterhin
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz gezahlt, sofern es den Geduldeten nicht gelingt, eine Erwerbs-
arbeit zu finden. Laut jungster gesetzlicher Regelung kénnen Geduldete nach einem Jahr Aufenthalt in Deutsch-
land eine Arbeit aufnehmen, sofern diese kein Deutscher Ubernehmen will. Der Einstieg in den Arbeitsmarkt ist fur
diese Gruppe dennoch sehr schwierig, da aufgrund der Befristung des Aufenthaltsrechtes, sich kaum Arbeitgeber
finden, die Geduldete einstellen.
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Beratung und Unterstlitzung in sonstigen sozialen Angelegenheiten (§ 10 Abs. 2 SGB XlI), die
alle eingangs erwahnten Leistungen umfassen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Amtes fur Soziales und Senioren der Stadtverwaltung
Heidelberg beraten umfassend zu allen Leistungen der Sozialhilfe.

Sie wird wahrgenommen durch die Sachbearbeiter/innen und Sachgebietsleiter/innen in den
Leistungssachgebieten und die Mitarbeiter/innen des Sachgebiets Soziale Dienste.

Eine spezielle Beratung und entsprechende kostenlose Broschire bieten daneben:

e zum Bereich Pflege die Informations-, Anlauf- und Vermittlungsstelle (IAV-Stelle) in der Dan-
testraBe 7,

e bei drohender Obdachlosigkeit die Fachstelle fir Wohnungsnotfalle, Fischmarkt 2,
e flUr Senior(inn)en das Seniorenzentrum Weststadt in der Dantestral3e 7.

Vom Amt fiir Soziales und Senioren mitfinanzierte Angebote Freier Trager

Neben dem eigenen Beratungsangebot férdert das Amt fiir Soziales und Senioren die Bera-
tungs- und Betreuungsarbeit Freier Trager mit Zuweisungen und Zuschisse von rund 2,68 Milli-
onen Euro (2005).

Tabelle 36: Finanzielle Unterstltzung Freier Trager zur Armuts-
prdvention

A - Beratungsangebote

Allgemein

Unterstitzung der Arbeit der Liga der Freien Wohl- 192.975 Euro
fahrtspflege

In besonderen Problemlagen

Schuldnerberatung (DPWV) 103.295 Euro
Psychosozialen Beratung bei Suchtmittelabhangigkeit 256.992 Euro
Ehe-, Familien- und Lebensberatung 77.414 Euro

B - Kombinierte Beratungs- und Betreuungsangebote

Seniorenzentren 1.080.528 Euro
Nichtsesshaftenbetreuung 264.519 Euro
Soziale Arbeit Mérgelgewann 289.319 Euro
Sozialpsychiatrischer Dienst 103.850 Euro
AIDS-Hilfe 84.360 Euro
Tagesstatten fur psychisch kranke Menschen 79.000 Euro
Selbsthilfegruppen / Selbsthilfebiro 63.180 Euro
Obdach e.V. 50.030 Euro
Asylarbeitskreis und Kinderbetreuung Ubergangswohn- 25.565 Euro
heime

Bahnhofsmission 10.200 Euro
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Zusammenfassung

Die nachfolgende Tabelle fasst die Empfanger von Leistungen nach SGB Xl und nach AsylbLG in
Heidelberg im Jahr 2005 zusammen. Dabei ist zu beachten, dass von den Betroffenen teilweise
mehrere Leistungen in Anspruch genommen werden und der Empfangerkreis somit nicht auf-
summiert werden kann, um die Gesamtzahl der Leistungsempfanger zu ermitteln.

Bei einigen Hilfearten, wie etwa der Eingliederungshilfe als auch bei der Hilfe zur Pflege werden
Einkommen und Vermdgen nur beschrankt bei der Leistungsgewahrung angerechnet. Bei einem
Teil der Leistungsbezieher wird daher das Einkommen die Grenzen der Armutsgefahrdung von
60 % des Nettodquivalenzeinkommens Uberschreiten. Bezieht man bei den Grundsicherungsem-
pfangerinnen nur die auBerhalb von Einrichtungen ein, durften rund 1.660 Personen jedoch als
armutsgefahrdet in diesem Sinne zu betrachten sein.

Tabelle 37: Uberblick tiber Empfanger/innen von Leistungen nach SGB Xl und
AsylbLG in Heidelberg zum 31.12.2005

. Verdanderung
Leistungsart 2005 2006 2006 zu 2005
Absolut Absolut Absolut
Hilfe zum Lebensunterhalt 146 160 17
Grundsmh.erung im Alter und bei 1.311 1.385 76
Erwerbsminderung
Hilfen zur Gesundheit? 512 575 63
Eingliederungshilfe fiir behinderte 793" 679 )
Menschen
Hilfe zur Pflege 648 71 63
Hilfe zur Uberwindung besonderer 1)
. S - 154 -
sozialer Schwierigkeiten
Blindenhilfe 34 38 4
Hilfe fur Asylbewerber/innen und 360 355 5
Geduldete

1) Angaben fir die beiden Hilfearten , Eingliederungshilfe fur behinderte Menschen” und , Hilfe
zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten” wurden 2005 nicht getrennt erhoben.
Quelle: Amt fur Soziales und Senioren, 2007.

2) Hilfen zur Gesundheit = Fallzahl im gesamten Jahr, nicht Stichtag

Insgesamt sind mehr Frauen als Manner und erwartungsgemaB mehr Altere unter den hier auf-
gefuhrten Leistungsbezieher/innen zu finden. Auffallig ist der Uberproportional hohe Anteil von
Auslander/innen, die von Grundsicherungsleistungen im Alter leben mussen. Bis auf wenige
Ausnahmen sind bei den armutsgefahrdeten Kinder und Jugendliche nur bei den Asylbewerbern
und Geduldeten zu finden.

4.3.5 Wohngeld

Das aus Bundesmitteln finanzierte Wohngeld wird gewahrt, wenn sich aus der Kombination der
drei Eckwerte - Haushaltseinkommen, HaushaltsgroBe und Miethdéhe - Gberdurchschnittliche
Wohnkostenbelastungen ergeben. Auch Eigentimer kdnnen Wohngeld als sogenannten Las-
tenzuschuss erhalten.

-81 -



Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg Kapitel 4

Seit 1. Januar 2005 sind Empfanger/innen von Arbeitslosengeld Il, Sozialgeld, Sozialhilfe oder
Grundsicherungsleistungen im Alter und bei Erwerbsminderung vom Wohngeld ausgeschlossen.
Deren Unterkunftskosten werden im Rahmen der jeweiligen Sozialleistung berlcksichtigt. In
Heidelberg hatte dies zur Folge, dass die Zahl der Empfangerhaushalte von 5.616 auf 1.968 fiel,
d.h. sich um mehr als die Halfte reduzierte.

Bezogen auf die Einwohnerzahl liegt Heidelberg nach Freiburg mit 1.968 Haushalten an zweiter
Stelle im Land. Auf die Wohngeldempfanger soll ausfuhrlich unter Kapitel 6.5 eingegangen wer-
den.

4.3.6 Kommunale Leistungen

4.3.6.1 Heidelberg-Pass

Der Heidelberg-Pass, den es in dieser Form seit August 2001 gibt, erméglicht unterdurchschnitt-
lich verdienenden Einzelpersonen, Familien, Alleinerziehenden und Senioren zahlreiche Verglns-
tigungen.

Inhaber/innen des Heidelberg-Passes erhalten ErmaBigungen bei den Heidelberger Badern, dem
Kurpfalzischen Museum, der Stadtbicherei, bei Theater- und Konzertauffihrungen, der Volks-
hochschule, bei der HSB, der Musik- und Singschule und der Akademie fir Altere. Kinder ms-
sen teilweise Uberhaupt nichts zahlen, der Tiergarten kann von allen kostenfrei besucht werden.

Mehrfach wurde in der Vergangenheit ~ Tabelle 38: Einkommensgrenze fiir den

der Berechtigtenkreis gedandert. 2001 Heidelberg-Pass
wurden die noch heute gultigen Ein- Nettoeinkommens-
. . . Haushaltstyp

kommensgrenzen eingefihrt, die wie grenze

' : Alleinstehende Senior/in
folgt liegen: (ab dem 65. Lj.), Rentner/in 1:215,00 Euro
In dieses Nettoeinkommen flieBen u.a. 2-Personenhaushalt (Allein-
Zinseinnahmen, Wohngeld, Bafag, 2[\2222?)‘1 oder Rentner- 1.600,00 Euro
Kindergeld. In einer Familie/Lebensge- 3_Personenhaushalt 1.985 00 Euro
meinschaft mussen mindestens zwei 4-Personenhaushalt 2.375,00 Euro
kindergeldberechtigte Kinder leben, bei [ 5-Personenhaushalt 2.755,00 Euro
Alleinerziehenden ist es eines ebenso 6-Personenhaushalt 3.145,00 Euro
bei Familien mit einem schwerbehin- 7-Personenhaushalt 3.530,00 Euro
derten Kind. Im Vergleich zu den in Jede weitere Person 390,00 Euro
Kapitel 1 vorgestellten Einkommens- Quelle: Burgeramt

grenzen liegen die vom Heidelberg-Pass deutlich Gber den Armutsgefahrdungsgrenzen, aber
ebenso deutlich unter den verfligbaren monatlichen Durchschnittseinkommen von Baden-
Warttemberg. Der Antrag gilt jeweils fir ein Jahr.

Rund 4.650 Personen haben 2006 einen Heidelberg-Pass beantragt und auch erhalten. Das sind
rund 200 weniger als ein Jahr davor (-4,2 %). Der Riickgang zeigte sich bei allen unten aufge-

flhrten Personengruppen, insbesondere bei den SGB XII-Empfanger/innen. Arbeitslosengeld Il -
Bezieher/innen waren dagegen 2006 unter den Antragstellern haufiger vertreten. Aus ihren Rei-
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hen stellten jetzt 34 % Abbildung 46: Zahl der bewilligten Heidelberg-Pass - Antrage 2005
mehr Antrage als im Jahr und 2006
zuvor. Damit hatten 2006

aber immer noch erst ein AIG ll Bezieher-/innen 1994
Viertel dieser Leistungs- Rentenbezieher/innen bis
. . . 65 Jahre
bezieher einen Heidel- Bixgerfinnen tber 65
berg-Pass. Jahre
SGB Xl oder
Kriegsopferfirsorge

Die Auswertung der An-

Familie* mit einem mW2006 4.647 insgesamt

tragsstatistik zeigt, dass schwerbehinderten Kind**
im Einzugsbereich der Alleinerziehende mit m2005 4.858 insgesamt

.. . mind. einem Kind**
BUrgeramter Emmerts- S

. Familie* mit mindestens

grund/Boxberg und Kirch- 2 Kindem** 1420
heim die meisten Perso- 0 500 1000 1500 2000 2500
nen einen entpreChendeﬂ * oder Lebensgemeinschaft  ** Kindergeldberechtigt
Antrag stellten. Eine tie- Quelle: Biirgeramt Amt fur Stadtentwicklung und Statistik, Januar 2007

fergehende raumliche
Analyse verbietet sich, da nicht jede/r Berechtigte unbedingt im Blrgeramt seines Wohnstadtteils
den Antrag stellt, sondern unter Umstanden auch in einem anderen.

2006 Uberwog unter den Passinhabern mit einem Anteil von 52,4 % die Gruppe, die von
Transferleistungen' lebte. Bezieht eine Familie Arbeitslosengeld II, wird sie in der Antragsstatistik
unter der Rubrik ALG Il und nicht unter dem entsprechenden Familientyp statistisch erfasst.

Wie viele Auslander/innen und kindergeldberechtigte Kinder von dem Passangebot genau profi-
tieren, lasst sich aus der Statistik nicht ermitteln, ebenso wenig die Dauer des Bezuges.

Insgesamt wendet die Stadt zur Finanzierung des Heidelberg-Passes rund 460.000 Euro pro Jahr
auf. In den Burgeramtern wird auch der Landesfamilienpass ausgegeben.

4.3.6.2 Kinderbetreuungskosteniibernahme

Fur Haushalte mit betreuungspflichtigen Kindern unter 14 Jahren Ubernimmt die Stadt die
Betreuungskosten, wenn das Einkommen zu gering ist, um die verlangten Beitrage in den Hei-
delberger Einrichtungen oder fur die Tagespflege zu bezahlen.

Die Elternbeitrage in den Heidelberger Kindertageseinrichtungen richten sich nach der Einkom-
menshdhe und unterscheiden sich in fiinf Stufen?. Wenn die , Aufbringung der Mittel nicht zu-
zumuten”? ist, kdnnen die Eltern einen Antrag auf Ubernahme der Kosten stellen, die dann

ganz oder teilweise Ubernommen werden. Das gilt auch fir die Tagespflege. Grundsatzlich gilt

1 Wohngeld bleibt hierbei wegen seiner geringen Héhe unbertcksichtigt

2 Der Beitragssatz in der funften Stufe ist zum Beispiel beim Ganztagsbetreuungsangebot rund dreimal so hoch wie
fur die Gebuhrenstufe 1

3 §85(2)SGB XIl. Nach § 90 Abs. 4 SGB VIII wird die zumutbare Belastung nach den §§ 82-85, 87 und 88 des
Zwolften Sozialgesetzbuches (SGB XIl) berechnet. Hierbei sind die Zahl der Haushaltsmitglieder und die individuelle
Kaltmiete ganz entscheidend
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dies fur alle Arbeitslosen-
geld Il - Empfanger/innen,
aber auch fur Haushalte,
deren sonstiges regelma-
Biges Einkommen zu
niedrig ist. Diese Prifung
wird jahrlich wiederholt.

Die Verteilung der Ein-
kommensgruppen nach
der Selbsteinstufung gibt
damit Anhaltspunkte, wie
sich die finanzielle Situa-
tion von Haushalten, die
Kinder in Heidelberger
Betreuungseinrichtungen
haben, darstellt.

Die nebenstehende Tabel-
le zeigt, dass die meisten
Eltern weniger als 1.850
Euro pro Monat brutto
verdienen. Bei Nachfra-
gern des 6 - stindigen
Grundangebotes sind es
ein gutes Drittel, beim
Ganztagsangebot mehr
als die Halfte, die in diese
Gruppe fallen. Beim Ganz-
tagsangebot fallen 10 %
und beim Grundangebot
16 % in die héchste Ein-
kommensgruppe. Unter-
scheidet man nach Kinder-
tageseinrichtungen und
der auBerschulischen

Handschuhsheim

Abbildung 47: Anteil der Kinder unter 14 Jahren in Prozent, fir die
2005 in den jeweiligen Stadtteilen die Kinderbetreu-
ungskosten Gbernommen wurden (Einrichtungen
und Tagespflege)
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Quelle: Kinder- und Jugendamt der Stadt Heidelberg
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Anmtliche Einw ohnerzahl

Tabelle 39: Einkommensstufen zur Festlegung des Elternbeitrages
in den Heidelberger Kindertageseinrichtungen 2005
und Selbsteinstufung der Eltern

Einkom- Monatliches Selbsteinstufung | Selbsteinstufung
mens- Bruttoeinkom- der Eltern in Pro- der Eltern in Pro-
stufe men zent im Grundan- zent in der Ganz-

gebot 2005 tagsbetreuung
2005
| Bis 1.850 Euro 35 % 52 %
1l Bis 2.870 Euro 19 % 19 %
] Bis 3.890 Euro 17 % 11 %
\Y Bis 4.910 Euro 13 % 8 %
\% Uber 4.910 Euro 16 % 10 %

Quelle: Kinder- und Jugendamt, DS 0089/2005/BV

Nachmittagsbetreuung, sind in den erstgenannten Einrichtungen 44 % der Stufe | und 10 % der
Stufe V zuzurechnen, in der Nachmittagsbetreuung sind es 31 % in der Stufe | und 21 % in der

Stufe V'.

2004 wurden fur 1.046 Kinder von der Stadtverwaltung die Betreuungskosten tGbernommen,
2006 waren es 1.206 Kinder, das entspricht einer Steigerung von tber 15 % bei einer Abnahme
der Kinderzahlen von 2,6 % im gleichen Zeitraum (2005: 1.140 Kinder).

1 DS 0115/2005/1V Einkommens- und Bemessungsgrenzen bei stadtischen Einrichtungen

-84 -




Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg Kapitel 4

Wie obenstehende Ubersicht zeigt, weisen die einzelnen Stadtteile groBe Unterschiede auf. Im
Berichtsjahr 2005 wurde auf dem Stadtteil Boxberg fir fast jedes flinfte Kind unter 14 Jahren
die Kosten flr die Betreuung ganz oder teilweise Ubernommen, in der Stdstadt war dies nur fur
2,2 % der Kinder der Fall (9 Kinder). In Neuenheim (2,4 %, 30 Kinder) sind es hauptsachlich
Studierende, die Antrage stellen. Im Mittel bekam 2005 jedes 13. Kind die Betreuungskosten
finanziert.

In der Analyse der Kostentdbernahme fir den Besuch einer Kindertageseinrichtung muss
berlcksichtigt werden, dass Heidelberg eine Studentenstadt ist. Denn fir fast alle Studierende
mit Kindern werden die Betreuungskosten von der Jugendhilfe Gbernommen, da Studenten in
der Regel kein Arbeitseinkommen haben, sondern sich in Ausbildung befinden.

Diese kommunale Leistung far einkommensschwache Haushalte mit Kindern ist nur ein Baustein
im groBen Aufgabenspektrum des Kinder- und Jugendamtes. Ein wesentlicher Aufgabenschwer-
punkt besteht in der Gewdhrung und Begleitung erzieherischer Hilfen sowie Eingliederungshil-
fen fur seelisch behinderte junge Menschen, letztere in Zusammenarbeit mit dem Amt fir Sozia-
les und Senioren. Im Jahr 2006 wurden durch den Sozialen Dienst insgesamt annahernd 700
Hilfen gewahrt und im Rahmen der Hilfeplanfortschreibung weiter begleitet. Etwa 2/3 dieser
Hilfen werden als ambulante oder teilstationare Hilfen durchgefihrt.

4.4 Verschuldung

Die Verschuldung der privaten Haushalte nimmt in Deutschland seit Jahren zu. Viele sind dabei
so Uberschuldet, dass sie Schwierigkeiten haben, die Kredite aus ihrem Einkommen zurtickzu-
zahlen. Die Uberschuldung ist haufig Folge von Arbeitslosigkeit, von Trennung und Scheidung
oder der immer aggressiver auftretenden Kreditwerbung. Sie liegt dann vor, wenn Einkommen
und Vermodgen eines Haushalts Gber einen langeren Zeitraum trotz Reduzierung des Lebens-
standards nicht ausreichen, um féllige Forderungen zu begleichen. Hiervon sind zunehmend
auch Haushalte aus der Mittelschicht betroffen.

Uberschuldete Personen und ihre Familien kénnen nur begrenzt am normalen wirtschaftlichen
und sozialen Leben teilnehmen. Ohne Hilfestellung befinden sie sich in einer Uberschuldungsspi-
rale: Der Schuldenberg wird immer gréBer. Bei Verlust des Girokontos sind sie vom bargeldlosen
Zahlungsverkehr ausgeschlossen. Ihr Arbeitsplatz ist gefahrdet bzw. ihre Arbeitsplatzsuche er-
schwert, es besteht die Gefahr der Wohnungslosigkeit. Uberschuldung ist verbunden mit einer
psycho-sozialen Destabilisierung der Schuldner/innen und ihrer Familien. Uberschuldung bedeu-
tet Armut und soziale Ausgrenzung fir die Betroffenen sowie Belastungen fur die Wirtschaft
und die 6ffentlichen Haushalte.'

Wie der zweite Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung feststellt', tritt Uberschul-
dung vor allem im mittleren Lebensalter auf. Betroffen sind Uberwiegend Menschen mit niedri-
gem Bildungsabschluss und mangelnder beruflicher Qualifikation. Auch suchen Migranten und
deren Familienangehdorige Gberdurchschnittlich oft Rat bei der Schuldnerberatung.

1 Kapitel 1.4 , Uberschuldung privater Haushalte”, aus: Deutscher Bundestag (Hrsg.): Lebenslagen in Deutschland.
Zweiter Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, Berlin 2005 (DS 15/5015), S. 63 ff.
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4.4.1 Private Verschuldung

Seit 2003 berechnet die SCHUFA
Holding AG?, Wiesbaden, einen Pri-
vatverschuldungsindex (PVI), um
sichtbar zu machen, wie hoch die
Privatverschuldung in den verschie-
denen Regionen Deutschlands aus-
gepragt ist. Die Werte werden in
einem Schuldenkompass firr alle
439 Stadt- und Landkreise vertffent-
licht. Die Datengrundlage des PVI
bilden die kreditrelevanten Informa-
tionen der SCHUFA Holding AG von
rund 64 Millionen volljahrigen Pri-
vatpersonen in Deutschland. Dabei
wird aus einer Kombination ver-
schiedener Einzelinformationen eine

Kapitel 4

Tabelle 40: Privatverschuldungsindex (PVI) in Heidelberg

2005 im Vergleich

(Der Rangplatz bezieht sich auf alle 439 Stadt- und

Landkreise der Bundesrepublik)

. PVI PVI Veréanderung
Stadt/Kreis 2005 2004 '04 zu '05

Index | Rangplatz | Rangplatz in %
Stuttgart 0,917 132 140 3,37
Heilbronn 1,253 346 333 6,27
Baden-Baden 1,006 199 216 2,03
Karlsruhe 0,903 121 134 3,16
Heidelberg 0,665 17 22 0,86
Mannheim 1,311 369 377 2,27
Pforzheim 1,240 339 346 3,43
Freiburg 0,863 100 111 2,43
Ulm 1,007 202 246 -2,60
Rhein-Neckar-Kreis | 0,812 68 67 4,69
Bundesrepublik
Deutschland 1,167 4,06

Quelle: SCHUFA Schulden-Kompass 2006, a.a.O.

Schlusselzahl, der sogenannte Privatverschuldungsindex, berechtet.

Uberschuldungsrisiko in Heidelberg gering
Mit einem PVI von 0,665 im Jahr 2005 ist das Uberschuldungsrisiko in Heidelberg gering ausge-
pragt. Der Bundesschnitt lag mit einem Wert von 1,167 fast doppelt so hoch. Unter allen Stadt-
und Landkreisen in Deutschland nimmt Heidelberg den 17. Rangplatz, unter allen Stadtkreisen
den ersten (!) Rangplatz ein. Nur in 16 Landkreisen ist der PVI niedriger. Auch im Vergleich mit
den baden-wirttembergischen Stadtkreisen und dem Rhein-Neckar-Kreis glanzt Heidelberg.
GegenUber dem Vorjahr konnte Heidelberg seine Position von Platz 22 auf Platz 17 verbessern.
Die Uberschuldung der Privatpersonen ist nach der SCHUFA Holding AG in Baden-Wiirttemberg

und in Bayern insgesamt deutlich
niedriger als in den noérdlichen
Bundeslandern. Es Uberrascht
daher nicht, dass die Mehrheit

Tabelle 41: Kritische Anzeichen privater Verschuldung nach

Privatverschuldungsindex (PVI) in Heidelberg 2005
auf Postleitzahlenebene, sortiert nach PVI

der baden-wirttembergischen Postleit- . PVI
. . o Stadtteile

Stadtkreise weniger kritische zahl 2005
Anzeichen fir Uberschuldung 69120 |Neuenheim 0,246
aufweisen als der Bundesdurch- 69121 1Handschuhsheim 0,409
. . . 69118 |Schlierbach, Ziegelhausen 0,525
schnitt. Das Uberschuldungsrisi- 69117 |Altstadt 0,593
ko ist in Baden-Wurttemberg in 69115 |Bergheim, Weststadt 0,660
drei Stidten - Pforzheim. Heil- 69123 |Wieblingen, Pfaffengrund 0,872
) ' 69126 |Sudstadt, Rohrbach, Boxberg, Emmertsgrund 0,892

bronn und Mannheim - sehr 69124 |Kirchheim 0,916

hoch.

Quelle: SCHUFA Schulden-Kompass 2006, a.a.O.

1 Kapitel 1.4.3 ,,Merkmale von Uberschuldung”, aus: Deutscher Bundestag (Hrsg.): Lebenslagen in Deutschland.
Zweiter Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, Berlin 2005 (DS 15/5015), S. 65
2 SCHUFA = Schutzgemeinschaft fir allgemeine Kreditsicherung, Sitz der Holding ist Wiesbaden

3 http://www.schulden-kompass.de
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PVl in Heidelberg nach Post- Abbildung 48: Kritische Anzeichen privater Verschuldung nach
leitzahlen Privatverschuldungsindex (PVI) in Heidelberg
Die SCHUFA Holding AG stuft 2005 auf Postleitzahlenebene

die abstrakten Indexwerte in
vier Risikosektoren, mit den
Auspragungen ,gering”, , ge-
ring bis mittel”, , mittel bis
hoch” und ,hoch” ein. Fur
groBere Stadte bietet sie auch
Angaben zum PIV und zur Risi-
koklasse nach Postleitzahlenbe- | privatverschuldungsrisiko
reichen an. In Heidelberg fallen B o

der Norden und Osten sowie [ it hoch
. . L . [ aering-mitel
die Innenstadt in die nleq.rlgste W ooy
Risikoklasse. Die private Uber-
schuldung ist dort gering. Die
westlichen und sudlichen Stadt-
teile haben ein geringes bis
mittleres Privatverschuldungsri-
siko (Risikoklasse 2). Den niedrigsten PVI-Wert unter den Postleitzonen in Heidelberg hat Neuen-
heim mit 0,246. In Kirchheim liegt das Uberschuldungrisiko mit einem PVI von 0,916 zwar unter
dem Bundesdurchschnitt (1,167), aber um das 3,7-fache hoher als in Neuenheim.

Quelle: SCHUFA-Schulden-Kompass 2006

Bemerkenswert ist weiter, dass nach den Daten der SCHUFA Holding AG der Anteil von Perso-
nen mit Kreditrisikofaktoren an der Gesamtbevolkerung in Heidelberg in den jingeren Alters-
klassen unter dem Landesdurchschnitt liegt. Im Bundesdurchschnitt ist der Anteil von jungen
Personen mit mindestens einem sogenannten Negativeintrag bei der SCHUFA Holding AG sogar
doppelt so hoch wie in Heidelberg. Ab der Alterklasse der 30- bis 35-Jahrigen nehmen im Land
wie auch im Bund die Anteile von Risikopersonen ab und nahern sich dem Heidelberger Niveau.

Kreditbelastung nach Altersgruppen
Die Daten der SCHUFA Hol-
ding AG ermdéglichen auch Abbildung 49: Durchschnittliche Kreditbelastung getrennt nach

eine nach Altersklassen diffe- Altersgruppe - Stadtkreis Heidelberg
renzierte Betrachtung der
i . 12,000 € Kreis 20
durchschnittlichen Kredit- 11,000 € : Krels 2004
Kreis 2005

belastung der erwachsenen = L.;:l% 2005

.. . . : - - 2005
Bevolkerung. Diese nimmt - 8,000 € =

L ) 7,000 €
wenig Uberraschend - mit dem 6,000 €
Alter zu. Altere Personen ha- S
ben in der Regel héhere und 3.000€

. . 2,000 €
gesichertere Erwerbseinkom- 1,000 € I
men als junge Personen in der = 1
Ausbildung oder beim Berufs- | awersqruppe  18-15l 20-24| 25-29| 30-34l 35-39| 40-44| 45-49| s0-54| s5-59] 60-64
start. Sie sind damit kredit- Quelle: www.schulden-kompass.de/deutschlandkarte/index.php

widrdiger und nutzen dies mit
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hoherwertigen Anschaffungen
auch entsprechend aus.

In Heidelberg erreichte nach
den Daten der SCHUFA Hol-
ding AG 2005 die Kreditbelas-
tung in der Altersklasse der
45- bis 49-Jahrigen mit rund
9.000 Euro je Person den
Hochpunkt. Damit liegt sie in
dieser und den élteren Alters-
klassen auf dem Bundes- und
Landesniveau. In den jingeren
Altersklassen ist das Schulden-

niveau dagegen zum Teil deut-

Abbildung 50: Prozentualer Anteil der Personen mit mindestens
einem Negativeintrag an allen Personen in der
jeweiligen Altersgruppe - Stadtkreis Heidelberg

26 %
24 %
2%
20 %
18 %
16 %
14 %
12 %
10 96
B %
&%
4%
2%
0%

[ 0
Kratz 2005
Lsnd 2005
Bund 2003

I.E! 2024 25%3&3353535 dﬂiH 45—15 S0-34| 3559

Quelle: www.schulden-kompass.de/deutschlandkarte/index.php

J

Altersgruppe

lich geringer. Bei den 59-Jahrigen und Alteren geht die Kreditbelastung wieder leicht zurtick. Die
Haushalte passen den Schuldenstand an die zu erwartenden geringeren Renten- und Pensions-
einkdnfte an. Im Vergleich zu den Vorjahren ist die Kreditbelastung in Heidelberg Uberwiegend

angestiegen.

4.4.2

Insolvenzen von Privatpersonen

Seit 1999 besteht fur Privatpersonen die gesetzliche Mdglichkeit, ein sogenanntes Verbraucher-
insolvenzverfahren zu beantragen mit dem Ziel, nach einer Wohlverhaltensperiode von rund 6
Jahren eine Restschuldbefreiung zu erlangen. Im Jahr 2005 gingen 111 Privatpersonen in Hei-

delberg zum Insolvenzge-
richt.! Bezogen auf 10.000
Einwohner liegt Heidelberg
mit 7,8 Privatinsolvenzen
deutlich unter dem Landes-
durchschnitt (9,8). Es ist der
niedrigste unter den anderen
baden-wirttembergischen
Stadtkreisen. Auch im Rhein-
Neckar-Kreis liegt die Insol-
venzhaufigkeit erheblich Uber
der in Heidelberg.

Im Jahr 2006 hat die Zahl der
Insolvenzverfahren leicht, auf
106, abgenommen. Die Hau-

Abbildung 51: Insolvenzhaufigkeit von Privatpersonen je

10.000 Einwohner/innen in den baden-wrt-
tembergischen kreisfreien Stadten im Jahr 2005

Pforzheim
Karlsruhe
Mannheim
Ulm
Heilbronn
Baden-Baden

Freiburg

Rhein-Neckar-Kreis

Baden-Wiurttemberg

Stuttgart 9,2
Heidelberg 78 ‘
0 2 4 6 8 10 12 14 16 18 20
Quelle: Statistisches Landesamt Baden Wiirttemberg Zahl der Félle

figkeit je 10.000 Einwohner nahm - auf nur noch 7,4 - ab. Damit hatte Heidelberg die flnft
niedrigste Quote aller Stadt- und Landkreise in Baden-Wdrttemberg.

1 Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg
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4.4.3 Kinftige Entwicklung in Heidelberg

In Zukunft rechnen Experten trotz der glnstigen Ausgangssituation in Heidelberg auch hier mit
einem Anstieg der Verschuldung. Neben der immer aggressiver auftretenden Kreditwerbung
liegen zwei Ursachen in der Hartz IV-Reform begrindet.

Durch den Wegfall verschiedener Einmalzahlungen hat sich die finanzielle Situation fur viele
Menschen seit der Hartz IV-Reform verschlechtert. Der frihere Sozialhilfesatz war zwar um etwa
40 Euro geringer, aber wenn Anschaffungen wie ein neuer Kihlschrank, Waschmaschine oder
Mobel anstanden, prifte das Sozialamt im Einzelfall, ob die Kosten dafiir Gbernommen werden
konnten. Im Arbeitslosengeld Il sind fir derartige Falle pauschaliert 40 Euro enthalten, die der
Empfanger selbst zurlickzulegen hat. Begrindet wurde diese Regelung damit, dass die Empfan-
ger auf diese Weise unabhangiger seien und selbstbestimmter wirtschaften kénnten. In der Pra-
xis gelingt dies den Betroffenen jedoch nicht. Wer von 307 Euro (Leistungssatz abzlglich der
Pauschale) seinen Lebensunterhalt bestreiten muss, schafft es in der Regel nicht, die 40 Euro
kontinuierlich anzusparen. Dazu kommt noch, dass viele Empfanger/innen schlecht mit Geld
umgehen kénnen und die hierfiir notwendige Spardisziplin nicht aufbringen kénnen."

Eine weitere Ursache liegt in der Zusammenlegung der ehemaligen Sozialhilfe und des Arbeitslo-
sengeldes/der Arbeitslosenhilfe nach einem Jahr zum Arbeitslosengeld Il. Dadurch wurde ein
Personenkreis schlechter gestellt und zwar derjenige, dessen frihere Arbeitslosenhilfe Gber dem
Regelsatz des ALG Il lag, weil sich die ehemalige Arbeitslosenhilfe nach der Hohe des friiheren
Einkommens bemal3. Nun mussen auch solche Menschen von 347 Euro leben, die vormals héhe-
re Einkommen hatten.

Wahrend bei der Schuldnerberatungsstelle des paritatischen Wohlfahrtsverbandes Ende Sep-
tember 2006 noch kein Anstieg der Fallzahlen in jingster Zeit registriert werden konnte, berich-
tet die Caritas bereits von deutlich verldngerten Wartezeiten fir eine Erstberatung.?

Beim DPWV sowie bei der Caritas sind jeweils ein Drittel der Schuldenfélle Alleinstehende, Al-
leinerziehende oder Ehepaare und Familien. Die Zahl der Ratsuchenden, die von Arbeitslosen-
geld Il leben, ist angestiegen. Bei den Jingeren ist oft das Handy Ursache fur Verschuldung, bei
den jungen Ehepaaren oft die Anschaffungen im Zuge der Haushaltsgrindung, die bei Arbeits-
platzverlust nicht mehr aus dem Einkommen finanziert werden kénnen. Altere Menschen finden
sich seltener unter den Beratungsfallen.?

1 Winghofer, E.: Armut und soziale Segregation in Heidelberg, Diplomarbeit, Heidelberg 2006, S. 771.
2 Vgl. dazu Winghofer, E.: Armut und soziale Segregation in Heidelberg, Diplomarbeit, Heidelberg 2006, S. 77f.
3 Herr Klein vom DPWV in der SOA -Sitzung am 27. September 2006
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4.5 Kaufkraft

Neben den Erwerbseinkommen aus abhangiger Arbeit oder aus Unternehmertatigkeit erzielen
private Haushalte auch Einkommen aus Vermégen und Versicherungen. Dartber hinaus erhalten
sie Leistungen aus der gesetzlichen Sozialversicherung, Beamtenpensionen und sonstige soziale
Leistungen des Staates wie etwa Arbeitslosengeld Il, Wohngeld, Kindergeld etc. Andererseits
muUssen sie aus diesen EinklUnften direkte Steuern, etwa Lohn- und Einkommenssteuer und Sozi-
alversicherungsbeitrage leisten. Rechnet man die Einnahmen und diese ,fixen” Ausgaben ge-
geneinander auf, ergibt sich das sogenannte verflgbare Einkommen. Ein Teil des verfligbaren
Einkommens wird von den privaten Haushaltungen gespart und kann daher nicht fiir Konsum-
ausgaben verwendet werden. Nach Berechnungen des Statistischen Landesamtes Baden-Wdrt-
temberg lag die sogenannte Sparquote in Baden-Wirttemberg im Jahr 2004 bei 11,8 % des
verfiigbaren Einkommens." Das fiir Konsumausgaben zur Verfiigung stehende Einkommen der
privaten Haushalte wird in der Literatur als Kaufkraft bezeichnet. Angaben zur Kaufkraft fur
Stadte und Gemeinden werden Uberwiegend von Privatunternehmen errechnet. Je nach Daten-
quelle weichen die Angaben leicht voneinander ab. In der folgenden Darstellung werden die
Werte der GFK GeoMarketing GmbH verwendet, weil diese auch nach Postleitgebieten vorlie-
gen.

Im Jahr 2005 lag die Kaufkraft der Heidelberger Bevolkerung bei 17.362 Euro je Person. Sie
Ubertraf damit nur knapp den bundesdeutschen Durchschnitt von 17.087 Euro um 1,6 %. Die-
ser Durchschnittswert spiegelt jedoch nur unvollkommen die Realitat fir den Normalbirger wi-
der, da er durch den Einbezug von Studierenden im Niveau nach unten gedrtickt wird. Die
durchschnittliche Kaufkraft je Einwohner in Baden-Wurttemberg lag jedoch mit 18.205 Euro fast
850 Euro (4,8 %) hoher als in Heidelberg.

Ein knappes Drittel der Konsumausgaben der privaten Haushalte flieBen in den Einzelhandel, ein
weiteres Viertel etwa in Wohnung, Wasser und Energie. Dies wird gemessen mit der einzelhan-

delsrelevanten Kaufkraft, die im Jahr 2005 bei 5.196 Euro je Einwohner/in lag. Die Bevolkerung

Heidelbergs hatte nach der GFK GeoMarketing GmbH im Durchschnitt pro Kopf nur 5.004 Euro
zur Verfiigung. Heidelberg erreicht damit nur 96,3 % des bundesdeutschen Niveaus. Ein Grund

hierfir ddrfte in den Gberdurchschnittlich hohen Wohnkosten in Heidelberg liegen.

Zwischen den Stadtteilen in Heidelberg variiert die Kaufkraft erheblich. Bei der gesamten Kauf-
kraft betrdgt die Spannweite fast 20 Prozentpunkte, bei der einzelhandelsrelevanten Kaufkraft
immerhin noch 12 Prozentpunkte. Die niedrigste Kaufkraft pro Kopf haben nach Einschatzung
der GFK die Einwohner/innen im Postleitbereich 69115 - Bergheim, Weststadt. Mit 16.690 Euro
kénnen sie insgesamt knapp 400 Euro im Jahr weniger ausgeben als im Bundesdurchschnitt
bzw. fast 700 Euro weniger als im Heidelberger Mittel. Bei der einzelhandelsrelevanten Kaufkraft
sind es noch 130 Euro weniger als beim Durchschnittsheidelberger bzw. tGber 300 Euro weniger
als im Bundesschnitt. Diese Einschatzung wird vom Amt fur Stadtentwicklung und Statistik nicht
geteilt. Vor allem in der Weststadt dirfte das Durchschnittseinkommen deutlich Uber der exter-
nen Markteinschatzung liegen. In den anderen stdlichen und westlichen Stadtteilen Heidelbergs
liegt die Kaufkraft nur jeweils geringfligig Uber der der Postleitbezirke Bergheim und Weststadt.

1 Statistisches Landesamt Baden-Wurttemberg (Hrsg.): Baden-Wirttemberger sind Deutschlands eifrigste Sparer;
Pressemitteilung Nr. 242 vom 4. August 2006
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Tabelle 42: Kaufkraft und einzelhandelsrelevante Kaufkraft je Einwohner/innen in Heidelberg
2005 nach Postleitgebieten

Postleit- Bereich Kaufkraft 2005 je Einwohner Einzelhandelsrelevante Kauf-
gebiet kraft 2005 je Einwohner
In Euro Kennziffer* In Euro Kennziffer*
69115 Bergheim, Weststadt 16.690 97,7 4.874 93,8
69117 Altstadt 17.317 101,3 4,983 95,9
6911 | ~egelhausen, Schlier- 19.981 116,9 5.497 105,8
bach
69120 Neuenheim 18.166 106,3 5.139 98,9
69121 Handschuhsheim 17.687 103,5 5.071 97,6
69123 | raffengrund, Wieblin- 16.953 99,2 4.941 95,1
gen
69124 Kirchheim 16.724 97,9 4.884 94
Stdstadt, Rohrbach,
69126 Boxberg, Emmerts- 16.720 97,9 4.889 94,1
grund
Heidelberg 17.362 101,6 5.004 96,3
Deutschland 17.087 100,0 5.196 100,0

* Bundesdurchschnitt = 100.
Quelle: GFK GeoMarkting GmbH.

Deutlich Gberdurchschnittliches Nachfragepotenzial haben die Einwohner/innen in Ziegelhausen
und in Schlierbach. Bezogen auf die gesamte Kaufkraft kdnnen sie Gber 3.000 Euro pro Kopf
mehr konsumieren als in den vorgenannten Stadtteilen.

Kritisch angemerkt werden muss, dass in der Fachdiskussion allerdings in Zweifel gezogen wird,
ob einkommensbezogene Indikatoren ein verldssliches Bild Gber den Lebensstandard abgeben
kénnen.' Eine Untersuchung des ZUMA stellte jiingst deutliche Diskrepanzen zwischen einkom-
mens- und ausgabenbasierten Armutsquoten in Deutschland fest. ? Die Mannheimer Sozialfor-
scher kommen zum Ergebnis, dass die Konsumausgaben weniger ungleich verteilt sind als die
Einkommen. Hinsichtlich ihres Konsumniveaus erwiesen sich deutlich weniger Haushalte als aus-
gabenarm als auf Grundlage ihres Einkommens zu erwarten war.

1 Siehe etwa Noll, H.-H. und Weick, S.: Einkommensarmut und Konsumarmut — unterschiedliche Perspektiven und
Diagnosen, Analysen zum Vergleich der Ungleichheit von Einkommen und Konsumausgaben; Informationsdienst
Soziale Indikatoren, 37, Eine ZUMA Publikation, Mannheim 2007

2 Ebd.
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4.6 Zusammenfassung

Die Heidelbergerinnen und Heidelberger schatzen ihre wirtschaftliche Lage tGberwiegend als gut
ein. Nur jeder zehnte Befragte bezeichnete die eigene wirtschaftliche Situation als schlecht. Al-
leinerziehende und Auslénder schatzen sie insgesamt am schlechtesten ein, Senioren am besten.

Es ist jedoch eine ungleiche Verteilung der Einkommen festzustellen. Die 3,4 % Steuerpflichti-
gen mit den hochsten Einkommen erzielen Uber ein Viertel aller Einklnfte. Das untere Viertel mit
Einkommen bis zu 10.000 Euro im Jahr 2001 konnte im Gegensatz dazu nur zu 2,4 % der Ge-
samteinkUnfte beitragen. Im Zeitvergleich nimmt die Spreizung zu, weil sowohl die Zahl der Ge-
ringverdiener als auch die der Gutverdienenden ansteigt. Die mittlere Einkommensschicht ist
hingegen unterreprasentiert.

Die gesetzliche Rentenversicherung ist eine wichtige Einkommensquelle im Alter. Hinzu kommen
Betriebsrenten, private Rentenversicherungen und Lebensversicherungen oder Vermdgen etc.
Beamte beziehen im Ruhestand eine Pension. Ein Neurentner bezog im Jahr 2004 in Heidelberg
im Durchschnitt 667 Euro im Monat Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung. Dies ist ein
im Vergleich zu den anderen baden-wirttembergischen Stadtkreisen niedriger Betrag. Angesicht
der Veranderungen auf dem Arbeitsmarkt ist davon auszugehen, dass private Vorsorge firs Al-
ter und weitere Einkommensquellen erforderlich sind, um im Alter ein auskdmmliches Einkom-
men zu haben.

Auch in der wohlhabenden Stadt Heidelberg sind eine Reihe von Burgerinnen und Birgern auf
Untersttzungsleistungen angewiesen. Die groBte Gruppe sind die Arbeitslosen und ihre Famili-
enangehorigen. Rund 5.300 Personen waren Ende 2005 in Heidelberg arbeitslos gemeldet. Ein
Drittel (1.650 Personen) davon bezog Arbeitslosengeld als Versicherungsleistung. Auf Leistungen
nach SGB Il waren insgesamt rund 7.500 Personen in 4.450 Bedarfsgemeinschaften angewiesen.
Dies entspricht rund 5 % der Heidelberger Einwohner. Ein Viertel darunter waren nicht erwerbs-
fahige Hilfebedurftige (Uberwiegend Kinder unter 15 Jahren). Unter den Grundsicherungsemp-
fangern sind Uberproportional viele Auslander. Die Arbeitslosigkeit ist zwar im Jahr 2006 zu-
rickgegangen, die Zahl der SGB Il Empfanger hat jedoch trotz der Belebung auf dem Arbeits-
markt zugenommen.

In einer von vier Bedarfgemeinschaften lebten Kinder. Im Vergleich zur Heidelberger Bevolke-
rung sind damit Haushalte mit Kindern Gberproportional auf Leistungen nach Hartz IV angewie-
sen. Sie stellten jeden zehnten Haushalt mit Kindern und 12 % aller Kinder in Heidelberg. Die
Halfte der Bedarfsgemeinschaften mit Kindern waren Alleinerziehende, deren Armutsrisiko be-
sonders hoch ist.

Im Vergleich zu den anderen baden-wirttembergischen Stadtkreisen ist in Heidelberg ein kleine-
rer Personenkreis von der Problematik Arbeitslosigkeit betroffen. Innerhalb von Heidelberg ist
jedoch eine Konzentration auf wenige Stadtteile festzustellen. So wohnen 6 von 10 Arbeitslo-
sengeld Il-Beziehern in nur 5 Stadtteilen, in Bergheim, in Kirchheim, in Rohrbach, auf dem Box-
berg und auf dem Emmertsgrund. Auf dem Boxberg ist jeder sechste Einwohner, auf dem Em-
mertsgrund jeder siebte auf das Arbeitslosengeld Il angewiesen. In diesen Stadtteilen sind Ar-
beitslosigkeit und ihre Folgen kein temporares Phanomen mehr. Arbeitslosigkeit scheint dort
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eine dauerhafte Lebenssituation fir viele und allgegenwartig im Wohnumfeld zu sein. Mit der
Verfestigung dieser raumlichen Strukturen geht die Gefahr der Ausgrenzung einher.

Das Sozialhilferecht wurde in den letzten Jahren mehrfach reformiert. Alle Hilfeleistungen an
nicht erwerbstatige Personen wurden im SGB Xll zusammengefasst. Die zahlenmaBig wichtigste
Untersttzungsleistung ist die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. Ende 2005
gab es 1.300 Empfanger. Dies entspricht rund 1 % der erwachsenen Bevolkerung. Rund drei
Viertel (1.000 Personen) lebten auBerhalb einer stationaren Einrichtung wie z.B. einem Pflege-
heim. Dieser Personenkreis ist als armutsgefahrdet zu betrachten. Auf dem Emmertsgrund, dem
Boxberg und in Bergheim sind doppelt so viele altere Menschen auf Grundsicherung im Alter als
im Durchschnitt in Heidelberg (3,2 % der Einwohner Uber 64 Jahre) angewiesen. Auffallig ist der
Uberproportional hohe Anteil von Auslandern, die von Grundsicherung im Alter leben mussen.

Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz bezogen 360 Personen.

Heidelberg hat mit die teuersten Mieten in Deutschland. Knapp 2.000 Haushalte erhielten im
Dezember 2005 einen staatlichen Zuschuss zu ihren Mietkosten in Form von Wohngeld. Mit
Ausnahme vom Wohngeld, wo Heidelberg nach Freiburg an der Spitze steht, liegt Heidelberg
bei allen genannten Transferleistungen unter dem Schnitt der anderen Stadtkreise in Baden-
W(rttemberg.

Der Heidelberg-Pass ermdglicht unterdurchschnittlich verdienenden Haushalten zahlreiche Ver-
glnstigungen. Von dieser stadtischen Leistung hatten 2006 rund 4.650 Personen Gebrauch
gemacht. Die Mehrheit der Passinhaber beziehen staatliche Transferleistungen wie Arbeitslosen-
geld Il. Bemerkenswert ist jedoch, dass nur jeder Vierte, der SGB Il Leistungen in Anspruch
nimmt, auch einen Heidelberg-Pass beantragt hat. Die groBte Nachfrage nach dem Pass ver-
zeichneten die Blirgeramter Emmertsgrund/Boxberg und Kirchheim.

Fur Haushalte mit betreuungspflichtigen Kindern unter 14 Jahren tGbernimmt die Stadt ganz
oder teilweise die Betreuungskosten, wenn das Einkommen zu gering ist, um die Beitrage in den
Heidelberger Einrichtungen oder fur die Tagespflege zu bezahlen. Fur tber 1.100 wurden 2005
die Betreuungskosten von der Stadt Heidelberg Gbernommen. Auch hier gibt es zwischen den
Stadtteilen deutliche Unterschiede. Auf dem Boxberg wurden die Kosten der Betreuung fir fast
jedes funfte Kind unter 14 Jahren ganz oder teilweise ibernommen. In Neuenheim war dies nur
fur 2,4 von 100 Kindern erforderlich.

Die Kaufkraft der Heidelberger Bevélkerung lag 2005 bei rund 17.400 Euro. Sie Ubertraf damit
den bundesweiten Durchschnitt (17.100 Euro) nur knapp. Im Land lag die Kaufkraft im Mittel
um fast 850 Euro (4,8 %) hoher als in Heidelberg. Hierbei sind allerdings die vielen Studierenden
in Heidelberg mit bericksichtigt, wodurch das Niveau nach unten gedrickt wird. Fir Ausgaben
im Einzelhandel standen 2005 jedem Heidelberger vom Sdugling bis zum Greis im Durchschnitt
5.000 Euro zur Verfigung. Damit erreicht Heidelberg nur 96,3 % des bundesdeutschen Niveaus.
Ein Grund hierfur durfte in den Uberdurchschnittlich hohen Wohnkosten in Heidelberg liegen.
Das Uberschuldungsrisiko der Heidelberger Privathaushalte ist verhaltnismaBig gering. Fachleute
rechnen aber auch in Heidelberg mit einem weiteren Anstieg verschuldeter Haushalte.
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= L-Bank-IAW (Hrsg.): Wohnungsmonitor Baden-Wirttemberg 2005, Stuttgart
@ 2005
l = Statistisches Landesamt Baden-Wurttemberg: http://www.statsitik-bw.de>
Landesinformationssystem (LIS) > Struktur- und Regionaldatenbank > Lohn-
und Einkommenssteuerstatistik
= Bockler Impuls 06/2007. Beitrag zur Rente , Extreme Unterschiede in den Regi-
onen” aus: Ebert, A.; Kistler, E.; Tritschler, F.: Ausrangiert - Arbeitsmarktprob-
leme Alterer in den Regionen, Diisseldorf 2007 (http:/Awww.boeckler.de)
= Statistik der Bundesagentur fir Arbeit aus dem Internet unter:
http://www.pub.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/detail/q.html
= Bundesagentur fir Arbeit: Glossar flr die statistische Berichterstattung -
Wichtige Hinweise zur Interpretation der Arbeitsmarktdaten. aus: Kreisreport
Juli 2007, S. 1-5
= Stadt Ludwigshafen (2007): Arbeitslose und Leistungsberechtigte mit Anspruch
auf Grundsicherung fir Arbeitssuchende (SGB Il) im Jahr 2005. in: Berichte zur
Stadtentwicklung, B 1/07
* Bundesministerium fir Arbeit und Soziales: Soziale Sicherung im Uberblick,
Stand Januar 2006
= Privatverschuldungsindex der Schufa unter: http://www.schulden-kompass.de
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5 Bildung

Insgesamt ldsst sich in der Universitatsstadt Heidelberg ein hoher Bildungsgrad der Bevélkerung
erkennen: In der Heidelberg Studie 2006' hatten 51 % aller Befragten mindestens das Abitur,
wahrend bundesweit nur 20 % (iber eine Fachhochschul- oder Hochschulreife verfiigten.?

Der Anteil der Befragten mit Hauptschulabschluss lag bei Mannern fiinf Prozentpunkte Gber
demjenigen bei Frauen; dagegen gaben 24 % der weiblichen gegentber 17 % der mannlichen
Befragten an, die Mittlere Reife erreicht zu haben. 25 % der Heidelbergerinnen besal3en im Ver-
gleich zu 21 % der Heidelberger das Abitur, bei den Hochschulabsolventen tUberwog allerdings
der Anteil der Manner mit 39 % Uber den Anteil der Hochschulabsolventinnen (34 %).

Differenziert man zusatzlich noch nach Alter, ergibt sich folgendes Bild: Von den Uber 60-Jah-
rigen hatten 41 % der Manner einen Hochschulabschluss, wahrend nur 22 % der Frauen in
dieser Altersgruppe ein Studium abgeschlossen hatten. In der Altersgruppe der 35- bis 59-Jah-
rigen Gberwogen dagegen die Frauen (46 %) gegeniber den Mannern (42 %). Und in der
Gruppe der 18- bis 35-Jahrigen tberwog wiederum der Anteil der mannlichen Hochschulabsol-
venten mit 35 % im Vergleich zu 31 % bei den weiblichen.

Bildung gilt schlechthin als der Schlissel fur Teilhabe- und Verwirklichungschancen, denn es
besteht eine enge Verknipfung von Ausbildungs- und Beschaftigungssystem. ,Bildungspolitik,
die der nachwachsenden Generation die erfolgreiche Gestaltung von Bildungskarrieren sowie
einen guten Start in die Berufstatigkeit eréffnet und die den Alteren die Méglichkeit bietet, Ver-
saumtes nachzuholen und Neues hinzuzulernen, ist somit aktive und teilhabeférdernde Sozialpo-
litik.”* In diesem Kapitel werden daher die Unterschiede bei den Bildungschancen der Heidel-
berger Kinder und Jugendlichen dargestellt, soweit mit Hilfe von statistischen Daten Aussagen
moglich sind.*

5.1 Bildungsbeteiligung in Heidelberg

Bildung beginnt nicht mit dem Ubertritt ins Gymnasium, sondern bereits im Elementarbereich.
Unter dem Gesichtspunkt der Frihférderung kommt einer qualitativ hochwertigen Betreuung in
den Krippenplatze eine wichtige Rolle zu.

1 Stadt Heidelberg - Amt fur Stadtentwicklung und Statistik (Hrsg.): Heidelberg Studie 2006, Heidelberg 2006, S. 23

2 Vqgl.: Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch 2005 fur die Bundesrepublik Deutschland, Wiesbaden
2005

3 Deutscher Bundestag (Hrsg.): Lebenslagen in Deutschland. Zweiter Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesre-
gierung, Berlin 2005 (DS 15/5015), S.85

4 Ein grundsatzlich ausreichendes Angebot an Kindertagesbetreuungsplatzen fir alle Kinder bis zum Ende der
Grundschulzeit, das auch die Ferienzeiten abdeckt, ist grundlegende Voraussetzung zur Arbeitsaufnahme und
damit Sicherung des Lebensunterhaltes. Heidelberg gehort hier in Baden-Wirttemberg zu den Spitzenreitern, was
den Versorgungsgrad angeht. Uber dieses Thema wurde und wird der Gemeinderat laufend informiert. Dieser As-
pekt soll hier deshalb nicht ndher erértert werden. Die gesetzlichen Bestimmungen sehen vor, dass die Betreu-
ungskosten im Falle finanzieller Bedurftigkeit Ubernommen werden und Berufstatige bei der Platzvergabe priori-
siert werden (siehe auch Unterkapitel 4.3.5).
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Besuch von Kindergarten

Der Besuch einer Kinderbetreuungseinrichtung im Alter von drei bis sechs Jahren gilt - auch
wenn er gesetzlich nicht vorgeschrieben ist - als beste Voraussetzung fir einen erfolgreichen
Start in die Schulzeit. Seit Gber zehn Jahren gibt es in Heidelberg eine Vollversorgung fur diese
Altersgruppe. Nur knapp 2 % der im Schuljahr 2005/2006 eingeschulten Kindern fehlte eine
Kindergartenerfahrung.' Es sind also Einzelfalle.?

Angesicht dieses Ergebnisses kann davon ausgegangen werden, dass bis auf wenige Ausnah-
men Heidelbergs Erstklassler alle eine Kindertageseinrichtung besucht haben. Das sind beste
Voraussetzungen, um soziale und individuelle Benachteiligungen frih zu erkennen und aus-
zugleichen.

Uberdurchschnittliche Ubertrittsquoten auf weiterfithrende Schulen

Nach der Grundschulzeit erfolgt gemaB der Grundschulempfehlung der Ubertritt auf eine wei-
terfihrende Schule. Heidelbergs tiberdurchschnittlich hohen Ubertrittsquoten auf das Gymnasi-
um sind mit Uber 56 % in 2005 und 57,6 % in 2006 die hochsten im Land. Dafir liegen die
Quoten fir die Hauptschule mit 18 % (14 % in 2006) und auf Realschulen 17% (18,5 % in
2006) weit unter dem Landesdurchschnitt.? In kaum einer Stadt Baden-Wiirttembergs diirften
damit die Bildungsstartchancen fiir Kinder besser sein. Eine Auswertung der Ubertritte in den
einzelnen Stadtteilen auf die Hauptschule bzw. das Gymnasium nach dem Geschlecht fur das
Schuljahr 2005/2006 * ergibt ein differenzierteres Bild:

Die Ubersichten konzentrieren sich dabei auf die beiden Schulformen, die hinsichtlich der spéate-
ren Teilhabechancen gesellschaftlich sehr unterschiedlich bewertet werden, namlich auf die

Abbildung 52: Ubertrittsquoten nach Geschlecht und Stadtteilen 2005/2006 in Prozent

... auf die Hauptschulen ... auf die Gymnasien
Bergheim Schlierbach |
Emmertsgrund Neuenheim Aﬁ—‘
Praffengrund Atstadt ey
(Kirchheim) Weststadt ey
Boxberg Wieblingen
Sudstadt Ziegelhausen 4—1
Ziegelhausen Handschuhsheim _Jﬁ
Wieblingen Pfaffengrund _—|
Handschuhsheim Boxberg
Weststadt (Kirchheim)
(Rohrbach) Sudstadt
Neuenheim Bergheim B mannlich
Altstadt O weiblich @ ménnlich (Rohrbach) E DO weiblich
Schlierbach ‘ ‘ ‘ ‘ ‘ ‘ ! ! ! ! Emmertsgrund | |
0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100

Quelle: Schulbericht 2005/2006 (Stadtteile in Klammern = Werte durch IGH-Ubertritte beeinflusst)

1 Anfrage bei den 17 Grund- und Hauptschulen durch das Schulverwaltungsamt, von denen 9 Angaben hierzu
machten

2 Von diesem Bild weicht der Boxberg ab. Dort besuchten im Schuljahr 2005/2006 11 % der Erstkldssler vorher

keinen Kindergarten.

Stadt Heidelberg - Schulverwaltungsamt (Hrsg.): Schulbericht 2005/2006 und Schulbericht 2006/2007,

4 Stadt Heidelberg - Schulverwaltungsamt (Hrsg.): Schulbericht 2005/2006, S. 18
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Ha

uptschule und das Gymnasium. Bei diesen beiden Ubersichten blieb die IGH, auf die insge-

samt 16 % aller Viertkldssler in Heidelberg zum Schuljahr 2005/2006 wechselten, unberticksich-
tigt." Dies beeinflusst vor allem die Werte fiir die Stadtteile Rohrbach und Kirchheim sowie wei-

ter

e stdliche Stadtteile. Danach lassen sich folgende Feststellungen fir das Schuljahr 2005/2006

treffen:

Wahrend in Schlierbach und Neuenheim mit 80-90 % im Berichtsjahr fast ganze Jahrgange
geschlossen auf ein Gymnasium wechselten, waren es in allen sidlichen Stadtteilen ein-
schlieBlich Bergheim nicht einmal die Halfte.

Wahrend in Neuenheim und Schlierbach im Berichtsjahr Gberhaupt keine Schiler/innen auf
eine Hauptschule wechselten, war dies in Bergheim und im Emmertsgrund bei der Halfte
bzw. 40 % der Jungen einer Klasse der Fall. Auch in der Altstadt und der Weststadt spielten
Wechsel auf diesen weiterfiihrenden Schultyp fast keine Rolle.

Bei der geschlechtsspezifischen Betrachtung zeigten sich zum Schuljahr 2005/2006 Unter-
schiede hinsichtlich der Bildungsbeteiligung von Jungen und Madchen. Es wechseln wesent-
lich mehr Jungen als Madchen in die Hauptschule. In sieben der 14 Heidelberger Stadtteile
sind sie in der Mehrzahl. Bei den Madchen verhalt es sich umgekehrt. Sie sind in 12 von 14
Heidelberger Stadtteilen in der Mehrzahl bei den Ubertritten auf das Gymnasium. Stadtweit
lag die Ubertrittsquote von Médchen auf das Gymnasium im Berichtsjahr um 8 Prozentpunk-
te hoher als diejenige von Jungen. Zum Schuljahr 2006/2007 Uberwogen die Jungen bei den
Ubertritten auf das Gymnasium. Beim Uberwechseln auf die Hauptschule war in beiden ge-
nannten Schuljahren der Jungenanteil groBer als der der Madchen.

In wieweit die , Krise der kleinen Manner”, das Schlagwort2 unter dem derzeit das immer
schlechtere schulische Abschneiden von Jungen zusammengefasst wird, auch Heidelberg er-
reicht hat, muss im Zeitverlauf noch genauer beobachtet werden.

Eine Differenzierung der Ubertrittsquoten nach Deutschen und Auslandern war nicht
maoglich, da die amtliche Schulstatistik des Statistischen Landesamtes dies nicht vor-
sieht. Diese Datenllcke sollte durch rechtzeitige Sonderabfragen bei den betroffenen
Schulen geschlossen werden..

In der nachfolgenden Ubersicht féllt auf, dass den hoéchsten Anteil auslandischer Kin-

der die Haupt, Sonder- und Férderschulen haben. Der Auslanderanteil an den 10 bis unter 15-

jah

rigen Kindern in Heidelberg liegt bei 13,9 %, dem gegeniber steht ein Auslanderanteil von

30,6 % in den Hauptschulen, der somit mehr als doppelt so hoch liegt. *

1

Stadt Heidelberg - Schulverwaltungsamt (Hrsg.): Schulbericht 2004/2005 S.30 und Schulbericht 2005/2006 S. 30.
Ubergangsquote in der IGH nach der 6. Klasse betrug 13 % auf den A-Zug (Abitur), 22 % auf den B-Zug (Real-
schule), 15 % auf den C-Zug (Hauptschule). Bei 50 % der Kinder (204) ist unbekannt, wohin sie wechselten.
Spiewak, M.: Die Krise der kleinen Manner, in: Die Zeit Nr. 24 vom 6.6.2007

Im Schulbericht ist zwar der Anteil der auslandischen Schiler/innen in den jeweiligen Schularten dargestellt, dabei
ist jedoch zu bedenken, dass bei weiterfihrenden Schulen ein hoher Einpendleranteil enthalten ist. Der Anteil der
Schuler/innen, die von auswarts einpendeln, bewegt sich zwischen 20 und 50 Prozent Lediglich bei den Haupt-
schulen ist mit Ausnahme des C-Zuges der IGH davon auszugehen, dass es Uberwiegend Heidelberger/innen sind,
die diese Schulform besuchen.

-97 -



Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg Kapitel '5

Tabelle 43: Auslanderanteile an Heidelbergs Schulen

Schuljahr 2005/2006 2006/2007
Schultyp Schiilerzahl Anteil der Schiler- Anteil der
insgesamt auslandschen zahl ins- auslandischen
Schiler/innen gesamt Schiler/innen
Grundschulen 4.129 15,5 % 3.976 14,2 %
Hauptschulen 902 30,6 % 798 31,3 %
Realschulen 1.156 13,8 % 1.206 13,0 %
Gymnasien*’ 3.390 5,9 % 3.481 6,1 %
'(gthenrzasr‘i’:gresfjf;ammh“'e 1,520 15,8 % 1538 14,0 %
Sonder- und Foérderschulen 453 30,5 % 459 29,2 %
Handelslehranstalten** 3.110 12,0 % 3.152 12,2 %
Gewerbeschulen*** 3.145 8,6 % 3.237 9,3 %
Hotelfachschule 372 4,3 % 372 3,8 %
Hauswirtschaftsschule****) 597 15,6 % 601 12,3 %
Summe 18.774 12,8 % 18.820 12,3 %

Quelle: Stadt Heidelberg — Schulverwaltungsamt (Hrsg.): Schulbericht 2005/2006 und 2006/2007
*) ohne Wirtschaftsgymnasium, Technisches Gymnasium und Biotechnologisches Gymnasium
**)  mit Wirtschaftsgymnasium

***)  mit Technischem Gymnasium

**%x)  mit Biotechnologischem Gymnasium

Ahnlich kritische Anteilswerte nennt der Familienbericht 2004, Teil 2, der sich mit Migration und
Migrantenfamilien in Baden-Wirttemberg befasst. Dort wird fir das Schuljahr 2002/2003 fest-
gestellt, dass der Auslanderanteil an Sonderschulen (ohne Férderschulen) 25 % betragt, an
Grund- und Hauptschulen 18 %, an den Realschulen 7 % und den Gymnasien 4 %." Die Bil-
dungschancen der Auslanderkinder fallen damit in Baden-Wurttemberg weit hinter die der
Deutschen zurtick.

Herkunft der Kinder an Heidelbergs Grund- und Hauptschulen
Von den fast 400 Kindern auslandischer Nationalitat an den Grundschulen kamen 2005/2006

rund ein Viertel aus der Turkei. Allein 100 auslandische Kinder besuchten die IGH Primarstufe,
77 die Grundschule Emmertsgrund.

An den acht Grund- und Hauptschulen zeigte sich ein ahnliches Bild: Von den 520 Schiler/innen
kamen die meisten aus der Turkei (200, d.h. fast zwei Funftel). Aussiedlerkinder fanden sich an
diesen Schulen nur vereinzelt mit der einzigen Ausnahme der Waldparkschule im Stadtteil Box-
berg, bei der der Anteil knapp 9 % betrug.?

1 Sozialministerium Baden-Wurttemberg (Hrsg.): Migration und Migrantenfamilien in Baden-Wurttemberg, Famili-
enbericht 2004, Teil 2, Stuttgart 2004, S. 108 f.
2 Stadt Heidelberg - Schulverwaltungsamt (Hrsg.): Schulbericht 2005/2006, S. 13
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5.2 Bildungsabschliisse

Eintrittskarte fur die berufliche Ausbildung sind die Schulabschlisse, die Art des Abschlusses
bestimmt die Berufswahimdglichkeiten.

Bei den folgenden Zusammenstellungen, die auf einer Sonderabfrage beim Statistischen Lan-
desamt beruhen, muss noch einmal darauf hingewiesen werden, dass die Ergebnisse nicht fur
die Heidelberger Jugendlichen gelten, sondern fir alle Schiler/innen, die in Heidelberg eine all-
gemeinbildende Schule besuchen, unabhadngig davon, ob sie aus dem Umland oder der Stadt
selbst kommen. Aus diesem Grund kann die gymnasiale Abschlussquote auch nicht mit der
Ubertrittsquote von vor 9 Jahren verglichen werden.

Tabelle 44: Schulabganger und Schulabgdngerinnen insgesamt von 6ffentlichen und privaten
allgemein bildenden Schulen in den baden-wirttembergischen Stadtkreisen, im
Rhein-Neckar-Kreis und in Baden-Wirttemberg im Schuljahr 2005/2006

aus der
Abganger/innen Sekundarstufe 1 Sekundarstufe 2
des Schuljahr | Nach Beendigung der Vollzeit- Realschul- od
: 2005/2006 Schulpflicht eaischul- oder -
Kreise P ) gleichwertiger Fach- 1\, chschulreife
ohne mit Abschluss hochschulreife
Hauptschulabschluss
absolut in % in % in % in % in %
Stuttgart 5.302 9 27 28 1,0 35
Heilbronn 1.594 8 33 36 0,0 23
Baden-Baden 611 9 28 27 0,0 36
Karlsruhe 2.565 7 26 33 04 33
Heidelberg 1.511 5 22 28 0,7 45
Mannheim 3.194 8 31 36 0,7 23
Pforzheim 1.524 8 31 32 1,9 27
Freiburg im Breisgau 2.360 9 20 29 1,0 41
Ulm 1.547 8 26 33 0,0 33
Rhein-Neckar-Kreis 5.325 6 34 37 0,0 23
Land Baden-Wiirttemberg 124.962 6 32 38 0,3 23
Quelle: Statistisches Landesamt, Sonderabfrage Stand 18.10.2006

Summenabweichungen rundungsbedingt

Die Auswertung der Bildungsabschltsse der 1.511 Schiler/innen, die in Heidelberg im Jahr 2006
die Schule abschlossen, zeigt, dass Heidelberg im Vergleich zu den anderen Stadtkreisen

e mit 46 % den hochsten Anteil an Abiturienten hat, der doppelt so hoch wie der Landesan-
teil liegt

e mit 28 % Realschulabschlissen den zweitniedrigsten Wert im Land hat ebenso wie

e mit 22 % Hauptschulabschlissen.

Funf Prozent gingen ohne Abschluss von der Schule ab, das sind 71 Jugendliche. Dieser Wert ist
ebenfalls der niedrigste unter den Stadtkreisen und liegt um einen Punkt unter dem Landeswert.

Die AbschlUsse der 158 auslandischen Schdler/innen, die 2006 in Heidelberg die Schule beende-
ten, weichen davon deutlich ab. Die meisten (44 %) schlossen mit Hauptschulabschluss ab, rund
ein Funftel mit dem Abitur (21 %) oder dem Realschulabschluss (18 %). Siebzehn Prozent hat-
ten Uberhaupt keinen Abschluss, das sind mehr als finfmal soviel wie bei den deutschen Ab-
ganger/innen, bei denen 3,25 % keinen Abschluss hatten.
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Tabelle 45: Auslandische Abganger/innen von 6ffentlichen und privaten allgemein bildenden
Schulen in den baden-wurttembergischen Stadtkreisen, im Rhein-Neckar-Kreis und in
Baden-Widrttemberg im Schuljahr 2005/2006

Lo aus der
Ausléndische Sekundarstufe 1 Sekundarstufe 2
Abganger/innen -
. aus dem Nach Bgendlgung der Realschul- oder Fachhoch-
Kreise Schuljahr Vollzeit-Schulpflicht gleichwerliger schulreife
2005/2006 ohne | mit Abschluss Hochschulreife
Hauptschulabschluss
absolut in % in % in % in %

Stuttgart 1.442 16 47 27 9
Heilbronn 358 20 55 22 3
Baden-Baden 70 19 57 20 4
Karlsruhe 303 17 50 27 6
Heidelberg 158 17 44 18 21
Mannheim 749 15 47 32 6
Pforzheim 309 18 61 18 3
Freiburg im Breisgau 280 23 43 17 18
Ulm 250 16 48 26 9
Rhein-Neckar-Kreis 625 14 61 23 2
Land Baden-Wiirttemberg 15.486 16 55 25 4

Quelle: Statistisches Landesamt, Sonderabfrage Stand 18.10.2006

Summenabweichungen rundungsbedingt

Der Anteil der auslandischen Jugendlichen mit Hochschulreife im Berichtsjahr ist der hdchste
unter allen Stadtkreisen und ist finfmal so hoch wie der Landesanteil. Dementsprechend ist der
Anteil mit Hauptschulabschlissen der niedrigste, derjenige der Realschulabschlisse der zweit-
niedrigste unter den Stadtkreisen. Fast dem Landesanteil entspricht die Zahl derjenigen ohne
einen Abschluss, er liegt auch im Mittelfeld unter den Stadtkreisen. Die Gberdurchschnittliche
Bildungsbeteiligung der Auslander/innen in Heidelberg hat vielfaltige Ursachen. Sie zeigt auch,
dass die ortlichen Schulen und Lehrer hervorragende Arbeit leisten. Dennoch ist festzuhalten,
dass die Bildungsbeteiligung der auslandischen Kinder von jener der deutschen abweicht.

Die AbschlUsse der Madchen in Heidelberg insgesamt sind zusammen mit denjenigen aus Frei-
burg mit die besten im Land. Aus der folgenden zusammenfassenden Ubersicht zeigt sich, dass
Madchen mit den hoheren Bildungsabschlissen 2006 jeweils Uber dem stadtischen Schnitt und
Jungen darunter lagen.

2006 hatten von den 1.511 Schulabganger/innen in Heidelberg 71 keinen Abschluss (33 Mad-
chen/ 38 Jungen). Darunter kamen nur sechs von einer staatlichen Hauptschule. Das entspricht
2,4 % aller Hauptschulabganger. Bei den tbrigen handelt es sich um Abganger/innen aus Son-
der- und Férderschulen.' Dieses hervorragende Ergebnis ist sicher unter anderem auch der ein-
gefuhrten Schulsozialarbeit zu verdanken. Will man die Quote ohne Abschlisse noch weiter
verbessern, so ist verstarktes Augenmerk auf die Abganger/innen der anderen Schulen zu legen

1 In Baden-Wurttemberg kamen von den Abganger/innen ohne jeden Abschluss 2004/2005 51 % aus Sonderschu-
len. Die meisten von ihnen besuchten eine Schule fur Geistigbehinderte oder eine Foérderschule, hatten einen qua-
lifizierten Abschluss somit gar nicht anstreben kénnen. Sie erreichten stattdessen den Abschluss der Schule fur
Geistigbehinderte oder den Abschluss der Forderschulen. Weitere 34 % kamen von einer Hauptschule, 13,2 %
von einer Realschule, 1,3 % von einem Gymnasium und 0,8 % von einer Waldorfschule. Wie viele von ihnen spa-
ter den Abschluss nachgeholt haben, ist nicht bekannt. Vgl. Statistisches Monatsheft Baden Wurttemberg 3/2007,
S. 21: kurz notiert. , Uber 8.400 Abganger verlieBen die Schule im Jahr 2005 ohne Hauptschulabschluss.”
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Tabelle 46: Bildungsabschlisse an 6ffentlichen und privaten allgemeinbildenden Schulen in
Heidelberg 2006

Insgesamt davon
Ménnlich Weiblich Deutsch Auslandisch
abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in %

Insgesamt 1.511 | 100,0 | 737 | 100,0 774 | 100,0 | 1.353 | 100,0 158 | 100,0
davon

ohne Hauptschulabschluss* 71 4,7 38 5,2 33 4,3 44 3,3 27 17,1
Hauptschulabschluss 325 21,5 177 24,0 148 19,1 255 18,8 70 44,3
Realschulabschluss 426 28,2 201 27,3 225 29,1 398 29,4 28 17,7
(Fach)hochschulreife 689 45,6 321 43,6 368 47,5 656 48,5 33 20,9
*inkl. Sonder- und Forderschule Quelle: Statistisches Landesamt, Sonderabfrage

und das Nachholen des Bildungsabschlusses sicherzustellen. Denn Jugendliche ohne Haupt-
schulabschluss haben spater ein deutlich héheres Risiko der Armutsgefahrdung.

Dadurch dass Auslanderkinder an
Sonder- und Hauptschulen in Heidel-  Tabelle 47: Hauptschulabgéanger/innen mit und ohne

berg Uberreprasentiert sind, hatten sie Hauptschulabschluss an den staatlichen
finf mal so oft wie deutsche Kinder Hauptschulen in Heidelberg
2006 keinen formalen Abschluss.

o Hauptschil 2000 2004 2006
Bedenkl.lch ist ferngr, dass von deh auptschuler Absolut | Absolut | Absolut
auslandischen nur jedes finfte Kind  [mit Abschluss 240 241 248
im Jahr 2006 das Abitur erreichte, bei darunter von Ausléndern 52 56 66
den deutschen waren es mit 46 % ohne Abschluss 11 19 5
fast die Halfte. Die Teilhabe an Bil- darunter weiblich 4 4 4
dung muss fur die ausléndischen Kin-  [_darunter von Ausléndern 2 6 5

. lle: Schulverwalt t
der an Heidelbergs Schulen noch ver- ~ Quelle: Schulverwaltungsam

bessert werden.

Auch in Heidelberg finden sich damit - wenn auch auf anderem Niveau - die im Lebenslagenbe-
richt der Bundesregierung' kritisierten Teilhabedefizite von Migrantenkinder. Dort wird unter
Verweis auf verschiedene Studien festgestellt, wie viel seltener Migrantenkinder im Gegensatz
zu Deutschen das Gymnasium besuchen. Bei gleicher Sozialschichtzugehdrigkeit und gleicher
Lesekompetenz, lieB sich jene Benachteiligung nicht mehr nachweisen. Die Férderung der deut-
schen Sprache und der Lesekompetenz ist demnach der Schltssel zum Abbau von Benachteili-
gung aufgrund eines Migrationshintergrundes. Angesichts der Heterogenitat der Migrantenkin-
der muss auch noch von weiteren Ursachen fir die abweichende Bildungsbeteiligung ausgegan-
gen werden.

5.3 Zugang zur Berufsausbildung im Dualen System
Wie sieht fir die Hauptschulabsolventen der Zugang zu einer Berufsausbildung aus?

Nach wie vor ist das Duale System der Ausbildung in gesetzlich anerkannten Ausbildungsberu-
fen der zentrale Bereich der Berufsausbildung vor allem fir Haupt- und Realschulabsolventen.

1 Deutscher Bundestag (Hrsg.): Lebenslagen in Deutschland. Zweiter Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesre-
gierung, Berlin 2005 (DS 15/5015), S. 86 f.
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Daneben gibt es auch die Méglichkeit einer rein schulischen Ausbildung. Da die unter 18-Jah-
rigen regional noch gebunden und noch nicht bereit sind, fir eine Berufsausbildung in eine an-
dere Stadt zu ziehen, soll abschlieBend in diesem Kapitel ein Blick auf die Ausbildungsplatz-
Nachfrage-Relation in Heidelberg geworfen werden.

In das Duale System drangen nicht nur die Hauptschiler/innen, sondern auch Realschulab-
solventen und Abiturienten. Fir Baden-Warttemberg wurde fir das Jahr 2005 ermittelt, dass
61 % der Hauptschuler, gut die Halfte der Realschiler und ein gutes Fuinftel der Abiturienten
eine betriebliche Ausbildung aufnahmen.’

Der Ausbildungsstellenmarkt befand sich in Baden-Wdrttemberg in den letzten Jahren in einer
angespannten Lage. Viele Ausbildungsplatzbewerber/innen - besonders Hauptschulabsolventen -
absolvierten zunachst eine berufsvorbereitende MaBnahme. Bei den Arbeitsagenturen in Baden-
W(rttemberg waren im September 2005 gut 3.300 nicht vermittelte Bewerber/innen gemeldet,
denen 2.100 unbesetzte Ausbildungspldtze gegenlUberstanden. Zu den , vermittelten” Be-
werber/innen zahlen hier allerdings auch solche, die lediglich an einer berufsvorbereitenden
MaBnahme oder einer Einstiegsqualifikation teilnehmen. Zusammen mit den neu abgeschlosse-
nen Ausbildungsvertragen ergeben diese Zahlen eine Angebots-Nachfrage-Relation von 98,4 %.
Dies bedeutet, dass auf 1.000 Ausbildungsplatzsuchende in Baden-Wirttemberg 984 Ausbil-
dungsplatze kamen. ? In der Hauptagentur Heidelberg, zu der auBer der Stadt auch noch Teile
des Rhein-Neckar-Kreises,die Geschaftsstelle Eberbach, Sinsheim und Wiesloch gehéren, waren
es - wie untenstehende Karte zeigt - weniger.? Die Angebots-Nachfrage-Relation lag bei 97,4 %
gemaR Berufsbildungsbericht. Nachdem 2004 der Ausbildungsstellenmarkt fir die Arbeitsagen-
tur Heidelberg noch als ,,ausgeglichen” bezeichnet wurde, wird sie fir das Berichtsjahr 2005 mit
,ungiinstig” bewertet*. Die Angebot-Nachfragerelation im Arbeitsagenturbezirk Heidelberg war
damit im Berichtsjahr schlechter als diejenige von Mannheim und Heilbronn.® Die Regionaldirek-
tion der Bundesagentur firr Arbeit weist allerdings auf folgende Einschrankung hin®:

e Nicht alle Bewerber erhalten einen betrieblichen Ausbildungsplatz - vielfach stellt die betrieb-
liche Ausbildung eine Alternative neben anderen Mdglichkeiten wie Studienplatz, schuli-
schen Ausbildungsplatz oder weiterfihrenden Schulbesuch dar.

e Nicht alle Ausbildungssuchende sind bei der Bundesagentur fur Arbeit gemeldet.

e Nicht jeder Arbeitgeber meldet seine freie Ausbildungsstelle/n der Agentur fir Arbeit.

N

Wolf, R.: Modellrechnungen zur kiinftigen Nachfrage nach Ausbildungsplatzen, in: Statistisches Monatsheft Ba-
den-Wdrttemberg 3/2007, S. 18

ebd. S. 17

ebd. S. 19

Bundesministerium fir Bildung und Forschung (Hrsg.): Berufsbildungsbericht 2006, Bonn/ Berlin, 2006, S. 395

In diesem Zusammenhang ist auch noch darauf zu verweisen, dass von echten Berufswahiméglichkeiten erst dann
gesprochen werden kann, wenn die Angebots-Nachfragerelation 112,5% betragt. Quelle: Landtag von Baden-
Wiirttemberg, Drucksache 14/1156: ZukUnftiger Bedarf an Ausbildungsplatzen in den Jahren 2007 und 2012

6 Landtag von Baden-Wirttemberg, Drucksache 14/1156: Zukinftiger Bedarf an Ausbildungspldtzen in den Jahren
2007 und 2012

u b~ w N
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Laut Berufsbildungsbericht Abbildung 53: Gemeldete Ausbildungspldtze je 100 Nachfrager

2007 stieg die Zahl der Aus- bei den Arbeitsagenturen in Baden-Wirttemberg
bildungsstellen im Jahr 2006 2005
pro 100 Nachfrager leicht auf

98,2 %.' Angebot-Nachirsge-Relat
[ | unter 95,2
Auch die Statistik d icht !. gg[i E:?,EEIEE 13313 Tauberbischofsheim
uch die Statistik der nic ol e :
. &
vermittelten Bewerber wurde |peutschiand: 95,2 /

Baden-Wirttemberg: 98,2 Hsice i

zum 1. Oktober 2006 kom-
plett umgestellt und die neu-
en Werte der unversorgten
Bewerber sind mit den voran- Pforzheim
gehenden Jahren nicht ver-
gleichbar.

Schwiibisch Hall

Karisruhe

Ludwigsburg

Waiblingen §

Goppingen

Zu Beginn des neuen Bera-
tungsjahres, d.h. am 31. Ok- S
tober 2006 verzeichnete die
Arbeitsagentur fiir die Stadt ' Baligen
Heidelberg 110 unversorgte oo JMlingen- - Rotovel
Bewerber ohne adaquaten

Ausbildungsplatz, die Halfte
davon war weiblich. Einen
Hauptschulabschluss hatten

45,5 %, einen Realschulab- ' L\‘ b
SChIUSS 41 Cyol 10 % hatten Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg

. Landesinformationssystem 22-22-07-001
(Fach)hochschulreife und Aus: Wolf, R.: Modellrechnung zur kiinftigen Nachfrage nach Ausbildungs-
3,6 % keinen Abschluss. Eine platzen, in: Statistisches Monatsheft Baden-Wrttemberg 3/2007,
auslandische Staatsangeho- Seite 19.

rigkeit hatten 11,8 %. Die
meisten von lhnen waren 17 oder 18 Jahre alt. Unter 18 Jahre waren 43 %, 28 % 18 bis unter
20 Jahre alt, 20 bis unter 25 Jahre waren 27 %. Knapp 2 % waren é&lter als 25 Jahre.?

Wenn es diesen jungen Menschen nicht gelingt, eine Berufsausbildung abzuschlieBen, bilden sie
das Armutspotenzial der Zukunft in Heidelberg. Die Zahl der unversorgten Bewerber zum offi-
ziellen Stichtag 30.9. sollte deshalb in allen Nachfolgeberichten genau beobachtet werden.

Das Statistische Landesamt erwartet fir die nachsten Jahre fur Baden-Wurttemberg, ,dass die
Nachfrage noch weiter ansteigt, bevor mittelfristig die demografische Entwicklung zu einer Ent-
spannung auf dem Lehrstellenmarkt fhren kann. Der Abiturientenjahrgang 2012 durfte aber
noch einmal zu einem verscharften Wettbewerb um Ausbildungsplatze fihren” 3, wenn zusatzli-

1 Bundesministerium fur Bildung und Forschung (Hrsg.): Berufsbildungsbericht 2007, Bonn / Berlin, 2007; siehe
auch Landtag von Baden-Wdrttemberg, Drucksache 14/1156: Zukunftiger Bedarf an Ausbildungsplatzen in den
Jahren 2007 und 2012

2 Bundesagentur fur Arbeit, Sonderauswertung

3 Wolf, R.: Modellrechnungen zur kinftigen Nachfrage nach Ausbildungsplatzen, in: Statistisches Monatsheft Ba-
den-Wdarttemberg 3/2007, S. 21
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che Abiturienten in die duale Berufsausbildung drangen. Dies hat negative Auswirkungen auch
fur die Heidelberger Realschul- und Hauptschulabsolventen, die ohnehin regelmaBig mit vielen
qualifizierten Mitbewerbern konkurrieren mussen. Es kann damit gerechnet werden, dass diese
dann in gréBerem Umfang vollzeitschulische Angebote wahrnehmen werden wollen oder mus-
sen.

5.4 Schulkinder mit Behinderungen

Am 31.12.2005 besaBen in Heidelberg 111 Kinder im schulpflichtigen Alter von 6

bis unter 15 Jahren einen gultigen Schwerbehindertenausweis. Die meisten Kinder

mit schweren Behinderungen besuchen Sonder- und Férderschulen in Heidelberg,

vor allem dann, wenn der individuelle Férderbedarf eines Kindes an einer Regel-

schule nicht gewahrleistet werden kann. Detaillierte Informationen tber ihre Bil-
dungsverlaufe und Bildungschancen, die alle Schulen einbezieht und nach Art und Grad der
Behinderung unterscheiden, liegen nicht vor.

Im Schuljahr 2005/2006 besuchten insgesamt 453 Kinder eine der vier Sonder- bzw. Férderschu-
len in Heidelberg und wurden dort in insgesamt 48 Klassen unterrichtet. Neben Kindern mit
geistigen Behinderungen sind dies sprachauffallige Kinder oder solche, die einen erhéhten son-
derpadagogischen Forderbedarf haben. Die meisten Schiler/innen zahlte dabei die Stauffen-
bergschule mit 159 Schiler/innen, wahrend die Kathe-Kollwitz-Schule mit 68 Schiler/innen die
geringste Schulerzahl aufwies. Nicht in stadtischer Tragerschaft befindet sich die AuBenstelle der
staatlichen Schule fur Gehorlose und Schwerhorige in Neuenheim. Die kinftige Entwicklung
lasst sich nur schwer abschdtzen. Einerseits waren in den vergangenen Jahren allgemein stei-
gende Schulerzahlen zu vermelden, wahrend man andererseits in zunehmendem Male darum
bemiiht ist, behinderte Kinder in Regelschulen zu unterrichten und ihnen so eine Integration
unter Gleichaltrigen zu erméglichen.’

Betrachtet man die Einschulungszahlen und die Ubertrittsquoten der allgemeinbildenden staat-
lichen Schulen in Heidelberg sind dies lediglich Einzelfalle. Das hei3t aber nicht unbedingt, dass
es nicht mehr Kinder mit Behinderungen an den Regelschulen gibt, sondern dass Art und Grad
ihrer Behinderung weniger schwerwiegend und damit unauffallig oder gar nicht bekannt sind.
Es besteht keine Meldepflicht. Aufgrund der geringen Fallzahl und des Datenschutzes wurden
diese Angaben nicht vertiefend ausgewertet.” Auf die Broschiire: , Menschen mit Behinderung
in Heidelberg” sowie auf die jahrlichen Schulberichte, die ausfuhrlich die Bildungsmaoglichkeiten
fur Kinder mit Behinderungen in Heidelberg beschreiben, sei an dieser Stelle verwiesen.’

1 Stadt Heidelberg - Schulverwaltungsamt (Hrsg.): Schulbericht 2005/2006, S. 39

2 Anfrage bei den staatlichen allgemein bildenden Schulen durch das Schulverwaltungsamt vom Januar 2007

3 Stadt Heidelberg — Schulverwaltungsamt (Hrsg.): Schulbericht 2005/2006 und 2006/2007 und Stadt Heidelberg -
Amt fur Soziale Angelegenheiten und Altenarbeit (Hrsg.): Menschen mit Behinderung in Heidelberg, Heidelberg
2006
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5.5 Zusammenfassung

Betrachtet man die Ubertrittsquoten nach der vierten Klasse, haben Heidelbergs Kinder im Lan-
desvergleich die besten Bildungschancen. Fast jedes zweite Kind beendete seine Schulzeit 2006
mit dem Abitur in der Tasche. Der Anteil derjenigen, die die Hauptschule ohne Abschluss verlas-
sen, war in Heidelberg mit 2,4 % erfreulich gering. Die Bildungschancen sind jedoch wie insge-
samt im Bundesgebiet auch in Heidelberg ungleich verteilt. Deutsche Kinder beenden die Schul-
zeit wesentlich haufiger mit dem Abitur als auslandische.

Die Bildungsbeteiligung von auslandischen Kindern liegt zwar im Landesvergleich an der Spitze,
weicht jedoch im Vergleich zu den deutschen Kindern in Heidelberg deutlich ab. Gemessen an
ihrem Anteil in der Bevolkerung besuchen Auslanderkinder doppelt so haufig die Haupt- und
Uberproportional die Sonder- und Férderschulen. Im Vergleich zu den Deutschen hatten funfmal
mehr auslandische Schulabganger/innen, die in Heidelberg das Schuljahr 2005/2006 beendeten
keinen formalen Abschluss.

Ausbildungsstellen sind auch in Heidelberg rar. Sie sind durch den Charakter einer Stadt der
Wissenschaft gepragt und die Konkurrenz durch Bewerber/innen mit héheren Bildungsabschlis-
sen ist groB. Im Jahr 2012, wenn zwei Abiturjahrgange die Schule abschlieBen werden, wird
dieses Problem noch verscharft.

» Stadt Heidelberg - Schulverwaltungsamt (Hrsg.): Jahrliche Schulberichte

i » Stadt Heidelberg - Amt flr Soziale Angelegenheiten und Altenarbeit (Hrsg.):

Menschen mit Behinderung in Heidelberg, Heidelberg 2006

» Wolf, R.: Modellrechnungen zur kinftigen Nachfrage nach Ausbildungs-
platzen, in: Statistisches Monatsheft Baden-Wurttemberg 3/2007

» Pressemitteilung des Statistischen Landesamtes vom 14.5.2007

» Bundesministerium fir Bildung und Forschung (Hrsg.): Berufsbildungsbericht
2006 und 2007, Bonn/Berlin 2006 und 2007

» Sozialministerium Baden-Wdirttemberg (Hrsg.): Migration und Migranten-
familien in Baden-Wurttemberg, Familienbericht 2004, Teil 2, Stuttgart 2004
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6 Wohnsituation

Der Heidelberger Wohnungsmarkt gehért bundesweit mit zu den teuersten. Wenn es um die
Durchschnittsmiete, Preise fir Eigentumswohnungen oder Hauser geht, ist die Stadt regelmaBig
zusammen mit Metropolen wie Minchen oder Dusseldorf unter den Top Ten. Die Zahl der fertig
gestellten Wohnungen blieb seit Jahren weit hinter den entsprechend dem Wohnungsentwick-
lungsprogramm bendtigten Wohnungen zurlck. In diesem Kapitel soll beleuchtet werden, wie
vor diesem Hintergrund die Wohnsituation unterschiedlicher sozialer Gruppen in Heidelberg
aussieht.

6.1 Allgemeine Wohnungsversorgung

Insgesamt gab es zum Stichtag 31.12.2005 in Heidelberg 70.162 Wohnungen. Kennzeichen des
Heidelberger Wohnungsmarktes ist die geringe Eigentumsquote von geschatzten 30 %. Wie
sich das Wohnungsangebot nach GréBe und Belegung stadtteilweise darstellt, informiert regel-
méaBig der Bautatigkeitsbericht.! Als haufig genutzter Indikator, um die Wohnungsversorgung zu
beschreiben, gilt die Pro-Kopf-Wohnflache. Sie lag 2005 in Heidelberg im Durchschnitt? bei

37 m2 und damit deutlich unter dem Landeswert von 41,5 m2. Nach Stadtvierteln ausgewertet,
zeigt sich, dass in den Quartieren, in denen sich viele Studenten- und Schwesternwohnheime
befinden, erwartungsgemaB die Pro-Kopf-Wohnfldche am niedrigsten ist. In den Stadtvierteln
Stdstadt-Ost und Neuenheim-Ost, sowie Ziegelhausen und Schlierbach West verfigen die Be-
wohner/innen Gber die meiste Wohnflache. In Ziegelhausen und Boxberg West ist dabei zu be-
rlcksichtigen, dass dort Uberdurchschnittlich viele altere Menschen leben, die nach dem Auszug
der Kinder in ihrer ange-

stammten Wohnung woh-  Abbildung 54:

nen bleiben.

Durchschnittliche Pro-Kopf-Wohnfldche in Heidelberg
zum 31.,12,2005

Diese Durchschnittswerte
sagen jedoch nichts Uber
die qualitative Versorgung
einzelner Haushaltsgrup-
pen aus. Aktuelle statisti-
sche Angaben liegen hier-
zu nicht vor. Ersatzweise
werden deshalb im folgen-
den die wichtigsten Ergeb-
nisse einer Befragung aus
dem Jahr 2002 zitiert und
auf die Erfahrungen des — b
Mietinteressentenb(iros Quelle: Amt fir Stadtentwicklung und Statistik, Amiliche Einwohnerzahl I e 45 om

Grafik: Amt for Stadtentwickiung und Statistik der Stadt Heidelberg, April 2007 | ahne PHV und Bierhaiderhat

Heddelberger Durchschnitt 37 m*

‘Wohnfliche je Einwohner (m?)
unter 30 gm
30 qm bis unter 35 gm
35 qm bis unter 40 gm

verwiesen.

1 Stadt Heidelberg - Amt fur Stadtentwicklung und Statistik (Hrsg.): Bautatigkeitsbericht 2005, Heidelberg 2006
2 Bezogen auf die amtliche Einwohnerzahl
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Wohnungsmarktstudie 2002

Bei der im Juli 2002 durchgefihrten Untersuchung' wurden Heidelberger/innen befragt, die in
den letzten drei Jahren aktiv nach einer Wohnung gesucht hatten, umgezogen waren oder in
Klrze umziehen wollten, sich also aktiv mit dem Wohnungsmarkt auseinandergesetzt hatten.
Die reprasentative Befragung ergab, dass Wohnungssuchende in Heidelberg mit erheblichen
Problemen konfrontiert sind.

Als das groBte Problem des Heidelberger Wohnungsmarktes kann das Preisniveau angesehen
werden. Es zieht sich wie ein roter Faden durch die Ergebnisse der Studie. Bei den Suchenden
und denjenigen, welche die Wohnungssuche abgebrochen haben, nannten es drei Viertel der
Befragten als Hauptproblem.

2002 zeigte sich, dass es vor allem Haushalte mit Kindern bzw. gréBere Haushalte sind, die es
schwer auf dem Wohnungsmarkt haben. Alleinerziehende und Haushalte mit drei und mehr
Kindern sind davon besonders betroffen. Trifft dieses Merkmal noch zusammen mit einem nied-
rigen Sozialstatus und auslandischer Staatsangehdrigkeit ist die Wohnungssuche in Heidelberg
mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden. Die langen Suchzeiten belegen dies deutlich. Dem-
nach sucht jeder dritte Vier-Personen-Haushalt langer als ein Jahr nach einer besseren Wohnung.

Die konkrete Nachfrage, ob sie sich bei der Wohnungssuche benachteiligt fihlten, bejaht ein
Funftel aller Befragten, unter den Alleinstehenden mit Kindern im Haushalt sind dies 46 % und
unter den Verheirateten mit Kindern im Haushalt 26 %. Des Weiteren fuhlten sich 27 % jener
mit niedrigem Sozialstatus benachteiligt. Mit zunehmender HaushaltsgroBe steigt der Anteil
derer, die angeben, benachteiligt zu werden. Von den Befragten, die nicht die deutsche Staats-
burgerschaft besaBen, sagten 37 %, sie waren benachteiligt worden, von den deutschen Be-
fragten duBerten dies 18 %.

Die vermuteten Grinde fir die Benachteiligung waren vielfaltig: Von denjenigen, die sich be-
nachteiligt fihlen, geben 28 % ihre Kinder als Faktoren an, 22 % nennen finanzielle Griinde,
19 % ihre Nationalitdt und 15 % die Tatsache, eine alleinstehende Frau zu sein. Uber die Hélfte
aller Befragten mit Kindern im Haushalt (52 %) gab ihre Kinder als Benachteiligungsgrund an;
bei Paaren mit Kindern teilten 48 % diese Auffassung, bei Alleinstehenden mit Kindern sind dies
62 %. Als weiteren Benachteiligungsgrund nennen Alleinerziehende mit Kindern insbesondere
die Tatsache, dass sie eine allein stehende Frau sind (50 %) oder auch ein allein stehender Mann
(4 %). 57 % der Auslander, die sich benachteiligt fihlen, geben ihre Nationalitat als Grund an,
10 % Sprachkenntnisse und 7 % die Hautfarbe.

Erfahrungen des Mietinteressentenbiiros

Im Mietinteressentenblro, das gemeinsam von der GGH und der Stadt Heidelberg betrieben
wird, werden seit Mai 2005 die Wohnungssuchenden beraten und Wohnungsbewerbungen
entgegen genommen. Bis Ende 2006 fanden 1.840 Beratungsgesprache statt.

In 2006 waren bei der GGH rund 3.600 wohnungssuchende Haushalte erfasst. Im gleichen Jahr
nahm das Mietinteressentenbiiro eine Aktualisierung aller Wohnungsbewerbungen vor, mit dem

1 Stadt Heidelberg - Amt fur Stadtentwicklung und Statistik (Hrsg.): Wohnungsmarkt in Heidelberg — Ergebnisse
einer Bevolkerungsumfrage durchgefiihrt von der Forschungsgruppe Wahlen im Auftrag der Stadt Heidelberg im
Juli 2002, Heidelberg 2003
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Ergebnis, dass zum 31.12.2006 nur noch 716 Bewerbungen vorlagen. Die im Vergleich zu dhnli-
chen Aktionen in den Vorjahren wesentlich geringere Zahl der verbleibenden Wohnungsbewer-
ber ist u. a. zurlckzufthren auf eine Entspannung in bestimmten Teilsegmenten und verander-
ten Zugangsvoraussetzungen.

Etwa 500 Wohnungen der GGH stehen pro Jahr zur Neubelegung zur Verfigung. Der Wohn-
raumbedarf in der Stadt liegt deutlich Uber dieser Zahl. Die jahrlich neu fertiggestellten Woh-
nungen kommen aufgrund ihrer Preisstruktur nur selten fir einkommensschwache und/oder
verschuldeten Haushalte in Frage. Die Versorgung dieser Personengruppe wird dadurch immer
schwieriger."

2005 wurden 938 Falle mit unterschiedlichen Wohnungsproblemen bei der Fachstelle fiir Woh-
nungsnotfalle beraten, 2006 waren dies 909 Falle. Hiervon wurden 2005 insgesamt 72 Félle an
das Mietinteressentenbiiro zur Wohnraumversorgung verwiesen. In 2006 waren dies insgesamt
123 Falle. Nur, wer von Obdachlosigkeit bedroht ist, kann in eine Obdachlosenunterkunft ein-
gewiesen werden.

Unter den 716 im Mietinteressentenblro vorgemerkten Interessenten kommen ein Siebtel aus
Nachbargemeinden, die in Heidelberg einen Arbeitsplatz haben. 70 % der Interessenten haben
einen Wohnberechtigungsschein. 47 % leben von Transferleistungen, darunter die meisten von
Arbeitslosengeld Il. Rund 26 % sind auslandische Haushalte.

Schwierigkeiten, zeitgemaBen und bezahlbaren Wohnraum zu finden, haben nach Erfahrungen
der GGH nicht nur finanziell schwache Haushalte, sondern auch Haushalte mit mittlerem Ein-
kommen, insbesondere Familien mit Kindern und Personen mit spezifischen Ansprtchen (z.B.
Barrierefreiheit) an das Wohnen.

Tabelle 48: Mietinteressenten fur Wohnungen der GGH am 31.12.2006

Nach Einkommensart Absolut In % Nach Bewerbungsgrund Absolut In %
Lohn/Gehalt 325 454 Schlechte Lage/Ausstattung 206 28,8
Selbsténdige Arbeit 56 7,8 Wohnung zu klein 184 25,7
Rente/Pension 97 13,5 Hohe Miete 87 12,2
ALG | 33 4,6 Soziale/familidre Probleme 56 7,8
ALG I 128 17,9 Drohende Obbachlosigkeit 54 7,5
Unterhalt/Bafdg etc. 77 10,8 Vorliegende Kiindigung 45 6,3
- Wohnung zu grof3 31 4,3
- Sonstige Griinde 53 7,4
Summe 716 100 Summe 716 100

Quelle: GGH 2007

1 DS 018/2006/IV Gemeinsames Beratungsbiro fir Wohnungssuchende - , Mietinteressentenbiro”
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Wohnungsversorgung von Arbeitslosengeld Il - Empfanger/innen

Ausfuhrliche Angaben zur Wohnsituation von Leistungsberechtigten wurden von der Bundes-
agentur far Arbeit auf Kreisebene erst zum Berichtsmonat Mai 2006 an ver&ffentlicht. Seit Okto-
ber 2006 wurden die entsprechenden Ubersichten jedoch nicht mehr aktualisiert, da man auf
Fehlerquellen in der Statistik gestoBen war." Aus diesem Grund wird trotz der Bedeutung des
Themas in diesem Bericht auf genaue Zahlenangaben zur Wohnsituation verzichtet. Festzuhalten
bleibt lediglich, dass es unter den Leistungsbeziehern, die Angaben zur Wohnungsversorgung
machten,

e sowohl deutlich unterversorgte, als auch tberversorgte Bedarfsgemeinschaften gab,
e die Unterbringungskosten im Schnitt bis zu einer Hoéhe von 93 % Ubernommen werden,
e auch Falle gab, die im Eigentum leben (weniger als 1 %).

Wohnen ist ein existenzielles Grundbedirfnis des Menschen. Es ist daher Aufgabe der , Grundsi-
cherung fur Arbeitssuchende” nach § 22 SGB Il diejenigen laufenden und einmaligen Leistun-
gen, die zur Deckung der tatsachlichen Unterkunftskosten notwendig sind, zu Gbernehmen,
soweit sie angemessen sind”. Hinsichtlich der GréBe orientiert man sich dabei an den Vorgaben
des sozialen Wohnungsbaus® und bei der Miethéhe am Mittel des értlichen Mietspiegels. Nach
Schatzungen der ARGE wird lediglich in ca. 5 % der Félle die angemessene Miete Uberschritten.

Wenn derzeit ein/e ALG Il - Empféanger/in in einer zu teuren Wohnung lebt, werden diese Kosten
in der Regel langstens fir 6 Monate Ubernommen, innerhalb dieser Zeit muss er/sie sich um eine
billigere Wohnung bemuhen. Hierbei kann er gegebenenfalls durch das Mietinteressentenbiro
und die Fachstelle fur Wohnungsnotfélle unterstitzt werden. Zwangsumztge hat es bislang
noch keine gegeben.

6.2 Wohnen mit Behinderung

In Heidelberg leben rund 18.000 Menschen mit Behinderungen. Nicht alle von ihnen bedurfen,
um weitgehend unabhangig von Hilfe leben zu kénnen, einer barrierefreien Architektur, aber
Menschen, die in ihrer Mobilitdt eingeschrankt sind und altere Menschen, deren Krafte und
Muskelbeweglichkeit nachlassen, kénnen durch eine barrierefreie Architektur ihre Selbstéandig-
keit langer erhalten oder die Abhadngigkeit von Hilfe durch Dritte zumindest teilweise vermeiden.
Wichtig sind daher auch Wohn- und Aufenthaltsmoglichkeiten fur die Assistenzkrafte.

Genaue Zahlen, wie viele der erfassten Menschen mit Behinderungen eine barrierefreie Woh-
nung in Heidelberg benétigen, sind nicht bekannt. Hier kann nur auf Erfahrungswerte zurlick-
gegriffen werden. Die GGH fuhrt eine lange Warteliste und die Erfahrungen aus dem Bera-

1 Stadt Ludwigshafen (Hrsg.): Arbeitslose und Leistungsberechtigte mit Anspruch auf Grundsicherung fur Arbeitssu-
chende (SGB Il) im Jahr 2005, Ludwigshafen 2007, S. 31

2 Arbeitslosenprojekt TuWas (Hrsg.): Leitfaden zum Arbeitslosengeld Il. Der Rechtsratgeber zum SGB I, Frankfurt a.
M. 2006, S. 159 ff.

3 Nach Nr. 5.7.1 der Verwaltungsvorschrift des Wirtschaftsministeriums zur Sicherung von Bindungen in der sozia-
len Wohnraumférderung - VwV-SozWo vom 12.02.2002 (GABI S. 240) idF der VwV vom 22.01.2004 (GABI
S. 248) ergeben sich als angemessen betrachtete maximale Wohnraumflache bis 45 m2 fur einen Einpersonen-
haushalt, bis 60 m2 fur einen 2-Personen - Haushalt, bis 75 gm fiir einen 3-Personen- Haushalt, bis 90 m2 fiir ei-
nen 4-Personen-Haushalt, jede weitere Person bis zu 15 m2.
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tungsbereich zeigen, dass die Nachfrage nach barrierefreiem Wohnraum derzeit nur sehr schwer
gedeckt werden kann.

Barrierefrei ist nicht gleich rollstuhlgerecht und Behinderung nicht gleich Behinderung
Barrierefreie Wohnungen sind keine Wohnungen fur Menschen mit Behinderungen, sondern
Wohnungen ohne Stufen und Schwellen, in denen sich alle Menschen, ohne Hindernisse und
unabhangig vom Alter bewegen kénnen.

Im Neubau entstehen derzeit vor allem barrierefreie Wohnungen im hochpreisigen Eigentumsbe-
reich (Beispiele: Gutenberghofe, Quartier am Turm). Das deckt - bezogen auf die Einkommens-
verhaltnisse der Klientel - erfahrungsgemaB nicht den tatsachlich Bedarf.

Auf die fehlenden Versorgungsangebote hat die Stadt Heidelberg reagiert. Die Wohnbauférde-
rung bietet mit den Férderprogrammen , Barrierefreie Wohnungen” Eigentimern und Vermie-
tern, Bauherren und Investoren Finanzierungszuschisse zur Herstellung von barrierefreien \WWoh-
nungen, sowohl im Eigentums- als auch im Mietwohnungsbereich, im Neubau sowie im Be-
stand. Neben der Einhaltung der LBO-Vorgaben verlangt die Wohnbauférderung auch, die bar-
rierefreie Nutzung der Wohnung.

Idealvorstellung der Stadt Heidelberg ist es, im Wohnungsbau einen Grundstandard an Barriere-
freiheit/Barrierearmut in allen Wohnpreissegmenten zu erreichen, um langfristig gesehen einen
Umzug wegen einer eintretenden Mobilitatseinschrankung oder -behinderung zur Ausnahme
werden zu lassen. Da diese Wohnungen ,,Wohnen in allen Lebenslagen” ermoglicht, ist es bei
Erstbezug zwar wiinschenswert, diese bevorzugt an Menschen mit Behinderungen abzugeben,
aber fur eine Férderung keine zwingende Voraussetzung.

Die Wohnberatung baut parallel dazu, ein Kataster auf, das alle geeigneten barrierefreien bzw.
senioren- und behindertenfreundlichen Wohnungen im Bestand und im Neubau in Heidelberg
auffuhrt. Fernziel ist es, Betroffenen schneller eine bedarfsorientierte Wohnung, bzw. die néti-
gen Ansprechpartner zu vermitteln. Derzeit sind nach Angaben der GGH lediglich 57 Wohnun-
gen als rollstuhlgeeignet/rollstuhlgerecht klassifiziert.

Fur Menschen mit Behinderung, die verstarkter Hilfe und Unterstitzung bedurfen, gibt es vielfal-
tige Wohn- und Betreuungsformen?, die sich grundsétzlich in ambulante und stationare Ange-
bote unterteilen lassen. Bei ambulanten Wohnformen wird Hilfe, Pflege und Beratung in Form
ambulanter Assistenz geleistet. Eine Form der ambulanten Assistenz ist das Arbeitgebermodell,
bei dem Menschen mit Assistenzbedarf als Arbeitgeber/innen fungieren, d.h. selbst gewahlte
Assistent/innen bei sich anstellen und Dienstplan und Art der Tatigkeit selbst organisieren. In
Heidelberg gibt es Angebote der Diakonischen Hausgemeinschaften e.V., der Heidelberger
Werkgemeinschaft e.V., des Luise-Scheppler-Heims von St. Thomas e.V. sowie der Lebenshilfe
fur geistig Behinderte Heidelberg e.V.

1 Mehr Informationen dazu im Anhang
2 Mehr Informationen hierzu in der Broschire Stadt Heidelberg - Amt fir soziale Angelegenheiten und Senioren
(Hrsg.): Menschen mit Behinderung in Heidelberg, Heidelberg 2006, S. 24ff.
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6.3 Wohnmoglichkeiten fiir altere Menschen

Die meisten alteren Menschen wollen in ihrer angestammten Wohnung leben. StoBen Umbau-
und AnpassungsmaBnahmen im Wohnungsbestand an Grenzen, wird ein Umzug unvermeidbar
und eine barrierefreie Wohnung gewiinscht. 206 Wohnungen sind im Stadtgebiet derzeit als
seniorengeeignete/ seniorengerechte barrierefreie Wohnungen bekannt.

Wer neben einer barrierefreien Architektur mehr Service, Sicherheit und Gemeinschaft sucht,
interessiert sich fur die neueren Wohnformen im Alter:

Betreutes Wohnen

Die bekannteste neuere Wohnform ist das , Betreute Wohnen” oder auch ,, WWohnen mit Servi-
ce” genannt. Fir einen kleineren Personenkreis der Alteren ist diese Wohnform interessant, weil
sie ,normales Wohnen” mit niederschwelligen Sicherheitsleistungen wie Ansprechpartner,
Hausmeisterservice und Notruf verbindet. Heidelberg verfiigt aktuell Gber 9 Wohnanlagen mit
insgesamt 687 Wohnungen. 89 weitere Wohnungen sind in Planung.

In Fachkreisen wird von einem 2,5 %-igen Bedarf an Betreuten Wohnungen bezogen auf die
Bevolkerung der Uber 65-Jahrigen ausgegangen, der sich mit stadtischen Erfahrungen deckt.
Gemessen an der 2,5 %-Regel ware der Bedarf bereits weitgehend Uberschritten. Zu bemerken
ist allerdings, dass von diesen 776 Betreuten Wohnungen 551 Wohnungen fir die altere Klientel
zur Verfligung stehen, die ein hohes Einkommen haben und/oder Uber hohes Vermdgen verfu-
gen. Das sind 71% aller Betreuten Wohnungen!

Die verbleibenden 29 % verteilen sich fast gleichmaBig auf Angebote fiir Menschen mit niedri-
gem bis mittleren Einkommen (67 Wohnungen) und fur den mittleren bis hdheren Einkom-
mensbereich (69). Damit wird deutlich, dass der Bedarf zwar in der Wohnungsanzahl gedeckt
ist, allerdings die Zugangsmaoglichkeiten fir Menschen mit geringem bis mittlerem Einkommen
deutlich erschwert sind.

Gemeinschaftliche Wohnprojekte

Die gemeinschaftlichen Wohnprojekte werden von einer anderen, kleineren aber zunehmend
wachsenden Personengruppe nachgefragt. Sie sind in der Regel von interessierten alteren Men-
schen initiiert und organisiert, die nach einer Alternative zum ,Heim"” und auch zum ,Betreuten
Wohnen” suchen. Sie wollen im wortlichen Sinn ,,selbstbestimmt Leben und Wohnen™.

In Heidelberg gibt es seit 1999 eine solche Initiativgruppe, ein eingetragener, gemeinnitziger
Verein (OASE e.V.), der nunmehr rund 40 Mitglieder zahlt. Noch in 2007 wird voraussichtlich mit
dem Bau des ersten Wohnprojekts , Prisma” begonnen.

Stationare Angebote
Zu den stationaren Angeboten zadhlen die 413 Wohnheimplatze sowie die 1.186 Dauerpflege-
platze. Damit wohnen rund 1.600 dltere Menschen in Heimen und Seniorenwohnanlagen. Be-
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zogen auf die 65 Jahrigen und Alteren waren das rund 7 %, die nicht mehr in den eigenen vier
Wanden wohnen'.

Laut dem aktuellen Landespflegeplan vom Juni 2007 liegen die Eckwerte fir stationare Pflege-
platze in Heidelberg im Jahre 2015 zwischen 1.210 und 1.330 Platzen, fir die Tagespflege zwi-
schen 30 und 40 Platzen und fir die Kurzzeitpflege bei 20 Platzen. Diese Vorgaben sind mit den
in Planung befindlichen 74 Platzen erreicht. Bei den Tagespflegeplatzen gibt es 47 Platze und in
der Kurzzeitpflege sind es bereits 40 Platze, wobei fast alle Heidelberger Heime bereit sind, im
Bedarfsfall Kurzzeitpflegeplatze , einzustreuen”, wenn Kapazitaten frei sind.

6.4 Geforderte und vertraglich gebundene Wohnungen

Innerhalb des Heidelberger Wohnungsmarktes gibt es Teilmarkte, die nur bestimmten Gruppen
vorbehalten sind. Der Zugang zu diesen Wohnungen oder Wohnmaoglichkeiten ist entweder an
die Lebenslage gekoppelt und/oder die Einkommenssituation. Zur ersten Gruppe gehdren wie
bereits erwahnt die Angebote fir dltere Menschen und einige fiir Menschen mit besonderen
Behinderungen sowie Studierende. Uber die Angebote fir Studierende wurde in den jeweiligen
Stadtteilrahmenplane ausfihrlich informiert. Es kann im Rahmen dieser Studie nicht vertieft
werden. Dass das Angebot nicht ausreichend ist, belegen die jahrlichen Kampagnen des Studen-
tenwerkes zur Anwerbung von Wohnungen und Zimmer fir diese Zielgruppe und die hohen
Einpendelzahlen.

Zur zweiten Gruppe gehoren die geférderten Wohnungen, die einer Sozialbindung unterliegen
und die nur unter bestimmten Einkommensvoraussetzungen bezogen werden kénnen oder
sonstige durch Vereinbarung gebundene Wohnungen, auf die im folgenden eingegangen wird.

Zum Bezug einer geférderten und damit belegungs- und / oder mietpreisgebundenen Wohnung
wird ein Wohnberechtigungsschein bendétigt, mit dem der/die Nachfragende nachweist, dass sie
die Einkommensgrenzen nach § 9 Wohnraumférderungsgesetz einhalt. Diese variieren bei den
einzelnen Wohnungen je nach Forderart und Férderjahrgang. Derzeit liegt die allgemeine Gren-
ze bei einem Vier-Personen-Haushalt mit zwei Kindern bei einem Jahreseinkommen von

27.200 Euro bzw. 2.266 Euro pro Monat (vgl. Ubersicht im Anhang). Hierbei zahlt u.a. das Kin-
dergeld nicht mit. Sie erfasst damit unterdurchschnittlich Verdienende, aber nicht ausschlieBlich
arme oder armutsgefahrdete Haushalte. Am nachsten kommen die Einpersonenhaushalte der
Armutsgefahrdungsgrenze. Jede 10. Wohnung in Heidelberg unterliegt einer Bindung, ist also
bestimmten Einkommensbeziehern vorbehalten. Ihre Verteilung im Stadtgebiet ist sehr unter-
schiedlich. Weit Uber die Halfte (57,5 %) der Wohnungen befindet sich in den vier Stadtteilen
Emmertsgrund, Kirchheim, Boxberg und Bergheim. Im Emmertsgrund machen sie fast die Halfte
der Wohnungen im Stadtteil aus, auf dem Boxberg mehr als ein Drittel. DemgegenUber liegt der
gebundene Wohnungsanteil in den Stadtteilen Schlierbach, Weststadt, Stidstadt, Neuenheim
und Ziegelhausen bei unter 5 %. Bei unterdurchschnittlichem Verdienst ist damit die Wohn-
standortwahl in Heidelberg stark eingeschrankt, wahrend Besserverdienende im Umkehrschluss
nur in zwei Stadtteilen einem eingeschrankten Wohnungsangebot gegentber stehen, namlich
im Stadtteil Boxberg und Emmertsgrund.

1 Bei dieser Schatzung bleiben jiingere Behinderte auBen vor, sowie Altere, die bei ihren Angehérigen gepflegt
werden
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Verdient ein Haushalt, der in einer Wohnung des sogenannten ersten Férderweges lebt, im Lau-
fe der Jahre mehr und liegt Gber den geforderten Einkommensgrenzen, kann er wohnen blei-
ben, muss aber in Heidelberg eine sogenannte Fehlbelegungsabgabe' zahlen. Diese Regelung
gilt nicht far den Emmertsgrund, um nicht unerwinschte Ausziige auszulésen, denn hier ist ein
Verbleib besser verdienender Haushalte ausdrtcklich erwiinscht zur Stabilisierung einer sozialen
Mischung.

2005 zahlten 200 Haushalte auBerhalb des Emmertsgrundes eine Fehlbelegungsabgabe in Hohe
von durchschnittlich 56 Euro und im Jahr 2006 229 Haushalte in Héhe von durchschnittlich

55 Euro pro Monat. Die Quote der fehlbelegten Wohnungen in diesem Teilsegment betrug da-
mit 13 % bzw. 15 %.?

Die Landesregierung sieht vor, diese Regelung zum Ende des Jahres auslaufen zu lassen. Dann
werden die Fehlsubventionierungen nicht mehr abgeschopft werden kénnen. Fir Fehlbeleger/-
innen gibt es dann keinen Anreiz mehr, ihre angestammte Wohnung zu verlassen und fir einen
benachteiligten Haushalt frei zumachen. Fur die eigentliche Zielgruppe der Einkommensschwa-
chen ware dies von Nachteil, wenn die Fluktuation im preisglinstigen Wohnungsbestand sinkt.
Dem Aspekt der sozialen Durchmischung wurde jedoch auf Landesebene immer mehr Rechnung
getragen, was letztendlich zu dieser politischen Entscheidung fihrte.

Tabelle 49: Wohnungsbestand insgesamt und mit Sozialbindung nach Stadtteilen am

31.12.2006
Darunter Wohnungen mit Sozialbindung
Stadtteil Wohnungen darunter mit:
insgesamt Insgesamt gesetzlicher oder ver- freiwilliger
traglicher Bindung* Bindung "
abs. abs. in % abs. in % abs. in %
Schlierbach 1.674 73 4,4 13 17,8 60 82,2
Altstadt 5.200 423 8,1 423 100,0 0 0,0
Bergheim 4112 726 17,7 349 48,1 377 51,9
Weststadt 6.530 219 3,4 219 100,0 0 0,0
Sudstadt 2.136 35 1,6 3 8,6 32 91,4
Rohrbach 7.665 569 7.4 569 100,0 0 0,0
Kirchheim 8.436 1.404 16,6 1.240 88,3 164 11,7
Pfaffengrund 3.948 485 12,3 485 100,0 0 0,0
Wieblingen 4.734 634 13,4 562 88,6 72 11,4
Handschuhsheim 9.357 466 50 306 65,7 160 34,3
Neuenheim 6.688 12 0,2 12 100,0 0 0,0
Boxberg 2.122 739 34,8 180 244 559 75,6
Emmertsgrund 2.657 1.273 47,9 1.231 96,7 42 3,3
Ziegelhausen 5.085 147 2,9 130 88,4 17 11,6
Gesamtstadt 70.344 7.205 10,2 5.722 79,4 1.483 20,6

1) Wohnungen mit einer freiwilligen Begrenzung der Sollnettokaltmiete
Quelle: Amt fur Stadtentwicklung und Statistik, Amt fur Baurecht und Denkmalschutz, GGH

1 Kommunen kénnen eine Fehlbelegungsabgabe erheben, wenn sie als Gebiet mit erhohtem Wohnraumbedarf
anerkannt sind. Das Geld ist zweckgebunden in den geforderten Wohnungsbau zu reinvestieren. Diese Regelung
lauft zum Ende des Jahres 2007 aus.

2 Angaben des Amtes fur Baurecht und Denkmalschutz
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Vom Bestand an &ffentlich ~ Abbildung 55:
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einkommensschwacher

Haushalte dennoch zu si-

chern, hat sich die GGH verpflichtet’, insgesamt 3.500 Wohnungen fiir diese Zielgruppe vorzu-
halten. Dies entspricht rund 50 % des derzeitigen Wohnungsbestandes der GGH. Knapp 1.500
dieser Wohnungen gehéren zu denjenigen, bei denen die Sozialbindung bereits ausgelaufen ist.
lhre neue Miete wird nicht der Marktmiete unterworfen, sondern ,freiwillig” gebunden, d.h. fur
sie wird eine Mietobergrenze festgelegt, die 5,50 Euro je Quadratmeter netto kalt nicht Gber-
schreitet (heutige Preise). Weitere 2.000 Wohnungen mit dieser Hochstgrenze befinden sich
noch im gesetzlich oder vertraglich gebundenen Bestand.

Eine weitere Art gebundenen Wohnraums kann seit Mitte 2005 in Heidelberg entstehen. Der
Gemeinderat? hat einen Grundsatzbeschluss fir ein Baulandmanagement beschlossen. Danach
werden kinftig 20% der neu hinzukommenden Wohnflachen in neu zu entwickelnden Gebie-
ten als gebundener Wohnraum entstehen und nach sozialen Kriterien vergeben. Dieser Wohn-
raum ist fir mittlere Einkommensbezieher vorgesehen, die sich als sogenannte Schwellenhaus-
halte auf dem Heidelberger Wohnungsmarkt schwer tun, da ihre Einkommen fir den geférder-
ten Wohnraum zu hoch sind, aber gleichzeitig zu niedrig, um die hohen Mieten und Bodenprei-
se zahlen zu kénnen.

6.5 Wohnkostenbelastung

Der Mietspiegel®, der alle zwei Jahre neu aufgelegt wird, zeigt, welche Mietzuschldge zur jeweils
glltigen Basisquadratmetermiete, in die auch Ausstattungsmerkmale und das Baualter einge-
hen, maglich sind.

Die Zuschlage zeigen eine groBBe Varianz von 0 % im Stadtteil Boxberg bis zu 34 % im Stadtvier-
tel Neuenheim-Ost.

1 DS 0076/2007/BV GGH-Strategie, GR-Beschluss vom 29.03.2007

2 am 02.06.2005 mit einer Fortschreibung des Wohnungsentwicklungsprogramms (DS 0074/2005/BV Wohnungs-
entwicklungsprogramm mit Grundsatzbeschluss zum Baulandmanagement)

3 Stadt Heidelberg - Amt fur Stadtentwicklung und Statistik (Hrsg.): Mietspiegel 2005 der Stadt Heidelberg, Heidel-
berg 2005
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Vergleicht man die Gruppe Abbildung 56:

der Stadtteile mit den
hoéchsten Mietzuschldagen
mit denjenigen, die die
geringsten haben, findet
sich in Teilen das Bild wie-
der, das sich auch bei der
raumlichen Darstellung
verschiedener Problemla-
gen in Kapitel 4 zeigt.

Wohngeld

Die Wohngeldstatistik eig-
net sich am besten fir die
Analyse der Wohnkosten-
belastung einkommens-
schwacher Haushalte.

Zum 1. Januar 2005 sind
grundlegende Anderungen
im Wohngeldrecht in Kraft
getreten. Die wichtigste
Anderung ist, dass Emp-
fanger/innen so genannte

Transferleistungen, wie z.B.

Arbeitslosengeld Il, Sozial-
geld, Sozialhilfe oder
Grundsicherungsleistungen
im Alter und bei Erwerbs-
minderung vom Wohngeld
ausgeschlossen sind. Deren
Unterkunftskosten werden
im Rahmen der jeweiligen
Sozialleistung bericksich-
tigt. In Heidelberg hatte

Mietspiegelzonenzuschlége in Heidelberg 2005

Ziegelhausen

14 %)

%

Schiiarbach

Zonenzuschlige in %
0 bis unter 10
| 10 bis 20

B iver zo

CQuelle: Amt fir

und Statistik 2005

Tabelle 50: Wohngeld-Einkommensgrenzen und Hochstbetrage
fur die zuschussfahige Miete in Gemeinden der Mie-

tenstufe V
Zahl der zum Haus- Grenzen fiir das Hochstbetrag fiir
halt rechnenden monatliche Gesamt- | die zuschussfahi-
Familienmitglieder einkommen* ge Miete*
1 810 € 350 €
2 1.110 € 425 €
3 1.370 € 505 €
4 1.800 € 590 €
5 2.060 € 670 €

*gemaRk Wohngeldformel fir Wohnraum, der nach dem 31.12.1991 bezugs-
fertig wurde. Hierbei wird das Kindergeld nicht eingerechnet.
Quelle: Bundesministerium fur Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

dies zur Folge, dass die Zahl der Empféngerhaushalte von 5.616 auf 1.968 absank, d.h. sich um

3.600 Haushalte reduzierte.

Wohngeld ist ein staatlicher Zuschuss zu den Kosten fiir Wohnraum. Diesen Zuschuss gibt es als

e Mietzuschuss fur Mieter einer Wohnung oder eines Zimmers,

e Lastenzuschuss fur den Eigentimer eines Eigenheims oder einer Eigentumswohnung.

Unerheblich fur die Leistung des Zuschusses ist, ob der Wohnraum in einem Alt- oder Neubau
liegt und ob er 6ffentlich geférdert, steuerbeginstigt oder frei finanziert worden ist. Vorausset-
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zung fur den Miet- oder Lastenzuschuss ist, dass der/die Wohnungsinhaber/in den Wohnraum
bewohnt und die Miete oder Belastung dafur aufbringt.

Auf Wohngeld besteht ein Rechtsanspruch. Seine Héhe hangt von folgenden Faktoren ab:

e der Zahl der zum Haushalt gehérenden Familienmitglieder,
e der Hohe des Einkommens der zum Haushalt gehérenden Familienmitglieder,

e der Hohe der zuschussfahigen Miete bzw. Belastung.

Werden die Bedingungen erfullt, wird das Wohngeld in der Regel fur zwélf Monate bewilligt.
Danach ist ein neuer Antrag erforderlich.’

Die Grenzen fur das monatliche Gesamteinkommen und die anrechnungsfahige Miete werden
nach sechs Mietenstufen unterschieden. Heidelberg gehért zusammen mit Freiburg und Stutt-
gart zu den Stadtkreisen, die in der Mietenstufe V liegen, der héchsten in Baden-Wirttemberg.
Sie gilt auch in den beiden Nachbargemeinden Leimen und Eppelheim. In Mannheim und den
meisten angrenzenden Gemeinden in der Nahe zu Heidelberg gelten die Stufe IV, bei allen ent-
fernteren die Mietenstufe Ill (Vgl. Karte im Anhang). Angenommen, die Wohnung wurde nach
1992 errichtet, so kénnen maximal 350 Euro bei einer Person oder 670 Euro bei finf Personen
berticksichtigt werden.?

Uberschlagig betrachtet liegen die Grenzen unter der in Kapitel 1 vorgestellten Armutsgefahr-
dungsgrenzen. Rechnet man bei den Mehrpersonenhaushalten noch das Kindergeld mit ein,
kénnen sich bei Vier- und Mehrpersonenhaushalten Uberschreitungen ergeben, nicht jedoch bei
den Ein-, Zwei- und Drei-Personenhaushalten.

Wer und wie viele erhalten in Heidelberg Wohngeld?
Zum 31.12.2005 erhielten in Heidelberg

Tabelle 51:  Wohngeldhaushalte je 1.000 Ein-
1.968 Haushalte Wohngeld, darunter 98 %

wohner/innen

einen Mietzuschuss und 2 % (39 Falle) als

. Haushalte pro 1000 Ein-

Wohneigentiimer einen Lastenzuschuss. Stadtkreis wohnerfinnen®
Stuttgart 7

Heidelberg liegt unter den Stadtkreisen Heilbronn 9
gleich nach Freiburg an zweiter Stelle bei Baden-Baden 8
der Zahl der Wohngeldbezieherhaushalte je | Karlsruhe 8
1.000 Einwohner/innen. Auch kein Land- :'Ae'deLb?rg 1;
kreis hat hdhere Werte als diese Stadte. Pfi:;h;'rr: 3
. . Freiburg 16
Vergleicht man die Zusammensetzung der Uim 8
Wohngeldempfangerhaushalte mit derjeni- Rhein-Neckar-Kreis 5
gen von Heidelberg, zeigt sich, dass vor Baden-Wiirttemberg 6

allem Haushalte mit Kindern Gberproportio-  Quelle: Statistisches Landesamt, Statistische Berichte a.a.O.
nal vertreten sind. Der Anteil der Haushalte * Amtliche Einwohnerzahl zum 30.6.2005
mit zwei und mehr Kindern ist mehr als

1 Internetinformation des Bundesministeriums fur Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
2 Eine differenzierte Tabelle ist im Anhang abgedruckt
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doppelt so hoch wie bei den Haushalten allgemein in Heidelberg. Auch die Haushalte mit einem
Kind sind Uberproportional vertreten. Dafir liegt der Anteil von Mehrpersonenhaushalten ohne
Kinder bei nur einem Drittel von demjenigen in Heidelberg. Beim Anteil der Einpersonenhaushal-
te sind keine nennenswerten Unterschiede feststellbar.

Unterscheidet man die Haushalte nach ihrem Erwerbsstatus sind in Heidelberg erwartungsge-
maB die Studierenden Uberproportional gegentiber dem Landesdurchschnitt vertreten, die Er-
werbstatigen und die Rentner dagegen unterproportional. Die Nicht-Erwerbspersonen dominie-
ren eindeutig mit knapp 70 %. Die Arbeitslosen gehdren zu dem Kreis der Arbeitssuchenden,

Abbildung 57: Struktur der Empfangerhaushalte von Allgemeinem Wohngeld in Heidelberg im
Vergleich zur Haushaltsstruktur insgesamt am 31.12.2005

Struktur der Empféngerhaushalte von Aligemeinem Haushaltsstruktur in Heidelberg am 31.12.2005
Wohngeld in Heidelberg am 31.12.2005

Haushalte mit 2 und Haushalte mit 2

mehr Kindern* Einpersonen- und mehr Kindern
19,8% — _—haushalte ) 7,6% \ Einpersonen-
58,7% Haushalte mit haushalte
einem Kind __ / 60.6%
Haushalte 87% ’
mit einem ’
Kind* ____
14,4% /
Mehrpersonenhaus- Mehrpersonenhaus-
- N = 1.968 halte ohne Kinder N = 79.348
halte ohne Kinder o .
7.2% 23,2%

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wiirttemberg,
eigene Berechnungen , Amt fur Stadtentwicklung und
Statistik

*kindergeldberechtigt
Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg

Quelle: Statistisches Landesamt, Sonderabfrage

die keine Leistungen beziehen oder den Arbeitslosengeld | Empfénger/innen, die Gber das
Wohngeld mehr Unterstiitzung erhalten als Uber die Aufstockung durch ALG II.

Insgesamt leben in den 1.968 Wohngeldhaushalten 3.820 Personen, darunter 1.295 Kinder un-
ter 25 Jahren, die kindergeldberechtigt sind. Eine genauere Betrachtung der Zwei- und Mehrper-
sonenhaushalte zeigt, dass unter den 813 Zwei- und Mehrpersonenhaushalte 327 Alleinerzie-
hende (40 %) mit insgesamt 492 Kindern sind.

Wohnflachenversorgung und Wohnkostenbelastung der Wohngeldhaushalte

Wie nachfolgende Tabelle zeigt, liegt die Pro-Kopf Wohnfldchenversorgung nur bei den Ein-
Personen-Haushalten im Heidelberger Durchschnitt, bei allen anderen HaushaltsgréBen liegt sie
weit darunter. Der allgemeine Durchschnitt von 54 m? der Heidelberger Wohngeldhaushalte ist
der geringste im Land (Landesschnitt 69 m?2), was auf den hohen Studierendenanteil zurtick zu
fihren ist. Die Wohnkosten' (ibersteigen bei den Ein-Personen-Haushalten deutlich die Heidel-
berger Durchschnittsmiete von 7,28 Euro, dagegen liegt sie bei den Zwei- und Mehrpersonen-
haushalten darunter. Mit 6,87 Euro je m2 haben die Heidelberger Wohngeldempfanger/innen

1 Hier gibt es eine geringe Unscharfe, die aber vernachlassigbar ist, da auch 2 % Eigentimerhaushalte mit ihrer
Belastung in den Zahlen bertcksichtigt sind.
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Abbildung 58: Empfangerhaushalte von Allgemeinem Wohngeld in Heidelberg und Baden-
Wirttemberg am 31.12.2005 nach Erwerbsstatus

In Heidelberg In Baden-Wiirttemberg
s . Sonstige
Zns?ge Erwerbstétige 6,8%
9% \ 30,9% Student/innen \ Erwerbstitige

< — 40,7%

Student/innen

24,3%

4,4% _\

Rentner/innen,

Rentnerfinnen, Arbeitslose Pensionire

Pensiondre .~ 8,4% Arbeitslose
31,4% 36,8% 11,2%

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wiirttemberg Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wurttemberg

die zweithdchste Wohnkostenbelastung (nach Stuttgart mit 7,03 Euro), die 17,6 % Uber dem
Landesschnitt liegt.

Auch bei einer Unterscheidung nach Baualtersklassen zeigt sich im Stadtevergleich, dass die Hei-
delberger Wohngeldhaushalte die hdchsten Mieten zu zahlen haben. Beim Baujahr 1966 und
junger liegt Heidelberg an der Spitze, bei den Jahrgangen davor an zweiter Stelle wie die Tabelle
im Anhang zeigt.

Wie hoch ist das ausbezahlte Wohngeld in Heidelberg

Uber die Halfte erhielt zum 31.12.2005 weniger als 100 Euro, nur gut 14 % uber 200 Euro pro
Monat. Angesichts der Heidelberger Mieten und dem geringen durchschnittlichem Gesamtein-
kommen (es war 2005 das niedrigste
bei den Wohngeldempfangern im
Land) dirften mit diesen Betragen
keine nennenswerten Entlastungsef-
fekte erfolgt sein, auch wenn der
durchschnittliche Wohngeldanspruch

Abbildung 59: Zwei- und Mehrpersonenhaushalten, die
in Heidelberg am 31.12.2005 - Allge-
meines Wohngeld bezogen nach Kinder-
zahl

300

von 114 Euro an dritter Stelle im 283

Land lag. Die tatsachliche Miete

250 79
Uberschritt die bericksichtigungsfa- 224
hige Miete um durchschnittlich

12,4 % (Land 13,2 %).

N=813
200 -

mAlleinerziehend
150 4 141 138 (327)

117
Knapp die Halfte (49,2 %) der

Wohngeldbezieher/innen Uberschritt
die vom Gesetzgeber vorgesehenen
Hochstbetrage der beriicksichti-

0 33

100 - 204

50

Zahl der Mehrpersonenhaushalte

86
s . . .
gungsfahigen Miete. Mit anderen 04 : :
Worten: dle H('jchstgrenze entspricht kein Kind 1 Kind 2 Kinder 3 Kinder 4 und mehr

Kinder
trotz Zuordnung in Mietenstufe V Quelle: Statistisches Landesamt, Sonderabfrage
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nicht der Heidelberger Marktreali- ~ Tabelle 52: Durchschnittliche Wohnfldche und Wohnkos-

tat, was nicht verwundern kann, tenbelastung der Empfanger/innen von All-
denn diese Grenzen wurden seit gemeinem Wohngeld am 31.12.2005 in Hei-
Januar 2002 nicht mehr ange- delberg
passt. Diese Dls'krepanz zwischen Haushalte mit ... m? m? pro m? - Miete bzw.
anerkannter Miete und Marktrea- p .
o . ersonen Person Belastung in €
|I’[<?’[ ist in anderen Krers.en und 1 37 37 751
Staqlten noch ausgepr?gter. Im 2 o1 305 6.39
Rhein-Neckar-Kreises Uberschrit-

3 77 25,6 6,46

ten insgesamt 62,3 %, im baden-
wurttembergischen Teil der Met- 4 85 21,3 6,45
ropolregion bei 59,8 %.', der

. ) 5 95 19 6,55
Wohnge!dbemeher o!en Hlochtst- 6 und mehr 108 6.19
wert. Heidelberg weist mit seinen

Insgesamt 54 6,87

49,2 % damit im Landesvergleich
den zweitniedrigsten Wert auf.

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg, Sonderabfrage

Bedauerlicherweise werden die Daten nicht kleinrdumig ausgewertet, auch nicht nach Staatsan-
gehdrigkeit. Nach Auskunft der Wohngeldstelle kommen die Antrége aus allen Stadtteilen Hei-
delbergs. Anzumerken ist an dieser Stelle, dass Wohngeldleistungen nur Auslander/innen bezie-
hen kénnen, die eine Niederlassungserlaubnis haben, jene mit befristetem Aufenthaltsstatus sind
von dieser und dhnlichen &ffentlichen Transferleistung ausgeschlossen.

Informationen Uber das Wohngeld sind ausschlielich Gber das Internet zu erhalten, eine Bro-
schire gibt es nicht. Altere Haushalte und bildungsferne Haushalte durfte dieser Informations-
weg kaum zuganglich sein, so dass durchaus damit gerechnet werden muss, dass aus diesen
Haushalten nicht alle Anspruchsberechtigten einen Wohngeldantrag stellen.

Nebenkostenbelastung

Beim Wohngeld wird in rund der Halfte der Falle die Miete nicht in voller Hohe anerkannt, Ne-
benkosten werden tberhaupt nicht beriicksichtigt. Die gestiegenen Energie- und Wasserkosten
bereiten nach den Erfahrungen der Liga der Freien Wohlfahrtspflege immer mehr einkommens-

Tabelle 53: Empfangerhaushalte von Allgemeinem Wohngeld am 31.12.2005 in Heidelberg nach
Hohe des monatlichen Wohngeldes (Mietzuschuss und Lastenzuschuss)

Davon mit monatlichem Wohngeld von ... bis unter ... Euro

Empfanger-| ge- |unter| 25 - | 50 - | 75-| 100-( 125-| 150 -| 200 -| 250 -| 300 oder | Durchschnittl.
Haushalte samt | 25 50 75 100 125 150 200 | 250 | 300 mehr monatlicher

insgesamt Euro | Euro | Euro | Euro | Euro | Euro | Euro | Euro | Euro | Euro| Euro Wohngeldan-
spruch in Euro

Absolut 1968 | 133 | 286 | 322 | 305 | 234 | 194 | 216 | 154 | 56 68 114

In Prozent 100 | 6,8 | 145|164 | 1556 | 11,9 99 | 11,0 | 7,8 | 2,8 3,5

Quelle: Statistisches Landesamt, Statistischer Berichte, K VII 1 — J/05 Wohngeld - und Wohngeldempfanger in Baden-
W(rttemberg am 31.12.2005

1 Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg (Hrsg.): Statistischer Bericht K VII 1 — j/05 Wohngeld- und Wohn-
geldempfanger in Baden-Wirttemberg am 31.12.2005
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schwachen Haushalten finanzielle Probleme. Derzeit wird bei den Stadtwerken nach einem An-
trag des Gemeinderates ein Nothilfefonds' in Hohe von 50.000 Euro firr diese Haushalte einge-
richtet.

6.6 Wohnen ohne Mietvertrag - wer die Wohnung verloren hat

Ende 2006 lebten rund 1.000 Menschen nicht mit eigenem Mietvertrag in einer reguldaren Woh-
nung des Wohnungsmarktes oder in einem Heim, sondern in einer ihnen zugewiesenen Woh-
nung des Amtes flr Soziales und Senioren. Hierzu gehéren auch Asylbewerber und sonstige
Fluchtlinge, die Heidelberg zugewiesen werden. Sie kommen zunachst in eine Gemeinschaftsun-
terkunft. Sie haben noch keine Méglichkeit, eine eigene Wohnung zu suchen. Das ist erst mog-
lich, wenn sie anerkannt worden sind oder eine Duldung haben. Sie stellen fast die Halfte der
Personen, die in einer zugewiesenen Unterkunft leben.

Die Fachstelle fur Wohnungsnotfalle hat derzeit (Stand 31.12.2006) 306 Wohnungen von Drit-
ten angemietet, die sie als Obdachlosenunterkiinfte nutzt oder zur Unterbringung von Asylbe-
werbern und Fluchtlingen. Ferner betreibt sie 10 Gemeinschafsunterkinfte, darunter zwei far
Obdachlose und acht fur Flichtlinge. Fir den Personenkreis der Nichtsesshaften werden im Win-
ter noch zusatzlich einfache Ubernachtungsplatze bereitgestellt. Die Unterbringung in Obdach-
losen- und Fluchtlingsunterkinften erfolgt grundsatzlich nur mittels Einweisungsverfigung auf
der Grundlage des Polizeigesetzes” sowie auf der Grundlage der jeweiligen Satzung (iber die
Benutzung von Obdachlosen- und Fliichtlingsunterkinften der Stadt Heidelberg.

FUr den (drohenden) Verlust der Wohnung gibt es in der Regel folgende Griinde:

1. Mietschulden
2. mietwidriges Verhalten
3. Kundigung wegen Eigenbedarfs

Wenn die ersten beiden Grinde zutreffen, ist es fur die Betroffenen nahezu unmaglich, sich auf
der Bewerberliste fir GGH-Wohnungen des gemeinsam von Stadt und GGH betriebenen Mietin-
teressentenbiiros vormerken zu lassen. Bei anstehendem Wohnungsverlust kann bei fehlenden
Selbsthilfemoglichkeiten die Einweisung in eine Obdachlosenunterkunft erfolgen. Auch auf dem
freien Mietwohnungsmarkt gehen immer mehr Vermieter dazu Gber, nur noch gegen eine Schu-
faselbstauskunft zu vermieten. Ist diese negativ, kommt kein Mietverhaltnis zustande.

Obdachlosenunterkiinfte
Zum 31.12.2006 lebten 528 Personen in Obdachlosenunterkiinften, ca. 52 % von ihnen im
Morgelgewann, Kirchheimerweg 67.

Der Migrantenanteil ist vor allem in den dezentralen Unterkinften sehr hoch. Im Mittel hat dort
jeder zweite Bewohner einen Migrationshintergrund. Der Anteil liegt weit Gber dem fir 2005

1 DS 0070/2007/IV Errichtung eines Nothilfefonds fur arme und bedurftige Schuldnerinnen der Stadtwerke Heidel-
berg AG, im GR am 21.06.2007

2 8§ 1,3 und5 des Polizeigesetzes fur Baden-Wurttemberg (PoLG) in der Fassung vom 16.01.1968, zuletzt gean-
dert durch Gesetz vom 18.07.1983
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geschdtzten gesamtstadtischen Anteil von 27 % Einwohner/innen mit Migrationshintergrund. Im
Morgelgewann sind es ein gutes Drittel, die hierzu zahlen.

Auch der Kinderanteil in Obdachlosenunterkinften liegt mit Ausnahme der Gemeinschaftsun-
terklnfte, die vor allem Alleinstehenden vorbehalten sind, mehr als doppelt so hoch wie der
durchschnittliche Kinderanteil (13,5 %) in der Stadt. Bezieht man die Zahl der Alleinerziehenden
auf die Zahl der Parteien, so liegt der Anteil Alleinerziehender in den dezentralen Unterkiinften
fast fiinf mal so hoch wie im stadtischen Durchschnitt. Im Mérgelgewann entspricht der Wert
dem gesamtstadtischen.

Wesentlich mehr Manner als Frauen werden in Obdachlosenunterkiinften eingewiesen.

Nicht alle Haushalte leben von Transferleistungen. Jede vierte Person in den dezentralen Unter-
kinften lebt in einem Haushalt, der seine Miete selbst bezahlen kann. Hier sind es hauptsachlich
die Schulden, die den Zugang zum normalen Wohnungsmarkt versperren. Im Mérgelgewann
lebt fast jede zweite Person in einem Selbstzahlerhaushalt, hier dominieren andere Problemlagen
(Suchtprobleme, , mietwidriges” Verhalten etc.), die einem reguldren Mietverhaltnis entgegen-
stehen.

Die Verweildauer in den einzelnen Unterkinften ist sehr unterschiedlich. Wahrend im Mérgelge-
wann zum Teil schon die dritte Generation lebt, sind Aufenthalte in den Gemeinschaftsunter-
kanften von wenigen Wochen nicht selten. Eine Riickkehr in den normalen Wohnungsmarkt ist
durchaus maéglich, aber sehr schwer. Meist schaffen dies nur seelisch starke und motivierte Per-
sonen/Familien. Ein Arbeitsplatz und ein zum Lebensunterhalt ausreichendes, gesichertes Ein-
kommen sind hierzu unerlasslich. Die Fluktuation in den Obdachlosenunterkinften lag 2006 bei
76 Einweisungen (144 Personen) und 81 Wegziigen/Umsetzungen (182 Personen).

Tabelle 54: Personen und Parteien in Obdachlosenunterkiinften zum 31.12.2006 in Heidelberg

Unterkunftsart In dezentralen Im Mérgel- In Gemein- Summe
Unterkiinften gewann schaftsunter-
kiinften

absolut| in % |absolut| in % |absolut| in % |absolut| in %

Personen insgesamt 205 100,0 273 100,0 50/ 100,0 528| 100,0
davon Ménner 109| 532 144\ 52,7 44| 88,0 297| 56,3
Frauen 96| 46,8 129| 47,3 6] 12,0 231] 438

davon Deutsche 107 52,2 170 62,3 38 76,0 315 59,7
Auslander 55| 26,8 80| 29,3 10/ 20,0 145 27,5

Deutsche ausléndischer Herkunft 43| 21,0 23 8,4 2 4,0 68 12,9
davon unter 18-Jahrige 68| 332 78, 28,6 5/ 10,0 151 28,6

18-unter 65 Jahrige 126| 61,5 166/ 60,8 43| 86,0 335 634

Uber 65 Jéhrige 11 5,4 29| 10,6 2 4,0 42 8,0

davon ALG-II Bezieher 142| 69,3 114| 41,8 27| 54,0 283| 536
Grundsicherungsempf./HLU/USG 11 5,4 28| 10,3 14| 28,0 53| 10,0

Selbstzahler 52| 25,4 131 48,0 9 18,0 192, 36,4

Parteien insgesamt 99| 100,0 110/ 100,0 44| 100,0 253| 100,0
darunter Alleinstehende 44| 444 41 37,3 40/ 90,9 125| 49,4

darunter Alleinerziehende 24| 24,2 5 4,5 0 0,0 29 11,5

Quelle: Amt fir Soziales und Senioren
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Wie die nebenstehende Abbildung 60:
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gen bzw. im Aussiedler-

heim untergebracht und betreut. Die meisten dezentralen Unterklnfte befinden sich im Stadtteil
Bergheim. Die Gemeinschaftsunterkinfte befinden sich in den Stadtteilen Bergheim, Kirchheim,
Pfaffengrund und Rohrbach.

Neue Unterkunft in der Henkel-Teroson-Stra3e

Flichtlinge kommen zundachst in der Regel in die Unterkunft in der Henkel-Teroson-StraBBe. Dort
befanden sich Ende 2006 48 Personen im Asylbewerberverfahren. Nach Abschluss dieses Ver-
fahrens werden sie in eine dezentrale Unterkunft umgesetzt oder gehen auf den freien Woh-

Tabelle 55: Personen und Parteien in Heidelberger Fliichtlingsunterktinften und im Ubergangs-
wohnheim zum 31.12.2006

Unterkunftsart In dezentralen In Gemein- Im Uber- Summe
Unterkiinften | gschaftsunter- | gangswohn-
kiinften heim

absolut| in % |absolut| in % |absolut| in % |absolut| in %

Personen insgesamt 156| 1700,0 214 100,0 61/1700,0 431| 100,0

davon Manner 72| 46,2 118, 55,1 30| 49,2 220, 51,0
Frauen 84| 538 96| 44,9 31| 50,8 211 49,0

davon unter 18-Jahrige 51| 32,7 84| 39,3 12| 19,7 147) 34,1
18-unter 65 Jahrige 99| 63,5 122| 57,0 44| 72,1 265| 61,5

Uber 65 Jahrige 6 3,8 8 3,7 5 82 19 4.4

davon ALG-Il Bezieher 35| 224 20 9,3 45| 73,8 100| 232
Grundsicherungsempf./Asyl/HLU/USG 107, 68,6 179 83,6 3| 49 289, 67,1
Selbstzahler 14 9,0 15 7,0 13| 21,3 42 9,7

Parteien insgesamt 62| 100,0 106| 700,0 34/100,0 202| 100,0
darunter Alleinstehende 24| 38,7 61 57,5 19| 55,9 104| 51,5

darunter Alleinerziehende 9 14,5 17 16,0 3| 88 29 14,4

Quelle: Amt fir Soziales und Senioren

1 In den Stadtteilen Handschuhsheim, Neuenheim, Schlierbach und Stdstadt hat die Stadt keine Wohnungen fur
diese Personengruppe anmieten kénnen.
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nungsmarkt, sofern es ihnen nach Anerkennung als Fllichtling gelingt, eine Arbeit aufzuneh-
men. Finfzehn anerkannte Fllichtlinge hatten in dieser Hinsicht noch keinen Erfolg, denn sie
leben noch in den Unterkiinften. Geduldete, die nicht als Asylbewerber anerkannt sind, aber aus
humanitaren Grinden nicht abgeschoben werden kénnen, wohnen weiter in den Fliichtlingsun-
terkdnften. Dies sind 307 zum genannten Stichtag.

Obwohl in den letzten Jahren vermehrt Einzelpersonen Asylantrage gestellt haben, ist die Kin-
derzahl in den Flichtlingsunterkinften weit Gberdurchschnittlich, die der alteren weit unter-
durchschnittlich bezogen auf den gesamtstadtischen Anteil. Bezogen auf die Parteienzahl ist der
Anteil der Alleinerziehenden vor allem unter den von der Fachstelle untergebrachten Flichtlin-
gen rund dreimal hoher als im stadtischen Schnitt.

Nur jede zehnte Person lebt in einem Haushalt, der seine Miete bereits selbst zahlen kann, das
heiBt nicht mehr auf Transferleistungen oder Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
angewiesen ist.

Formal steht jedem Asylbewerber oder Asylbewerberin 5 m2 Wohnflache zu. In Heidelberg Uber-
trifft die zur Verfigung gestellte Wohnflache jedoch immer diesen Mindeststandard. Bei der
Unterbringung werden dartber hinaus familidre Besonderheiten im Rahmen der Mdglichkeiten
berucksichtigt.

6.7 Obdachlosigkeit

Wie in Kapitel 4.3.3. unter den Leistungen des SGB Xl aufgefuhrt wurde, erhielten im Jahr 2006
154 Personen finanzielle Hilfen zur Uberwindung von besonderen sozialen Schwierigkeiten, zu
denen Obdachlosigkeit gehért. Damit wurden WiedereingliederungsmaBnahmen von Men-
schen, die auf der StraBe leben, finanziert.

Der SKM - Katholischer Verein fiir soziale Dienste in Heidelberg e.V. unterhalt seit 20 Jahren eine
ambulante Einrichtung fir wohnungslose Menschen, die seit 1999 ihren Sitz in der KaiserstraBBe
hat. Dort wurde das Angebot der Tagesstatte, der Fachberatung und der StraBensozialarbeit
(Streetwork) um einen Frauenbereich erganzt. ' Im Winter fiihrt der SKM im stadtischen Not-
quartier, das als Schutz vor dem Erfrieren eingerichtet wurde, die psychologische und soziale
Betreuung durch.

Das Karl-Klotz-Haus wird jéhrlich von 500 verschieden Personen angelaufen. In der Tagesstatte
halten sich taglich zwischen 40 und 80 Personen auf, um dort zu essen, zu duschen oder sich
einfach nur aufzuhalten. An Sprechtagen werden zwischen 15 und 20 Personen beraten. Auf
der StraBBe werden ca. 20 Personen je Tag kontaktiert, in den Notquartieren Gbernachten im
Winterhalbjahr taglich 12 bis 15 Personen.

Die Zahl der Obdachlosen, die sich in Heidelberg aufhalten, wurde fir 2005 vom SKM auf etwa
250 geschatzt, darunter etwa 15 % Auslander. 159 von ihnen hatten den SKM als Postadresse

angegeben, um Arbeitslosengeld Il oder Grundsicherung beziehen zu kénnen, Manner tberwie-
gen in dieser Gruppe mit 86 %.

1 SKM - Katholischer Verein fir Soziale Dienste in Heidelberg e.V. (Hrsg.): StraBenwege, Heidelberg 2005, S. 5
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Im Jahr 2006 gaben 282 Personen den SKM als Kontaktadresse an, darunter 91 % Manner.

In der Offentlichkeit werden wohnungslose Menschen in der Regel als homogene Gruppe wahr-
genommen, ein Bild, das jedoch nicht zutreffend ist, denn hinter jedem Obdachlosen steht ein
ganz individuelles Schicksal und eine eigene Persdnlichkeit." Bei vielen bestehen groBe gesund-
heitliche Probleme.

6.8 Zusammenfassung

Die hohen Mietpreise und die stadtteilweise groBen Unterschiede im Preisniveau verbunden mit
der rdumlich ungleichen Verteilung bezahlbarer Wohnungen beschneidet die Wahlmdglichkei-
ten beim Wohnstandort fir einkommensschwache Haushalte in Heidelberg deutlich. Fur sie
bleibt der Heidelberger Wohnungsmarkt angespannt und die hohen Wohnkosten eine zusatzli-
che Belastung. Haushalte mit Migrationshintergrund und Alleinerziehende sind davon besonders
betroffen.

FUr rund 2.000 Haushalte mit insgesamt ca. 3.800 Personen war 2005 die Wohnkostenbelas-
tung zu hoch. Sie beziehen Wohngeld oder Lastenzuschuss. Bezogen auf die Einwohnerzahl
liegt Heidelberg nach Freiburg damit an zweiter Stelle im Land. Zwei Drittel der Betroffenen
kénnen als armutsgefahrdet eingeschatzt werden.

Entsprechend der gesamtstadtischen Haushaltsstruktur stellen Ein-Personenhaushalt die groBte
Empfangergruppe, jeder dritte Wohngeldhaushalte ist ein Rentnerhaushalt. Haushalte mit Kin-
dern sind im Vergleich zum stadtischen Durchschnitt Gberproportional vertreten, darunter vor
allem Alleinerziehende. Ihr Anteil ist mit fast 17 Prozent dreimal héher als in der Grundgesamt-
heit aller Heidelberger Haushalte.

Wie die Abwanderungszahlen aus Heidelberg und die Erfahrungen der GGH zeigen, haben aber
auch Haushalte mit mittlerem Einkommen, insbesondere Familien mit Kindern Zugangsschwie-
rigkeiten zum Wohnungsmarkt.

Die meisten alteren Menschen leben in Heidelberg in ihrer angestammten Wohnung. Fir dieje-
nigen unter ihnen, die auf Hilfe und dauerhafte Pflege angewiesen sind, gibt es ein gutes Ange-
bot an stationdren, teilstationdren und ambulanten Einrichtungen. Allerdings liegen sie vermehrt
im hochpreisigen Bereich, den sich Altere mit geringen Alterseinkiinften nicht leisten kénnen.
Zudem sind nicht alle Stadtteile gleichermaBen versorgt. Gerade im Bereich des Betreuten Woh-
nens oder bei neuen Wohnformen sind weitere gut geplante Projekte in dieser Hinsicht win-
schenswert. Das Thema ,, Gemeinschaftliches Wohnen” wurde dieses Jahr in das Wohnungs-
entwicklungsprogramm der Stadt Heidelberg aufgenommen.

Auch der Bedarf an behindertengerechten Wohnungen Ubersteigt das Angebot bei weitem. Vor
allem Menschen mit Behinderungen, die in ihrer Mobilitat eingeschrankt sind und nur tber ei-
nen schmalen Geldbeutel verfligen, haben erhebliche Schwierigkeiten auf dem Wohnungs-
markt.

1 SKM - Katholischer Verein fur Soziale Dienste in Heidelberg e.V. (Hrsg.): StraBenwege, Heidelberg 2005
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Auch auf die fehlenden Angebote an bezahlbaren, barrierefreien Wohnungen hat die Stadt Hei-
delberg ebenfalls bereits mit dem Férderprogrammen , Barrierefreie Wohnungen” in 2007 rea-
giert.

Rund 1.000 Personen hatten Ende 2006 keinen eigenen Mietvertrag. Sie wohnen in einer ihnen
vom Sozialamt zugewiesenen Obdachlosen- oder Fliichtlingsunterkunft. Ohne stadtische Hilfen
mUssten diese Haushalte auf der Stral3e leben.

Die Zahl der Menschen, die sich ohne festes Dach tber dem Kopf in Heidelberg aufhalten, wird
fir Ende 2005 vom SKM - Katholischer Verein fir Soziale Dienste in Heidelberg e.V. auf 250
geschatzt.

Mit der Fortschreibung des Wohnungsentwicklungsprogramms (DS 0074/2005/BV) wurde auch
ein Grundsatzbeschluss gefasst, nach dem kinftig 20 % der neu hinzukommenden Wohnfla-
chen in neu zu entwickelnden Gebieten als gebundener Wohnraum entstehen und nach sozia-
len Kriterien vergeben werden soll. Dieser Wohnraum ist fiir mittlere Einkommensbezieher vor-
gesehen, die sich als sogenannte Schwellenhaushalte auf dem Heidelberger Wohnungsmarkt
schwer tun, da ihre Einkommen fir den geférderten Wohnraum zu hoch sind, aber gleichzeitig
zu niedrig, um die hohen Mieten und Bodenpreise zahlen zu kénnen.

* Internetinformation des Bauministeriums: bmvbs.de>stadtentwicklung,

® Wohnen> Wohnraumférderung>Wohngeld
l » DS 0076/2007/BV GGH - Strategie 2015
= Statistisches Landesamt Baden-Wurttemberg (Hrsg.) Statistischer Bericht K

VII 1 - j/05 Wohngeld und Wohngeldempfanger in Baden-Wirttemberg am
31.12.2005

= DS 0002/2007/IV Gemeinwesenarbeit im Moérgelgewann

» Stadt Heidelberg - Amt fr Stadtentwicklung (Hrsg.): Mietspiegel der Stadt
Heidelberg, Heidelberg 2005

= DS 0018/2006/IV Gemeinsames Beratungsbiro fir Wohnungssuchende —
., Mietinteressentenbtro”

» SKM - Katholischer Verein fur Soziale Dienste in Heidelberg e.V. (Hrsg.):
StraBenwege, Heidelberg 2005

= DS 0074/2005/BV Wohnungsentwicklungsprogramm mit Grundsatzbe-
schluss zum Baulandmanagement

= DS 0114/2007/BV Wohnungsentwicklungsprogramm Grundsatze zur Forde-
rung
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7 Hausliche Sicherheit / Gewaltfreiheit

Gewalt im hauslichen Bereich verletzt das menschliche Sicherheitsbedirfnis in seinem Kernbe-
reich und stellt nach Ansicht von Experten die am weitesten verbreitete Form der Gewalt in un-
serer Gesellschaft dar. Im folgenden Kapitel geht es um Menschen, denen das grundlegende
Recht auf korperliche Unverletztheit im hauslichen Umfeld fehlt, die misshandelt werden oder
von Gewalt bedroht sind. Dies umfasst auch Gewalt im Gbertragenen Sinne, wie z.B. die Ver-
nachlassigung von Kindern. Von korperlicher Gewalt in nahen sozialen Beziehungen scheinen
beide Geschlechter quantitativ etwa gleich haufig betroffen zu sein, allerdings mit unterschiedli-
cher Auspragung. Eine Langsschnitt-Untersuchung des Kriminologischen Instituts Niedersachsen
Anfang der 90er Jahre weist darauf hin, dass Manner Uberwiegend koérperlicher Gewalt durch
Eltern und Geschwister ausgesetzt sind, wahrend Frauen Gberwiegend Gewalt in der eigenen
Ehe-/Paarbeziehung erleiden.

Durch den Aufbau von Frauenhdusern in den 70er Jahren wurde betroffenen Frauen und ihren
Kindern erstmals ein Schutzraum vor weiteren Gewalthandlungen durch den Partner gewahrt.
Das Heidelberger Frauenhaus, gegriindet vom Verein Frauen helfen Frauen, besteht seit 1980

und wird unter anderen von der Stadt Heidelberg bezuschusst. Auch die vom Verein 1987 ein-
gerichtete Beratungsstelle Courage fir gewaltbetroffene Frauen erhalt stadtische Zuschisse.

Das Kapitel stiitzt sich auf die Ende 2006 verfasste Vorlage des Kinder und Jugendamtes' sowie
auf den Datenreport des Gleichstellungsamtes®. Dariiber, inwieweit sich die beschriebenen Prob-
lemlagen mit anderen benachteiligenden Lebenssituationen Gberschneiden (etwa schlechten
Wohnverhaltnissen, Einkommensarmut, Erwerbslosigkeit, Suchtproblemen etc.), geben die Da-
ten keinen Aufschluss.

7.1 Gefahrdungen von Kindern- und Jugendlichen

Immer wieder |6sen Schicksale von Kindern, die in der eigenen Familie massive Vernachlassigun-
gen oder Misshandlungen - im schlimmsten Fall mit Todesfolge - erfahren haben, Betroffenheit
und Bestlrzung aus. GemaB § 1 SGB VIl haben junge Menschen das Recht auf Forderung ihrer
Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen Per-
sonlichkeit. Wo gegen dieses Recht in schwerwiegender Weise verstoBen wird, muss die Ju-
gendhilfe zum Schutz von Kindern und Jugendlichen eingreifen und im Falle andauernder Ge-
fahrdungen die notwendigen MalBnahmen erwirken.

Nach den Erfahrungen des Kinder- und Jugendamtes kdnnen Vernachlassigung und Gewalt
gegen Kinder in allen Schichten vorkommen. Nach bundesdeutschen Studien sind Jungen in

1 DS 0160/2006/1V - Schutz des Kindeswohls-Grundlagen, Entwicklungen und Perspektiven
2 Stadt Heidelberg - Amt fur die Gleichstellung von Frau und Mann (Hrsg.): Heidelberger Datenreport zur Chancen-
gleichheit von Frauen und Mannern, Heidelberg 2006
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der Kindheit und Jugend von kérperlicher Tabelle 56: Gefdhrdungen von Kindern und Ju-
Gewalt starker betroffen als Madchen, die- gendlichen in Heidelberg 2003-2006
o 1
se dagegen haufiger von sexueller Gewalt. Anzahi der Festgestellte
Jahr ..

. ) . Meldungen Gefahrdungen
Die Auswertungen der beim Kinder- und 2003 122 a2
Jugendamt in den zurtckliegenden Jahren 2004 120 46
eingegangenen Gefdhrdungsmeldungen 2005 114 46
zeigt folgende Ergebnisse: 2006 130 47

Quelle: Kinder- und Jugendamt 2007
Die Zahl der eingegangenen Meldungen ist
in den letzten Jahren relativ konstant geblieben. In den Jahren 2003 bis 2006 konnte jeweils bei
einem Drittel der Falle ein Gefédhrdungstatbestand bestatigt werden.

Angesichts der Tatsache, dass in Heidelberg Ende 2006 19.700 Kinder und Jugendliche unter 18
Jahren lebten, erscheinen diese 47 festgestellte Gefahrdungen wenig, doch fir das betroffene
Kind kédnnen die damit verbundenen Erlebnisse das gesamte weitere Leben nachteilig beeinflus-
sen.

Mit welcher Dunkelziffer gerechnet werden muss, lasst sich fur Heidelberg schwer sagen. Es gibt
zwar bundesweit Schatzungen, dass die Zahl der tatsachlichen Gefahrdungen gegeniber den
festgestellten Vernachlassigungen, Misshandlungen, Missbrauchstatbestédnden etc. mehr als
doppelt so hoch sein kénnte. Die Dunkelziffer hangt jedoch u.a. stark davon ab, wie stark die
Bewohner/innen vor Ort und auch Berufsgruppen, die mit Eltern und Kindern arbeiten, fir das
Thema Kindesschutz sensibi-
lisiert sind und welche Hilfs-
systeme es gibt. Hohe Mel-

Tabelle 57: Gefédhrdungsmeldungen und festgestellt Gefahrdun-
gen in Heidelberg zwischen 2003 und 2006 nach

dezahlen sprechen insofern Stadtteilen
far eine hohe Sensibilitat. Anteil
Summe Summe tatsachliche
In durchschnittlich einem Geféhrdungs- | festgestellte | Geféhrdungen
Drittel all Ideten Fall meldungen | Gefahrdungen | an Meldungen
rittel atler gemeldeten Falle  (gtagtteile 2003-2006 | 2003-2006 in %
wurden zur Abwendung der  [Schlierbach * * *
Gefahrdung Hilfen zur Erzie- [Altstadt 26 8 30,8
hung eingeleitet. Vorlaufige ~ |oordheim 37 13 351
9 €ing ' 9¢  [Weststadt 58 22 37,9
SchutzmaBnahmen (Inob- Sudstadt * * *
hutnahmen) wurden im Jah- Rphrbaqh 71 22 31,0
resdurchschnitt bei 23 Kin-  [Kirchheim 76 L 39,5
) Pfaffengrund 15 * *
dern und Jugendllchen er- Wieblingen 33 13 39,4
griffen. Das entspricht im Handschuhsheim 33 16 48,5
Schnitt einem Finftel der Neuenheim 9 . -
. . Boxberg 43 17 39,5
gemeldeten Falle. Diese Zahl Emmertsgrund 56 52 22.9
ist Uber die letzten Jahre Ziegelhausen 22 10 45,5
relativ konstant geblieben. f(’;h”e fets‘t’f“d\:VOh“S'tZ 4;6 1;3 37* -
Die durchschnittliche Ver- Ssam ,S a . - .
Quelle: Kinder- und Jugendamt * Fallzahl kleiner/gleich 5

weildauer im Rahmen der

1 ebd.S. 49
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Inobhutnahme betrug 20 Tage. Familiengerichtliche Eingriffe in das elterliche Sorgerecht waren
durchschnittlich nur in 5 % aller Falle erforderlich.

Die erhdhte Medienprasenz des Themas zeigt unmittelbare Auswirkungen auf den Eingang von
Gefahrdungshinweisen. Deutlich wurde dieses zuletzt nach der ausfihrlichen Berichterstattung
Uber den Tod des 2-jahrigen Kevin in Bremen im Oktober 2006. In den folgenden 2 Monaten
gab es mit 29 bzw. 20 Meldungen tberdurchschnittlich viele Hinweise von besorgten Birgern,
Nachbarn, Angehorigen oder Fachkraften von Institutionen auf mégliche Gefahrdungstatbe-
stande.

Eine vertiefende kleinraumige Auswertung verbietet sich angesichts der geringen Fallzahl. In der
obenstehenden Tabelle sind die absoluten Fallzahlen der letzten vier Jahre stadtteilweise auf-
summiert worden. Sie zeigt, dass

e Gefdhrdungsmeldungen mit einer einzigen Ausnahme in allen Stadtteilen festgestellt
wurden.

e Eine hohe Zahl an Meldungen nicht unbedingt mit einer hohen Zahl an tatsachlich festge-
stellten Gefahrdungen gleichzusetzen ist.

Im Schnitt kommen auf 1.000 Heidelberger Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren 2,3 festge-
stellte Gefdhrdungen pro Jahr. Bezieht man die durchschnittlichen Fallzahlen auf die Kinderzah-
len im jeweiligen Stadtteil, so ist die Gefahrdung als Kind oder Jugendlicher Opfer von Gewalt
oder Misshandlung zu werden, in den Stadtteilen Schlierbach, Stdstadt, Neuenheim und Pfaf-
fengrund unterdurchschnittlich, in den Stadtteilen Weststadt, Emmertsgrund, Bergheim und
Boxberg tberdurchschnittlich.

Einfache Patentrezepte kann es im komplexen Feld der Kindeswohlgefahrdungen nicht geben.
Ein wirksamer Kindesschutz wird sich auch weniger durch die Entwicklung véllig neuer Instru-
mente, als vielmehr durch die wirksamere Vernetzung und Weiterentwicklung bestehender
Strukturen und Angebote erreichen lassen. Primare Zielsetzung hierbei muss das maglichst frih-
zeitige Verhindern bzw. das moglichst friihzeitige Erkennen von Vernachlassigung, Gewalt oder
Missbrauch bei Kindern sein. In Heidelberg werden auf verschiedenen Ebenen hierzu Kooperati-
onen und MaBnahmen laufend verbessert. '

Mit der zum 01.01.2006 in Kraft getretenen neuen Dienstanweisung zum Umgang des Jugend-
amtes mit Gefahrdungen des Wohls von Kindern und Jugendlichen sind fachliche Standards und
Verfahrensregelungen festgelegt worden, um die Qualitat in diesem in hohem Male verantwor-
tungsvollen Aufgabenfeld zu sichern und weiterzuentwickeln.

Im Rahmen der gegebenen gesetzlichen Neuregelungen zum Schutzauftrag der Jugendhilfe
werden in 2007 Vereinbarungen mit Einrichtungen und Diensten der Jugendhilfe im Sinne eines
Frihwarnsystems angestrebt, die klare Regelungen zu Verfahrensablaufen und Zustandigkeiten
bei erkennbaren Anzeichen einer Kindeswohlgefahrdung beinhalten. Auch im Verbund mit an-
deren Einrichtungen und Berufsgruppen, wie z.B. im Gesundheitswesen, mit den Schulen oder
auch der Polizei soll der gesamtgesellschaftliche Auftrag des Kindesschutzes noch starker veran-
kert werden.
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7.2 Hausliche Gewalt im Spiegel der Polizeistatistik

Mit der Ausweitung des Platzverweisverfahrens auf den privaten Raum kénnen Polizei und Ord-
nungsamt in Baden-Wirttemberg bei hauslicher Gewalt nun gezielter einschreiten und gewalt-
tatige Partner in bestimmten Fallen aus der Wohnung verweisen. 2005 wurden im Land 8.966
Einsatze zu hauslicher Gewalt registriert, dabei wurden 2.968 Wohnungsverweise (Platzverwei-
se) ausgesprochen. 2005 gab es in Heidelberg 95 Einsatze zu hauslicher Gewalt unter Erwach-
senen, 28 Platzverweise wurden ausgesprochen, davon wurden sechs verlangert.?

Um die notwendigen Rahmenbedingungen im Platzverweisverfahren zu gewahrleisten, wurde
das Heidelberger Interventionsmodell gegen Gewalt in privaten Beziehungen (HIM) eingefihrt.
Damit die Opfer vor weiterer Gewaltanwendung nachhaltig geschitzt sind und die Méglichkei-
ten nutzen kénnen, ihre Situation ohne Bedrohung zu Uberdenken, gegebenenfalls zu veran-
dern, Beratungsangebote wahrzunehmen und/oder gerichtliche Schritte einzuleiten, wurden in
Heidelberg drei neue Projekte geschaffen: Der Runde Tisch zum Platzverweisverfahren und zwei
Beratungseinrichtungen. Am Runden Tisch sind seit dem Jahr 2000 unter der Leitung der Leite-
rin des Amtes fur Chancengleichheit alle am Platzverweisverfahren beteiligten Institutionen und
Gruppen versammelt und optimieren ihre Kooperation.

2002 hat der Gemeinderat der Konzeption des Runden Tisches ,Heidelberger Interventionsmo-
dell gegen Gewalt in Beziehungen (HIM)" zugestimmt und die Einrichtung einer Interventions-
stelle fir Opfer und einer Interventionsstelle fir Tater beschlossen. Die beiden Beratungsstellen
sind inzwischen mit je einer Dreiviertelstelle ausgestattet und arbeiten eng verzahnt mit allen
Ubrigen am Platzverweisverfahren Beteiligten. Auch eine eigenstandige Betreuung fur Kinder
wurde eingerichtet und wird von der Stadt Heidelberg finanziert.

So haben Betroffene je nach eigener Einschatzung ihrer Gefahrdung die Wahlmaoglichkeit, in der
eigenen Wohnung zu verbleiben und der Tater muss gehen oder in einem Frauenhaus Schutz zu
suchen.

1 DS 160/2006/IV - Schutz des Kindeswohls-Grundlagen, Entwicklungen und Perspektiven, S. 3.5 ff.
2 Stadt Heidelberg - Amt fur die Gleichstellung von Frau und Mann (Hrsg.): Heidelberger Datenreport zur Chancen-
gleichheit von Frauen und Mannern, Heidelberg 2006, S. 51
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Tabelle 58: Polizeieinsatze zur hauslichen Gewalt 2000 - 2005

Durchschnitt In %
2000 | 2001 | 2002 | 2003 |2004 |2005 2000-2005
Einsatze 16 | 28 | 45 | 106 | 174 | 95 77,3 100
insgesamt
Mann 16 27 41 94 160 89 71,2 92,1
Frau 1 4 10 9 6 5 6,5
Titer/in Keine Angabe 2 5
Darunter W'/.eder- 10 14 8 5 4 4 75 9.7
holungstéter
Titer- Deutsch 7 20 26 63 117 55 48 62,1
. . Nicht-deutsch 9 8 19 39 53 40 28 36,2
Nationalitat
Keine Angabe 2
Frau 16 27 40 93 160 92 71,3 92,2
Opfer Mann 1 5 12 8 5 5,2 6,7
Keine Angabe 2
Obfer Deutsch 6 18 23 67 121 53 48 62,1
P . . Nicht-deutsch 10 10 22 37 49 44 28,6 37
Nationalitat
Keine Angabe 2
Kinder / Ju- Ja 11 18 28 55 69 41 37 47,9
gendiiche im Anzahl 23 | 21 | 45 | 88 | 132 | 69 63
Haushalt

Quelle: Jahresberichte der Polizeidirektion

Mit der Ausweitung des Platzverweises auf den privaten Raum und der Einfihrung des Gewalt-
schutzgesetzes sind auch in Heidelberg die Polizeieinsdtze zu hauslicher Gewalt kontinuierlich
angestiegen. Waren es 2000 noch 16 Einsatze zu hauslicher Gewalt, so sind 2004 bereits 174
Einsatze zu verzeichnen (siehe Tabelle).

Die derzeit ricklaufigen Zahlen bei Polizeieinsdtzen (2005: 95 Einsatze, davon 17 Platzverweise;
2006: 68 Einsatze, davon 15 Platzverweise) sind noch kein Indiz fir einen Rickgang hauslicher
Gewalt. Sie erweisen sich als eine Reaktion auf die Schaffung erganzender niedrigschwelliger
Angebote: die Interventionsstellen Heidelberg.

Die Inanspruchnahme der Interventionsstelle fir Frauen und Kinder zeigt, dass sich mehr und
mehr Frauen dort telefonisch Informationen holen, wo sie erst einmal anonym bleiben kénnen.
Die telefonischen Kontakte der Interventionsstelle fur Frauen und Kinder stiegen rapide an von
44 im Jahr 2003 auf 342 im Jahr 2005 und 538 im Jahr 2006. Dass die persdnlichen Beratungen
in den letzten Jahren nur minimal gestiegen sind (2005: 142, 2006: 156), liegt vermutlich (ver-
standlicherweise) an der immer noch bestehenden Schamgrenze der Betroffenen. Dem muss
durch breit gestreute Offentlichkeitsarbeit und weitere Verzahnung entgegen getreten werden,
wie zum Beispiel die Einbeziehung des Gesundheitsdienstes und von Migrant/innenvereinen.

Die stetig ansteigende Zahl der von der Interventionsstelle fur Tater betreuten Klienten zeigt
ebenfalls eine erfreuliche Bilanz dieses niederschwelligen Hilfsangebots fir Manner:

2003: 255 Therapiesitzungen mit 51 Mannern
2004: 501 Therapiesitzungen mit 61 Mdnnern
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2005: 758 Therapiesitzungen mit 81 Mannern
2006: 998 Therapiesitzungen mit 97 Mannern

Dass Gewalt gegen Frauen hauptsachlich zu Hause vertbt wird und dort auch wiederholt vor-
kommen kann, zeigen zahlreiche Studien. In einer von der Bundesregierung im Sommer 2004
herausgegebene reprasentativen Studie , Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen
in Deutschland”' gaben 71 % der Frauen, die von kérperlicher Gewalt und 69 % der Frauen,
die von sexueller Gewalt betroffen waren, als Tatort die eigene Wohnung an.

Die Analyse der Opfer zeigt, dass korperliche und sexuelle Gewalt gegen Frauen tberwiegend
durch - zumeist mannliche — Partner oder Ex-Partner verdbt wird. Nur 1 % der gewaltbetroffe-
nen Frauen haben Ubergriffe durch eine weibliche Beziehungspartnerin erlebt. Beziehungspart-
ner waren mit groBem Abstand die am haufigste genannte Gruppe der Tater/innen bei korperli-
cher und bei sexueller Gewalt.

Bezogen auf Gewalt in Paarbeziehungen weisen die Befunde der Studie tber das bislang far
Deutschland geschatzte AusmalB hinaus, nach dem etwa jede flinfte bis siebte Frau koérperliche
oder sexuelle Ubergriffe erlebt hat. Die Ergebnisse zeigen vielmehr, dass mindestens jede vierte
Frau (25 %) im Alter von 16 bis 85 Jahren, die in einer Partnerschaft gelebt hat, kérperliche

(23 %) oder - zum Teil zusatzlich - sexuelle (7 %) Ubergriffe durch einen Beziehungspartner ein-
oder mehrmals erlebt hat. Davon haben 31 % nur eine Gewaltsituation durch Partner erlebt,

36 % nannten 2 bis 10 Situationen und 33 % mehr als 10 bis hin zu Uber 40.

Es ist davon auszugehen, dass auch durch diese neuesten Erhebungen bestehende Dunkelfelder
nicht vollstandig aufgedeckt werden konnten. Insofern handelt es sich bei den vorgenannten
Daten eher um Mindestwerte; real durften die Gewaltbetroffenheiten - insbesondere bei den
starker tabuisierten Gewaltformen und -kontexten im Bereich engster sozialer Beziehungen -
hoher liegen.

» DS 0160/2006/1V - Schutz des Kindeswohls - Grundlagen, Entwicklungen und

o Perspektiven

l » Stadt Heidelberg - Amt fir die Gleichstellung von Frau und Mann (Hrsg.): Hei-
delberger Datenreport zur Chancengleichheit von Frauen und Mannern, Heidel-
berg 2006

1 Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.): , Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit
von Frauen in Deutschland”, Berlin 2004
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8 Gesundheit

Die Gesundheit der Menschen héngt eng mit den gesellschaftlichen Bedingungen zusammen, in
denen sie leben." Im folgenden Abschnitt wird anhand einiger Indikatoren der unterschiedliche
Gesundheitszustand verschiedener Bevolkerungsgruppen in Heidelberg gezeigt. Da die Gesund-
heit im wesentlichen in der Kindheit und Jugend gepragt wird, sind die sozialen EinflUsse, die in
dieser Lebensphase auf die Menschen einwirken, von erheblicher Bedeutung. Dies gilt nicht zu-
letzt auch fur den Gebrauch und Missbrauch von Suchtmitteln, der eine Bedingung fir weniger
gunstige Gesundheitschancen darstellt. Eine unglnstige Gesundheit wirkt sich andererseits auf
die soziale Lage der Betroffenen und ihr Umfeld aus: dies wird anhand der Situation von Men-
schen mit Behinderungen und Pflegebedurftiger skizziert. Dabei wird deutlich, dass deren Lage
zu einem erheblichen Teil durch langfristig wirksame soziale Bedingungen beeinflusst ist.

Die Stadt Heidelberg gehort zum ,, Netzwerk der gesunden Stadte” und hat sich damit verpflich-
tet, der Gesundheit, d.h. konkret der Gesundheitsférderung und der Krankheitspravention in der
gesamten Kommunalpolitik einen hohen Stellenwert beizumessen.

8.1 Gesundheit und soziale Lage

Viele Studien zeigen, dass der reale oder subjektiv empfundene Gesundheitszustand der Bevol-
kerung in Deutschland von der beruflichen Position, dem Bildungsstand, der ethnischen Her-
kunft und der Einkommenssituation abhangig ist. Personen mit einem niedrigeren sozialen und
okonomischen Status schatzen ihre gesundheitliche Lage schlechter ein und sind im Durch-
schnitt haufiger und langer krank als Personen mit einem hoheren Status.?

Dieser Zusammenhang wird auch durch eine Umfrage in Heidelberg deutlich. So wird die Selbst-
einschatzung des personlichen Gesundheitszustandes der befragten Heidelberger ab 60 Jahre
deutlich von der wirtschaftlichen Lage bestimmt. Unter der finanziell besser gestellten Gruppe
schatzten 85 %, bei der finanziell teils gut / teils schlecht gestellten Gruppe nur 72 % ihren Ge-
sundheitszustand als (sehr) gut ein. Unter den Stadtteilgruppen wird im Norden Heidelbergs, ein
Bereich mit sehr niedrigen Arbeitslosenquoten, die Gesundheit am besten eingeschatzt.> Was
die gesundheitliche Situation der Menschen mit Migrationshintergrund in Heidelberg betrifft,
liegen hierzu vergleichsweise wenige Daten vor.

Ungleiche Krankheitsrisiken und Gesundheitschancen
Eine Analyse des Krankenstandes bei Versicherten der AOK Heidelberg und der Techniker Kran-

kenkasse zeigt fir Personen mit einem gehobenen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Status
geringere Krankheitsrisiken. So liegt der Krankenstand bei Arbeitern zweieinhalb mal so hoch
wie bei Angestellten, die Krankheitsdauer ist sogar vierfach so hoch.*

1 Robert Koch Institut, Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Gesundheit in Deutschland, Berlin 2006, und Mielck, A.:
Soziale Ungleichheit und Gesundheit, Bern 2000

2 Deutscher Bundestag (Hrsg.): Lebenslagen in Deutschland. Zweiter Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesre-
gierung, Berlin 2005 (DS 15/5015)

3 Stadt Heidelberg - Amt fur Stadtentwicklung und Statistik (Hrsg.): Demographischer Wandel in Heidelberg, Schrif-
ten zur Stadtentwicklung, Heidelberg 2006. Die Zahl der Befragten 60-Jahrigen und Alteren betrug in dieser re-
prasentativen Umfrage (N = 1.334) 343 Personen

4 Stadt Heidelberg - Amt fur Umweltschutz, Gewerbeaufsicht und Energie (Hrsg.): Gesundheitsbericht 2005, Hei-
delberg 2006
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Die Ursachen fiir die Unterschiede in Tabelle 59: Krankenstand und Krankheitsdauer bei Ar-

der Krankheitshdufigkeit liegen neben beitern (ohne Facharbeiter) und Angestell-
unterschiedlichen gesundheitlich rele- ten (Mitgliedern der AOK Heidelberg 2003)
vanten Verhaltensmustern (Rauchen, Berufestatus | Anteil Mit- | Anteil Krank- | Anteil Krank-
Alkoholkonsum, Fehlerndhrung, kér- erursstalus | slieder heitsflle heitstage
perliche Inaktivitat) vor allem in den Arbeiter 30 % 379 53 9

verschiedenen physischen und psychi-

. A I 229 16 9 139
schen Belastungen am Arbeitsplatz. ngestellte % 6% 3%

Es tiberrascht daher nicht, dass aus- Quelle: AOK Rhein-Neckar 2003

landische Versicherte etwas haufiger

und langer krank sind als ihre deutschen Kollegen, da sie in der Regel die weniger guten und
mehr Belastungen ausgesetzten Arbeitspldtze besetzen. Die Daten der Heidelberger Innungs-
krankenkasse aus dem Jahre 2003 bestatigen diese Annahme: Bei den Beschaftigten im Bauge-
werbe und bei den Installateuren fihren Muskel- und Skelett-Erkrankungen und Verletzungen
Uberdurchschnittlich haufig zur Arbeitsunfahigkeit, wahrend im Hotel- und Gaststattengewerbe
psychische Erkrankungen besonders stark vertreten sind.

Die wachsende Quote psychischer Krankheiten unter den Heidelberger Versicherten korrespon-
diert mit der groBeren Haufigkeit depressiver Symptome unter jingeren Erwachsenen: sie liegt
einer reprasentativen Studie der psychiatrischen Universitatsklinik Heidelberg zufolge mit einem
Anteil von 20 % unter den Personen der Altersjahrgange 1950 - 1952 doppelt so hoch wie bei
den 20 Jahre alteren Personen. Diese Entwicklung wird als Indikator fur Verwerfungen im Zuge
von sozialen Wandlungsprozessen eingeschatzt: Sie reflektiert Stress, Angst, Unsicherheit, eine
geringe Selbsteinschatzung und geringe Kontrollméglichkeiten tiber die eigene Arbeit."

Davon sind vor allem auch Menschen betroffen, die langere Zeit erwerbslos oder von Erwerbsl|o-
sigkeit bedroht sind. In Deutschland ist der Anteil der Ménner, die von Depressionen betroffen
sind, unter den Erwerbslosen mit 25 % doppelt so hoch wie unter den Erwerbstatigen mit

11 %. Die entsprechenden Anteile bei Frauen liegen bei 39 % und 18 %.? Es spricht wenig da-
fur, dass die Bedrohung der Gesundheit durch psychische (und andere) Krankheiten unter den
Heidelberger Erwerbslosen geringer als im deutschen Durchschnitt ist.

8.2 Guter Gesundheitszustand bei Schuleintritt und in der Jugend

Wenn die Heidelberger Kinder zur Schule kommen, erfreuen sie sich zu einem groBen Teil guter
Gesundheit: mehr als die Halfte von ihnen war im Jahr 2003 véllig gesund. Dies sagen die Er-
gebnisse der Schuleingangsuntersuchungen und der Vorsorgeuntersuchen der Regionalen Ar-
beitsgemeinschaft fir Zahngesundheit aus.

Dariber hinaus verbesserten sich die Werte zwischen 1993 und 2003 in beiden Bereichen:

1 Stadt Heidelberg - Amt fur Umweltschutz, Gewerbeaufsicht und Energie (Hrsg.): Gesundheitsbericht 2005, Hei-
delberg 2006; nach Barth, S. u.a. (2002): Depressive Storungen im mittleren und héheren Lebensalter, in: Verhal-
tenstherapie und Verhaltensmedizin 23,2.

2 Deutscher Bundestag (Hrsg.): Lebenslagen in Deutschland. Zweiter Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesre-
gierung, Berlin 2005 (DS 15/5015)
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e 1993 waren 55 %, 2003 Abbildung 61: Beschwerden und Befindlichkeitsstérungen
waren 57 % der Sechsjahri- bei Kinder im 6. und 10. Lebensjahr (nach
gen vollig gesund, Angaben der Eltern 1996 und 2000)

e 1993 hatten 49 %, 2003
hatten 70 % der Sechsjahri-
gen ein kariesfreies Gebiss.

10,2 0.2
Sechsjahrige(1996) N=605 ’
Auch bei den &lteren Kindern, W Zehnjdhrige (2000) N= 492
namlich den Zwolfjahrigen, er- 849 45
hohte sich die Zahngesundheit = :
N . , ,p 3226 24 3.1
im Zeitvergleich deutlich. Im Jah- ’ N
re 1993 hatten noch 28 %, 2003 i I 0,3I ’
SChon 54 % von ihnen ein ge_ I Allergien I Asthma I Haut- I Kopf- I Nervositat I Konzentra-
ausschlag schmerzen tions-

sundes Gebiss. Mit diesen Resul-
taten wurden die Ziele der Welt-
gesundheitsorganisation (WHO)
fur das Jahr 2000 in Heidelberg bei weitem Ubertroffen: sie sehen bei den Fiinfjahrigen einen
Anteil von 50 % mit einem kariesfreien Gebiss vor.

stérungen

Quelle: Haffner, J. u.a. 2006

Trotz des insgesamt guten Gesundheitszustandes geben weitere Resultate der schularztlichen
und anderer Untersuchungen bei Heidelberger Kindern zu Bedenken Anlass:

e Motorische Stérungen wiesen 15 % der sechsjahrigen Heidelberger Kinder im Jahr 2006 auf.

e Ubergewicht wird mit zunehmendem Alter der Kinder zum Problem: nach Angaben der El-
tern der Heidelberger Kinder des Altersjahrgangs 1990 waren davon 1996 noch 5 %
(N = 605), im Jahr 2000 jedoch bereits 16 % (N = 547) und im Jahre 2004 sogar 25 %
(N = 492) Ubergewichtig. Im Heidelberger Nachhaltigkeitsbericht wird festgestellt, dass sich
der Anteil der Ubergewichtigen Kinder bei der Einschulung in Heidelberg von 1993 auf 2003,
also innerhalb von 10 Jahren von 3 % auf 6 % erhéht hat." Die Daten der Einschulungsun-
tersuchung von 2006 zeigen sogar einen Anteil von 12 % (bergewichtigen Kindern?.

e Unter den 15- bis 16-jahrigen Heidelberger Schilerinnen und Schilern raucht etwa ein Sieb-
tel (der 1.002 Befragten) taglich Zigaretten.’

Ein gehaduftes Auftreten chronischer Erkrankungen, die mit den medizinischen Risikofaktoren
Rauchen, Bewegungsmangel, Fehlernahrung und Ubergewicht zusammenhangen, ist bei vielen
dieser Kinder im Erwachsenenalter zu erwarten. Dazu gehéren unter anderem Diabetes, Herz-
und Kreislauf-Erkrankungen, Krebserkrankungen und Krankheiten des Muskel- und Skelett-
Systems.

Bedenklich ist auch, dass korperliche Beschwerden wie Bauchschmerzen, Ubelkeit und Kopfweh
im Verlauf der Grundschulzeit - nach der Beurteilung der befragten Eltern - stark zunehmen.

1 Stadt Heidelberg - Amt fur Stadtentwicklung und Statistik (Hrsg.): Heidelberger Nachhaltigkeitsbericht 2004, Hei-
delberg 2005, S. 18

2 Landesgesundheitsamt 2007: Daten der schulérztlichen Untersuchung in Heidelberg

3 Haffner, J. u.a.: Lebenssituation und Verhalten von Jugendlichen - Gesundheitsbericht Rhein-Neckar-
Kreis/Heidelberg, Band 3, Heidelberg 2006
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Hinzu kommt der Anstieg von

e Allergien, Hautausschlagen und Asthma sowie

¢ nervlichen und psychischen Problemen, wie Konzentrationsstérungen, Nervositat, Kopf-
schmerzen und Anspannung’.

Diese Zunahme von gesundheitlichen Beeintrachtigungen bei Kindern in Heidelberg wahrend
ihrer Grundschulzeit ist zum groBen Teil gravierend und besorgniserregend.

Madchen gesiinder als Jungen
Madchen sind bei der Schuleingangsuntersuchung insgesamt gestinder als Jungen:

e ollig gesund sind 61 % der Madchen und 52 % der Jungen,
e motorische Stérungen weisen 8 % der Madchen, jedoch knapp drei mal so viele Jungen
(23 %) auf.

e Auch nehmen gesundheitliche Beeintrachtigungen wie Asthma und Allergien bei Jungen
haufiger zu als bei Madchen.

Gesundheit von Kindern mit Migrationshintergrund
Deutsche Kinder weisen im Durchschnitt bessere Gesundheitskennzeichen auf als Kinder aus
tirkischen? oder Spataussiedler-

Familien:3 Abbildung 62: Beteiligung der Kinder des Altersjahrgangs
1996 an den Vorsorgeuntersuchungen nach
* vollig gesund sind (bei der Nationalitdt in Heidelberg (N=884)
Schuleingangsuntersu-
chung) 57 % der deutschen, 140
jedoch nur 45 % der tirki- 120 W Deutsche Kinder . |

schen Kinder,

100

99 98 97 93
; 88

e ein Arztbesuch empfohlen o 95 03 ” 78

wurde 6 % der deutschen 70

und 12 % der tlrkischen 6 |

Kinder, 4 —
e sanierte karidse Zahne ha- 2 1

ben 80 % der deutschen 0

u2 u4 ue us uo

und nur 30 % der turki-
schen sowie 20 % der Spat- Untersuchungen
aussiedler - Kinder.

o

Prozent
o

o o

Quelle: Stadt Heidelberg — Amt fur Umweltschutz, Gewerbeaufsicht und
° Ubergewicht ist bei turki- Energie (Hrsg.): Gesundheitsbericht 2005, Heidelberg 2006, nach Landes-

schen Kindern haufiger als ~ 9esundheitsamt 2004
bei deutschen Kindern.

e Auslandische Kinder nehmen in geringerem Ausmal an den Vorsorgeuntersuchungen teil.

1 Haffner, J.: Lebenssituation und Verhalten von Kindern im zeitlichen Wandel, Heidelberg 2002

2 Angaben beispielhaft fir die an den meisten Schulen vertretene starkste Auslandergruppe

3 Diese Unterschiede nivellieren sich, wenn man nur Kinder mit dem gleichen sozialen Status untersucht. Der soziale
Status ist danach entscheidender als der Nationalitatsstatus oder der Migrationshintergrund.
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Sozialstatus bedingt unterschiedliches Gesundheitsrisiko

Verschiedene Studien’ belegen, dass Kinder aus Familien mit einem niedrigeren Sozialstatus
groBere Gesundheitsrisiken tragen als Kinder aus Familien mit hohem sozialen Status. Das Vor-
kommen von Karies ist bei den Heidelberger Hauptschilern dreimal so haufig wie bei den
gleichaltrigen Gymnasiasten. Die meisten Ubergewichtigen 15-jahrigen Jugendlichen finden sich
unter den Haupt- und Férderschiilern?.

Ein wichtiger Faktor dabei ist sicherlich die Veranderung der , Esskultur” junger Menschen. Eine
(nicht reprasentative) Befragung von 213 Heidelberger Schiler/innen und Eltern im Jahr 2002
ergab, dass Kinder immer weniger Zeit zur Verfiigung haben. Das Erlernen einer ,gesunden”
und guten Ernahrung findet zudem in Familien seltener statt. Konkrete Angaben zur Situation in
Heidelberg liegen hierzu jedoch nicht vor.

Armere Kinder kommen haufiger ohne Frihstiick in die Schule und ernahren sich auf Grund
dessen haufig von Snacks und stiBen Teilchen®:; Beobachtungen, die zum Teil auch in Heidelber-
ger Betreuungseinrichtungen gemacht wurden.

Als Hintergriinde fur die Unterschiede bei Tabelle 60: Anteil der Ubergewichtigen
Merkmalen der Gesundheit und fir die Ver- unter den 15- bis 16-jdhrigen
schlechterung des Gesundheitszustandes bei Schulern verschiedener Schular-
Kindern und Jugendlichen kommen nach den ten in Heidelberg (N = 1.016)

Ergebnissen vorliegender Untersuchungen wirt-
schaftliche Verhaltnisse, Familienstruktur, Fak-

toren in der Alltagskultur, sowie Lebensstil und Hauptschule 18 %
Gesundheitsverhalten in Betracht. Diese wie-

derum stehen in einem engen Kontext mit der
sozialen Lage. Insofern stellt unter den gegen- Gymnasium 59
wartigen Bedingungen eine benachteiligte so-
ziale Situation in der Kindheit und Jugend ein
Risiko fur die Gesundheit im Erwachsenenalter dar.

Schulart Ubergewicht

Realschule 12 %

Quelle: Haffner, J. u.a. (2006)

8.3 Behinderungen und chronische Krankheiten

Im Sinne des Sozialgesetzbuches (SGB IX) wird von einer Behinderung gesprochen, wenn bei
Menschen die korperliche Funktion, die geistige Fahigkeit oder die seelische Gesundheit langer
als sechs Monate von dem fir das Lebensalter typischen Zustand abweicht und daher die Teil-
habe am Leben in der Gesellschaft beeintrachtigt ist. Personen mit einem anerkannten Grad der
Behinderung von mindestens 50 gelten als schwerbehindert.

1 Vgl. Deutscher Bundestag (Hrsg.): Lebenslagen in Deutschland. Zweiter Armuts- und Reichtumsbericht der Bun-
desregierung, Berlin 2005 (DS 15/5015); Deutsches Krebsforschungszentrum DKFZ (Hrsg.): Passivrauchende Kin-
der, Heidelberg 2003; Resch, F.: Risikoverhalten bei Kindern und Jugendlichen, in: Stadt Heidelberg: Amt fur Sport
und Gesundheitsforderung: Dokumentation der Veranstaltung ,, Gestindere Kinder in unserer Stadt”, Vortrage
und Workshops zum zweiten Heidelberger Gesundheitsbericht, Heidelberg 2007

2 Klett, M.; Haffner, J.; Resch, F.: KérpermaBe und Selbsteinschatzung, in: Stadt Heidelberg: Amt fur Sport und
Gesundheitsforderung: Dokumentation der Veranstaltung ,, Gestindere Kinder in unserer Stadt”, Vortrage und
Workshops zum zweiten Heidelberger Gesundheitsbericht, Heidelberg 2007

3 Deutscher Bundestag (Hrsg.): Lebenslagen in Deutschland. Zweiter Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesre-
gierung, Berlin 2005 (DS 15/5015), S. 140
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Im Jahr 2005 lebten in Deutschland 8,6 Millionen Behinderte (ca. 10 % der Bevolkerung), der
Anteil der Schwerbehinderten betrug 6,7 %'. Weniger als 5 % der Behinderungen sind angebo-
ren. Der gréBte Teil ( bei Frauen: 86,5 %, bei Mannern: 80,9 %) wurde durch Erkrankungen,
insbesondere an chronischen Krankheiten, verursacht. Unfalle sind nur in wenigen Fallen Behin-
derungsgrinde: bei Frauen: 1,1 %, bei Mannern 3,8 %. Hier spielen Arbeits- und Verkehrsunfal-
le eine Rolle?.

In Heidelberg lebten 2005 rund 13.000 Schwerbehinderte mit giltigem Ausweis. Diese machen
einen Anteil von 9,1 % der gesamten Bevolkerung aus. Der Anteil ist deutlich hdher als in
Deutschland oder in Baden-Wurttemberg (6,8 %)>. In Heidelberg sind Uber drei Viertel (76,8%)
der Schwerbehinderten Uber 55 Jahre alt, in Baden-Wdrttemberg 73,4 %. Genau die Halfte der
Schwerbehinderten in Baden-

Wiirttemberg ist dber 65 Jahre alt; der Tabelle 61: Anteile der Schwerbehinderten mit
entsprechende Anteil ist in Heidelberg gultigem Ausweis im Jahr 2005 an der

mit knapp 54 % leicht hoher. Bevélkerung in der jeweiligen Alters-
klasse in Prozent

\Von den Senioren und Seniorinnen sind

in Heidelberg ein knappes Drittel schwer- :Er::‘g’;v:sha':::: .(J)a-h1r2 1}:“'1?: sglt'e':d
behindert, in Baden-Wirttemberg jedoch

nur ein knappes Finftel. Der Anteil von | Heidelberg 9.1% 1.0% | 58% | 30.7%
Menschen mit Behinderungen an der Baden- 6.8 % 10% 51% | 187 %
Altersklasse bis 18 Jahre ist sowohl in Wirttemberg ' ’ ’ '

Heidelberg als auch in gesamt Baden- Quelle: Statistisches Landesamt 2007

Wiirttemberg mit knapp 1 % gering.*

(Chronische) Krankheiten als Behinderungsrisiko

Die haufigsten Grinde fur die Entwicklung einer Behinderung sind Funktionseinschrankungen
der Wirbelsaule, des Rumpfes und der GliedmalBen mit einem Uberdurchschnittlich hohen Anteil
von 37,2 % in Heidelberg sowie der inneren Organe, insbesondere des Herz-Kreislauf-Systems
mit 26,1 %. Ein Funftel der Behinderungen fallt in die Ursachengruppe ,, Querschnittsldhmun-
gen, zerebrale Stérungen und geistig-seelische Behinderungen”. Dazu gehéren unter anderem
Psychosen, Neurosen und Verhaltensstérungen mit einem Prozentsatz von 5,6 % sowie neuro-
logische Schadigungen mit einem Anteil von 8,9 %.

Die Wahrscheinlichkeit, von einer Behinderung betroffen zu sein, steigt mit dem Alter und auch
der Anzahl und Schwere der durchgemachten Krankheiten. AuBerdem ist das Risiko vom ge-
sundheitsorientierten Lebensstil und vom sozialen Status abhangig.

Vielfdltige Benachteiligungen der Menschen mit Behinderungen
Zu den Behinderungen kommen oft noch weitere gesundheitliche Beeintrachtigungen hinzu.
Nach dem Mikrozensus® waren zum Befragungszeitpunkt ein Drittel (33 %) der Behinderten

1 Pfaff, H.: Lebenslagen der behinderten Menschen, in: Wirtschaft und Statistik 12/2006, S. 1268

2 Robert Koch Institut, Statistisches Bundesamt (2006): Gesundheit in Deutschland, Berlin S. 62

3 Die folgenden Daten beziehen sich auf die amtliche Einwohnerzahl vom 31.12.2005 (Heidelberg: 142.993, Baden-
Wirttemberg:1.0736.000)
Statistisches Landesamt 2007, Sonderabfrage

5 Pfaff, H.: Lebenslagen der behinderten Menschen, in: Wirtschaft und Statistik 12/2006, S. 1267-1277
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zusatzlich erkrankt, bei den Nichtbe- Tabelle 62: Hauptgriinde fir Behinderungen bei

hinderten waren es nur 10 %. Das Schwerbehinderten mit gultigem Ausweis
Alltagsleben vieler Menschen mit Be- im Jahr 2005 - Anteile in Prozent
hlrjderungen ist von Krankhelten ge- . Heidetberg Baden-
pragt: 23 % der Behinderten waren Grund der Behinderung In % Wiirttem-
Uber ein Jahr lang krank - der Anteil berg
. . . Beeintréchtigungen der Funktio-
bei den Nichtbehinderten betrug nen von Gliedmalken, Wirbelsiule 372 % 29,3 %
2,5 %. und Rumpf
Beeintrachtigung innerer Organe,
Die Lebenslage von Menschen mit besonders des Herz-Kreislauf- 26,1 % 27,9 %
. . . Systems
Behinderungen unterscheidet sich von —
. . ) Querschnittslahmungen, zerebrale
der ubrigen Bevolkerung insgesamt Stérungen, geistig-seelische Be- 20,9 % 21,9 %
durch eine benachteiligte Situation: sie | hinderungen
T ia : Beeintrachtigungen beim Spre-
leben haufig allein, ihr Alltagsleben ist chen und Héren 34 % 4,5 %

durch die Behinderung, die zugrunde  quelie: Statistisches Landesamt 2007

liegende Krankheit und oft durch wei-

tere gesundheitliche Beeintrachtigungen gepragt. Damit kann sich die alltagliche Routine, die
familidre Situation und die Berufsposition verandern. Menschen mit Behinderungen sind seltener
erwerbstatig, ihre Arbeitslosenquote ist mit bundesweit 15 % tberdurchschnittlich hoch'. Im-
merhin sind unter den Behinderten in der Altersgruppe der 25- bis 45- jédhrigen Personen 74 %
der Manner und 65 % der Frauen erwerbstatig.? Soweit sie erwerbstatig sind, verfiigen sie im
Mittel nur Uber ein unterdurchschnittliches Einkommen.

In Heidelberg waren 7,7 % der Arbeitslosen zum 31.12.2005 schwerbehindert (410 Personen).
lhr Anteil an allen Arbeitslosen liegt damit Uber ihrem Anteil an den Personen im erwerbsfahigen
Alter, der 5,8 % betrug. Von den rund 5.800 Schwerbehinderten im erwerbsfahigen Alter sind
7 % arbeitslos gemeldet.

Menschen mit Behinderungen erreichen seltener qualifizierte Bildungsabschliisse.? So haben
zwar 15 % der 25- bis 45- jdhrigen Behinderten in Deutschland, aber nur 3 % der Gleichaltrigen
ohne Behinderung keinen Schulabschluss. Das Abitur hingegen absolvierten nur 11 % der Be-
hinderten, aber 26 % der Nichtbehinderten. Ohne Berufsabschluss sind 28 % der Behinderten
und 14 % der Nichtbehinderten. Behinderte haben insgesamt ungiinstigere Teilhabechancen.

8.4 Pflegebediirftigkeit

Etwa 2.900 Personen nahmen Ende 2005 in Heidelberg pflegerische Leistungen in Anspruch.
Dies entspricht rund 2 % der Einwohner Heidelbergs. Dieser Anteil unterscheidet sich nur wenig
von demjenigen von 2,1 % in Baden-Wurttemberg. Die etwas niedrigere Zahl in Heidelberg
kdnnte mit dem geringeren Anteil der Uber 65-jahrigen Personen zusammenhangen.

1 Pfaff, H. u.a. (2006) ebd.

2 Pfaff, H. u. a. (2006): ebd.

3 Dabei ist zu beachten, dass in der Durchschnittsbetrachtung auch Behinderungsarten enthalten sind, die die Lern-
und Aufnahmefahigkeit beeinflussen. Diese Aussage gilt keinesfalls pauschal fur alle Behinderungsarten.

4 Pfaff, H. u.a. (2006), ebd.
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Laut dem aktuellen Lan- Tabelle 63: Pflegebedirftige je 1.000 Einwohner in Heidelberg,

despflegeplan vom Juni Mannheim, dem Rhein-Neckar-Kreis und Baden-

2007 liegen die Eckwerte Wrttemberg (31.12.2005)

fUr St.ationére F’ﬂegeplétze Gebiet Stationar Ambulant Von Ange- Insge-

in Heidelberg im Jahre Pflegebediirf- | Pflegebediirf- |  hérigen samt

2015 zwischen 1.210 und tige tige Versorgte

1.330 Platzen, fur die Ta- Heidelberg 6,7 53 8,2 20,2
Mannheim 8,2 3.9 10,1 22,2

gespflege zwischen 30 und

Rhein-Neckar-

40 Platzen und fur die Kreis 6,7 3,9 11,0 21,6
Kurzzeitpflege bei 20 Plat-  [Baden- s i3 o 10
zen. Im Oktober 2006 gab | Wiirttemberg ’ ‘ ’ ’
es in Heidelberg 1.186 Quelle: Statistisches Landesamt 2007

Pflegeheimplatze und 74

weitere Platze in Planung. In der Tagespflege stehen 47 Platze zur Verfigung und in der Kurz-
zeitpflege bereits 40 Platze, wobei fast alle Heidelberger Heime bereit sind, im Bedarfsfall Kurz-
zeitpflegeplatze , einzustreuen”, wenn Kapazitaten frei sind. Die Versorgungslage im stationdren
und teilstationdren Bereich ist insgesamt als gut zu bewerten, wobei es zum einen vermehrt
hochpreisige Angebote gibt, die sich geringer Verdienende nicht leisten kbnnen und nicht alle
Stadtteile gleichermaBen versorgt sind. Aufgrund des Demographischen Wandels steigt der Be-
darf nach Pflegeplatzen in Zukunft an.

Frauen pflegen vor allem Frauen

Der groBte Teil der Pflegebedtrftigen in Heidelberg (40,6 %) wird von Angehérigen gepflegt,
ein Drittel (33,1 %) befindet sich in stationaren Einrichtungen und ein gutes Viertel (26,2 %)
nutzt einen ambulanten Pflegedienst.! Im Rhein-Neckar-Kreis liegt die Quote bei tiber der Halfte.
Im Land sind gut zwei Drittel der Pflegebedurftigen Frauen. In Folge der weiter zunehmenden
geographischen und beruflichen Mobilitat sowie der Veranderung von Familienstrukturen und
beruflichen Rollenvorstellungen wird allerdings kiinftig mit einer Abnahme der Versorgung Pfle-
gebedurftiger durch ihre Angehorigen - meist Ehefrauen, Téchter und Schwiegertdchter - ge-
rechnet.

Chronische Krankheiten Hauptverursacher von Pflegebediirftigkeit

Die wichtigsten Ursachen fir eine Pflegebedurftigkeit in Deutschland sind Krankheiten des Kreis-
laufsystems, insbesondere Schlaganfall und Herzmuskelschwéache (Frauen:18,1 %, Manner:

21,8 %). An nachster Stelle folgen psychische Erkrankungen, vor allem (Alters-)Demenz (Frauen:
19,3 %, Manner: 17,2 %). Weitere Ursachen sind Erkrankungen des Nervensystems (Multiple
Sklerose, Parkinson), Erkrankungen des Bewegungsapparates, Tumore sowie Senilitat und un-
spezifische Symptome.? Diese 6 Krankheitsgruppen sind fiir mehr als 80 % der Pflegefalle ver-
antwortlich.

Unter den Pflegebedirftigen in Baden-Wirttemberg ist der Anteil der Frauen mit beinahe zwei
Drittel besonders hoch. Mit der steigenden Lebenserwartung und dem zu erwartenden Anstieg
des Anteils alterer Menschen in der Bevolkerung wird mit einer erheblichen Zunahme der Zahl

1 Statistisches Landesamt Baden-Wurttemberg (Hrsg.): Vorausberechnungen der Pflegebedurftigen und der Pflege-
arten fur Baden-Wurttemberg bis 2030, Stuttgart 2007
2 Robert Koch-Institut (Hrsg.): Gesundheitsberichterstattung des Bundes - Schwerpunktbericht , Pflege”, Berlin 2004
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von Pflegebedirftigen gerechnet: der Anteil an der Bevolkerung wird bis zum Jahr 2020 voraus-
sichtlich in Baden-Wrttemberg um 32,9 % und in Heidelberg aufgrund des glnstigeren Alters-
aufbaus ,nur” um 14,8 % ansteigen.’

8.5 Suchtmittelmissbrauch

Der Gebrauch von Suchtmitteln, wie Alkohol, Zigaretten und Drogen ist in Deutschland ge-
bréuchlich und was die Erstgenannten betrifft weithin sozial akzeptiert. Die Ubergénge zwischen
einem Gebrauch und einem Missbrauch von Substanzen mit Abhangigkeitspotential sind
flieBend - es liegt nahe, einen Missbrauch oder ein Suchtverhalten anzunehmen, wenn die
Substanzen regelmaBig, insbesondere jeden Tag konsumiert werden. Hauptprobleme beim
Suchtverhalten sind ihre auf lange Sicht negativen Auswirkungen auf die psychische und
korperliche Gesundheit und damit auch auf die soziale Lage bis hin zur Verelendung der Betrof-
fenen.

Nach der , Reprasentativerhebung zum Gebrauch psychoaktiver Substanzen” tranken 2003
12,3 % der Erwachsenen téglich Alkohol in einer Menge Gber den Grenzwerten?. Wirde man
diese Quote auf Heidelberg tUbertragen, dann hatte dies damals auf ca. 15.100 Erwachsene zu-
getroffen. Eine GréBenordnung, die nachdenklich macht. 34 % der Erwachsenen in der BRD
sind nach dem Bericht Raucher und 6,8 % der 18- bis 59-jahrigen Personen haben in den letz-
ten 12 Monaten mindestes einmal Cannabis-Produkte zu sich genommen.?

Von der Heidelberger Polizei wurde im Jahr 2005 in 624 Fallen wegen des Besitzes illegaler Dro-
gen ermittelt. 84 % davon betrafen Cannabis-Produkte.” Unter den Personen, gegen die in Hei-
delberg wegen Drogendelikten ermittelt wurden, machten die Jugendlichen und Heranwach-
senden (bis 21 Jahre) ein Drittel aus. Nach einer Auswertung der 2005 vom Blauen Kreuz in Hei-
delberg durchgefihrten Suchtberatungen hatten 60 % der 440 Klienten einen Hauptschulab-
schluss und nur 13 % Abitur’.

Alkohol- und Drogenkonsum bei Jugendlichen

Ein Problem mit teilweise Langfristwirkungen ist der Konsum von Suchtmitteln bei Kindern und
Jugendlichen®. Zum Heranwachsen gehért, bestehende Grenzen, Regeln und Normen in Frage
zu stellen und teilweise zu Uberschreiten. Die Jugendlichen setzen sich damit bewusst oder un-
bewusst Gefahren und Risiken aus.” Ein Risiko besteht bei jenen Verhaltensweisen, die zwar
Selbstwert und Identitatsgefihl steigern kénnen, jedoch ein Schadigungspotenzial gegentber

Statistisches Landesamt (2007), ebd.

30g bei Mannern, 20 g bei Frauen

Bundesministerium fur Gesundheit (2004): Drogen- und Suchtbericht 2004, S. 59

Mitteilung der Polizeidirektion Heidelberg 2006

Stadt Heidelberg - Kinder- und Jugendamt (Hrsg.): Bestandsaufnahme Suchtbehandlung und Suchtpravention,

Heidelberg 2005

6 Unter den im Rahmen einer reprasentativen europdischen Studie im Jahr 2003 befragten 11043 deutschen Schi-
lerinnen und Schulern des 9. und 10. Schuljahres tranken in den letzten 30 Tagen 63 % Alkopops, 56 % Bier,
51 % Spirituosen und 50 % Wein und Sekt.

7 Resch, F.; Klett, M.: Risikoverhalten bei Kindern und Jugendlichen, in: Stadt Heidelberg, Amt fur Sport und Ge-

sundheitsforderung: Dokumentation der Veranstaltung ,Gestndere Kinder in unserer Stadt”, Vortrage und

Workshops zum zweiten Heidelberger Gesundheitsbericht, Heidelberg 2007
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dem eigenen Korper, der Umwelt  Abbildung 63: Alkoholkonsum nach Geschlecht von Jugend-

und der Zukunft besitzen. Dabei lichen in Heidelberger Schulen in Prozent

sind die Ubergange zur Abhan- 2004 (N=970)

gigkeit, Krankheitsentstehung,

Destruktivitat und zur Kriminali- 70 60

tatsentwicklung flieBend. &0 51 mamier
50

Um AusmaB und Intensitat des w1 30 o

Prozent

Risikoverhaltens Jugendlicher in
Heidelberg und Umgebung zu 21 12 4
ermitteln und Zusammenhange
mit der sozialen Lage und der
Lebenssituation darzustellen, el oo Woshe oche
wurde im Jahr 2004 bei allen 15- Woche

bis 16-jahrigen Schulerinnen und
Schulern in Heidelberg und im
Rhein-Neckar-Kreis eine umfangreiche Gesundheitserhebung vom Gesundheitsamt, der Pddago-
gischen Hochschule und der Klinik fir Kinder- und Jugendpsychiatrie durchgefiihrt.! Daran
nahmen 5.832 Jugendliche, darunter 1.016 aus Heidelberger Schulen, teil. Im Mittelpunkt der
Erhebung standen AusmaB und Umfang des Gebrauchs von Substanzen mit Abhangigkeitspo-
tential, d.h. von Zigaretten, Alkohol, Drogen, Medikamenten.

Nie Gelegentlich Einmal pro Mehrmals pro Téglich

Quelle: Haffner, J. u.a. (2006)

Nach der Gesundheitserhebung nehmen mehr als zwei Drittel der Jugendlichen an Heidelberger
Schulen gelegentlich oder haufiger alkoholische Getranke zu sich. Nur 30 % der 15 - 16-Jahri-
gen gaben an, nie Alkohol zu konsumieren. Hingegen nehmen 2 % der Jungen und 1 % der
Madchen taglich Alkohol zu sich.

Jeder zwanzigste mannliche und jeder fnfzigste weibliche Jugendliche trinkt mehrmals in der
Woche Alkohol. Mindestens einmal wochentlich trinken 12 % der Jungen und 8 % der Mad-
chen. Die Gefahrdung, alkoholabhangig zu werden und die entsprechende Risikobereitschaft ist
bei mannlichen Jugendlichen starker ausgepragt als bei weiblichen.

Elf Prozent der weiblichen und 13 % der mannliche Jugendlichen hatten nach der Studie schon
Erfahrungen mit illegalen Drogen. Von illegalen Drogen werden vor allem mannliche Jugendli-
che abhangig. 1,1 % der Jungen und 0,2 % der Madchen konsumieren taglich Drogen. Der
entsprechende Anteil ist in Heidelberg deutlich niedriger als im umliegenden Rhein-Neckar-Kreis.

Auch Medikamentenkonsum Uber das therapeutische Mal3 hinaus kommt ein Abhangigkeitspo-
tential mit erheblichen gesundheitlichen Risiken zu. Unter den mannlichen Jugendlichen nehmen
3 % zumindest gelegentlich Beruhigungs- oder Schlafmittel zu sich. Der Anteil bei den weibli-
chen Jugendlichen ist mit 6 % annahernd doppelt so hoch.

1 Haffner u.a. (2006). Einige der 1016 ausgefullten Fragebdgen waren nicht vollstandig beantwortet. Daher weicht
das N in den einzelnen Diagrammen von der Gesamtzahl ab
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Suchtverhalten der Jugendlichen Abbildung 64: Suchtverhalten von Jugend-
Beim Suchtverhalten wird als besonders riskant die lichen an Heidelberger Schu-
Kombination mehrerer Substanzen eingeschatzt. len 2004 in Prozent (N=986)

In der Heidelberger Schulstudie werden drei Kate-
gorien des Suchtverhaltens unterschieden:

3%
31%
e kein Suchtverhalten:

nie Zigaretten, Alkohol, Drogen, Beruhigungs-/
Schlafmittel

e mittleres Suchtverhalten:

Kein
Mittleres
66%
manchmal Zigaretten, Alkohol, Drogen, Beru- B Doutiches
. . Suchtverhal
higungs-/Schlafmittel ventverhaen

e deutliches Suchtverhalten: Quelle: Haffner u.a. (2006)

mehrmals pro Woche Konsum von mindestens
zwei Suchtmitteln.

Weniger als ein Drittel (31 %) der Jugendlichen an Heidelberger Schulen hat kein Suchtverhal-

ten, nimmt also keine Suchtmittel zu sich und raucht auch nicht. Dieser Gruppe steht die kleine
Gruppe mit einem deutlichen Suchtverhalten, also dem regelmaBigen Konsum von mindestens
zwei Suchtmitteln gegendiber; sie macht einen Anteil von 3 % aus. Dieser Anteil ist geringer als
derjenige unter den Schilern im Rhein-Neckar-Kreis mit knapp 5 %.

Unter den Jugendlichen mit deutlichem Suchtverhalten sind knapp zwei Drittel (64 %) mannlich
und mehr als ein Drittel weiblich (36 %). Unterschiede beim Suchtverhalten bestehen auch zwi-
schen den Schularten: der Anteil der Jugendlichen ohne Suchtverhalten ist unter den Gymnasias-
ten in Heidelberg mit 34 % etwas hoher als unter den Haupt- und Realschilern mit 29 % und
27 %.

Zwischen Suchtverhalten und Schulerfolg gibt es deutliche Zusammenhénge. Lasst man den
erfolgreichen Schulabschluss unberlcksichtigt, dann bildet den Schulerfolg die Versetzung in die
nachst hohere Klasse am einfachsten ab. Als Misserfolg in der Schulkarriere kann dagegen ne-
ben dem Schulabbruch das Wiederholen einer Klasse gewertet werden.

Danach ergibt sich nach der Unter- - Apbildung 65: Suchtverhalten nach Art der Schule in Pro-

suchung folgendes Bild: 83 % der zent (N=923)

Jugendlichen, die noch nie wie-

derholt hatten, wiesen kein Sucht- Kein Mittieres Bl Deutiiches Suchtverhalten
verhalten auf. Dagegen blieb nur j: &7 70 o
knapp die Halfte der Schdler 6

(48 %) mit deutlichem Suchtver-

Prozent

halten nie sitzen; 10 % von ihnen o -

haben zweimal die Klasse wieder- *1T ]
holt (Vergleichswert fur Jugendli- jz | 4 3 P
che ohne Suchtverhalten: 2 %). 0 — — —

Hauptschule Realschule Gymnasium

Quelle: Haffner u.a. 2006
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Jugendliche mit Suchtverhalten Abbildung 66: Suchtverhalten und Wiederholen einer Klasse
erleben an der Schule haufiger (N=981)

Gewalt als diejenigen ohne
Suchtverhalten. So erleben Gber I Kein | Mitieres B Deutiiches Suchtverhalten
ein Funftel der Jugendlichen mit

deutlichem Suchtverhalten viel
Gewalt an der Schule. Von den
Jugendlichen ohne Suchtverhal- 23

. . 14
ten sind es hingegen nur 3 %. 01— 10

g

N 48
o 41
o

Die Daten der Untersuchung zei- Kein Einmal Zweimal
gen auch, dass Jugendliche ohne Zahl der Klassenwiederholungen
Suchtauffalligkeit eher weniger
Sorgen und Probleme haben als
diejenigen mit einem deutlichen Suchtmittelgebrauch. Jene durften demnach zumindest zum
Teil Ausloser und Ursache des Suchtverhaltens sein. Besonders gefahrdet sind Jugendliche, die
(taglich) erleben und erfahren, dass sie nur wenig Respekt und Akzeptanz genieBBen sowie Erfah-
rungen mit Gewalt machen. Geféhrdet sind auch jene, die die Chancen fur die persénliche Zu-
kunft gering einschatzen und sich

Quelle: Haffner u.a. 2006

Abbildung 67: Suchtverhalten und Gewalt an der Schule

in diesem Zusammenhang in den (N=978)
bloBen Konsum von Medien
flichten’. 80

70 Kein Mittleres M Deutliches Suchtverhalten
Deutliche Tendenzen zur o s
Selbstbeschadigung bei aus- = 5 “ “ "o
gepragtem Suchtverhalten g 0 -
Ein dramatischer Ausdruck von * ”
Sorgen und Problemen - und des 20
Suchtmittelkonsums im Zusam- 10 s I
menhang damit - ist der selbst 0

Keine Gewalt Wenig Gewalt Viel Gewalt

gefahrdende Umgang mit Leib
und Leben. Die Betroffenen ge- Quelle: Haffner u.a. 2006

fahrden damit nicht nur auf lange

Sicht ihre Gesundheit und ihre Leistungsfahigkeit, sondern auch in einem erschreckenden Aus-
mal ihre Existenz. Etwa ein Drittel der Jugendlichen mit einem deutlichen Suchtverhalten fugt
sich Verletzungen zu und hat Selbstmordgedanken. Dies ist ein dramatisch hoher Wert. Darun-
ter hat ein knappes Flnftel (18 %) nach ihren eigenen Angaben bereits einen Selbstmordver-
such hinter sich. Die Hintergrinde dafdr sind seit langem bekannt. So hat Emile Durkheim das
Auftreten als Ausdruck von ,Anomie”, d.h. prekaren Situationen in gesellschaftlichen Gruppen
gewertet, die durch soziale Isolierung, Einsamkeit, fehlende Anerkennung und Respektlosigkeit
gekennzeichnet sind.?

1 Resch, F.; Klett, M.: Risikoverhalten bei Kindern und Jugendlichen, in: Stadt Heidelberg: Amt fur Sport und Ge-
sundheitsférderung: Dokumentation der Veranstaltung: , Gestindere Kinder in unserer Stadt”, Heidelberg 2007
2 Durkheim, E.: Der Selbstmord, Neuwied 1876/1973

- 144 -



Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg Kapitel '8

8.6 Zusammenfassung

Der Gesundheitszustand der Heidelberger Bevolkerung ist insgesamt als gut zu bezeichnen. Sie
weist jedoch wie in Deutschland insgesamt je nach gesellschaftlichem Status und sozialer Integ-
ration Unterschiede auf. Dies gilt fur

e die Selbsteinschatzung der Gesundheit,
e die Anzahl der Krankheitsfalle und

e die Dauer der Krankheiten.

Einflussfaktoren sind die gesellschaftliche Integration, die ethnische Herkunft, das Bildungsni-
veau, die Arbeitssituation sowie der berufliche und der Erwerbsstatus, das Geschlecht, der
Wohnort sowie Veranderungsprozesse in Gesellschaft und Wirtschaft. Letztlich haben die per-
sonliche Gesundheit und das Suchtverhalten einen nicht zu unterschatzenden Einfluss.

Schon in der Kindheit und Jugend werden soziale Risiken fur die Gesundheit erkennbar. Befind-
lichkeitsstérungen, psychosomatische Beschwerden, Beeintrachtigungen des kdrperlichen Zu-
stands und der Kérperfunktionen werden schon in dieser Lebensphase vom Geschlecht, der eth-
nischen Herkunft und der sozialen Lage beeinflusst. Dies gilt auch fur gesundheitsrelevante Ver-
haltensweisen (Ernahrung, Sport, Suchtmittelgebrauch) sowie die Inanspruchnahme von Vorsor-
geangeboten. Zu den Bereichen der Lebenslage kommen psychische Belastungen benachteiligter
Kinder durch Stress infolge von Leistungsdruck, unzuléngliche soziale Unterstitzung und soziale
Ausgrenzung. Dies zeigt sich auch im Suchtverhalten von Kindern und Jugendlichen - hier wird
eventuell die Karriere zu einer prekaren Lebenslage vorherbestimmt.

Resultat von schweren und chronischen Krankheiten sind vielfach Behinderungen: der weitaus
groBte Teil davon ist krankheitsbedingt und damit teilweise auch von der sozialen Lage beein-
flusst. Es gibt Anzeichen , dass auch in Heidelberg Menschen mit Behinderung - ihr Anteil an der
Gesamtbevolkerung ist in der Universitatsstadt héher als im Landesdurchschnitt - nicht in allen
Lebenslagen die gleichen Teilhabechancen haben. Eine genauere Situationsbeschreibung bedarf
allerdings einer vertiefenden Untersuchung.

Mit der ansteigenden Lebenserwartung der Bevdlkerung nimmt auch die Pflegebedurftigkeit zu.
Sie ist Uberwiegend Folge chronischer und altersspezifischer Erkrankungen, wie Herzinfarkt,
Schlaganfall, Tumore, neurologische und psychische Erkrankungen. Die Vermutung liegt nahe,
dass Haufigkeit und Dauer der Pflegebedurftigkeit von der sozialen Lage der Betroffenen beein-
flusst ist. Ein erheblicher Anteil der Pflegebedirftigen wird in Heidelberg von Angehérigen, meist
Frauen, gepflegt. Der Anteil ist jedoch wie allgemein in GroBstadten gegentber dem flachen
Land unterdurchschnittlich.

Zur Pravention gesundheitlicher Benachteiligungen im Zusammenhang mit sozialen Faktoren
wurden in Heidelberg - insbesondere im Rahmen der Zugehorigkeit der Stadt zum Netzwerk der
gesunden Stadte - eingeleitet und umgesetzt. Dazu gehéren MaBnahmen des Arbeitsschutzes
und der betrieblichen Gesundheitsférderung, der Suchtpravention und der Jugendpolitik. Die
Forderung der Zahngesundheit, von ,,gesundem” Essen und Trinken in Schulen sowie in sozialen
Brennpunkten, sind darunter nur Beispiele. Die dementsprechende Kinder- und Jugendpolitik,
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die Férderung der Selbsthilfe und der Freiwilligenarbeit, die Unterstlitzung von Netzwerken, die
Einrichtungen far Senioren und die umfangreiche Unterstitzung fir chronisch Kranke und Be-
hinderte sind ebenfalls Teil der praventiven und rehabilitativen MaBnahmen.

Trotz erkenn- und spurbarer Erfolge wie u. a. die Verminderung von Fehlzeiten und spezifischen
Erkrankungen bei gewerblichen Arbeitnehmern, der Riickgang des Konsums harter Drogen, ein
relativ geringes Suchtverhalten bei Jugendlichen an Heidelberger Schulen, die Verbesserung der
Zahngesundheit der Heidelberger Schulkinder sind nach wie vor Benachteiligungen von Men-
schen in einer ungunstigen sozialen Lage, und zwar von friher Jugend an, unverkennbar. Um
diese zu beheben, sind auch in Zukunft verstarkte Anstrengungen in Heidelberg erforderlich, die
alle gesellschaftlichen Krafte einbindet.

1

Haffner, J. u.a.: Lebenssituation und Verhalten von Jugendlichen - Gesund-
heitsbericht Rhein-Neckar-Kreis/Heidelberg, Band 3, Heidelberg 2006

Mielck, A.: Soziale Ungleichheit und Gesundheit, Bern 2000

Robert Koch Institut, Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Gesundheit in Deutsch-
land, Berlin 2006

Stadt Heidelberg - Amt fUr soziale Angelegenheiten und Altenarbeit (Hrsg.):
Menschen mit Behinderung in Heidelberg, Heidelberg 2006

Stadt Heidelberg - Amt fur Umweltschutz, Gewerbeaufsicht und Energie
(Hrsg.): Gesundheitsbericht 2005, Heidelberg 2006

Stadt Heidelberg - Amt fur Sport und Gesundheitsférderung (Hrsg.): Dokumen-
tation der Veranstaltung , Geslindere Kinder in unserer Stadt”, Vortrage und
Workshops zum zweiten Heidelberger Gesundheitsbericht, Heidelberg 2007

Statistisches Landesamt Baden-Wurttemberg (Hrsg.): Statistische Berichte Ba-
den Wirttemberg, Artikel-Nr. 3862 05001, K Ill 1-2 j/05, Schwerbehinderte
Menschen in Baden-Wdrttemberg am 31. Dezember 2005, Stuttgart 2007
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9 Resiimee nach sozialen Gruppen
9.1 Frauen

Biographische Situation

Frauen stellen - wie in den meisten Stadten - die Mehrheit der Einwohner Heidelbergs (53 von
100). Aufgrund ihrer héheren Lebenserwartung sind sie vor allem bei den Uber 65-Jahrigen
deutlich starker (61 von 100) vertreten. Sie sind als Alleinlebende in dieser Altersgruppe in der
Regel starker von staatlichen Transferleistungen abhangig als die Manner, haben wegen des im
Durchschnitt hoheren Alters starkere Gesundheitsrisiken sowie einen héheren Pflegebedarf.

Jede sechste Frau hat einen auslandischen Pass (16,2 %). Drei von vier Alleinerziehenden sind
Frauen. Auf sie soll weiter unten eingegangen werden.

Erwerbssituation

Rund 29.200 Frauen in Heidelberg waren Ende 2005 erwerbstatig. Sie stellen damit 48,9 % der
Erwerbstdtigen in Heidelberg (59.700). Die Erwerbsbeteiligung der Frauen lag damit bei rund
56 %, die der Manner bei 63 %.

Von dieser Erwerbsbeteiligung bei Frauen kann nicht auf gleiche Teilhabe am Erwerbsleben ge-
schlossen werden. Uberproportional viele Frauen sind mit einem deutlich geringeren Arbeitsvo-
lumen als Manner beschaftigt und haben im Falle der Mutterschaft in hohem MaBe diskontinu-
ierliche Berufsverlaufe. Hier liegt nicht nur ein wesentlicher Grund fir mangelnde Chancen-
gleichheit sondern auch fir das Armutsrisiko im Alter und als Alleinerziehende.

Unter den in Heidelberg wohnenden sozialversicherungspflichtig Beschaftigten stellen Manner
knapp die Mehrheit. In der Stdstadt, Neuenheim und Handschuhsheim, Stadtteile mit einer un-
terdurchschnittlichen Dichte an SVP-Beschdftigten, stellen hingegen die Frauen die Mehrheit. Die
weiblichen SVP-Beschaftigte mit Wohnsitz in Heidelberg arbeiten auch zu zwei Dritteln hier, bei
den Mannern pendelt hingegen fast die Halfte zu einem Arbeitsplatz auBerhalb von Heidelberg.
Die Zahl der in Heidelberg wohnenden weiblichen SVP-Beschaftigten ist weniger stark zurick-
gegangen (-7,9 %) als bei den Mannern (-10,4 %).

Unter den geringfligig Beschaftigten haben die Frauen den Hauptanteil.’

Die Arbeitslosenquote der Frauen lag 2005 mit 8,1 % deutlich unter dem Wert der Manner
(10,6 %). Im Mittel waren 9,4 % der sogenannten abhangigen zivilen Erwerbspersonen arbeits-
los.

Frauen stellen weder bei den Arbeitslosen noch bei den Arbeitslosengeld | Empfangern die
Mehrheit. Kleinrdumig, vor allem auf Stadtviertelebene ergeben sich jedoch Unterschiede. Deren
Anteil ist im Vergleich in einigen Stadtvierteln graduell héher, die Gberdurchschnittlich viele
Hochschulabganger/innen unter den sozialversicherungspflichtig Beschaftigten am Wohnort
haben. Diese Beobachtung sollte im weiteren Zeitverlauf noch weiter Uberprift werden. Mit aller
Vorsicht lassen sich die Ergebnisse so interpretieren, dass dies die ersten Anzeichen dafir sind,

1 Schéatzung, da keine entsprechenden statistischen Angaben vorliegen.
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dass die Arbeitslosigkeit den (akademischen) Mittelstand bereits erreicht hat. So haben Frauen
vielfach im Klinik- und Wissenschaftsbereich befristete Vertrage.

Einkommenslage
Gut die Halfte der Frauen (51 %) schatzen ihre wirtschaftliche Situation als gut ein. Bei Mannern
liegt dieser Wert mit 59 % Uber dem Heidelberger Durchschnitt.

Die ,, Grundsicherung im Alter” wird Uberwiegend von Frauen bezogen. Die héhere Quote ergibt
sich ausschlieBlich wegen des starkeren Anteils an (alteren) Frauen in stationaren Einrichtungen
(Heimen). So ist der Frauenanteil, der im Alter auBerhalb von Einrichtungen Leistungen bezieht,
mit 60 % nicht hoher als der entsprechende Anteil an der Wohnbevdélkerung. Frauen haben
demnach im Alter in Heidelberg derzeit kein Gberdurchschnittliches Armutsrisiko.

Bildung

Uber ein Drittel der erwachsenen Frauen in Heidelberg haben einen Hochschulabschluss. Bei den
Manner sind es mit 39 % noch etwas mehr. 25 % der Frauen haben Abitur und 24 % Mittlere
Reife. Damit Ubertreffen sie die Anteilswerte bei den Mannern jeweils leicht. 23 % der Manner
haben einen Hauptschulabschluss, bei den Frauen sind es nur 18 %. Bei den Schulabgédngern
sind Unterschiede zwischen Madchen ohne und mit Migrationshintergrund zu vermuten, jedoch
wegen fehlender entsprechender Ausweisungen in der Bildungsstatistik nicht belegbar. Bei den
Auslanderkindern Uberwiegt der Hauptschulabschluss. Die Unterschiede nivellieren sich jedoch,
wenn nur Kinder aus der gleichen Sozialschicht miteinander vergleichen werden.

Wohnsituation

Zur allgemeinen Wohnsituation von Frauen gibt es keine aktuell verwertbaren Daten. Aus den
Umfragen Uber den Heidelberger Wohnungsmarkt ist jedoch erkennbar, dass vor allem Alleiner-
ziehende schlechtere Zugangsbedingungen haben und durch das hohe Mietniveau starker be-
lastet sind.

Nur fur die Obdachlosen- und Fliichtlingsunterkiinfte liegen geschlechtsspezifische Angaben vor.
Frauen/Madchen sind danach seltener als Manner/Jungen von Obdachlosigkeit bedroht. lhr An-
teil in den Obdachlosenunterkiinften liegt insgesamt bei 44 %,wahrend der Manneranteil bei
56 % liegt. In Gemeinschaftsunterkdnften ist nur etwa jede achte eine Frau. Insgesamt leben
230 Frauen/Madchen und 300 Manner/Jungen ohne eigenen Mietvertrag in Heidelberg. In der
Regel Gberschneiden sich bei den erwachsenen Frauen mehrere Problemlagen: Sie haben nicht
nur den Zugang zum Wohnungsmarkt verloren, sondern sie haben meistens keine Arbeit oder
Uberhaupt kein Einkommen.

Der Anteil der Frauen unter denjenigen, die Gberhaupt kein Dach mehr tber dem Kopf haben,
wird von dem SKM " auf 14 % geschatzt.

In den Fluchtlingsunterkinften und im Aussiedlerwohnheim stellen Frauen erwartungsgemal
die Halfte der Bewohner. Den Frauen im Asylverfahren, die in der Regel von Leistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz leben, fehlt noch ein sicherer Aufenthaltsstatus und damit

1 SKM — Katholischer Verein fur Soziale Dienste in Heidelberg e.V.
- 148 -



Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg Kapitel 9

auch das Wahlrecht fir den Auslanderrat / Migrationsrat. Auch der Zugang zu Arbeit ist er-
schwert.

Hausliche Sicherheit/Gewaltfreiheit

Hausliche Gewalt, die zu einer Intervention der Polizeibehdrden fihrt, tritt in Heidelberg selten
auf. Im Erwachsenenalter sind fast ausschlieBlich Frauen (zu 92 %) davon betroffen. Im Jahr
2005 waren 95 Polizeieinsatze wegen hauslicher Gewalt notwendig.

Gesundheitliche Situation

Wegen des héheren Altersdurchschnitts hatten 2005 mehr Frauen als Manner einen giltigen
Schwerbehindertenausweis. Die meisten von ihnen waren Uber 65 Jahre. Da die Frauen an der
Gesamtbevolkerung einen noch héheren Anteil haben (52,8 %) als an den Schwerbehinderten,
lag die Schwerbehindertenquote bei den Frauen mit 9,0 unter der der Manner von 9,3 % (Hei-
delberger Durchschnitt: 9,1 %).

Madchen sind bei der Schuleingangsuntersuchung insgesamt gestinder als Jungen.

Die Gefdhrdung, alkoholabhangig zu werden und die entsprechende Risikobereitschaft, ist bei
mannlichen Jugendlichen starker ausgepragt als bei weiblichen. EIf Prozent der weiblichen und
13 % der mannlichen Jugendlichen gaben 2004 an, schon Erfahrungen mit illegalen Drogen zu
haben. Unter den mannlichen Jugendlichen nehmen 3 % zumindest gelegentlich Beruhigungs-
oder Schlafmittel zu sich. Der Anteil bei den weiblichen Jugendlichen ist mit 6 % anndhernd
doppelt so hoch. Unter den Jugendlichen mit deutlichem Suchtverhalten sind knapp zwei Drittel
mannlich und mehr als ein Drittel weiblich.
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9.2 Migrantinnen und Migranten

Vorbemerkungen

Die Recherchen fir diesen Bericht ergaben, dass Strukturdaten fur Migrantinnen und Migranten
nur in geringem Umfang vorliegen, das Datenangebot demnach héchst unbefriedigend ist. Die
Folge ist, dass die Aussagen teilweise lickenhaft sind. Im Hinblick auf den erwarteten Anstieg in
Folge des globalen Wanderungsprozesses und des Demographischen Wandels wird eine Initiati-
ve der Stadt Heidelberg im Stadtetag angeregt, die Datenlage zu verbessern.

Biographische Situation

Von 100 Heidelberger/innen haben 27 einen Migrationshintergrund, davon haben zehn bereits
einen deutschen Pass, 17 sind Auslander/innen. Insgesamt leben 38.000 Menschen in Heidel-
berg mit einem Migrationshintergrund. Ein Drittel der rund 24.000 Heidelberger Ausléander/-
innen kommt aus der Europdischen Union (EU), zwei Drittel aus Nicht EU-Staaten. Die kopf-
starksten Auslandergruppen kommen aus der Turkei, Italien oder den USA. Die Zusammenset-
zung der auslandischen Bevolkerung wird zunehmend von den osteuropdischen Staaten ge-

pragt.

Gut die Halfte der Nicht EU-Blrger/innen haben eine unbefristete Niederlassungserlaubnis. Da-
mit haben zwei Drittel aller Heidelberger Auslander/innen einen gefestigten Aufenthaltsstatus
und uneingeschrankten Arbeitsmarktzugang. Bei den Tirken verfligen drei von vier Uber eine
Niederlassungserlaubnis.

Fur diejenigen mit befristeter Aufenthaltserlaubnis sind Ausbildung und Familiennachzug der
Hauptaufenthaltszweck in Heidelberg. Nur ein Siebtel dieser Gruppe hat eine Arbeitserlaubnis.
Studierende, die in Heidelberg wohnen, stellen rund 15 % aller Auslander/innen in Heidelberg.

Ende 2006 leben in Heidelberg rund 700 anerkannte Flichtlinge und Personen im Asylverfahren.
Unter ihnen befinden sich insgesamt 213 Kinder und Jugendliche unter 18 Jahre.

Erwerbssituation

Von den 59.700 Erwerbstatigen in Heidelberg Ende 2005 hatten rund 8.000 Personen einen
auslandischem Pass. Das entspricht einem Anteil von 13,4 %. Etwa 4.900 von ihnen gingen
einer sozialversicherungspflichtigen Beschaftigung nach (12,8 % aller in Heidelberg wohnenden
SVP-Beschaftigten). Die Erwerbsbeteiligung liegt damit erheblich unter dem Bevélkerungsanteil.
Die Anteile schwanken in den einzelnen Stadtteilen stark. In Bergheim war jeder fiinfte SVP-
Beschaftigte Auslander, gefolgt von der Altstadt (16,8 %) und dem Emmertsgrund (15,5 %). Im
Osten von Heidelberg sind die Anteile dagegen deutlich unterdurchschnittlich.

Im Vergleich zum Jahresende 2000 ist die Zahl der in Heidelberg lebenden ausléandischen SVP-
Beschaftigten um rund 800 Personen oder 14,1 % zurtickgegangen. Die auslandischen SVP-Be-
schaftigten waren damit besonders stark vom wirtschaftlichen Abschwung in der ersten Halfte
des Jahrzehnts betroffen.

Auslander/innen sind auch in Heidelberg gegentiber Deutschen beim Zugang zu Arbeit deutlich
benachteiligt. Vor allem Langzeitarbeitslosigkeit ist fir sie ein Problem. Sie sind in Folge dessen
starker auf Transferleistungen zur Existenzsicherung angewiesen.
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Abbildung 68: Ausgewadhlte Strukturdaten Uber die Auslander- Auslédnder/innen stellen etwa
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Jede/r vierte Grundsicherungs-
empfanger/in im Alter hat einen auslandischen Pass. Bei den Arbeitslosengeld Il — Beziehern stel-
len Auslander/innen einen Anteil von 27%. Schatzungsweise jede/r Achte unter den Auslandern
ist arm oder armutsgefahrdet, insgesamt rund 2.900 Personen (siehe Kapitel 9.7).

Bildung

Die BildungsabschlUsse von auslandischen Kindern an Heidelberger Schulen lagen im Landesver-
gleich an der Spitze. Gemessen an ihrem Anteil an der Heidelberger Bevélkerung besuchten
Auslanderkinder allerdings doppelt so haufig eine Hauptschule. Die Auslanderquote ist in Son-
der- und Forderschulen Uberproportional. Dadurch bedingt lag die Quote der auslédndischen
Schulabganger/innen in Heidelberg ohne formalen Hauptschulabschluss finfmal hoher als die
der deutschen. Wahrend fast jedes zweite deutsche Kind, das in Heidelberg eine Schule besuch-
te, das Abitur erreichte, ist dies nur bei gut jedem flnften auslandischen Kind der Fall. Aus Stu-
dien ist bekannt, dass sich die Unterschiede zwischen deutschen und ausléandische Kindern nivel-
lieren, wenn sie aus der gleichen Sozialschicht stammen und gleiche Sprachkompetenz aufwei-
sen.

Wohnsituation

Aus der Wohnungsmarktstudie von 2002 ist bekannt, dass Auslander/innen im Vergleich zu
Deutschen doppelt so haufig angaben, sich bei der Wohnungssuche diskriminiert zu fahlen.

Die Tatsache, dass sie auf der Mietinteressentenliste’ tiberdurchschnittlich vertreten sind, heift,
dass sie im besonderen MaBe auf den Teilmarkt der gebundenen Wohnungen angewiesen sind.
Fast jede/r zweite Bewohner/in in einer dezentralen Obdachlosenunterkunft ist Migrant. Dies
trifft auch auf das Mérgelgewann zu.

1 Liste der Wohnungssuchenden beim Mietinteressentenbiro
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Unter Heidelbergs Obdachlosen sind nach Angaben des Katholischen Vereins fur Soziale Dienste
in Heidelberg e.V. (SKM) rund 15 % Auslander. Ihr Anteil ist somit niedriger als der entspre-
chende Einwohneranteil.

Der Anteil der Auslander/innen unter den Wohngeldempfangern ist nicht bekannt.”

Gesundheit

Deutsche Kinder weisen im Durchschnitt bessere Gesundheitskennzeichen auf als z.B. Kinder aus
tlrkischen und Spataussiedlerfamilien. AuBerdem nehmen auslandische Kinder im Durchschnitt
die Angebote an Vorsorgeuntersuchungen in geringerem Ausmal3 wahr.

Deutsche mit Migrationshintergrund werden mit Ausnahme fir die Obdachlosenunterklinfte
und Ubergangswohnheime nicht gesondert erfasst. Auch fehlen in vielen Bereichen Angaben fir
auslandische Mitburger/innen. Nur durch eine gesonderte Umfrage zur sozialen Situation der
Migranten kénnen diese Licken geschlossen werden.

1 Anzumerken ist, dass Auslander/innen mit einem befristeten Aufenthaltsstatus kein Wohngeld beantragen kon-
nen.
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9.3 Haushalte mit Kindern/Alleinerziehende

Biographische Situation

Nur in 12.900 (16,3 %) unter den insgesamt ca. 79.400 Heidelberger Haushalten lebten Ende
2005 Kinder unter 18 Jahre. Von diesen hatte mehr als die Hélfte nur ein Kind (53,3 %), zwei
Kinder hatten 35 % und drei oder mehr nur 12 %. Kinderreichtum fangt demnach in der Uni-
versitatsstadt bei zwei Kindern an.

Ein Drittel Alleinerziehende
In fast jedem dritten Haushalt werden die Kinder von einem Erwachsenen erzogen, bezogen auf
die Zahl aller Haushalte machten die Alleinerziehenden rund 5 % aus.

Einkommenslage

Unter den Bedarfsgemeinschaften, die Arbeitslosengeld Il beziehen, stellen Haushalte mit Kin-
dern 28 %. Im gesamtstadtischen Vergleich sind damit Haushalte mit Kindern Uberproportional
auf Leistungen nach SGB Il angewiesen. Bemerkenswert ist, dass gerade in den Stadtteilen mit
einem Uberdurchschnittlichen Anteil an Leistungsbeziehern auch in Uberdurchschnittlich vielen
Bedarfsgemeinschaften Kinder lebten (Boxberg, Emmertsgrund).

Alleinerziehende stark von Sozialleistungen abhangig

Unter den Bedarfsgemeinschaften mit Kindern stellen 630 Alleinerziehende die Halfte aller
Haushalte, sie sind damit deutlich Gberreprasentiert. Bezogen auf alle Bedarfsgemeinschaften
belief sich deren Anteil auf 14,2 %. Sogenannte Ein-Eltern-Haushalte sind demnach fast drei mal
so haufig unter den Transferleistungsempfangern vertreten wie unter den Heidelberger Haushal-
ten insgesamt.

Betroffen davon sind vor allem die Kinder. Die Kinderarmut durfte nicht nur - wie die jingsten
Pressemeldungen zeigen — in der Bundesrepublik angestiegen sein, sondern auch in Heidelberg.
So stellt der Bericht zur Sozialen Lage der Bundesregierung fur Alleinerziehende und Haushalte
mit mehreren Kindern ein erhéhtes Armutsrisiko fest. In der eingangs zitierten Studie , Leben in
Europa” haben die Alleinerziehenden in Deutschland im europaweiten Vergleich das héchste
Armutsrisiko. In Heidelberg wird es auf 25% geschatzt.

Wohnsituation

Ahnliches gilt fir ihren Anteil an den Haushalten, die 2005 Wohngeld erhielten (16,6 %)." Ver-
gleicht man die sogenannten Wohngeldempfangerhaushalte mit dem gesamtstadtischen Durch-
schnittswert, dann zeigt sich, dass vor allem Haushalte mit Kindern tberproportional auf eine
entsprechende Unterstltzung angewiesen waren.

Uber ein Drittel (34,2 %) aller Haushalte mit Kindern und jungen Erwachsenen war damals nicht
in der Lage die Wohnkosten voll zu tragen. In dieser Gruppe stellen Alleinerziehende bereits die
Halfte aller Bezugsempfanger. Der Betroffenenanteil ist damit doppelt so hoch wie ihr Anteil an
der Grundgesamtheit. Diese Werte sind ebenfalls Indikatoren fir das Uberteuerte Wohnungsan-
gebot in der Universitatsstadt, das Familien mit Kindern benachteiligt.

1 Insgesamt lebten 2005 in den 1.968 Heidelberger Haushalten, die Wohngeld erhielten, 3.820 Personen, darunter
1.295 Kinder unter 25 Jahren (34 %) mit Anspruch auf Kindergeld.
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In der Wohnungsmarktstudie  Abbildung 69: Ausgewahlte Strukturdaten Gber die Anteile der
von 2002 zeigte sich, dass es Alleinerziehenden-Haushalte in % an ... in Hei-
vor allem Haushalte mit Kin- delberg zum 31.12.2005
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Wohnungsnotfalle, dass es
nicht nur finanziell schwache
Haushalte, sondern auch Familien mit Kindern mit mittlerem Einkommen sind, die Zugangs-
schwierigkeiten zum Wohnungsmarkt haben.

Daraus ergibt sich, dass Heidelberg, um als kinder- und familienfreundliche Stadt zu gelten, auch
eine grundsatzliche Einstellungsanderung und einen entsprechenden (kulturellen) Wertewandel
einleiten muss. Es reicht nicht allein, die Betreuungsinfrastruktur zu verbessern. Familien mit
Kindern missen in der Stadt der Wissenschaft willkommen sein.

Alleinerziehende stellen in den stadtischen Obdachlosenunterkiinften im Schnitt 11,5 % aller
Parteien, sind damit doppelt so haufig von Obdachlosigkeit bedroht als es ihr Anteil an den
Haushalten erwarten lasst.

In dezentralen Obdachlosenunterklnften sind Alleinerziehende finf mal so oft unter den Haus-
halten vertreten wie im stadtischen Schnitt. Auf das Moérgelgewann trifft dies nicht zu. Hier le-
ben keine fnf Prozent Alleinerziehende. Unter Fllchtlingen, die dezentral oder in Gemein-
schaftsunterktnften untergebracht sind, sind Alleinerziehende dreimal so haufig wie in der Ge-
samtstadt vertreten.

Auch wenn fur Haushalte mit Kindern und Alleinerziehende vergleichsweise wenige Daten vor-
liegen, so zeigt sich doch eine weit Uberdurchschnittliche Betroffenheit von Langzeitarbeitslosig-
keit und hohen Wohnkostenbelastungen. In den stadtischen Obdachlosenunterkiinften wohnen
zudem doppelt so viele Alleinerziehende wie in der Gesamtstadt.

Alleinerziehende und deren Kinder haben ein erhéhtes Armutsrisiko

Alleinerziehende und deren Kinder haben damit auch in Heidelberg ein weit Gberdurchschnittli-
ches Armutsrisiko. Auch dieser Befund weicht nicht vom Soziale Lage Bericht der Bundesregie-
rung und der Studie , Leben in Europa” ab.
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9.4 Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene

Biographische Situation

Heidelberg ist eine vergleichsweise junge Stadt. Wegen des hohen Studierendenanteils war jeder
Vierte der knapp 143.000 Einwohner Heidelbergs Ende 2005 unter 25 Jahre alt. Dagegen war
im Vergleich zu vielen anderen GroBstadten der Kinder- und Jugendlichenanteil sehr niedrig. Nur
jeder Siebte (13,8 %) war unter 18 Jahre alt. Diese niedrige Quote ist zum einen durch die nied-
rige Geburtenrate und zum anderen durch die Abwanderung junger Familien ins Umland verur-
sacht worden. Ohne die Uberregionale und internationale Zuwanderung ginge die Wissen-
schaftsstadt auf sehr schwachen Beinen in ihre demographischen Zukunft.

Jeder Dritte unter 18 Jahren hat einen Migrationshintergrund

Unter den Kindern und Jugendlichen hatten rund 2.600 Einwohnern (13,2 %) einen auslandi-
schen Pass, nahezu ein Finftel (19,3 %) waren Deutsche mit einem Migrationshintergrund. Un-
ter den Kindern und Jugendlichen ist jeder Dritte demnach Migrant.’

Erwerbssituation junger Erwachsener

Nur rund 3.600 (9,4 %) SVP-Beschéftigte mit Wohnort Heidelberg waren unter 26 Jahren alt. In
den Stadtteilen mit einem hohen Akademiker- oder Studierendenanteil ist ihr Anteil an allen
SVP-Beschaftigten unterdurchschnittlich. Deutlich Gber dem Mittelwert ist die Quote der bis 25-
Jahrigen auf dem Emmertsgrund (14,7 %), dem Boxberg (12,8 %), im Pfaffengrund (11,2 %). In
diesen Stadtteilen leben Uber ein Drittel der jungen Menschen in Heidelberg, die einen klassi-
schen Ausbildungsberuf erlernt haben oder anstreben.

Im Vergleich zu den anderen Stadtkreisen in Baden-Wurttemberg wohnen in der Universitats-
stadt Uberdurchschnittlich viele geringfligig Beschaftigte. Gleichzeitig ist auch der Anteil derer,
die ausschlieBlich einen Mini-Job austben hier am hochsten. Es ist zu vermuten, dass unter den
geringfligig Beschaftigten auch viele Studierende sind, die sich ein Zubrot verdienen.

Arbeitslosenanteil unterproportional- Hilfebediirftigkeit jedoch hoch

Ende 2005 waren rund 550 Jugendliche und junge Erwachsene unter 25 Jahren als Arbeitslose
registriert. lhr Anteil an allen Arbeitslosen in Heidelberg lag bei 10,5 %. Die Arbeitslosenquote
der unter 25-Jahrigen lag mit 7,6 % deutlich unter der Gesamtarbeitslosenquote von 9,4 %.

Jeder 11. Arbeitslosengeld I-Empfanger war unter 25 Jahre alt. (190 Personen oder 9 % aller
ALG | Bezieher/innen). Entspricht dieser Wert in etwa dem Anteil unter allen Arbeitslosen, so ist
die Hilfsbedurftigenquote unter den arbeitslosen Jugendlichen und jungen Erwachsenen deutlich
hoher. Jede/r sechste Arbeitslosengeld Il - Empfanger, der erwerbsfahig und hilfebedurftig war,
war unter 25 Jahre alt (900 Personen oder 16,1 % aller erwerbsfahigen Hilfebedurftigen).

Im Laufe des Jahres 2006 ging die Zahl dieser jingeren Arbeitslosen auf knapp 450 Personen
zurlick und lag ,nur” noch bei einem Anteil von 8,9 % unter allen Arbeitslosen.

1 Der Begriff ,Migrant” wird im vorliegenden Text synonym flr Personen ohne und mit eigener Migrationserfah-
rung in Migrantenhaushalten verwendet.
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Einkommenslage

Rund 1.900 (12 %) aller Kinder unter 15 Jahre erhielten Ende 2005 Unterstitzung durch Sozial-
geld, lebten somit in einem Haushalt, der Arbeitslosengeld Il bezog. Rund 330 oder 17,5 % un-
ter ihnen hatten einen auslandischen Pass. Jede/r sechste Arbeitslosengeld Il-Empfanger war wie
bereits erwahnt unter 25 Jahre alt (900 Personen bzw. 16,1 %).

Fur etwa jedes 13. Heidelberger Kind unter 14 Jahren wurden 2005 die Betreuungskosten in
einer Einrichtung oder fur die Tagespflege wegen des zu geringen Einkommens der Eltern von
der Stadt getragen. Auf dem Boxberg traf dies auf beinahe jedes flinfte Kind, in dem , Akade-
miker-Stadtteil” Neuenheim , nur” auf 2,4 von 100 Kindern, meist von Studierenden, zu.

Bildung

Betrachtet man die Ubertrittsquoten nach der vierten Klasse Grundschule, haben Heidelbergs
Kinder im Landesvergleich die besten Bildungschancen. Sie sind jedoch wie insgesamt im Bun-
desgebiet ungleich verteilt.

Deutsche Kinder beenden die Schulzeit wesentlich haufiger mit dem Abitur in der Tasche als
auslandische. Die Bildungsabschlisse von auslandischen Kindern lag zwar im Landesvergleich an
der Spitze, gemessen an ihrem Anteil an der Heidelberger Bevdlkerung waren Auslanderkinder
allerdings doppelt so haufig in der Hauptschule und Uberproportional in Sonder- und Férder-
schulen vertreten.

Tabelle 64: Bildungsabschlisse an 6ffentlichen und privaten Schulen Heidelbergs 2006

Insgesamt darunter
Mannlich Weiblich Deutsch Auslandisch

abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in %
Insgesamt 1511 | 100,0 737 100,0 774 100,0 | 1353 | 100,0 158 100,0
darunter
ohne Hauptschulabschluss* 71 4,7 38 5,2 33 4,3 44 3,3 27 17,1
Hauptschulabschluss 325 21,5 177 24,0 148 19,1 255 18,8 70 44,3
Realschulabschluss 426 28,2 201 27,3 225 29,1 398 29,4 28 17,7
(Fach)hochschulreife 689 45,6 321 43,6 368 47,5 656 48,5 33 20,9

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wdrttemberg, Sonderabfrage
* inkl. Sonder- und Férderschule

Der Anteil derjenigen, die die staatliche Hauptschule ohne Abschluss verlassen, war in Heidel-

berg 2006 mit 2,4 % erfreulich gering. Dennoch war die Quote der Schulabganger ohne Ab-

schluss bei den auslandischen Kindern bedingt durch ihren héheren Anteil in Sonder- und For-
derschulen funf mal héher als bei den deutschen.

Ausbildungsstellen sind auch in Heidelberg rar. Sie sind durch den Charakter einer Stadt der
Wissenschaft gepragt und die Konkurrenz durch Bewerber/innen mit héheren Bildungsabschlis-
sen ist groBer. Im Jahr 2012, wenn zwei Abiturjahrgange die Schule abschlieBen werden, wird
dieses Problem noch verscharft.
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Wohnsituation
Rund 1.300 Kinder' leben in Haushalten, die Wohngeld beziehen. Darunter sind zwei Drittel
(822 Kinder und Jugendliche?) arm oder armutsgefahrdet.

Gemessen am stadtischen Mittel wohnten mehr als doppelt so viele Kinder und Jugendliche in
den dezentralen Obdachlosenunterkinften sowie im Mérgelgewann. Insgesamt lebten Ende
2006 151 Kinder in Haushalten, die keinen eigenen Mietvertrag mehr haben. Die Kinderzahl in
den Fluchtlingsunterkiinften lag weit tGber ihrem gesamtstadtischen Anteil.

Hausliche Sicherheit/Gewaltfreiheit

Heidelbergs Kinder und Jugendliche sind selten Opfer von bekannt gewordener Gewalt oder
Misshandlung. Im Jahr 2005 wurden bei 47 Kindern unter 18 Jahren Gefdhrdungen festgestellt.
Das sind 2,3 je 1000 Kinder und Jugendliche. In jedem zweiten Fall eines Polizeieinsatzes zur
hauslichen Gewalt wurden auch Kinder im Haushalt angetroffen.

Gesundheit

Der Anteil der Kinder und Jugendlichen mit giltigem Schwerbehindertenausweis an den unter
18-Jahrigen lag 2005 in Heidelberg mit 1 % im Landesdurchschnitt. Motorische Stérungen wie-
sen 15 % der sechsjahrigen Kinder 2006 bei der schularztlichen Untersuchung auf. Die Zahl der
Ubergewichtigen Kinder nimmt bei der schularztlichen Untersuchung kontinuierlich zu, inzwi-
schen ist jedes achte Kind Ubergewichtig. Unter den 15- bis 16-jahrigen Schiilerinnen und Schi-
lern an Heidelbergs Schulen raucht etwa ein Siebtel taglich Zigaretten. Nur ein knappes Drittel
der Jugendlichen im Alter von 15-16 Jahren an Heidelberger Schulen nimmt kein Suchtmittel zu
sich und raucht auch nicht.

Ein gehauftes Auftreten chronischer Erkrankungen, die mit den medizinischen Risikofaktoren
Rauchen, Bewegungsmangel, Fehlernahrung und Ubergewicht zusammenhdangen, ist bei vielen
dieser Kinder im Erwachsenenalter zu erwarten.

1 die kindergeldberechtigt sind, also in Ausbildung auch Gber 18 Jahre sein kénnen.
% nach Abzug von geschatzten 50 Kindern von Studierenden oder studierenden Kindern in Heidelberger Familien
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9.5 Altere Menschen

Biographische Situation

In Heidelberg waren Ende 2005 rund 22.900 Einwohner élter als 64 Jahre, darunter 5.800 alter
als 79 Jahre. Ihr Anteil ist in den letzten Jahren stark angestiegen. Frauen sind mit 61 % in der
Mehrzahl. Unter den Alteren haben 1.800 oder rund 8 % einen auslandischen Pass. Das ist um
die Halfte weniger als beim Auslanderanteil insgesamt. 1.500 Personen oder 6,7 % waren Deut-
sche mit Migrationshintergrund. Damit ist etwa jede/r siebte Altere Migrant oder Migrantin. Bei
den Uber 60-jahrigen Mannern haben 41 % einen Hochschulabschluss und bei den Frauen die-
ser Altersgruppe sind es 22 %.

Exkurs: Erwerbssituation

Auf dem Arbeitsmarkt gelten Menschen, die 55 Jahre und éalter sind, also teilweise weit vor dem
offiziellen Rentenalter, als schwer vermittelbar. Diese Altersgrenze riickt immer weiter nach vor-
ne. Der Anteil an der Bevolkerung, der im Alter zwischen 55 und 65 Jahren (schon) nicht mehr
erwerbstatig ist, ist am Ansteigen.

Uber die Zahl und den Anteil Uber 55-J&hriger sozialversicherungspflichtiger Beschaftigter mit
Wohnsitz in Heidelberg liegen keine Daten vor.

Die 50 bis 54-Jahrigen (600 Personen) stellen 11,5 % der Arbeitslosen, weitere knapp 11 % sind
55 Jahre und élter (570 Personen). Fur diesen Personenkreis ist es schwierig eine neue Arbeits-
stelle zu finden, weil viele Arbeitgeber weiterhin beflrchten, dltere Beschaftigte seien weniger
leistungsfahig als jingere. AuBerdem ist zu bertcksichtigen, dass Personen ab 58 Jahren Leis-
tungen beziehen kénnen, ohne dem Arbeitsmarkt zur Verfiigung zu stehen.' Es ist also davon
auszugehen, dass mehr Menschen in diesen hdheren Alterklassen arbeitslos sind als durch die
Statistik ausgewiesen werden.

Uber 600 oder 37 % der Arbeitslosengeld | Bezieher/innen waren 50 Jahre und &lter. Ein knap-
pes Viertel der Arbeitslosengeld Il Bezieher waren tber 50 Jahre alt (rund 1.300 Personen).

Einkommenslage

Von den Heidelberger/innen schatzen nach der letzten Heidelberg-Studie vor allem Rentner und
Pensionare ihre wirtschaftliche Situation als gut ein. Sie machen allerdings in den letzten Jahren
eine Uberdurchschnittliche Verschlechterung aus. Leider liegen keine Daten zu ihrer tatsachli-
chen Einkommenssituation vor. Bekannt ist nur, dass die Einstiegsrenten ohne die betriebliche
Altersversorgung in Heidelberg mit 667 Euro im Mittelfeld der baden-wurttembergischen Stadt-
kreise liegen. Unter den Oberzentren der Metropolregion ist sie wegen der spezifischen Er-
werbsbiographien mit einem hohen Anteil an zeitweise und Teilzeit-Beschaftigten am niedrigs-
ten.

Fur 722 altere Menschen langen ihre eigenen Alterseinkiinfte nicht aus, um ihren Lebensunter-
halt auBerhalb von Heimen zu bestreiten. Sie sind auf Grundsicherung im Alter angewiesen. Das
entspricht 3,2 % der Uber 64-Jdhrigen.

1 Zur 58er Regelung siehe Anhang
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Die durchschnittliche Kreditbelastung der 55 - 65-Jahrigen entspricht dem Landes- und Bundes-
durchschnitt, bei den jingeren Kreditnehmern unter 45 Jahren liegt sie deutlich darunter. Das
selbe gilt fir den Anteil der Personen mit mindestens einem Negativeintrag bei der SCHUFA.

Wohnsituation

Die meisten Heidelberger/innen leben, teilweise bis ins hohe Alter, in ihren eigenen vier Wan-
den. 2006 wohnten lediglich rund 1.600 altere Menschen in Pflegeheimen oder Wohnheimen.
Das sind etwa 7 % der Uber 64-Jahrigen.

FUr 618 Rentner- / Pensiondrshaushalte war die Wohnkostenbelastung Ende 2005 zu hoch, sie
waren auf Wohngeld angewiesen. Damit ist fast jeder dritte Wohngeldempfangerhaushalt ein
Rentnerhaushalt.

Gesundheit

Fast jede/r dritte Senior/Seniorin hatte aufgrund des hohen Durchschnittsalters schwere Behinde-
rungen mit einem Grad von mehr als 50 %, 1.186 wurden stationar in einem Pflegeheim ver-
sorgt.
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9.6 Menschen mit Behinderung

In Heidelberg waren Ende 2005 rund 18.000 Menschen (12,6 %) mit Behinderungen registriert.
Darunter hatten rund 13.000 einen giiltigen Schwerbehindertenausweis.' Weitere 4.800 waren
beim Versorgungsamt mit einem Behinderungsgrad von weniger als 50 % gemeldet.

Erwerbssituation

In Heidelberg waren 7,7 % der Arbeitslosen Ende 2005 schwerbehindert (410 Personen). lhr
Anteil an allen Arbeitslosen lag damit ein Drittel Uber ihrem Anteil an den Personen im erwerbs-
fahigen Alter (5,8 %). Von den Erwerbsunfahigen benotigten 2005 rund 250 Grundsicherungs-
leistungen auBerhalb von Einrichtungen. Diese Menschen mit Behinderungen sind armutsge-
fahrdet.

Bildung

Im Schuljahr 2005/2006 besuchten insgesamt 435 Kinder eine der vier Sonder- bzw. Férderschu-
len in Heidelberg. Die Zahl der Kinder mit Behinderungen an den Regelschulen ist nicht bekannt.
2006 kamen die meisten Kinder ohne formalen Bildungsabschluss in Heidelberg von den Son-
der- und Forderschulen.

Wohnen

Barrierefreie Wohnungen, die auch mit niedrigen Einkommen bezahlbar sind, fehlen derzeit in
Heidelberg. Bei der GGH gibt es 57 Wohnungen, die als rollstuhlgerecht/rollstuhlgeeignet klassi-
fiziert sind.

Gesundheit
Etwa 2.900 Personen nahmen Ende 2005 in Heidelberg pflegerische Leistungen in Anspruch.
Dies entspricht rund 2 % der Einwohner Heidelbergs.

Der groBte Teil der Pflegebedurftigen in Heidelberg (41 %) wird von den Angehérigen gepflegt,
ein Drittel befindet sich in stationdren Einrichtungen und ein gutes Viertel nutzt einen ambulan-
ten Pflegedienst.

Die Datenlage, um die soziale Lage der Menschen mit Behinderungen zu beschreiben, erweist
sich als sehr unbefriedigend. Eine vertiefende Studie ware auch fir diese Gruppe winschens-
wert.

1 In Fachkreisen wird vermutet, dass vor allem viele altere Frauen, darunter viele Hochbetagte und seelisch Erkrankte
keinen gultigen Schwerbehindertenausweis haben, hier also mit einer Dunkelziffer gerechnet werden muss.
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9.7 Armutsgefihrdete insgesamt, neue Risiken und neue Risikogruppen

Tabelle 65: Armutsgefahrdete Personen in Heidelberg zum 31.12.2005

Zeilen- | Gruppen Personen Annahme Armuts-

nr. insgesamt gefahrdete
Arbeitslose 5.299 s.u.

2 ALG | Empfanger/innen 1.655 s.u.

3 ALG Il - Personen in Bedarfsgemeinschaften 7.522 100 % 7.522

4 Grundsicherung im Alter unq b_ei Erwerbs- 974 100 % 974
minderung auRerhalb von Einrichtungen

5 Hilfe zum Lebensunterhalt* 146 100 % 146

6 Blindenhilfe 34 100 % 34

7 Personen in Wohngeldempféngerhaushalten 3.820 (ohne StudieZﬁdZ; 2172

8 Leistungsbezieher/innen nach AsylbLG* 360 100 % 360

9 Obdachlose 250 Jene ohne ALG Il 92

10 Dunkelziffer (2,7 %) 300 100 % 300
Summe Armutsgefihrdete ohne Studierende 11.600

* nur voriibergehender Leistungsbezug
Quelle: Bundesagentur fur Arbeit, Amt fur Soziales und Senioren, Statistisches Landesamt, SKM — Katholischer Verein
fur Soziale Dienste in Heidelberg e.V.

Orientiert man sich an der in Kapitel 1 vorgestellten Armutsgefdhrdungsgrenze von 895 Euro
pro Person, die bei 60 % des Nettodquivalenzeinkommens' (1490 Euro pro Monat) liegt, so sind
in Heidelberg rund 11.600 Einwohner (8,1 %) armutsgefdhrdet. Dies entspricht der Einwohner-
zahl der Altstadt.

Es handelt sich dabei - mit Ausnahme der nicht mit fester Adresse registrierten Obdachlosen -
um den Personenkreis, der auf staatliche Transferleistungen angewiesen ist. Jener bezieht diese
Leistungen, um sich - nach gesetzlicher Lesart - vor Armut? zu schiitzen. lhre Einkommens- und
Vermogensverhaltnisse wurden vor dem Leistungsbezug geprift und die betroffenen Personen
damit offiziell als arm anerkannt. Nach dem Leistungsbezug stehen sie finanziell besser da, kon-
nen aber immer noch zu den Armutsgefahrdeten gezahlt werden.

Von den in der obenstehenden Tabelle in der ersten Spalte aufgefihrten Personen ist nicht jeder
armutsgefahrdet. Unter den Arbeitslosen sind es jene, die in der Regel nicht mehr auf ihre ge-
setzlich garantierten Versicherungsleistung (ALG I) zurtckgreifen kénnen, weil sie schon zu lan-
ge arbeitslos sind und deshalb ,nur” Arbeitslosengeld Il beziehen. Ist das Arbeitslosengeld | zu
niedrig, so dass der Lebensunterhalt nicht gesichert werden kann, besteht die Mdglichkeit, es
durch Arbeitslosengeld Il aufzustocken.

1 Begriffserlauterung im Anhang zu Kapitel 1.
2 Armut, die monetar 40 % des Nettodquivalenzeinkommens entspricht.
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Bei der Grundsicherung im Alter und bei dauerhaft voller Erwerbsminderung sind zu den Ar-
mutsgefahrdeten - wie auch in anderen Stadten dblich - diejenigen einzubeziehen, die nicht in
Heimen leben.

Die Bedurftigkeitsgrenzen beim Wohngeld liegen durch bestimmte Anrechnungen (z.B. des Kin-
dergeldes) etwas hoher. Deshalb wurden nur zwei Drittel von den Wohngeldempfangern zum
Armutsgefahrdetenkreis hinzugerechnet. Studierende wurden wegen ihrer spezifischen Lebens-
situation und wegen der ihnen zur Verfigung stehenden zahlreichen Serviceleistungen (z.B.
Mensa) ganz ausgeschlossen.

Die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz werden nur eine bestimmte Zeit in An-
spruch genommen, namlich solange das Asylverfahren I&uft. Ahnlich verhélt es sich mit den Hil-
fen zum Lebensunterhalt, die entweder in den Bezug von Arbeitslosengeld Il minden oder in die
Grundsicherung fur Erwerbsgeminderte oder alte Menschen. lllegal sich in Heidelberg aufhal-
tende auslandische Burger/innen sind nicht bertcksichtigt. lhre Zahl ist nicht quantifizierbar, die
entsprechende Dunkelziffer durfte wie in anderen GroBstadten nicht gering sein.

Unter den Obdachlosen werden nur diejenigen aufgefiihrt, die kein Arbeitslosengeld Il oder
Grundsicherung beziehen'. Nach Schatzungen des SKM - Katholischer Verein fiir Soziale Dienste
in Heidelberg e.V. waren dies 2005 etwa 90 Personen.

In dieser Aufstellung sind Gberschuldete Haushalte aus materiellen Griinden ebenfalls nicht ent-
halten, da die gegenwartige Pfandungsfreigrenze fiir eine Person bei einem Nettoeinkommen
von 985 Euro pro Monat? liegt und damit die Armutsgefahrdungsgrenze in Baden-Wiirttemberg
(895 Euro) deutlich Uberschreitet.

Mit einbezogen in diese Aufstellung der Armutsgefahrdeten ist eine Dunkelziffer jener, die An-
spruch auf eine Transferleistung hatten, sie aber aus Scham oder Unwissenheit nicht beantra-
gen. Seit der Hartz IV-Reform gibt es hierzu noch kaum Schatzungen. Der projektbegleitende
Arbeitskreis geht aufgrund der engmaschigen Beratungsangeboten in sozialen Fragen in Heidel-
berg von einem geringen Wert von rund 300 Personen (2,7 %) aus.

In der Summe ergeben sich einschlieBlich Dunkelziffer zum 31.12.2005 rund 11.600 arme bzw.
armutsgefahrdete Personen oder 8,1 % der Heidelberger Bevolkerung.

Raumliche Verteilung

Betrachtet man die beiden groBen Gruppen der Grundleistungsbezieher (ALG Il und bei Er-
werbsunfahigkeit sowie im Alter auBerhalb von Einrichtungen) stadtteilweise und setzt sie in Be-
zug zur Einwohnerzahl, so ergibt sich fur die sogenannte Armutsdichte nebenstehendes Bild. In
Heidelberg werden damit drei Viertel der im Bericht ermittelten armutsgefahrdeten Personen
erfasst.’ Zusammenfassend lasst sich festhalten:

1 Laut Angaben der SKM waren dies 2005 159 Personen, die diese Einrichtung als feste Adresse angegeben haben,
damit sie Arbeitslosengeld Il oder Grundsicherung beziehen konnten.

2 Bundesministerium der Justiz, Pfandungsfreigrenzen fir Arbeitseinkommen, Stand 2005
www.bmj.bund.de/ratgeber

3 Wohngeldbezieher/innen kénnen nicht beriicksichtigt werden, da fur sie keine kleinrdumigen Daten vorliegen.
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e Armutsgefahrdete leben in allen Stadtteilen Heidelbergs

e Im Schnitt sind 59 von 1.000 Einwohner/innen Grundsicherungsbezieher und damit armuts-

gefahrdet.

e Unter den Stadtteilen weist der Armutsgefahrdungsgrad eine breite Streuung auf. Auf dem
Emmertsgrund und dem Boxberg sind 13 mal bzw. 12 mal so viele Menschen armutsgefahr-
det wie in Neuenheim. Auch in Kirchheim und Bergheim liegen die entsprechenden Quoten
weit Uber dem stadtischen Mittelwert. Die Stadtteile Neuenheim, Stdstadt, Schlierbach und
Handschuhsheim erreichen nicht einmal die Halfte dieses Wertes, auch Ziegelhausen schnei-
det mit 32 Armutsgefahrdeten je 1.000 Einwohnern noch relativ gut ab.

AltersmaBige Verteilung

Bezieht man alle vorgefundenen ar-
mutsgefahrdeten Gruppen (inkl. Dunkel-
ziffer) ein und ordnet sie den eingangs
erwahnten Altersklassen zu, dann besta-
tigen sich im GroBen und Ganzen die
friheren Aussagen.

Auch wenn fur einzelne Altersklassen
Schatzungen vorgenommen werden
mussten und mit gewissen Unscharfen
gerechnet werden muss, so zeigt sich
Folgendes:

Bei Kindern liegt die Armutsgefahrdung
in Heidelberg auf dem Landesniveau, in
allen anderen Altersklassen liegt sie un-
ter dem Landesschnitt.

Kinder tragen das hochst Armutsrisi-
ko

Das hochste Armutsrisiko haben Kinder

unter 16 Jahren. Sie stellen mehr als ein

Funftel der Armutsgefahrdeten. Beinahe
jedes siebte Kind kann als armutsgefahr-
det gelten.

Abbildung 70: ALG Il Empfanger und Grundsiche-
rungsbezieher auBerhalb von Einrich-
tungen je 1.000 Einwohner zum
31.12.2005 in Heidelberg

Neuenheim
Sudstadt
Schlierbach
Handschuhsheim N=28.494
Ziegelhausen
Altstadt

Weststadt

Pfaffengrund

I 59

Wieblingen | 67
Rohrbach 70
Kirchheim 86

Heidelberg

Bergheim 97
Boxberg 156
Emmertsgrund 174

0 50 100 150 200

Empfénger je 1.000 Enwohner

Quelle:  Amt fur Soziales und Senioren, Bundesagentur fir Arbeit,

Amtliche Einwohnerzahl

Uber 65-Jahrige haben das geringste Armutsrisiko, es liegt mit rund 6 % deutlich unter dem

stadtischen Schnitt von rund 8 %.

In allen Ubrigen Altersklassen liegen die Anteilswerte der Armutsgefdhrdeten zwischen 6 und 7
Prozent, lediglich bei den Uber 45-Jdhrigen steigen sie Uber den stadtischen Schnitt.
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Tabelle 66: Armutsgefahrdete in Heidelberg am 31.12.2005 nach Altersklassen

Einwohner in Heidelberg |
darunter im Alter von... darunter Armutsgefahrdete
bis unter ... Jahren

Altersstruktur absolut in % absolut in %
unter 16 Jahren 17.323 121 2.640 15,2
16 - 25 18.687 13,1 1.272 6,8
25-35 24.825 17,4 1.579 6,4
35-45 25.972 18,2 1.709 6,6
45 -55 19.012 13,3 1.856 9,8
55-65 14.278 10,0 1.218 8,5
65 Jahre und alter 22.896 16,0 1.326 5,8
Insgesamt 142.993 100,0 11.600 8,1

Quelle: Bundesagentur fur Arbeit, Amt fur Soziales und Senioren, Amtliche Einwohnerzahl, eigene Berechnungen

Welche neuen Risiken und Risikogruppen zeichnen sich ab?

ZukUnftig muss vor allem wegen der Zunahme éalterer Menschen (auch mit Migrationshin-
tergrund) und diskontinuierlicher Erwerbsbiographien mit infolge niedrigeren Einstiegsrenten
auch weiterhin mit einem Ansteigen der Grundsicherungsempfanger/innen im Alter und bei
andauernder Erwerbsminderung gerechnet werden. Die Folgen langandauernder Arbeitslosigkeit
werden sich in absehbarer Zukunft immer deutlicher bei den dlteren Menschen bemerkbar ma-
chen, die dann auf Grundsicherungsleistungen angewiesen sein werden. Eine akademische Aus-
bildung ist langst keine Garantie mehr fir lebenslangen Wohlstand.

Heidelberg schneidet im bundesweiten Vergleich beim Thema Uberschuldung hervorragend ab.
Gleichwohl rechnen auch hier Experten wegen der anhaltenden unginstigen Arbeitsmarktbe-
dingungen mit einer Zunahme der Uberschuldungsfalle. Schwierig wird fir diese Personen dann
vor allem die Wohnungsversorgung, da diese immer starker von der Bonitat und Kaufkraft der
Nachfrager abhéngig gemacht wird."

Beim Wohngeld wird in rund der Halfte der Falle die Miete nicht in voller Hohe anerkannt, Ne-
benkosten werden Uberhaupt nicht berlcksichtigt. Die gestiegenen Energie- und Wasserkosten
bereiten nach den Erfahrungen der Liga der Freien Wohlfahrtspflege immer mehr einkommens-
schwachen Haushalten finanzielle Probleme. Derzeit wird bei den Stadtwerken nach einem An-
trag des Gemeinderates ein Nothilfefonds fur diese Haushalte eingerichtet.

Wenn auch die Armutsgefahrdungszahlen in den nérdlichen und 6stlichen Stadtteilen gering
sein mogen, so ist das Thema Arbeitslosigkeit langst auch dort und damit bei der Mittelschicht
angekommen.

Dass die Heidelberger Hauptschulabganger bei der Ausbildungsplatzsuche regelmaBig einer
groBen Konkurrenz an besser Qualifizierten gegentberstehen, ist bekannt. Verscharfen wird sich
dieses Problem 2012, wenn zwei Abiturjahrgange in Baden-Wurttemberg das Gymnasium be-
enden.

1 Immer mehr Vermieter machen eine Vermietung von einer positiven Schufa-Auskunft abhangig.
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Welche weiteren Anzeichen gibt es, dass neue Personengruppen von Armut betroffen
sein kénnten?

So wie es Arbeitslosengeld Il - Bezieher/innen in allen Stadtteilen gibt, gibt es Wohngeldhaushal-
te in allen Stadtteilen. In beiden Gruppen befinden sich auch Haushalte, die im Eigentum leben,
wenn auch in geringer Zahl. Erst nach weiteren Beobachtungen im Zeitverlauf, kénnen hieraus
SchlUsse gezogen werden.

Uberschneidung von Lebenslagen
Die ausgewerteten Daten lassen von ihrer statistischen Basis her nur begrenzt Aussagen Gber
Falle von Mehrfachbetroffenheit durch Uberschneidungen verschiedener Lebenslagen zu.

Uberschneidungen von mehrfachen Benachteiligungen zeigen sich vor allem bei folgenden
Gruppen:

e Armutsgefahrdete Friihrentner/innen sind aus gesundheitlichen Griinden nicht mehr er-
werbsfahig und haben gleichzeitig eine so niedrige Erwerbsunfahigkeitsrente, dass sie auf
Grundsicherungsleistungen angewiesen sind. Die Zahl derjenigen, die nicht in Heimen lebt,
liegt bei 252.

e Schwerbehinderte Arbeitslose haben gesundheitliche Einschrankungen und es fehlen ihnen
Chancen auf dem Arbeitsmarkt. Sobald sie ALG Il beziehen, sind sie auch noch armutsge-
fahrdet.

e 336 Bewohner/innen in Obdachlosenunterkiinften, die von Grundsicherungsleistungen le-
ben, sind arm und vom Wohnungsmarkt ausgeschlossen. Haufig fehlen ihnen formale Bil-
dungsabschlisse, nicht selten kommen gesundheitliche Probleme dazu.

e Die 360 Personen im Asylverfahren haben noch keinen Aufenthaltsstatus und somit keinen
Zugang zum Wohnungsmarkt und nur einen sehr eingeschrankten zum Arbeitsmarkt. Sie
beziehen Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, zahlen somit zu den Armutsge-
fahrdeten. Sie kénnen sich auch nicht an den Wahlen zum Auslanderrat/Migrationsrat betei-
ligen.

e Obdachlosen fehlen mit der Wohnung automatisch Chancen auf dem Arbeitsmarkt und
damit der Zugang zu jeglichem Einkommen. In der Regel haben sie auch erhebliche gesund-
heitliche Probleme, zudem fehlt ohne feste Adresse jegliches aktives und passives Wahlrecht.
In Heidelberg wurde ihre Zahl fir 2005 auf etwa 90 geschatzt. Diejenigen, die eine feste Ad-
resse angeben konnten (159 Personen), erhielten Gberwiegend Arbeitslosengeld Il oder
Grundsicherungsleistungen.

Aus der Studie zum Demografischen Wandel ist bekannt, dass finanziell besser Gestellte ihre
gesundheitliche Situation 6fters als sehr gut bezeichnen als finanziell schlechter Gestellte. Mit
der Armutsgeféahrdung steigt somit auch das Risiko, krank zu werden, wie umgekehrt langan-
dauernde Krankheit oft der Beginn von Armut ist.
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10 Die wichtigsten quantitativen Ergebnisse im Uberblick

Ende 2005 wohnten rund 143.000 Menschen in Heidelberg.' Davon waren rund 75.500 Frauen
(52,8 %) und 67.500 Manner (47,8 %). Rund 38.000 Einwohner oder 27 % hatten einen Mi-
grationshintergrund, darunter knapp 24.000 Personen (16,7 %) mit einem auslandischen Pass.
Die Universitatsstadt Heidelberg hat eine vergleichsweise junge Bevédlkerung mit einem Durch-
schnittsalter von 40,9 Jahren. Fast jeder Vierte war jinger als 25 Jahre. Alter als 64 Jahre war
jeder Sechste. An den Heidelberger Hochschulen studierten im Wintersemester 2005/2006 rund
33.600 junge Menschen, schatzungsweise ein gutes Drittel von ihnen wohnte auch in Heidel-
berg, d.h. etwa 12.000 Studierende, darunter etwa 3.500 auslandische. Rund 9 Prozent der
Einwohner/innen haben einen gultigen Schwerbehindertenausweis (13.000 Personen), weitere
rund 5.000 einen Behinderungsgrad von weniger als 50 %. Insgesamt leben mindestens 18.000
Menschen mit Behinderungen in Heidelberg.

In der Stadt der Wissenschaften haben Ein-Personen-Haushalte ein deutliches Ubergewicht. Uber
60 % der Heidelbergerinnen und Heidelberger leben alleine oder in sogenannten nichtehelichen
Lebensgemeinschaften.? In den ca. 79.400 Haushalten lebten im statistischen Mittel nur 1,8 Per-
sonen. Ein Knappes Viertel sind Mehrpersonenhaushalte ohne Kinder (18.400 Haushalte). Ledig-
lich in 16 von 100 Haushalten (12.900 Haushalte) leben Kinder unter 18 Jahren. Unter ihnen
Uberwiegen jene mit einem Kind. Kinderreichtum beginnt in Heidelberg bereits bei zwei Kin-
dern. In fast einem Drittel der Haushalte mit Kindern gab es Ende 2005 nur einen Erziehungsbe-
rechtigten (4.000 Haushalte).

2005 waren in Heidelberg rund 11.600 Einwohner/innen armutsgefdhrdet

Rund acht Prozent der Heidelberger/innen sind arm oder armutsgeféhrdet. Die Gesamtzahl be-
lauft sich auf 11.600 Personen? (8,1 %), darunter sind rund 2.700 Kinder und Jugendliche. Von
der GroBenordnung her entspricht der Wert der Einwohnerzahl der Altstadt.

Damit kommen auf 1.000 Heidelberger/innen etwa 81 Armutsgefahrdete, tGberwiegend Perso-
nen, die in extrem angespannten Einkommensverhaltnissen leben missen. Auch wenn es bezo-
gen auf 1.000 Einwohner relativ wenige sind, verbergen sich doch hinter diesen Zahlen 11.600
Einzelschicksale und individuelle Harten.

Armut in Heidelberg im Stadtevergleich auf niedrigem Niveau

Im Vergleich zu anderen GroBstadten, dem Land und dem Bund bewegt sich Armut in Heidel-
berg auf einem vergleichsweise niedrigen Niveau. Bei den Arbeitslosenzahlen, den Arbeitslosen-
geld | - und Arbeitslosengeld Il -Bezieher/innen weist die Stadt bezogen auf 1.000 Einwohner/-
innen im betreffenden Alter niedrige Werte auf. Unter den GroBstadten Baden-Wurttembergs
nimmt die Universitatsstadt den Spitzenplatz ein. Bei den Grundsicherungsempfanger/innen im
Alter liegt die Quote bezogen auf die Uber 18-Jahrigen auf Platz drei. Auch ein Jahr nach der

1 Nachrichtlich: Ende 2006 hatte Heidelberg ca. 144.300 Einwohner (Quelle: Statistisches Landesamt Baden-
Wiirttemberg)

2 Bis auf eingetragene Partnerschaften werden Haushalte in Lebensgemeinschaften in der Statistik als Single-
Haushalte gezahlt, obwohl sie nicht alleine leben.

3 Wert einschlieBlich Dunkelziffer von ca. 2,7 % (ca. 300 Personen, 11.300 = 100 %) enthalten.
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Hartz-IV-Reform konnte Heidelberg diesen Rang behaupten, den es 2004 beim Indikator ,,Sozi-
alhilfedichte” hatte.

Ausldander/innen und Alleinerziehende tragen das hochste Armutsrisiko

Die Datenlage reichte nicht aus, um fur alle sozialen Gruppen fundierte Aussagen zu machen.
Auffallig waren jedoch die deutlich geringeren Teilhabechancen in vielen Lebenslagen bei den
Auslander/innen und Alleinerziehenden. Schatzungsweise 12% der Mitblrger/innen ohne deut-
schen Pass (rund 2.900 Personen) sind arm oder armutsgefahrdet und jede/r vierte Alleinerzie-
hende. Hier unterscheidet sich Heidelberg leider nicht positiv von den Befunden in anderen Stu-
dien. Bedenkt man, dass 15 % der hier lebenden Auslander/innen Studierende sind, die weder
in den Arbeitsmarkt integriert werden mussen noch in der Sozialstatistik auftauchen, dann sind
diese Ergebnisse umso bedenklicher. In mehreren Lebenslagen benachteiligt sind vor allem Asyl-
bewerber/innen, Geduldete und Obdachlose. Auch wenn es fur die erstgenannte Gruppe nur
ein vortbergehender Zustand ist, sind Personen im Asylverfahren und Obdachlose diejenigen mit
den geringsten Teilhabechancen in der Stadt.

Das Armutsrisiko von Kindern und Jugendlichen ist mehr als doppelt so hoch wie bei
alteren Menschen

Kinder und Jugendliche haben auch in Heidelberg wie in der Bundesrepublik allgemein das
hochste Risiko, armutsgefahrdet zu sein. Fir Kinder und Jugendliche ist es mehr als doppelt so
hoch wie fur altere Menschen. Auch wenn die Schatzungen Unscharfen enthalten, so bleibt
festzuhalten, dass fast jedes siebte Kind unter 16 Jahren in Heidelberg arm oder armutsgefahr-
det ist. Hier unterscheidet sich Heidelberg nicht von den im ersten Kapitel erwdhnten Landeser-
gebnissen der Studie , Leben in Europa” oder vom Zweiten Armuts- und Reichtumsbericht der
Bundesregierung 2005 oder auch Stadten wie Minchen.’

Armut in Heidelberg ist raumlich konzentriert und verfestigt sich

Obwohl das Armutsrisiko in Heidelberg im Vergleich zu den meisten anderen GroBstadten deut-
lich geringer ist, gibt es unter den Stadtteilen, darunter wiederum in einzelnen Wohnquartieren
starke Unterschiede. Uberdurchschnittlich viele armutsgeféhrdete Personen leben auf dem Em-
mertsgrund, dem Boxberg, in Kirchheim und in Bergheim. Der Riss durch die Gesellschaft wird
groBer und verfestigt sich. In den vier nérdlichen und 6stlichen Stadtteilen sowie in der Stdstadt
ist die Zahl der Armutsgefahrdeten dagegen weit unterdurchschnittlich. Durch die niedrige Ar-
mutsdichte und die starke Segregation in der rdumlichen Verteilung besteht die Gefahr, dass
Armut in Heidelberg nicht erkannt, verdrangt und von vielen Betroffenen schamhaft verschwie-
gen wird. Auch die Kinderarmut ist raumlich im Stadtgebiet ungleich verteilt und nimmt zu.

Wohlstand in Heidelberg ist ungleich verteilt

Die Heidelbergerinnen und Heidelberger schatzen ihre wirtschaftliche Lage Uberwiegend als gut
ein. Nur jeder zehnte Befragte bezeichnete die eigene wirtschaftliche Situation als schlecht. Al-
leinerziehende und Ausléander bewerten sie negativer als alle anderen Gruppen, Senioren am
positivsten.

1 Deutscher Bundestag (Hrsg.): Lebenslagen in Deutschland. Zweiter Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesre-
gierung, Berlin 2005 (DS 15/5015), S. 264; Landeshauptstadt Minchen, Sozialreferat (Hrsg.): Minchner Armuts-
bericht - Fortschreibung 2004, Minchen 2006, S. 13
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Auch in Heidelberg sind die Einkommen ungleich verteilt. Dies ist flr unser Gesellschaftssystem
nicht atypisch. Die 3,4 % Steuerpflichtigen mit den hochsten Einkommen erzielen Uber ein Vier-
tel aller Einklnfte. Das untere Viertel mit Einkommen bis zu 10.000 Euro im Jahr 2001 konnte
im Gegensatz dazu nur zu 2,4 % der Gesamteinkinfte beitragen. Im Zeitvergleich nahm die
Spreizung zu, weil sowohl die Zahl der Geringverdiener als auch die der Gutverdienenden ange-
stiegen ist.

Heidelberger Wohnkosten enorme Belastung fiir einkommensschwache Haushalte

Bei den Wohngeldbeziehern liegt Heidelberg auf dem zweiten Platz unter den baden-wurttem-
bergischen Stadtkreisen. Hier zeigt sich, dass die hohen Wohnkosten in Heidelberg fir einkom-
mensschwache Haushalte eine groBe Belastung darstellen. Zwei Drittel der Wohngeldempfan-
ger-Haushalte kénnen als armutsgefdhrdet eingestuft werden. Der unausgeglichene Heidelber-
ger Wohnungsmarkt mit seinen starken raumlichen Disparitaten im Mietpreisniveau fihrt vor
allem fur Schwellenhaushalte zu zusatzlichen Belastungen. Dieser Faktor verstarkt die soziale
Segregation, die unterschiedliche Lebenswelten und gesellschaftliche Teilhaben voneinander
trennt und bewirkt, dass Armut nur ungentigend wahrgenommen wird.

Bildungsniveau hoch, Bildungschancen sind jedoch unterschiedlich

Heidelbergs Schilerinnen und Schiler schlieBen mit im Landesvergleich den héchsten Anteilen
an Gymnasien ab. Die staatlichen Hauptschulen in Heidelberg verlieBen 2006 nur 2,4 % aller
Schiler/innen ohne Abschluss. Die Bildungschancen sind jedoch wie insgesamt im Bundesgebiet
ungleich verteilt. Deutsche Kinder beenden die Schulzeit wesentlich haufiger mit dem Abitur in
der Tasche als auslandische. In Haupt-, Sonder- und Forderschulen sind Auslédnderkinder Gber-
proportional vertreten.

Langfristig hohe Sockelarbeitslosigkeit und Transferbedarf

Heidelbergs Wirtschaft hat sich im letzten Jahrzehnt Gberaus dynamisch entwickelt. Wissen-
schaft und Forschung nehmen dabei eine zentrale Stellung ein. Trotz der deutlichen konjunktu-
rellen Belebung hat sich die Zahl an Personen, die auf Grundsicherung fur Arbeitssuchende
(SGB Il) angewiesen sind, jedoch auf hohem Niveau verfestigt. Diese Menschen kénnen den ho-
hen Qualifikations- und Flexibilitatsanforderungen des Heidelberger Arbeitsmarktes nur in gerin-
gerem MaBe entsprechen und sind daher nur schwer in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren.
Es ist davon auszugehen, dass sie trotz gleichzeitig hoher Nachfrage nach besser qualifizierten
Arbeitskraften einen langfristigen Unterstitzungs- und Betreuungsbedarf haben werden.

Neue Risiken kommen hinzu

Bereits heute ist erkennbar, dass zuklnftig weitere Armutsrisiken entstehen werden. So wird die
Zahl alterer Menschen deutlich zunehmen, von denen auch infolge diskontinuierlicher Erwerbs-
biografien sowie langandauernder Arbeitslosigkeit deutlich mehr Personen auf Leistungen der
Grundsicherung angewiesen sein werden. Ebenfalls zunehmen wird die Zahl der Personen mit
Migrationshintergrund. Bereits heute entspricht ihre Gesamtzahl (38.600) der Einwohnerzahl der
drei Stadtteile Altstadt, Weststadt und Neuenheim. Dies wird erhebliche Integrationsanstren-
gungen erforderlich machen.

Die Analyse zeigte erste Anzeichen daflr, dass auch der akademische Mittelstand von zumindest
zeitweiser Arbeitslosigkeit betroffen ist. So haben vielfach Frauen im Klinik- und Wissenschafts-
bereich befristete Arbeitsvertrage. Noch sind in Heidelberg von Uberschuldung nur verhaltnis-
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maBig wenige Haushalte betroffen. Experten rechnen jedoch wegen der anhaltend unginstigen
Arbeitsmarktlage mit einer deutlichen Zunahme. In diesem Zusammenhang sind auch die ge-
stiegenen Wohnnebenkosten zu berticksichtigen, die immer mehr einkommensschwache Haus-
halte vor finanzielle Probleme stellen.
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b

11 Betroffene kommen zu Wort
1

11.1 Vorbemerkung =

(]

Um Einblick in die Alltagsrealitat von Menschen in Heidelberg zu erhalten, die als arm oder ar-
mutsgefahrdet einzustufen sind, wurden vom Amt fur Stadtentwicklung und Statistik im Som-
mer 2007 strukturierte Interviews mit 12 Haushalten beauftragt. Die Inhalte der Gesprache wer-
den nachfolgend systematisch zusammengefasst und analysiert. Erganzend werden pragnante
Ausschnitte aus den Interviews im O-Ton wiedergegeben, um die Befunde zu unterlegen. Es
wird weder der Anspruch einer umfassenden qualitativen Analyse erhoben, noch kénnen alle
denkbaren Problemlagen abgebildet werden. Statt um Reprasentativitat geht es um die beispiel-
hafte Darstellung der Folgen des Lebens in prekdren Einkommensverhaltnissen und mit mehrfa-
chen, sich Gberlagernden Problemlagen. In den befragten Haushalten leben 29 Personen.

Aus Datenschutzgrinden wurden sensible Daten in den Zitaten so verandert, dass Ruckschlisse
auf die tatsachlich befragte Person nicht mehr mdglich sind. Dabei wurde darauf geachtet, dass
die Kernaussage nicht verzerrt wurde. Die Informationen wurden so wiedergegeben, wie sie fir
den/die Befragten Gultigkeit haben und von ihm/ihr wahrgenommen werden. Diese subjektiven
Einschatzungen konnten im Rahmen der Interviews nicht auf Ihren Wahrheitsgehalt Uberprift
werden.

Die Gesprache wurden im August und September 2007 gefihrt, mitgeschnitten und zunachst
fallweise aufbereitet. Um die notigen Kontakte herzustellen, wurden 12 verschiedene soziale
Institutionen in Heidelberg angesprochen. Gleichzeitig gab es einen Aushang im Arbeitslosen-
treff ,Manna”, auf den eine Reaktion erfolgte. Trotzdem war es nicht ganz einfach, Gesprachs-
partner/innen zu finden, die bereit waren, Gber ihre Lebenssituation Auskunft zu geben. Dies gilt
vor allen Dingen fir Deutsche. Insofern gilt allen beteiligten Institutionen und interviewten Per-
sonen an dieser Stelle nochmals ausdrtcklicher Dank fur ihre Unterstitzung.

Bei der Suche nach Interviewpartner/innen wurde darauf geachtet, moglichst ein breites Spekt-
rum unterschiedlicher Haushaltstypen und Lebenslagen zu erfassen. So kommen auf den fol-
genden Seiten sowohl Haushalte mit Kindern als auch solche, die allein leben, zu Wort. Unter
den Befragten waren Personen mit als auch ohne Migrationshintergrund, Frauen wie Manner.
Fast alle Haushalte leben von Grundsicherungsleistungen nach SGB II, XIl oder dem Asylbewer-
berleistungsgesetz.
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Die Gesprachsauswertung zeigt sehr unterschiedliche Lebenssituationen, aus denen sich den-
noch eine Reihe von Gemeinsamkeiten und grundlegende Zusammenhange herauslesen lassen.

11.2 Zugang zu Arbeit

.Die Zukunft ist schlimmer geworden”

Fast allen Gesprachspartnern im erwerbsfahigen Alter und mit Arbeitserlaubnis fehlt Arbeit und
dies zum Teil bereits seit Jahren. Die Dauer der Arbeitslosigkeit reicht von zwei Monaten bis 10
Jahre. Allein vier Gesprachspartner/innen sind finf und mehr Jahre arbeitslos, darunter zwei
Alleinerziehende.

In der Regel riihrt der Verlust des letzten Arbeitsplatzes aus einer Kiindigung des letzten Ar-
beitsgebers her, einige Befragten hatten aber auch selbst eine Arbeitsstelle aufgegeben, in der
Hoffnung eine bessere zu finden. Die Grunde fir den fehlenden Zugang zu Arbeit sind dagegen
wesentlich vielfaltiger. Als Vermittlungshemmnisse sehen die Befragten z. B.

e lhre Behinderung oder anderweitige gesundheitliche Probleme

e Noch ungeklarte Anerkennung auslandischer Ausbildungsabschlisse und/oder fehlende
Sprachkenntnisse,

e Fehlende Berufserfahrung,

e Fehlende Berufsausbildung,

o Alter,

e Vorurteile seitens der Arbeitgeber z. B. gegenlber Alleinerziehenden u.a.

€¢

L Als Behinderter wird man da immer ausgegrenzt, aas ist schon schlimm. Man
kann noch so gut sein, irgendwas kann man dann nicht und dann sagen sie ja,
tschiiss. Das merkt man schon bei der Bewerbung. Was soll ich denn daheim?
Ich habe doch keine Ausbildung gemacht, um jetzt mein ganzes Leben zu Hause
zu hocken. Da hdétte ich gleich einen Job in einer Behindertenwerkstatte anneh-
men kénnen. Da gibt es Tatigkeiten wie Schrauben sortieren und man verdient
etwa 90 Euro im Monat, das ist eigentlich nur Beschaftigungstherapie. Es gibt
generell nicht viele Stellen, aber dass ich nicht genommen werde, liegt mehr an
meiner Behinderung. ”
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€¢

., Ob mein Abitur hier anerkannt wird, weil3 ich nicht. Es ist jetzt alles beim Regie-
rungsprasidium, aber ich warte auf die Entscheidung. Ich habe schon mit dem
Jobcenter geredet, und er hat gesagt, wenn ich in meinem Beruf arbeiten will,
geht das noch nicht, dazu fehlen mir die speziellen Deutschkenntnisse. Dazu
brauche ich einen Sprachkurs und vielleicht noch eine Ausbildung. Ich will nicht
mehr als Reinigungskraft arbeiten, dafir habe ich kein Abitur gemacht. Ich will
mehr vom Leben, als immer nur putzen und putzen und putzen. Ich bin noch
Jung und kréftig, ich will etwas vom Leben haben!”

Die Beispiele der Alleinerziehenden machen deutlich, dass Frauen, die keine Mdglichkeit haben,
im Notfall, d.h. bei Krankheit oder in den Ferien ihre Kinder tagstiber bei Verwandten oder Be-
kannten unterzubringen, einen schweren Stand auf dem Arbeitsmarkt haben. Aber auch ein

noch so gutes Betreuungsangebot hilft solchen Frauen nichts, solange sie bei Arbeitgebern auf
Ablehnung stoBBen.

€¢

€¢

,Ich habe mich auf viele Stellen beworben, aber als Alleinerziehende ... Ich habe
auch keine Moglichkert, die Kinder unterzubringen. Angenommen ein Kind ist
krank oder sie haben Ferien. Sind Sie alleinerziehend? Oh je, wir brauchen Sie
nicht!” heiBt es dann immer. Mit Kindern stellt einen heute keiner mehr ein. Ent-
weder man entscheidet sich nur fir den Beruf oder nur fir die Kinder, friher ha-
be ich das nicht gewusst. Alleinstehende, die zu Hause keine Verpflichtungen
haben, werden eher genommen. Ich kénnte fr vier Stunden am Tag arbeiten

gehen, langer nicht, schlielBlich muss auch der Haushalt gemacht werden und die
Kinder brauchen ihre Mama. ”

. Ich hab zwar vor, wieder zu arbeiten, wenn das mit dem Kindergarten geregelt
ist, aber der Kindergarten hat in den Schulferien zu. Das heil3t, ich kann sie zwar
hinbringen, aber das muss ich selbst bezahlen. Da muss ich erst ausrechnen, ob
sich das Gberhaupt rentiert. Es ist schwer, sich meine Lage vorzustellen, wenn
man sie nicht selber durchmacht. ”

Ein-Euro-Jobs werden unterschiedlich wahrgenommen. Die Beurteilungen reichen von Ausbeu-
tung bei denjenigen, die sie nicht nutzen bis ,,wahnsinnig gut” bei den Befragten, die derzeit als
Ein-Euro-Jobber arbeiten und damit héchst zufrieden sind. Ihnen ist weniger das zusatzliche

Einkommen wichtig, als dass sie eine Beschaftigung haben und nicht den ganzen Tag zu Hause
bleiben missen.

€6

., Ich arbeite in meinem Fach und es macht mir viel Spal5. Die Korrespondenz zu
machen und zu telefonieren, das ist erfillend und die Kollegen werden mich

vermissen. Im Moment ist dort leider wenig zu tun, deshalb gibt es keine Mdg-
lichkeit zu verldngern. ”
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€¢

. E5 Ist schon hier, ich kann hier ganz selbststandig arbeiten, ich hab mehr oder
weniger freie Hand. Nichtstun ist viel schlimmer. Um die 1,50 Euro in der Stunde
geht es gar nicht, aas ist doch unwichtig. Wichtig ist, dass ich was zu tun habe.”
, Dariiber, was ist. wenn die Zeit hier vorberi ist. habe ich mir noch keine Gedan-

ken gemacht. Vielleicht erqgibt sich etwas, vielleicht nicht, aber im Moment bin
ich begeistert!”

, Und das mit diesen Ein-Euro-Jobs finde ich Ausntitzerel, das wiirde ich lieber
nicht machen. Man muss auch auf die Renten schauen, mit einem Ein-Euro-Job
zahlt man ja nichts ein. Entweder richtig oder gar nicht. Wenn ich arbeite, will ich
ganz normal Steuern zahlen und rentenversichert sein, aber so verliert man schon
die Lust, und das ist bei vielen so. Viele wollen was erreichen, sagen kénnen. Das
ist mein Geld, ich zahl jeden Monat meine Steuern und bekomme spdter meine
Rente’. Da kann man wenigstens sagen ah ja, da hab ich was geleistet””

Mit der Dauer der Arbeitslosigkeit sinkt die Wahrscheinlichkeit, erfolgreich wieder in Arbeit ver-

mittelt zu werden und damit einen Ausweg aus der Armut zu finden, die Erwerbsbereitschaft
sinkt und die Resignation steigt:

€6

€¢

€¢

, Die lachen mich doch nur aus! Um heute Arbeit zu kriegen, darf man hochstens

28 sein und braucht 20 Jahre Berufserfahrung. Ich frag mich, wozu ich das alles
gelernt habe. ”

,lch hoffe wieder arbeiten zu kénnen. Aber da verliert man schon die Nerven.
Wie oft hat man sich schon beworben und dann immer die Ablehnungen. Ir-
genadwann vergeht einem da die Lust. Ich hab’ da keine Hoffnung. Das Leben ge-
féllt mir nicht, die Zukunft ist schlimmer geworden und ich habe Angst davor.

Das féngt an, wenn ich einen Job suchen soll, dann kommen wieder die tausend
Ablehnungen. ”

LJetzt stelle ich einen neuen Antrag. Ich hoffe, dass der Grad der Behinderung

erhoht wird. Ob es klappt, weil3 ich nicht, aber die Prozente sind gut, wenn man
sie hat. Wenn keine Aussicht auf einen Job besteht und es wirklich vom Kérper
her so ist, kann man einen Antrag auf Frihrente stellen. ”

.ZU Anfang meiner Arbeitslosigkeit habe ich mir schon Sorgen gemacht, dass ich

keinen Job mehr finde, aber ich glaube, ich habe mich jetzt ein bisschen daran
gewohnt.”
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11.3 Bildung

~Hatte ich damals etwas gelernt, ware vielleicht alles ganz anders gekommen.”

Die Gesprachspartner/innen hatten Uberwiegend den Hauptschulabschluss oder die Mittlere
Reife und anschlieBend eine Ausbildung im Dualen System absolviert. Drei Frauen haben Uber-
haupt keine Berufsausbildung.

€6

,Damals fand ich es toll, dass ich so viele Freiheiten hatte, heute bin ich manch-
mal wiitend auf meine Mutter. Hdtte ich damals etwas gelernt, wére vielleicht al-
les ganz anders gekommen. ”

Problematisch sind auch auslandische Bildungsabschlisse, die nicht anerkannt werden. Ohne
Nachqualifizierung bleibt der Zugang zum Arbeitsmarkt erschwert:

., Mein Mann hat keine Ausbildung. In unserem Herkunftsland wird sein Schulab-
schluss als Ausbildung anerkannt, hier aber nicht. Es ist nicht leicht, fir ihn Arbeit
zu finden. ”

Das Beispiel eines jungen Mannes, der nach vielen Umwegen seine Lehre in einer Beschafti-
gungsgesellschaft mit Hilfe des stadtischen Ausbildungsfonds abschlieBt, zeigt, wie wichtig
zweite Chancen sind. Sozialpadagogisch betreute Ausbildungsangebote sind zur Armutspraven-
tion unverzichtbar.

€¢

. Danach (nach zwei abgebrochenen Lehren) hatte ich wirklich keine Lust mehr,
eine Ausbildung zu machen. Aber die Leute vom Jobcenter haben auf mich ein-
geredet, es noch mal zu versuchen. Und diesmal ging's gut. Dann hab’ ich zum
Gliick eine Beschaftigungsgesellschaft kennen gelernt, da ging es bergauf. Das ist
mehr ein gemeinnditziger Betrieb, die helfen Jugendlichen wie mir und das ma-
chen sie wahnsinnig gut. Die Arbeit dort ist mit nichts anderem zu vergleichen.
Ich komm’ da morgens hin und freu mich richtig drauf. Das liegt auch an dem
Beruft als Schreiner, weil er mir richtig SpalB macht. Sobald ich auf der Baustelle
bin, fihle ich mich wohl, es wird bei der Arbeit gelacht. ”

11.4 Auskommen mit dem Einkommen

~Seit ich Hartz IV bekomme habe ich mich sehr verandert”

Die Erfassung der Einkommenslage der Haushalte konnte nur ungefahr erfolgen, da einige Be-
fragte, keine genauen Angaben machen konnten, wie viel Geld sie monatlich zur Verfigung
haben und wie sich diese Betrdge genau zusammensetzen. Auch ist die Miethéhe nicht immer
bekannt.
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Deutlich ist jedoch geworden, dass alle nur Uber geringe Geldmittel verfligen. Bis auf einen ver-
schuldeten Haushalt lebten alle von Transferleistungen, deren Bezug bereits eine genaue Ein-
kommens- und Vermdgensprifung voraussetzt. Alle kénnen als armutsgefahrdet angesehen
werden. Bei einigen dirfte das monatliche Einkommen sogar noch deutlich unter den 60 % des
baden-wirttembergischen Nettodquivalenzeinkommens liegen, das fir einen Einpersonenhaus-
halt 895 Euro im Monat betragt. Manche mussen noch Ruckzahlungen (z. B. fir behérdlicher-
seits ausgelegte Gesundheitskosten) leisten und liegen deshalb bei ihren Auszahlungen unter
dem Regelsatz.

Finanziell am besten stehen die allein lebenden Ein-Euro-Jobber da, die ihren monatlichen Zu-
satzverdienst ungekdirzt behalten durfen, am schlechtesten die Geduldeten. Asylbewerber, die
noch keinen Bescheid haben, erhalten fast keine Barmittel (lediglich 180 Euro Kleidergeld) und
sind somit noch nicht einmal einstufbar.

Fast alle befragten Haushalten kommen nach eigenen Angaben mit den gezahlten Transferleis-
tungen nicht aus. Gespart wird in allen Lebensbereichen: am Essen, an der Gesundheit, am Aus-
gehen, an der Einrichtung, der Kleidung. Ricklagen zu bilden, ist so gut wie nicht méglich, Al-
tersarmut damit vorprogrammiert. Immer wieder wird auf die hohen Transportkosten im 6ffent-
lichen Nahverkehr verwiesen. Freunde, Bekannte oder Eltern, aber auch die erwachsenen Kinder
um finanzielle Unterstltzung zu bitten, ist dann ganz zwangslaufig. Die Beispiele zeigen, wie
wichtig in solchen Situationen funktionierende soziale Netzwerke sind.

€¢

, Unser (berufstatiger) Sohn wohnt bei uns, er kauft immer wieder fir uns ein.
Der ist selbst schon im Minus. ”

€¢

. Immer wieder kriegen wir was geschenkt. Ich habe eine Zeit lang fir meine eh-
renamtliche Arbeit eine Aufwandsentschddigung bekommen. Diese wurde dann
aber auf das Arbeitslosengeld Il angerechnet. Deshalb hab ich gesagt, lasst das
bleiben, ich tanke ab und zu mal auf Eure Rechnung und fertig.” Wir kriegen im-
mer wieder Brot geschenkt, das wir einfrieren, so dass wir das nicht kaufen mdis-
sen.”

€¢

. Praxisgebiihren mdssen erst ab 18 Jahren gezahit werden. Ich selbst muss be-
zahlen, da gehe ich lieber nicht und nehme die Medikamente von den Kindern,
Medikamente kaufe ich, wenn, dann nur aus dem Internet. Meine medizinische
Versorgung ist nicht gerade gut”

€¢

. Es gibt zum Gliick ,Brot und Salz’ und das ,Manna’. Eigentlich komme ich mit
dem Geld dberhaupt nicht hin, vor allem well jetzt die Milch und die Késepreise
gestiegen sind. Es reicht gerade so bis zum Monatsende. Fir Hobbies fehlt das
Geld. Ganz selten gehe ich abends mal in eine Kneipe. Freunde habe ich den-
noch, die meisten haben &hnlich wenig Geld wie ich. ”
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€¢

€¢

. E5 Ist jetzt so, dass ich von dem bisschen Geld, das mir zugestanden worden ist,
50 Euro im Monat fir die offentlichen Verkehrsmittel zahlen muss, das ist furcht-
bar, auBerdem bin ich jetzt eine Dreiviertelstunde unterwegs. ”

. Mit dem Geld kommen ich und die Kinder nicht aus. Es passiert ofters, dass zur
Monatsmitte kein Geld mehr da ist. Da sind dann Freunde da, die mir helfen.
Oder es gibt zwei Wochen lang Nudeln mit Ketchup. Im Kindergarten muss ich
nur das Essensgeld zu bezahlen. Das sind 50 Euro pro Kind. Das ist mehr, als
wenn die Kinder zu Hause essen wiirden. ”

. Kleidergeld gibt es keines, das war friher besser. Damals gab es auch noch
Weihnachtsgeld. Jetzt ist die Situation in Deutschland schlechter, da kann man
aas vielleicht verstehen, aber wir sind Menschen. Wenn ich jemanden besuchen
gehe, muss ich ihm etwas kaufen. Oder jemand l&dt mich zum Geburtstag ein,
ada brauche ich ein Geschenk. Ich bin ein erwachsener Mensch, ich kann da nichts
fir zwei Euro mitbringen. Ich lebe alleine, was kann ich alleine tun? Wenn mit
dem Fernseher etwas passiert oder mit den Mobeln, muss ich jemanden bitten,
es zu reparieren. Dem muss ich dann auch etwas geben. Wir sind Menschen, je-
der braucht eine Zeitung und Fernsehen, um zu wissen, was in der Welt passiert.
Ohne Geld kann man nichts machen. Ich muss Geld haben, weil ich Sachen
brauche. Ein Mensch kann nicht nur von Brot leben, da gehdrt noch etwas dazu.
Ich bin ein gebildeter Mensch, aber ich kann nicht die Dinge machen, die ich
gerne machen wiirde”

Eltern bedauern Entbehrungen fiir die Kinder

Die Haushalte mit Kindern erleben diesen Verzicht vor allen Dingen fir ihre Kinder als belastend.
Hier ist eine deutliche Lucke zwischen dem gesetzlichen Anspruch mit den Leistungsbeztgen,
ein , Leben zu ermoglichen, das der Wirde des Menschen entspricht” und der Realitat festzu-
stellen. Dies gilt in ganz besonderem MaBe fur Personen im Asylverfahren.

. Es 1dngt schon an, fdr eines der Kinder das Landschulheim zu finanzieren. Das
sind 70 Euro, die irgendwo fehlen, aber man will das Kind ja mitfahren lassen. Ich
kann meinen Kindern Geschenke machen, weil sie gelernt haben, sich tber klei-
ne Sachen mehr zu freuen als liber grolBe. Eine Tafel Schokolade ist fiir sie schon
etwas Besonderes. ”

, Es stort mich, dass die Kosten fir Kinder nicht dbernommen werden. Ich verste-
he, dass die Stadt uns schon viel geholfen hat, aber wenn es um Kinder geht,
braucht es bessere Regelungen. Wenn ich den Kindern etwas Schones kaufen
will, muss ich genau rechnen, einfach so kann ich ihnen nichts schenken. Das
macht mich ein bisschen traurig. ”
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€6

, Die Kinder sehen drauBen so viele Sachen, die sie haben wollen. Ich kann ihnen
nichts kauten, nicht einmal ein Eis fiir 50 Cent. Ich weil3, dass das Essen, das ich

meiner Tochter gebe, nicht gut fir sie ist, well sie gegen vieles allergisch ist, aber
ich habe nichts anderes. ”

€6

. Immer wenn das Monatsende kommt, muss ich mir von jemandem was leihen.
Nudein, Kartoffeln, das kann man machen. Meine Kinder haben nicht das Leben,
aas andere Kinder haben. Wenn sie Geburtstag haben, kann ich ihnen nichts
schenken. Sie wissen, dass ich kein Geld habe, aber es tut weh. Andere Kinder
feiern ihren Geburtstag oder laden ihre Freunde ein. Meine wollen das auch, aber
es geht nicht. Meine Kinder sind in den Ferien nur zu Hause. Der Hort in der
Nachbarschaft veranstaltet immer mal was, da kénnen sie dann auch etwas un-
ternehmen. Ich muss immer schauen, was an Geld da ist, SdlBigkeiten kann ich
selten kaufen, die Kinder essen dann Cornflakes. Meine Kinder wollen den Fiih-
rerschein machen, dafir hab ich kein Geld. Meine Kinder hatten noch nie Ta-
schengeld.”

GroBere Anschaffungen und Zahlungsverzégerungen: groBes Risiko

Besonders kritisch wird es fur die Betroffenen dann, wenn UnregelmaBigkeiten oder Verzdge-
rungen bei den Unterstltzungsleistungen entstehen. Die Haushalte sind dann pl6tzlich voll-
kommen mittellos. Auch notwendig groBere Anschaffungen, wie z. B. eine Waschmaschine,
kénnen zum Problem werden, aber auch unvorhergesehene Kosten.

€6

, Wenn gréBere Anschaffungen gemacht werden mdissen, da fangt die Armuts-
grenze an. Die Kinder haben auch Wiinsche, die brauchen Kleider und viele Sa-
chen fur die Schule, da muss man schon danach sehen. Die Couch ist kaputt, die
Teppiche sind verschlissen, ich wdrde mich gerne ein bisschen schéner einrichten
und den Kindern etwas bieten. An mich selbst denke ich zum Schluss. ”

€6

LAls wir in diese Wohnung gezogen sind, hatte ich keine Waschmaschine. Mit
kleinen Kindern braucht man die. Ich habe eine auf Raten gekauft. Manchmal
denke ich schon ,0h Gott wie finde ich so viel Geld, wie bezahlen wir diese
Rechnung?”

. Ein paar hundert Euro investieren, das kann ich gar nicht. Ich blick in unserem
Rechtsstaat nicht durch. Friher, als ich Sozialhilfe bekommen habe, war es so,
aass man es dem Sozialamt gemeldet hat, wenn etwas kaputt war. Die kamen
dann und haben nachgeschaut und es in der Regel iibernommen. Jetzt bekommt
man ein Darlehen, das man wieder abbezahlen muss. Schulden habe ich auch,
fir meine Verhdltnisse sind sie hoch. Ich habe einen Schuldenberater eingeschal-
tet, jetzt muss ich abwarten, wie es weitergeht. Besser wird’s vielleicht durch ei-
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€6

nen Lottogewinn. Ich weil3 nicht, wie sich etwas dndern sollte. Im Moment muss
ich erst wieder aus dem Loch herauskommen. ”

,Seit ich Hartz IV bekomme, habe ich mich sehr veréndert. Dass ich nicht mehr
weggehen oder in Urlaub gehen kann, ist nicht so tragisch. Das hat mir am An-
fang etwas ausgemacht, aber inzwischen habe ich mich damit abgefunden. Ich
habe viel mehr Sorgen und Angste entwickelt, die ich vorher nicht kannte. Zum
Beispiel macht es mir groBe Angst, dass ich meinen Schitissel vergesse. Bevor ich
die Ttire hinter mir zumache, stelle ich immer erst einen FulB rein und vergewisse-
re mich, dass ich ihn dabei hab, obwohl ich ihn gerade erst eingesteckt habe.
Wiirde ich ihn vergessen, mdisste ich den Schldsseldienst holen und das wdre sehr
teuer. Ich muss auf alles autpassen. Am normalen Leben kann ich nicht mehr
teilnehmen, da bin ich schon ein anderer Mensch geworden. Einer, der spart und
sich einschrénkt. Ausgehen und so ist alles gestrichen, es ist ja alles so teuer.
Wenn ich mir selber koche, kann ich mit 25 Euro die ganze Woche auskommen.
Das st eben so, wenn man nicht mehr mitmachen kann. Ich kénnte dlie friheren
Freunde schon aufsuchen, aber wenn ich von denen eingeladen wiirde, mdisste
ich sie zurdick einladen und das kann ich mir nicht leisten. ”

,Ab ndchsten Ersten wollen die mir kein Arbeitslosengeld mehr bezahlen. Angeb-
lich kann ich wieder drei Stunden am Tag arbeiten. Dass das Geld vielleicht ge-
strichen wird, haben die mir drei Wochen vorher mitgeteilt. Die Miete wird der-
zeit tibernommen, aber jeder schiebt die Verantwortung weiter, das Jobcenter,
aas Sozialamt. Es ist zwar elgentlich klar, wer zusténdig ist, aber niemand will zu-
sténdlig sein. Jetzt hange ich wieder in der Luft. Es kann sein, dass ich ndchsten
Monat kein Geld und nichts habe, das weil3 ich nicht ich lasse mich dberraschen.
Wenn es dazu kommt, besorge ich mir wieder einen Schilafsack, ich weils dann
auch schon, wo ich dann hingehe.”

Am ehesten mit dem Geld kommt man noch in der Ausbildung oder als Ein-Euro-Jobber aus.
Wenn das Arbeitslosengeld | niedrig war und noch finanzielle Reserven bestanden, kann das
Arbeitslosengeld Il sogar eine Verbesserung darstellen:

€6

, GroBe Spriinge kann ich nicht machen. Unter der Woche mach ich eh nicht viel.
Nach der Arbeit geh ich noch FulBBballspielen oder Klettern und wenn ich am Wo-
chenende mal abends weggehen will, dann geht das auch, das braucht nicht viel
zu kosten. Ich bin einfach froh, dass alles lauft.

. Ich bin zufrieden, ich stelle keine besonderen Ansprtiche. Ich kann jetzt auch viel
machen, wenn auch keine Sachen, die Geld kosten. Als ich gearbeitet habe, hat-
te ich nattirlich mehr Geld, nur wenn man eine 50-Stunden-Woche hat, hat man
weniqg Zeit. Ich habe nicht so viel Reserven gehabt, jetzt sind es noch weniger.
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Leisten konnte ich mir ein Auto nicht, aber ich kénnte ja doch noch eine Arbeit
bekommen. ”

Wenn die Kontakte fehlen, wird der finanzielle Spielraum beklemmend eng. Wer niemanden um
monetdre Hilfe bitten will oder kann, nimmt schnell einen Kredit auf. Den Haushalten bessere
Finanzkompetenzen zu vermitteln, kann weiterer Armut vorbeugen, denn das Bitten um Geld
erleben manche auch als belastend, wenn nicht sogar als peinlich:

€€

. Wenn das Geld nicht reicht, muss ich etwas ausleihen, aber das ist mir unange-
nehm.”

., Meine Eltern und Geschwister haben mir schon viel geholfen. Das ist mir sehr
peinlich.”

€6

LAber ich will nicht schnorren. Eigentlich ist der Staat dafiir verantwortlich, den-
Jenigen ein Leben zu ermdglichen, die wirklich unverschuldet keine Arbeit finden.
Das ging ja auch bis 2004 so, bis sie Hartz IV eingefihrt haben. Die Eltern zu ha-
ben ist zwar schon beruhigend, aber da kann man sich auch nicht drauf verlas-
sen. lrgendwann leben die auch nicht mehr. ”

. Es gibt aber auch viele, die versteckt irgendwo wohnen, die keinen an sich ran-
lassen, welil sie so was von enttduscht sind. Die sammeln Flaschen und leben vom
Ptand. Morgens um vier laufen die los. Da ist Heidelberg in Reviere aufgeteilt: Da
und da sammle ich Flaschen und Du dort. Das kriegt die Stadt ja nicht mit, das
geht alles unterm Tisch. ”

Teilhabe am gesellschaftlichen Leben eingeschrankt

Die Schilderungen machen insgesamt deutlich, wie ausgeschlossen Menschen mit geringem
Einkommen von vielen gesellschaftlichen Bereichen sind, vor allem solchen, die Geld kosten, wie
z. B. Restaurant- oder Kinobesuche. Viele gleichen die fehlende Teilhabe - wie die Beispiele zei-
gen - durch einen verstandnisvollen Freundeskreis aus, aber bei manchen sind diese Freundes-

kreise nicht so robust oder - aus welchen Grinden auch immer - nicht vorhanden oder brechen
weg.

Besonders fiir Altere, die friiher ein besseres Einkommen hatten, ist es schwer, nun nicht mehr
so leben zu kénnen wie friher. Die Beispiele belegen, dass vieles, was sie gern gemacht hatten,
wie z. B. Konzertbesuche, nun nicht oder nur sehr eingeschrankt moglich ist. Auch kénnen sozi-
ale Kontakte wegbrechen. Einladungen werden geflrchtet, da sie mit einer Gegeneinladung
beantwortet werden mdssten, die wiederum Geld kostet. Diesen Menschen aus der Isolation zu
helfen, ist eine wichtige Aufgabe, die vor Ort im Stadtteil angegangen werden muss.

Alleinerziehende haben zusatzlich das Problem, dass sie nur ausgehen kénnen, wenn sie einen
Babysitter finden. Bezahlen kénnen sie niemanden daflr, es muss sich also jemand freiwillig fur

- 180 -



Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg Kapitel 11

eine kostenlose Betreuung melden. Das ist leichter, wenn die Familie in der Nahe ist und Eltern
oder Geschwister sich um die Kinder kimmern kénnen.

11.5 Wohnen

~Zum Gliick habe ich keine Schulden, sonst hatte ich die Wohnung nicht bekommen.”

Die Befragten leben in verschiedenen Stadtteilen Heidelbergs Gber das gesamte Stadtgebiet ver-
streut.

Nicht alle Befragten sind mit ihrer Wohnsituation zufrieden. Bei den Haushalten mit Kindern fallt
auf, dass sie Uberwiegend beengt wohnen. Ein Teil der Haushalte wirde lieber heute als morgen
aus seinem Wohnviertel wegziehen, kann es aber aufgrund der hohen Mieten in Heidelberg
nicht. Aber auch Schulden kénnen einem Wohnungswechsel entgegenstehen. Wahimdglichkei-
ten sind bei den befragten Haushalten kaum zu erkennen.

€6

, Wenn wir beide Arbeit finden wiirden, kénnten wir hier wegziehen. Wir haben
noch einige Schulden, die mdssen wir erst abbezahlen und das alles regein. Es
gibt jetzt einen Termin bei der Schuldenberatung. ”

€6

, Ich wiirde lieber auf's Dort, aber das geht nicht. Fine Wohnung in einem ande-
ren Stadtteil kommt auch nicht in Frage, da die Mieten hier am gdinstigsten sind.
Das ist der einzige Grund warum wir hier hdngen. Auf's Dorf kann ich nicht, weil
ich keinen Ftihrerschein hab. Die GroBeren und die beiden Jingsten teilen sich
Jewells ein Zimmer, die Wohnung ist nicht ausreichend”.

€6

. Drei Zimmer, 78 gm ist in Ordnung, uns stehen 100 gm zu. Wir haben den
Wohnberechtigungsschein bekommen, als meine Tochter noch nicht auf der
Welt war. Meine Kinder wachsen und in ein paar Jahren brauchen sie eigene
Zimmer. Ein Mddchen braucht seine privaten Sachen und ein Junge auch. In ein
paar Jahren mdssen wir auf jeden Fall umziehen. Jeder Mensch braucht ein biss-
chen Platz fdr sich selbst. ”

Aus ihrem Viertel wegziehen mdchte ein Teil der Befragten vor allem deshalb, weil die Nachbar-
schaft als unangenehm empfunden wird, keine Einkaufsmoglichkeiten in der Néhe bestehen
und die Wege in die Stadt sehr weit sind. Zu den weiten Wegen kommen noch die Fahrtkosten,
die von den Haushalten als finanzielle Belastung empfunden werden. Dies gilt insbesondere fir
Altere und Alleinerziehende mit kleinen Kindern, zumal sie sich in der Regel kein Auto leisten
koénnen und auf 6ffentliche Verkehrsmittel angewiesen sind. Die groBte Kritik duBern dabei er-
wartungsgemal die Haushalte, die in einem Notwohngebiet untergebracht sind: Zudem wird
kritisiert, dass es keine Besuchserlaubnis fiir Ubernachtungsgaste gibt, was als sehr einschran-
kend empfunden wird, zumal das Geld fehlt, um Gaste in einem Hotel unterzubringen.
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€6

. E5 Ist schlecht gemacht mit den Bussen. Friher gab es zwei, die alle 10 Minuten
gefahren sind. Jetzt tahrt nur noch alle 20 Minuten einer, oft hat er Verspatung
und bei schlechtem Wetter kann man dann warten. In diesem Stadttei/ wohnen
viele alte Menschen, die nicht reich sind und kein Auto haben und es gibt keine
Geschdfte, in denen diese Leute einkaufen konnten. Man muss alles von weit her
schleppen. Hier gibt es nur ein kleines Geschdft, das sehr teuer ist. Jetzt wohne
ich seit 10 Jahren hier und sollte ein bisschen renovieren, aber ich habe weder
das Geld noch die Kraft dazu. ”

., Viele sind standig betrunken, es gibt Schidgereien und die Kinder laufen von
morgens bis spdt in der Nacht draulBen rum, die Mdtter kiimmern sich nicht um
sie. Die machen was sie wollen, ich weil3 nicht, was die Eltern machen. Die Kin-
der werden nicht erzogen, die leben einfach ihr eigenes Leben, ich verstehe das
nicht. Ich muss abends immer abschlieBen. Fiir die Kinder ist es ein schlechtes
Umfeld. Ich will nicht, das meine Kinder in einer solchen Umgebung aufwachsen,
wo dle Leute saufen oder sich prigein. ”

Nicht jeder Haushalt bekommt seine Mietkosten vom Jobcenter voll Gbernommen, manche mus-
sen noch einen gewissen Betrag dazuzahlen, wenn die Wohnkosten Uber dem Mietspiegel lie-
gen. Auch ist nicht jeder Umzug bzw. Kostenlibernahme eine Selbstverstandlichkeit. Manchmal
bedarf es behordlicher Unterstlitzung, um die Wohnsituation zu verbessern. Die Suche nach
einer Wohnung, deren Mietkosten vom Jobcenter ibernommen werden, kann zu schwierigen
Situationen fuhren.

€6

., Davor habe ich in einer Drei-Zimmer-Wohnung gewohnt, ich habe von der GGH
eine Vier-Zimmer-Wohnung angeboten bekommen. Das wurde erst abgelehnt.
Ich bin dann zum Jugendamt, zu dem ich ein gutes Verhdltnis habe. Die haben
gesehen, dass es schon erforderlich ist. Friher waren die Grof3e und der Mittlere
in einem Zimmer und das war Stress pur. Seit sie eigene Zimmer haben, geht das
viel besser. 55 Furo muss ich selbst bezahlen, aber das ist o.k. Das Gute ist dass
es in der Néhe Einkaufsmdglichkeiten gibt. Zum Gliick habe ich keine Schulden,
sonst hétte ich die Wohnung nicht bekommen, ich musste meine SCHUFA zei-

”

gen.

., Das war ein Kampft, weil die Miete dber dem Mietspiegel liegt. Aber ich wurde
dann fdr umzugsunifahig erkildrt von einem Amtsarzt. Am Anfang wurde nur ein
Tell (der Miete ) vom Jobcenter dbernommen, jetzt komplett. ”

., Das ist so eine heikle Sache, das den Vermietern zu sagen. Wenn der sagt. Hier
ist der Mietvertrag, wollen sie gleich unterschreiben?’ und man antwortet. ,Nee,
ich muss ihn erst noch beim Jobcenter vorbeibringen und fragen, ob das in Orad-
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nung geht. Manche Vermieter sind sogar gliicklich driber, weil sie dann wissen,
aass das Geld regelmélBig kommt. ”

Wenn eine Betriebswohnung bewohnt wird, bedeutet eine Arbeitsplatzkiindigung eine doppelte
Harte, denn mit der Arbeit geht auch die Wohnung verloren.

€6

. Ich hab dann Platte gemacht. Da mal gewohnt, dort mal gewohnt. Freund-
schaftsdienste fir n Appel und n Ei, hab was zu Essen und zu Trinken gekriegt. ”

11.6 Vom Umgang mit den Behérden

»Wir sind hier machtlos, zu welcher Stelle kénnen wir schon gehen”

Gut eineinhalb Jahre nach Umsetzung der Sozialreformen berichten die Befragten von sehr un-
terschiedlichen Erfahrungen im Umgang mit den Behdrden. Die Zufriedenen hatten dabei erwar-
tungsgeman weniger anzumerken als die Unzufriedenen, die ihre Kritik sehr deutlich duBBerten.
Diese konzentrierte sich im Wesentlichen auf folgende Punkte:

e Wegfall von einmaligen Sonderzahlungen, die im Bedarfsfall friiher Sozialhilfeempfan-
ger/innen gewahrt wurden.

e Organisatorische Mangel in Folge der Umstellung auf neue Verfahren und gesetzliche Rege-
lungen beim Jobcenter

e Komplexitat der Burokratie, die Kompliziertheit der Antrdage

e das Fehlen von Information an sich.

€6

., Mit dem Jobcenter bin ich gar nicht zufrieden. Es brauchte dort mehr Leute. Au-
Berdem werden viele Sachen abgelehnt. Friher bekam man noch mal was be-
zahlt, das gibt es heute alles nicht mehr. ”

, Niemand informiert Dich, alles musst Du selbst herausfinden. Die Beamten wol-
len nur stapelweise Papier sehen, die sehen nicht, dass hinter den ganzen Papie-
ren ein Mensch steht. Manchmal ist es fast zu kompliziert, etwas zu erledigen.
Ich wusste gar nicht, dass es so was (eine Schuldnerberatung) gibt, das habe ich
zutdllig auf dem Jugendamt erfahren. Die meisten (im Jobcenter) sind nett. Man
muss wegen allem mindestens zweimal hinlaufen. Sie verlieren viel, stdndig sind
Fehler in den Bescheiden. Ich denke, die haben zu viel Arbeit, dass sie solche Feh-
ler machen. Ich war von Januar bis Mérz dreimal pro Woche im Jobcenter. ”

., Fast jedes halbe Jahr hat irgendwer von den zusténdigen Leuten gewechselt. Je-
dem habe ich meine Krankengeschichte erzahlen mdssen. Die haben das dann in
thren Computer eingetippt. Bei jedem Personalwechsel war die Auskunft: ‘tut mir
leid, da steht nichts dber sie drin. Manchmal kann man sich schon aufregen. Die
sind dort tberfordert. Wir sind hier machtlos, zu welcher Stelle kénnen wir schon
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gehen, wenn wir kein Geld kriegen. Es braucht eine Transparenz beim Jobcenter,
aass die Leute wirklich wissen, was sie tun und dann nicht einfach die jingsten,
unerfahrensten Leute nehmen. Wenn eine junge Frau mit mir redet und Fragen
stellt, die sie vielleicht auch stellen muss, da ist es manchmal ein bisschen pein-
lich, wenn sie die Augenbraue hochzieht und Du weilt nicht, was denkt sie jetzt?

Ldgt der mich an oder was macht der?” Das ist dann irgendwie schon diskrimi-
nierend. ”

Der Informationsstand Uber Hilfsangebote ist bei den Gesprachspartnern sehr unterschiedlich.
Nicht alle kennen und nutzen den Heidelberg-Pass oder lassen sich bei ihrer Krankenkasse von
den PraxisgebUhren befreien.

Diejenigen, die ganz auf der Strae leben, haben den Kontakt zu Behérden zum Teil ganz verlo-
ren, von Stadt und Staat erwarten sie nichts mehr, sie kritisieren die Reaktion der Gesellschaft:

€6

. Die Leute gucken zu oft weg. Wenn hier einer im Oktober mit einer Isomatte
spazieren geht, dann ist das kein Rucksacktourist. Ich hab mal unter der Briicke
gewohnt, im Winter haben wir ein kleines Feuerchen angemacht. Da wird man
wie der letzte Dreck angesehen. Wenn Otto von Bismarck das hdren wiirde, der
wdirde sich im Grabe rumdrehen. Der hat die Sozialpolitik eingeleitet, damit die
armen Leute nicht im Armenhaus sterben mdssen. ”

Personen im Asylverfahren haben ihre Hauptkontakte zur Auslanderbehérde. Neben der Angst
vor der Abschiebung stellt die Residenzpflicht eine weitere Belastung fur sie dar:

€6

., Zu meinen Verwandten hinzutahren ist schwierig, weil ich nicht immer gehen
dart, wann ich will. Dazu brauche ich eine Genehmigung von der Auslénderbe-
horde. Ich darf den Kreis Heidelberg nicht verlassen. Da mdissen meine Verwana-
ten mir eine Einladung schicken, auf der steht, fiir wie viele Tage und wohin. Die-
se Genehmigung zu holen, macht mich krank. Manchmal will man eben einfach
irgendwo hingehen. ”

11.7 Mehrfache Problemlagen

~Aber ich muss irgendwie durchhalten”

Die Gesprache offenbarten in vielen Féllen oft eine Uberschneidung von erschreckend vielen
Problemlagen. Fast in jedem befragten Haushalt fihrten— zum Teil massive — gesundheitliche
Probleme zu schwerwiegenden Einschrankungen oder aber auch weiteren finanziellen Belastun-
gen. Wenn von den geringen Transferleistungsmitteln noch Ratenzahlungen fur Zahnarztrech-
nungen oder andere Gesundheitskosten beglichen werden mussen, rickt die Armutsgrenze

immer naher. Krankheiten kdnnen Mitursache des Arbeitsplatzverlustes sein, aber auch eine
Folge.
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In einzelnen Beispielen werden auch die enormen psychischen Belastungen deutlich, die ein Le-
ben mit stdndigen Geldsorgen und/oder einer ungewissen Zukunft mit sich bringt, sei es weil
eine Arbeitsplatzperspektive fehlt, der Schuldenberg zu groB ist oder permanent die Abschie-
bung droht.

. Mein ganzes Leben ist immer Stress. Ich hatte jetzt auch ein Problem mit dem
Magen vom Stress. Ich war auch beim Psychiater und habe Medikamente be-
kommen. Jetzt habe ich keine Zeit hinzugehen, aber ich muss irgendwie durch-
halten...”

€6

., Wenn ich sehe, ich hab das mit meinem eisernen Willen geschaftft. Ich habe
mich immer durchgebissen, wenn irgendwas war. Aber jetzt habe ich wirklich
gedacht: Woftr? Ich habe mein Leben lang gebuckelt und geschafft, ich habe
noch nie von einem Amt auch nur einen Cent Geld in Anspruch genommen, gar
nichts. Ich habe immer versucht, alles alleine zu bezahlen, aber jetzt sehe ich: Es
geht gar nichts mehr, ich dreh mich im Kreis. Jetzt wurde es zu viel. ”

€6

., Manche Leute wollen sich nicht mehr helfen lassen, die gehen nicht mehr zum

Arzt, die wollen einfach nur ihre Ruhe haben. Das ist manchmal sehr traurig, da
sieht man, was Hartz IV angerichtet hat. Seitdem geht doch alles bergab mit der
sogenannten Unterschicht””

Auffallig ist auch, welche Bedeutung Beziehungsprobleme haben kénnen. Auch dieses Thema
tauchte haufig auf. Trennung und Scheidung sind fur Haushalte mit Kindern oftmals Ausléser
einer Armutskarriere’’ manchmal aber auch Folge der hohen Belastungen, die ein Leben zwi-
schen Armut und Armutsgefahrdung nach sich zieht. Der zuriickbleibende alleinerziehende Fa-
milienteil ist der Hauptleidtragende. Dies trifft in der Regel die Frauen und ihre Kinder. Mitunter
mussen sie auch noch Probleme bewaltigen, die vom ehemaligen Partner verursacht wurden (z.
B. Schuldentilgung) oder sie leiden darunter, dass der ehemalige Partner seiner Verpflichtung als
Vater nicht nachkommt. Fr Kinder und Jugendliche bedeuten Scheidung /Trennung eine weite-
re Belastung, die zum Leben in angespannten finanziellen Verhaltnissen noch hinzu kommt.

1 Vgl. Meier, Uta: Prekare Lebenslagen alleinerziehender und sozialstaatliche Intervention, Vortrag im Rahmen des
Workshops Kommunale Strategien zur Armutspravention bei Alleinerziehenden von Projekten zum integrierten
Handlungskonzept” in NUrnberg am 16.6.2004, S. 2.
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11.8 Fazit

Auch in Heidelberg hat die Armut viele Gesichter, sind die Ursachen vielfaltig und Haushalte oft
in mehreren Lebensbereichen mit schwerwiegenden Problemen gleichzeitig konfrontiert.

Thesenartig lasst sich zusammenfassen:

Ob nach Bezug von Transferleistungen ein Haushalt arm oder armutsgefahrdet ist, hangt davon
ab,

e wieweit Wohnkosten voll Ubernommen werden,
e wieweit noch Schulden zuriick zu zahlen sind und
e 0b ein geringer Zusatzverdienst zur Verfligung steht (100 Euro oder Ein-Euro-Job)

Wie gut ein Haushalt die angespannte finanzielle Situation bewaltigt, hangt ganz von seiner
sozialen Integration und der Fahigkeit ab, alle bestehenden Hilfsmdglichkeiten zu mobilisieren.

Nicht alle Ursachen fir Armut sind von Seiten einer Kommune beeinflussbar, doch gilt es alles zu
unternehmen, um einen verbesserten Zugang zu Bildung, Arbeit und dem Wohnungsmarkt zu
ermoglichen. Vor allem ist es wichtig,

e den Informationsstand Uber Hilfsangebote zu verbessern,

e MaBnahmen zu ergreifen, die eine (weitere) Verschuldung der Transferleistungsbezieher
verhindert. Den Haushalten bessere Finanzkompetenzen zu vermitteln, kann weiterer Armut
vorbeugen,?

e auf Stadtteilebene Sorge zu tragen, dass arme bzw. armutsgefahrdete Haushalte nicht in die

Isolation geraten und

die Situation der Kinder in den von Armut betroffenen Haushalten zu verbessern.

2 Vgl Ebd. S. 6.
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12. Situationsbeschreibungen zur sozialen Lage von Heidelberger
Institutionen

12.1 Vorbemerkung

Im Folgenden schildern Heidelberger Institutionen ihre subjektive Sichtweise der sozialen Lage in
der Stadt. Neben Beitrdgen aus den Reihen des projektbegleitenden Arbeitskreises finden sich
auch Beitrage von Einrichtungen, die konkret versuchen Armut zu verhindern. Die Texte erhe-
ben keinen Anspruch auf Vollstandigkeit. Die hier abgedruckten Meinungen und Auffassungen
mussen sich nicht mit derjenigen der Stadtverwaltung decken. Anmerkungen der Stadtverwal-
tung sind grau unterlegt.

12.2 Der Auslanderrat / Migrationsrat der Stadt Heidelberg

12.3 BiBeZ - Ganzheitliches Bildungs- und Beratungszentrum zur Férderung und
Integration behinderter/chronisch erkrankter Frauen und Madchen e.V.

12.4 Evangelische Kirche Heidelberg und Diakonisches Werk Heidelberg
12.5 Evangelische Kapellengemeinde

12.6 Heidelberger Selbsthilfebiiro

12.7 Internationales Frauenzentrum

12.8 Katholische Gesamtkirchengemeinde Heidelberg:

e Heidelberger Caritas-Resolution, Januar 2004
e Seelsorgeeinheit Philipp Neri
e Kirchengemeinde St. Peter, Kirchheim

e Ein anderer Blick auf Heidelberg - Pastoralkonferenz des Katholischen Dekanats
mit Caritasverband Heidelberg informieren sich Gber Armut in Heidelberg, Januar 2007

e Kennt Ihr die Armen Eurer Stadt? - Katholische Pastoralkonferenz informierte
sich Gber Mérgelgewann / Resolution fur innerkirchlichen Handlungsbedarf, Juli 2004

e Inseln der Armut in einer Stadt der Reichen - Resolution fir mehr
diakonisches Engagement angedacht, November 2003

12.9 Liga der Freien Wohlfahrtspflege Heidelberg
12.10 Obdach e.V.
12.11 SKM - Katholischer Verein fiir soziale Dienste in Heidelberg e.V.

12.12 Verbund fiir Beschaftigung e.V. / Jugendagentur e.V.
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12.2 MaBnahmenvorschlage und Stellungnahme des Auslanderrates / Migra-
tionsrates zum Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg

MaBnahmenvorschlage

l. ,Interkulturelles Zentrum” (Arbeitstitel)
Siehe unten

Il. Interkulturell kompetente Verwaltung

lll. Einsatz bilingualer Lehrer/innen in der Schule

IV. Sprachkurse fiir altere Migranten

zu l. ,Interkulturelles Zentrum” (Arbeitstitel)

Es soll ein Interkulturelles Zentrum entstehen, in dem vorrangig Angebote angesiedelt werden,
die die Integration der Migranten / Migrantinnen in der Kommune in den verschiedenen
gesellschaftlichen Feldern, wie sie unter Punkt A aufgefihrt werden, férdern.

Neben diesen Angeboten sollen Méglichkeiten und Raume geschaffen werden, die die
Begegnung und den Austausch von Migranten / Migrantinnen und Deutschen erméglichen
sollen, was flr das Zusammenwachsen und fir die Kommunikation wichtig ist.

Die Planung/die Bedarfsermittlung sollte unter Mitwirkung des Auslédnderrates/ Migrationsrates
und der Migrantenselbstorganisationen erfolgen, um die Partizipation von Migranten /
Migrantinnen in der Aufbauphase zu sichern. Die Angebote sollen durch unterschiedliche
Kooperationen effektiv gestaltet werden und zu einer Biindelung der Ressourcen zur Erreichung
von Chancengleichheit fir Migranten/Migrantinnen fahren.
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A. Nutzen/Ziele

Integration und Chancengleichheit férdern in Bezug auf

Bildung
Beschaftigung
Wohnungsmarkt
Gesundheit

B. Hauptaufgaben/Funktion

1. Beratung/Qualifizierung/Bildung

Einzelberatung/-betreuung

Anlaufstelle fur allgemeine Beratung (Lotsendienst)
Erstberatung

Seminare, Kurse, Fortbildungsveranstaltungen zur beruflichen Qualifizierung
Sprachkurse, Integrationskurse
Informationen/Beratung/Seminare zur Existenzgriindung
Ubergang Schule/Beruf

Auslandische Betriebe bilden aus

Angebote fur Schulen, Lehrer/innen, Erzieher/innen
Elternschulungen

Interkulturelles Training

Politische Bildung von Migranten

Empfang fir Gaste aus dem Ausland

2. Begegnungs- und Veranstaltungsort

Kulturelle Veranstaltungen (Ausstellungen, Konzerte, Theater ...)
Informationsveranstaltungen

Begegnung zwischen Migranten und Deutschen erméglichen

Cafeteria

ausreichend Raumlichkeiten fur auslandische Vereine (Aufbewahrungsmaoglichkeiten
fur Utensilien, Raume fir Feste und Veranstaltungen ...)

e Tagungen

3. Sitz des Auslanderrates/Migrationsrates

4. Raumlichkeiten fur Migrantenselbstorganisationen schaffen (Ubungsrdume, Versamm-
lungen...)
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C. Steuerung/Verwaltung

1.

Steuerung

e Aufsichtsrat mit Vertretern
= Vertreter aus dem Auslanderrat/Migrationsrat
= Vertreter der Stadt (Integrationsbeauftragte, Gemeinderat)
= Vertreter aus den Migrantenselbstorganisationen

e Geschaftsfiihrung oder Leitung
= Mitarbeiter der Stadt
oder
»= Neue Stelle
oder
= Selbstverwaltung durch die Migrantenselbstorganisationen

Verwaltung
e Stadt
oder

e Tragerverein, Verband, Stiftung ...
(Bsp. kénnten Stadtteilvereine sein)
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Stellungnahme

Die Stellungnahme des Auslanderrates/Migrationsrates zum Bericht zur Sozialen Lage in
Heidelberg besteht aus verschiedenen Einzelbeitragen, die von den Mitgliedern abgegeben
wurden. Es ist schwierig, daraus eine einheitliche Stellungnahme zusammenzufassen; aus
diesem Grund wurden sie nur zusammengestellt. Die verschiedenen Beitrage sollen fir die
jeweils angesprochenen Bereiche dienlich sein.

Der Bericht verweist in ,,2.3 Migrantinnen und Migranten in Heidelberg” auf die Definition der
Personen mit Migrationshintergrund, die im Grunde sehr heterogen sind und Uber die keine
einheitliche Gruppenstatistik moglich ist. Das zeigt dann auch deutlich das statistische Defizit
Uber Migrantinnen und Migranten, im Gesamtbericht auch Auslander genannt.

Die , Vorbemerkung” im Kapitel 9.2 schlagt vor, diese Datenlage zu verbessern. Von der
Verwaltung der Stadt wurde schon angekindigt, diese Defizite durch einen Mikrozensus
(Umfragen und Interviews mit den Migrantinnen und Auslandern) zu beheben.

Das begriBt der Auslanderrat/Migrationsrat ausdricklich und schlagt auBerdem vor, bei dem
geplanten Mikrozensus eine Ursachenanalyse sowie eine gezielte Befragung in einigen
Bereichen vorzunehmen, aus denen sich dann effektive MaBnahmen fir die Integration der
Migrantinnen und Auslander ableiten lassen.

gez.
Yeo-Kyu Kang
Vorsitzende des Auslanderrates/Migrationsrates
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Kommentare zum Bericht zur Sozialen Lage

zu Kapitel 4: Einkommenslage

Verfasser: Cem Uzim

Kapitel 4.3 - Transferleistungen
4.3.1 - Arbeitslosigkeit nach Rechtskreis SGB Il und SGB I

Auf Seite 62, 2. Absatz wird auf die hohe Arbeitslosigkeit nach SGB Il in den Stadtteilen
Boxberg (19,2 %) und Emmertsgrund (17,2 %) hingewiesen. Wie hoch ist hiervon der
Auslanderanteil?

4.3.2 - Leistungsberechtigte in der Arbeitslosenversicherung (SGB Ill)

Ungleiche Verteilung der Arbeitslosengeld I-Empfanger/innen zwischen den Stadtteilen, Seite 64
unten bzw. Seite 65 oben.

Auch hier wird auf den Boxberg und den Emmertsgrund hingewiesen. Wie hoch ist der
Auslanderanteil an den Arbeitslosengeld I-Empfanger/innen?

Im Fazit auf Seite 66 wird auf die raumliche Verteilung unter den Arbeitslosen hingewiesen. Der
Stden und Westen der Stadt ist davon mehr betroffen als der Osten und Norden. Wie viele sind
davon Migranten?

Auf Seite 68 und 69 wird die Konzentration auf wenige Stadtteile gelegt: Kirchheim, Rohrbach,
Bergheim, Boxberg und Emmertsgrund. Wie viele der Leistungsempfanger in diesen Stadtteilen
sind Migranten?

4.6 - Zusammenfassung

Es wird auf Seite 93 auf den Uberproportionalen Anteil von Auslandern, die von
Grundsicherung im Alter leben mUssen, hingewiesen. Wie viel Prozent sind es?

Auch wird auf die hohe Nachfrage nach dem Heidelberg Pass in den Burgeramtern Boxberg,
Emmertsgrund und Kirchheim hingewiesen. Wie hoch ist hier die Nachfrage von Migrant/innen?

Es gibt Unterschiede zwischen den Stadtteilen bei Haushalten mit betreuungspflichtigen
Kindern unter 14 Jahren. Die Stadt Gbernimmt ganz oder teilweise die Betreuungskosten, wenn
das Ein-kommen zu gering ist. Der Anteil dieser Haushalte ist auf dem Boxberg sehr hoch. Wie
hoch ist der Migrantenanteil?
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zu Kapitel 5: Bildung

Verfasserin: Hulya Amhari

» Besuch von Kindergarten
In dem Bericht wird konstatiert, dass Bildung schon im Elementarbereich beginnt.

Der Besuch einer Kinderbetreuungseinrichtung wird als eine Voraussetzung fir einen
erfolgreichen Start in die Schulzeit bezeichnet. Dies trifft in besonderem MaBe auf die Kinder
mit Migrationshintergrund zu, da fur viele dieser Kinder der Kindergartenbesuch die einzige
Maoglichkeit ist, vor dem Schuleintritt Deutsch zu lernen. In diesem Zusammenhang wadre es
interessant zu erfahren:

e Wie alt sind Kinder mit Migrationshintergrund durchschnittlich beim Eintritt in den
Kindergarten?

e Welche Betreuungszeiten in den Kindergdrten werden von Eltern mit Migrationshin-
tergrund in Anspruch genommen?

» Ubertrittsquoten

Die Differenzierung der Ubertrittsquoten nach Deutschen, Ausléndern bzw. Jugendlichen mit
Migrationshintergrund ist ein wichtiger Indikator fir Chancengleichheit und sollte daher bei der
Erstellung des nachsten Berichts vorgenommen werden.

» Zugang zur Berufsausbildung im Dualen System

In diesem Teil sollte der Verbleib der Hauptschiler und der Berufsfachschiler gesondert und
differenziert erfasst werden. Dies ware gerade in Bezug auf die Frage wichtig, wie hoch die
Chancen auslandischer Jugendlicher sind, eine berufliche Ausbildung aufzunehmen.

Verfasserin: Catherine Mechler-Dupouey
» Besuch von Kindergarten

S. 96: die FuBnote informiert uns, dass im Boxberg 11 % der Erstklassler im Schuljahr 2005/06
vorher keinen Kindergarten besucht hatten. Wei3 man heute, wer diese Kinder sind?
Migranten? Wenn ja, aus welchem Land/welchen Landern kommen die Eltern? Aus welchem
Grund gingen diese Kinder nicht in Kindergarten? Konnte man inzwischen die Eltern
,ummeinen”?

Wie viele Kinder mit Migrationshintergrund werden direkt vom Kindergarten in die
Sonderschule geschickt? Wie viele Kinder besuchen zuerst eine reguldre Klasse, bevor man sie in
die Sonderschule schickt? Wie alt sind Kinder mit Migrationshintergrund durchschnittlich beim
Eintritt in die Schule? Wie viele Kinder mit Migrationshintergrund besuchen die Vorschule?
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» Ubertrittsquoten

(Anmerkung Kang: Die Bemerkung von Frau Mechler-Dupouey bezieht sich auf den Kommentar
zu diesem Punkt von Frau Amhari)

Das neue Auslandergesetz von 2005 wird keinem helfen, diese Frage zu beantworten: Was ist
jetzt ein deutsches Kind? Es ist z. B. ein Kind von auslandischen Eltern, das in Deutschland
geboren ist und einen Elternteil hat, der seit 8 Jahren in Deutschland lebt! Wird sich ein solches
Kind von einem Auslander differenzieren? Vielleicht nicht!

Experten geben uns fir den Schulerfolg ab der Grundschule folgende Kriterien als
ausschlaggebend an:

a) das Bildungsniveau der Eltern
b) die Kenntnis der Eltern von den Erwartungen der deutschen Gesellschaft
c) die Motivation der Eltern, Prioritdten zu setzen, um diese Erwartungen zu erfillen.

Das heift, dass Elternarbeit entscheidend ist. Damit eine erfolgreiche Elternarbeit stattfinden
kann, sollte man Informationen Uber die drei Punkte a), b) und ¢) sammeln. Die Arbeit mit
auslandischen Eltern kann nicht mit der Arbeit mit deutschen Eltern verglichen werden, da der
Ausgangspunkt (= die Herkunftskultur) anders ist. Und man sollte auch zwischen den
Herkunftskulturen differenzieren: es wird 6fters bemerkt, dass Kinder aus asiatischen Landern
mehr Erfolg haben als Kinder aus vielen Mittelmeerlandern. Ein besonderes Programm muisste
ab der Krippe bzw. dem Kindergarten fur Eltern mit Migrationshintergrund in Gang gesetzt
werden. Wer Ubernimmt die Verantwortung dafir: das Land? Die Kommunen?

Die Abbildung 52 zeigt die Ubertrittsquoten nach Geschlecht und Stadtteilen: Wie erklart man
den auffalligen Unterschied in Bergheim und Emmertsgrund zwischen Madchen und Jungs?
Sind Migrantenkinder in hohem, bzw. héherem MafB betroffen? Was wird unternommen, damit
die Jungs, die genau so klug wie die Madchen sind, mehr schulischen Erfolg haben? Das
Problem ist sicher nicht neu!

S. 97 FuBnote 3: Der hohe Auslanderanteil in Haupt- und Sonderschulen hat mit , Einpendleran-
teil” nichts zu tun! Professoren von Padagogischen Hochschulen in ganz Deutschland befassen
sich seit Jahrzehnten mit dieser Ungerechtigkeit, die dem Rassismus ahnelt.

Es hat zu tun mit:

a) der Ausbildung der Lehrer, die wahrend ihres Studiums ungentgend auf dieses
Thema vorbereitet werden

b) der Ghettosituation bestimmter Stadtteile

c) der ungenigenden Deutsch-Férderung der Kinder mit Migrationshintergrund

d) den zu groBen Klassen (Boxberg hat kleinere Klassen als die Wilckens-Schule und
deshalb wesentliche wenige Schiler/innen, die in die Hauptschule gehen), usw.

S. 98: Turkei: Warum hebt dieser Bericht zur sozialen Lage in HD die Schuler/innen aus der
Tarkei hervor? Was will er damit erreichen? Stigmatisierung? 34 der auslandischen Kinder
(= 300 Kinder) kommen aus anderen Landern! Diese sind also die Mehrheit. Es ware sinnvoller
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uns Indikatoren zu geben, ob die tirkischen Kinder eine schulisch homogene Gruppe bilden,
oder ob die Nationalitat in einer Hinsicht fir den Schulerfolg relevant ist.

S. 99: Wie erklart man, dass 17 % auslandischer Schiler/innen tGberhaupt keinen
Schulabschluss haben? Sind diese 17 % auslandischer Schiler/innen alle in Deutschland
geboren? Haben sie alle eine vollstandige Schullaufbahn vom Kindergarten bis zum Ende der
Schule absolviert? Oder ist ein groBer Teil von ihnen im Ausland geboren und ist mitten in der
Schullaufbahn nach Deutschland gekommen? Oder haben einige der in Deutschland
Geborenen ein paar Jahre in ihrem Herkunftsland und ein paar Jahre in Deutschland verbracht?
Wieviele Flichtlinge zahlt diese Gruppe? Vergleicht man hier Gruppen mit gleichen Werten?
Konnten diese Jugendlichen genau so gut lernen in den Containern des Wieblinger Wegs wie in
Wohnungen im Emmertsgrund oder Pfaffengrund?

S 101: Es ist korrekt von den Statistikern zu sagen, dass , Jugendliche ohne Hauptschulabschluss
spater ein deutlich hoheres Risiko der Armutsgefahrdung haben”. Unsere Frage muss jetzt sein:
Was beabsichtigen unsere Mandatstrager zu tun, um diese Situation zu lindern? Was kann
unsere heutige europdische Gesellschaft den Leuten, die kérperlich oder intellektuell nicht in der
Lage sind, einen Abschluss zu erlangen, anbieten, damit sie in aller Wirde leben? Zwar kann
man das Erlernen der deutschen Sprache und die Lesekompetenz férdern, aber es wird immer
eine geringe An-zahl von Leuten geben, die nicht in der Lage sein werden, einen Schulabschluss
zu erreichen. Die Auslander/innen in dieser Gruppen werden umso mehr ausgegrenzt.

» Zugang zur Berufsausbildung im Dualen System

S. 103: Am 31. Oktober 2006 hatten 11,8 % der unversorgten Bewerber einen auslandischen
Pass. Hier kann man auch dieselben Fragen stellen wie fur bei den Schiler/innen ohne
Schulabschluss: kann man diese Jugendlichen mit deutschen Jugendlichen vergleichen? Was
wei3 man von diesen 11,8 % Auslandern, um sie mit Deutschen zu vergleichen? lhre Chancen,
ihre Geschichte, sind manchmal, wenn nicht oft, ganz anders.

Was mir in diesem 5. Kapitel fehlt, sind z. B. Zahlen Uber die Ausbildung der auslandischen
Erwachsenen bzw. Eltern. Wie viele missen noch Deutsch lernen? Wie viele haben eine
anerkannte Ausbildung, die sie hier benutzen kénnen? Wie viele konnten sich umschulen
lassen? Wie viele sind berufstatig? Arbeitslos? In frihem Ruhestand? Behindert oder krank
wegen ihrer Arbeitsbedingungen? Es sind alles Faktoren, die Einfluss auf die Schul- oder
Berufslaufbahn der Kinder haben kénnen.

Grundsatzlich kdnnen wir nur vergleichen, was vergleichbar ist: wie schneiden deutsche und
auslandische Kinder aus vergleichbaren Milieus und mit vergleichbaren Geschichten ab? Es gibt
nicht nur genau so viele Diskrepanzen zwischen den Auslandern wie zwischen den Deutschen,
sondern es scheint wenig akzeptabel, Auslander, die sich seit kurzer Zeit in Deutschland
aufhalten, mit Deutschen, die seit Generationen hier leben, zu vergleichen.

Dass , die Nachfolgeberichte die Zahlen genau beobachten sollen” ist sicher gut, besser wére
es, ein differenziertes Kapitel fur die Migranten zu schreiben.
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zu Kapitel 8: Gesundheit

Verfasser: Dr. Mohammed Natour

1. Die Bezeichnung "vollig gesund" in Abschnitt 8.2. ist nicht hinreichend definiert. Schlief3t
man namlich z.B. Ubergewicht als Krankheitsbild (S.135) ein, relativiert sich womdaglich die-
se Aussage.

2. In der Zusammenfassung sollte die gesundheitliche Situation der Auslander/innen in Heidel-
berg, falls sie denn so gravierend schlechter ist als die der restlichen Bevolkerung Heidel-
bergs, ebenfalls erwahnt werden. Ein Abschnitt Gber mogliche Ursachen (mangelnde
Deutschkenntnisse erschweren etwa die Erreichbarkeit fur Aufklarungskampagnen und Vor-
sorgeuntersuchungen) sollte dabei nicht fehlen.

Verfasserin: Fidan Kilig

I. Allgemeine Ausfiihrungen zum Bericht

Der Bericht sollte bereits am Anfang eine Statistik oder Tabelle zur Bevélkerungsentwicklung in
Heidelberg bringen, dies mit einem Prognosezeitraum bis beispielsweise 2020. Eine Prognose
scheint auch vor dem Hintergrund des Handlungsbedarfs notwendig. Eine solche Prognose
ware auch fur die Bevolkerungsentwicklung in den Stadtteilen wichtig. Daten zu den Zu- und
Fortztigen fehlen.

Il. Zum speziellen Themenbereich

Im Kapitel 2, Seite 17 des Berichts, ist sinnvollerweise eine Definition des Begriffes , Personen
mit Migrationshintergrund” eingebaut. Nach meiner Auffassung ist es sinnvoll und erforderlich,
ein eigenes umfassendes Kapitel ,,Migrantinnen und Migranten” (also der Begriff im weiteren
Sinne) in den Bericht einzufUhren.

Der Bericht leidet hinsichtlich seiner Aussagekraft im Bereich Migrantinnen insbesondere daran,
dass er nicht transparent ist. Dies liegt zum einen daran, dass er sich immer nur auf
LAuslander” oder Deutsche bezieht und eine Betrachtung der Personen mit
Migrationshintergrund, obwohl die eingebaute Definition dies erwarten lasst, nicht erfolgt. Dies
wiederum fhrt dazu, dass die Zahl der Migranten, die tatsachlich von Arbeitslosigkeit usw.
betroffen sind, nicht erfasst wird.
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Der vorliegende Bericht zur sozialen Lage blndelt die Datenerhebung sowie die Ausfihrungen
und Bewertungen zu Migranten und Migrantinnen nicht. Dies erschwert die Analyse.

Das Kapitel 2.3 ist schon ein guter Anfang, aber nicht ausreichend und nicht differenzierend
genug. Notig ist daher - wie bereits ausgefihrt - ein eigenes Kapitel.

In diesem neu einzubauenden Kapitel sollten als Unterkapitel aufgenommen werden:
1. .Kommunale Migrationspolitik”

Hier ware zundchst die Arbeit des Auslanderrates/Migrationsrates, seine satzungsmaBige
Aufgabe, seine Bedeutung usw. zu schildern.

Selbstverstandlich braucht es hier auch ein Unterkapitel zum Dezernat IV.

Alle kommunalen Einrichtungen, die Migrationspolitik und auch Fltichtlingspolitik zur Aufgabe
haben, kdnnten erwahnt werden.

Daneben haben wir in Heidelberg zahlreiche IntegrationsmaBnahmen durch kommunale
Einrichtungen, die aufgefuhrt und einer kurzen Bewertung hinsichtlich ihrer Bedeutung fur die
Integrations-/Migrationsarbeit unterworfen werden mussen (Sprachférderung, Beratungen
USW.).

Des Weiteren die Kapitel

2. Einwohner- und Haushaltsstruktur

2.1 Auslander
2.2 Migranten
2.3 Spataussiedler
3. Aufenthaltsstatus nach Alter und Geschlechtern

4. Einbiirgerungen (Antrdage und tatsachliche Einbiirgerungen, evtl. doppelte
Staatsbiirgerschaften)

5. Zugang zum Arbeitsmarkt

5.1 Zahl der unselbststindig Beschaftigten nach Geschlechtern und Alters-
gruppen
5.2 Zahl der selbstandig Beschaftigen nach Geschlechtern und Altersgruppen
5.3 Arbeitslosenzahl nach Geschlechtern und Altersgruppen
6. Einkommenslage

6.1 Lohn- und Einkommensteuerstatistik

6.2 Gesetzliche Rentenversicherung

6.3 Transferleistungen, Verschuldung und Kaufkraft wie im Kapitel 4 des Be-
richts aufgegliedert - nur mit dem Zusatz, dass nach Geschlechtern und Al-
tersgruppen und Aufenthalts-/ Einbiirgerungsstatus differenziert wird
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Der Bericht lasst bereits erkennen, dass bei Staatsangehérigen mancher Staaten, wie z.B. Tirkei,
USA, Russland usw. Uberwiegend Méanner im Besitz eines gefestigten Aufenthaltsstatus,
namlich der Niederlassungserlaubnis, sind. Dies lasst sich aus dem Tatbestand der
Familienzusammenfihrung (es werden anscheinend deutlich mehr Frauen im Wege der
Familienzusammenfihrung nach Deutschland gebracht) erklaren.

7. Bildung
8. Wohnsituation
9. Hausliche Sicherheit:

In diesem Bereich fehlen grundlegende Erhebungen zu Migrantinnen und Migranten. Der
Bericht macht zwar einige wenige Ausfiihrungen zu Kindeswohlgefahrdungen, es sind aber
kaum Ansatze da, um die Ursachen zu erforschen. Ein Zusammenhang zwischen sozialem
Status und Gefdahrdung musste anhand entsprechend differenzierter Datenerhebungen
hergestellt werden.

Bei differenzierter Datenerhebung (siehe oben) scheint dies auch nicht unmaéglich zu sein.

Ebenso ist der Bericht unzuldnglich was die spezielle Situation von Migrantinnen angeht, die
hausliche Gewalt erfahren. Es misste festgestellt werden, welchen Aufenthaltsstatus diese
Frauen haben. Mdglicherweise sind viele durch Heirat zugezogene Frauen verstarkt Opfer
hduslicher Gewalt.

10. Gesundheit

Weitere allgemeine Kommentare
Verfasser: Can Sénmez

In diesem Entwurf fallt auf, dass man Deutsche und Auslander nicht konsequent unterschieden
hat, sondern man redet Uber Deutsche, Auslander, Personen mit Migrationshintergrund, EU-
Birger, Nicht-EU-BUrger, Tirken, Nationalitaten, Migranten, Spataussiedler, EU-Auslander,
Deutsche mit Migrationshintergrund etc.
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12.3 BiBeZ- Ganzheitliches Bildungs- und Beratungszentrum zur Férderung und
Integration behinderter/ chronisch erkrankter Frauen und Madchen e.V.

Alte Eppelheimer Str. 38
69115 Heidelberg

Fax: 06221-586778
Email: bibez@gmx.org

Sabine Dammert

T: 06221-6511948 - Mail: sabine.dammert@bibez.de
Susanne Volker

T: 06221 - 586779 - Mail: susanne.voelker@bibez.de
Anja Diihring

T: 06221-600908 - Mail: anja.duehring@bibez.de
www.bibez.de

Es gibt eine groBe Bandbreite an unterschiedlichsten Behinderungsarten / chronischen Er-
krankungen und unterschiedlichste Grade der Behinderung / chronischen Erkrankung und damit
auch ein ganz unterschiedlicher Bedarf an Hilfen und Veranderungen. Hier kbnnen wir nur zu
einem Ausschnitt davon etwas schreiben.

Eigenstandig, gesund und selbstbestimmt zu leben empfinden wir als ein Grundrecht,
das jedem zusteht. Bei Menschen mit Behinderung, chronischer Erkrankung kostet das einen
Mehraufwand: Assistenz, Hilfsmittel und Therapien sind teuer. Und die Kassen sind leer. Man
muss davon ausgehen, dass das jetzige Wohlstandsniveau in Zukunft nicht zu halten sein wird.
Obwohl die Bundesrepublik Deutschland zu den reichsten Landern der Erde gehort und fur
Menschen mit Behinderung / chronischer Erkrankung zahlreiche , Hilfen” im Sozialrecht
verankert wurden, sind diese Menschen in vielfacher Hinsicht sozial benachteiligt.

Besonders deutlich wird dies in folgenden Punkten:

e Dem bundesweit fast doppelt so hohen Anteil an Arbeitslosigkeit bei Menschen mit
Schwerbehinderung im Vergleich zu Menschen ohne Schwerbehinderung (ca. 17 %
gegenlber 9 %) und das trotz der Pflicht 6ffentlicher und privater Arbeitgeber mit
mindestens 20 Arbeitsplatzen, 5 % der Arbeitsplatze mit Menschen mit Schwerbe-
hinderung zu besetzen. In Heidelberg ist es immerhin noch eine 1,9 % hdéhere Ar-
beitslosenquote (mit steigender Tendenz) im Vergleich zur Quote der Menschen oh-
ne Schwerbehinderung.

e Der Verschiedenartigkeit leistungsrechtlicher Regelungen fur gleichartige Behinde-
rungen (nach einem Unfall und bei einer Behinderung von Geburt an).

e Verschlechterungen bei der neuen Regelung der Erwerbsminderungsrenten

e bundesweit sind 40 % der Menschen mit Schwerbehinderung auf Grundsicherung
und Sozialhilfe angewiesen.
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e Durch finanzielle Einschrankungen und haufig auch Einschrankungen in der Mobili-
tat sind die Moglichkeiten der Teilnahme am gesellschaftlichen Leben weiter einge-
schrankt.

Relative, soziokulturelle Armut fiir Menschen mit Behinderung / chronischer Erkran-
kung konkret

Beispiel: Assistenz ...oder Heim?
Eine schwerstkorper- und sprachbehinderte Frau, die rund um die Uhr auf Assistenz angewiesen

ist, lebt noch in ihrer eigenen Mietwohnung. Trotz ihrer schweren Behinderung ist sie voll
integriert und ehrenamtlich tatig. Ohne umfangreiche Assistenz ware das nicht méglich. Doch
Assistenz kostet Geld. Dieser Frau wird von Amts wegen gesagt, sie solle sich nach einem
Heimplatz umsehen, es sei denn, sie senkt die Assistenzkosten drastisch. Ein Leben im Heim
wurde fUr sie erhebliche Einschrankungen ihrer Lebensqualitat und ihrer Menschenrechte mit
sich bringen. Dies betrifft insbesondere mehr und mehr die alteren Menschen mit Behinderung /
chronischer Erkrankung. Assistenz bildet fir assistenznehmende Menschen die Basis ihres
Lebens. Ohne Hilfeleistungen waren sie nicht in der Lage, ein menschenwdrdiges Leben zu
fahren. Doch Assistenz kostet Geld und manchmal auch mehr Geld als ein Heimplatz.

Beispiel: Pflegeversicherung
Fur Hilfen bei der Nahrungsaufnahme werden je nach Schwere der Erkrankung bis zu 20

Minuten angesetzt. Wie trinkt ein Mensch seinen Kaffee, wenn er seine Hande nicht benutzen
kann und er/sie alles FlUssige verschittet? Wie lange dauert es, bis ein simples Brotchen - mit
oder ohne Belag - gegessen ist? Wer kauft ein und wie wird die Ernahrung zubereitet und
zugefuhrt, wenn ein Mensch mit Behinderung all das nicht selbstandig tun kann? Woher das
Essen kommt, wie es zubereitet wird, ob es Uberhaupt schmeckt oder gesund ist, ist nicht das
Thema. Ein gesunder Mensch wird sich wohl kaum Gedanken dariber machen, wie schwierig
es sein kann, ein schmackhaftes Essen zu der Zeit in der man gerade Hunger hat und in der
Qualitat auf die man gerade Appetit hat, zu sich zu nehmen.

Beispiel: Ernahrung
Die "Zoliakie" (bei Kindern) bzw. "Sprue" (bei Erwachsenen) ist eine Erkrankung, die eine

lebenslange strenge Didt erfordert. Weizen, Roggen, Gerste, Hafer und alle Weizenarten wie
Dinkel und Kamut werden von Zéliakie-Sprue-Kranken nicht vertragen, da das Eiwei3 daraus bei
den Betroffenen zu Darmentziindungen und zur Vernichtung der Darmschleimhaut durch das
eigene Immunsystem flhrt, was Verdauungsbeschwerden und Mangelsymptome zur Folge hat,
weil die Nahrstoffe nicht vom Darm aufgenommen werden. Das gro3e Problem ist nicht das
Herstellen oder Beschaffen der Spezial-Lebensmittel, sondern ihr Preis.

Was kann getan werden?

1. Die gesellschaftliche Entscheidung, dass Behinderung / chronische Erkrankung nicht
zum Ausgrenzungsmerkmal werden darf.

2. Ein relativ hoher Mindestlohn oberhalb der Armutsgrenze - auch und gerade auch
bei Einfacharbeitsplatzen.
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3. Es braucht eine Zunahme gerade auch an behindertengerechten Arbeitsplatzen,
denn Arbeitslosigkeit ist gegenwartig der wichtigste Grund fir die wachsende Aus-
breitung von Armut.

Wir brauchen eine Politik, die die Zusammenhange von Integration, Bildung, Arbeit,
Mindestlohn, Kultur, Gesundheit und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben achtet und
beachtet.

Was kann in Heidelberg - auch fiir Menschen mit Behinderung / chronischer Erkran-
kung - ein reicheres Leben schaffen (Ausschnittsweise):

Interessensvertretung von Menschen mit Behinderung/ chronischer Erkrankung
Die Vereine und Verbande, die sich dieser Aufgabe widmen, finden die langfristige

Unterstltzung der Stadt Heidelberg.

Der jetzt geschaffene Behindertenbeirat findet in der Heidelberger Politik eine breite
und nachhaltige Akzeptanz. Dazu bekommt er dauerhaft die notwendigen finanziel-
len Mittel, um seine sinnvolle und notwendige Arbeit zu verrichten.

Barrieren in Heidelberg
Barrierefreiheit vor Denkmalschutz

Dass Menschen mit Sehbehinderung Informationen mit Kontrasten brauchen, wird
stadtweit bei Ankindigungen, Informationsbroschiren, Flyern und Veranstaltungen
mitbedacht

RegelmaBige Uberprifung der Ampelanlagen, die fir Blinde geschaltet sind

RNV wird auf die kontinuierliche Wartung der Hebebihnen an Bussen , freiwillig”
verpflichtet und so kommt es zu wesentlich weniger Ausfallen der Beférderung der
rollstuhlfahrenden Menschen.

Bescheide der Verwaltung werden zuklnftig auch in einfacher Sprache und in Brail-
leschrift ausgegeben

Heidelberger Websites von offentlichem Interesse werden barrierefrei gestaltet

Berufstatigkeit/ Arbeit
- Integration von behinderten Kindern in allen Schulen wird weiterhin geférdert

Wohnortnahe Teilzeitausbildungen fir Menschen mit Behinderung werden geschaf-
fen und gefordert

Arbeitgeber werden 6ffentlich gewdrdigt durch die Stadt Heidelberg, wenn sie Ar-
beitspldtze behindertengerecht ausrichten und Einfacharbeitsplatze bieten

Soziale Teilhabe
Forderung von aufsuchenden Hilfen fiir Menschen, die noch nicht selbstbestimmt

leben (kénnen)

Unterstitzung beim behindertengerechten (im umfassenden Sinne: barrierefreien)
Umbau vorhandener Jugendraume

Im gesamten Stadtgebiet wird bezahlbarer, barrierefreier Wohnraum geschaffen
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Besondere Unterstitzung fur 6ffentliche, sportliche, kulturelle und politischen Ver-
anstaltungen, die bei ihrer Durchfihrung die verschiedenen Behinderungsarten/
chronischer Erkrankungen (Dolmetscher, Zuganglichkeit, Kontraste, Toiletten...) mit-
denken

Der Rechtsanspruch auf das persénliche Budget wird bekannter gemacht
Sensibilisierung der Offentlichkeit und der Stadtischen Mitarbeiterinnen fir die un-
terschiedlichsten Arten der Einschrankungen, die unterschiedliche Achtsamkeiten er-
fordern (,,Was fir Menschen mit Behinderung gut ist, hilft oft allen Menschen”)
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12.4 Evangelische Kirche Heidelberg und Diakonisches Werk Heidelberg

Im Geschaftsfihrenden Ausschuss der Stadtsynode der Evangelischen Kirche Heidelberg abge-
stimmte Stellungnahme eingereicht von

Diakonisches Werk Heidelberg
Karl-Ludwig-Stral3e 6

69117 Heidelberg

Fon: 06221 - 537550

Fax: 06221 - 537575
www.diakonie-heidelberg.de

Im Namen der Evangelischen Kirche Heidelberg méchten wir unseren Dank aussprechen fur die
Erstellung des nun vorliegenden Berichts zur sozialen Lage in Heidelberg. In sehr kurzer Zeit ist
es damit gelungen, ein aussagekraftiges Werk vorzulegen. Die sich daraus ergebenden Handl-
ungsschritte mdssen nun erarbeitet und auf breiter politischer, fachlicher und 6ffentlicher Basis
abgestimmt werden.

Gemeinden, Werke und Dienste der Evangelischen Kirche Heidelberg nehmen Ausprdagungen
von Armut in ganz unterschiedlichen Handlungskontexten wahr.

In Folge mdchten wir exemplarisch einige Problembereiche und ggf. Lésungsansatze darstellen.
Wir legen dabei den Focus auf strukturelle Lésungsansatze, wohl wissend, dass die Hilfe im
Einzelfall zwar sinnvoll und notwendig ist, aber kaum breit diskutiert bzw. umfassend umgesetzt
werden kann.

e Armut und Kinder

In unseren Einrichtungen der Kinderbetreuung, sowohl der unter als auch der Uber 3-Jahrigen,
stellen wir verstarkt fest, dass Kinder von Armut haufig mitbetroffen sind. Der Bericht zur
sozialen Lage belegt diese Wahrnehmung und hieraus mussen sich u.E. Handlungsansatze
ergeben. Nicht nur die Kinder selbst, sondern die Familie sollte dabei eingebunden werden.
Armut, Bildung und Chancengleichheit sind bekanntermaBen eng miteinander verwobene
Themen.

Die Stadt Heidelberg unternimmt groBe Anstrengungen beim Ausbau der Betreuungsmdog-
lichkeiten fur unter 3-Jahrige. Dies ist sehr zu begriBen. Neben der quantitativen Aufstockung
sollte aber verstarkt darauf geachtet werden, dass alle Betreuungsformen (u.a. Kindertagesein-
richtungen, Schulen, offene und kirchliche Jugendarbeit) ein Hauptaugenmerk auf die
,Entdeckung” von Armut und die Beratung und Unterstitzung des gesamten Familienver-
bundes legen. Je friher Armut erkannt wird, desto gréBer sind die Moglichkeiten damit
einhergehende Benachteiligungen anzugehen.
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Die Entwicklung von Kinder- und Familienzentren mit dem Ziel der Integration von Angeboten
im Bereich der Erziehung, Pflege und Bildung fir die ganze Familie hat sich in anderen
Bundeslandern bereits bewahrt. Kinderbetreuung und -erziehung kann in solchen Zentren mit
Qualifizierung und Beratungsangeboten fur Eltern und andere Interessierte verbunden werden.

Jede Kindertageseinrichtung ist heute schon ein kleines Kinder- und Familienzentrum. Es muss
also nichts vollig neu begonnen werden, sondern niederschwellige und wohnbereichsnahe
Unterstitzungsnetze fir Familien missen weiter ausgebaut werden. Ein erster Handlungsschritt
besteht im ,, Andocken” von Beratungskompetenzen an allen Kindertageseinrichtungen. Ein
solches Konzept befindet sich in Heidelberg bereits im Aufbau.

Ein weiterer Teilaspekt in Wahrnehmung von Armut in Zusammenhang mit Kindern liegt in der
Erkenntnis, dass viele Eltern fur ihre Kinder das Essensgeld in Kindertageseinrichtungen und
Schulen nicht finanzieren kénnen. Hier wurde zwar in Heidelberg inzwischen ein Fonds ein-
gerichtet, Ziel sollte jedoch eine verbindliche Festlegung darauf sein, dass die untere Ein-
kommensgruppe der Eltern generell kein Essensgeld zahlt. Hier kann unterstellt werden, dass die
Finanzsituation der Familie als , prekar” einzustufen ist.

e Armut und Arbeit bzw. Arbeitslosengeld Il

Viele von Armut betroffene Menschen sind bereits Gber einen langeren Zeitraum ohne Arbeit
und leben von Arbeitslosengeld Il. Dass der im Rahmen von Arbeitslosengeld Il ausgezahlte
Betrag auBerst knapp bemessen ist, ist wohl unumstritten. Dass hier kommunale Hilfe nicht
maoglich ist, ist bekannt. Allerdings mochten wir trotzdem darauf hinweisen, dass gerade die
massiv gestiegenen Heiz- und Stromnebenkosten erhebliche Probleme fir Betroffene mit sich
bringen. Der von den Stadtwerken aktuell eingerichtete Nothilfefonds ist sicher ein guter
Losungsansatz. Eine sinnvolle Erweiterung wadre allerdings u.E. die Einrichtung eines
verglnstigten ,,Sozialtarifs” fir Menschen mit geringem Einkommen.

Ein weiteres Problem erkennen wir, wenn Menschen im Rahmen des SGB Il die Méglichkeit zur
Arbeitsaufnahme erhalten. Haufig ist dies zunachst im Rahmen von Minijobs, 400 € Jobs oder
auch gering entlohnter Tatigkeit der Fall. Durch die Schaffung von Ubergangsldésungen und
Moglichkeiten zu Vorschussleistungen kdnnte vermieden werden, dass wichtige Rechnungen
wie z.B. die Miete offen bleiben und zu weitergehenden Problemen fihren.

Viele Langzeitarbeitslose haben jedoch kaum mehr die Méglichkeit auf dem ersten Arbeitsmarkt
eine Arbeit zu finden. Arbeitsgelegenheiten bieten zwar die Méglichkeit, in vergleichsweise
geschitztem Rahmen Arbeitsaufnahme zu erproben, bieten jedoch selten berufliche
Perspektiven. Moglichkeiten und Grenzen eines zweiten von 6ffentlicher Hand subventionierten
Arbeitsmarktes mussen in Zukunft intensiv ausgelotet werden, sollen nicht Menschen dauerhaft
ausgegrenzt werden.

e Reichtum und solidarische Gesellschaft

Der Bericht zur sozialen Lage halt fest, dass die Spreizung zwischen Arm und Reich in unserer
Stadt in den letzten Jahren zugenommen hat. Die Zahl der Geringverdiener als auch die Zahl der
Gutverdiener ist angestiegen. Leider enthalt der Bericht keine Aussagen, wie sich der Reichtum

- 206 -



Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg Kapitel 12

zwischen den einzelnen Stadtteilen verteilt. Um solche detaillierten Aussagen treffen zu
kénnen, fehlte die statistische Grundlage. Wir regen an, dass die Stadt Heidelberg fur den
nachsten Bericht zur sozialen Lage eine eigene Befragung durchfiihrt, falls die notwendigen
statistischen Daten von Land oder Bund fehlen. Eine soziale Landkarte, wie sich Reichtum und
Armut in Heidelberg geographisch verteilen, ware winschenswert, um fundierte sozialethische
Debatten fuhren zu kénnen. Die Evangelische Kirche hat dabei nicht eine Neiddebatte im Sinn,
sondern eine Gerechtigkeitsdebatte um die Frage, wie sich die Stadt sozial aufstellen muss, um
ein solidarisches Gemeinwesen zu garantieren.

e Armut und solidarische Gesellschaft

In unserer Gesellschaft erleben wir ein deutliches Auseinanderdriften sozialer Schichten.
Verstarkt wird diese Entwicklung u.a. durch die Einwohnerstruktur der Stadtteile. Von Armut
betroffene Menschen leben haufig in den stdlichen Stadtteilen Heidelbergs, wahrend vermutlich
in den nordlichen Stadtteilen Uberdurchschnittlich viele Menschen mit héheren bis sehr hohen
Einkommen leben.

Wie auch der Kontakt zwischen den Generationen heutzutage projektorientiert und , ktnstlich”
befoérdert wird, braucht es Wahrnehmung und Kontakte zwischen sozialen Schichten.

Als Kirche mit einer langen Tradition von ehrenamtlichem Engagement erleben wir nun in
Projekten wie ,,Behérdenpaten” und , Integrationsbegleiter” die , doppelte Wirkungsweise”.
Ehrenamtliche unterstlitzen Menschen mit Hilfebedarf bei der Integration bzw. im
Amterdschungel. Auf der anderen Seite lernen Ehrenamtliche die schwierige Situation z.B. von
Armut betroffener Menschen kennen und stellen sich parteilich auf deren Seite. Im Sinne einer
solidarischen Gesellschaft sind solche Projekte u.E. verstarkt zu beférdern.

Sehr geehrte Leserinnen und Leser, Gemeinderatinnen, Gemeinderate, Fachleute und
Interessierte, bitte verstehen Sie diese Stellungnahme der Evangelischen Kirche Heidelberg mit
ihren Gemeinden, Werken und Diensten als eine exemplarische Darstellung von Problemen und
Losungsansatzen. Hier Vollstandigkeit zu erwarten, ist bei der Komplexitat der Problemlagen fur
jede Einrichtung eine Uberforderung. Armut ist ein gesellschaftliches Problem und zur
strukturellen Lésung braucht es viele Partner. Wir stellen uns als Partner gerne auch weiterhin
zur Verfligung.
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12.5 Evangelische Kapellengemeinde

Pfarrer Florian Barth
Evangelische Kapellengemeinde
Plock 43

69117 Heidelberg

Tel.:  06221/149810

Fax: 06221/ 149815

Armut in der Plock
In der "DiakoniestraBe" Pldck nehmen wir mit Besorgnis wahr, wie immer mehr Menschen in

die diakonischen Einrichtungen in der Plock kommen, um hier Hilfe zu finden. Zum Beispiel sind
die Besucherzahlen in unserem Arbeitslosentreff "Manna" innerhalb von 2 1/2 Jahren von
durchschnittlich 8 auf ca. 45 pro Tag gestiegen.

Viele unserer Gaste sind arm oder von Armut bedroht.

Mit 345 EUR ALG Il kdnnen sie sich nur das notigste leisten, eine wichtige Hilfe ist [hnen dabei
der Diakonieladen "Brot & Salz", wo sie wenigstens Lebensmittel zu einem ginstigen Preis
einkaufen kdnnen.

Oft sind ihre Wohnverhaltnisse schlecht: Wegen schlechter Isolierung und veralteter Heizsysteme
haben sie hohe Nebenkosten und haufig sind die Wohnungen in schlechten Wohnlagen belastet
durch Larm.

Es ist kaum mdglich, Ricklagen zu bilden fir Reparaturen oder Neuanschaffungen von
Waschmaschine, Kihlschrank oder Brille.

Zu den realen Existenzangsten kommen hdufig noch weitere Probleme: Sucht, zerrittete
Familienverhaltnisse oder psychische Krankheiten.

Die verschiedenen Belastungen sind haufig so groB3, dass ihnen die Kraft fehlt, sich dagegen zu
wehren.

Diese Situation wird noch dadurch verscharft, dass Armut haufig in eine soziale Isolation fihrt.
Freundschaften kédnnen nicht aufrechtgehalten werden, zur Teilnahme am sozialen Leben fehlen
Geld und Kraft.

Nicht selten erleben wir eine Resignation gegentber der Vielzahl an Problemen.

Wichtig ist unseren Gaste ihre Wiirde: Sie wollen auf der sozialen Leiter nicht weiter
"absteigen". Sie achten deshalb sehr auf ihr Erscheinungsbild und sind dankbar fur jede Form
der Zuwendung und Wertschatzung.

Die Armen in der Plock wollen keine Almosen, sondern Respekt und die Teilhabe am sozialen
Leben.
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Wichtig ist deshalb ein Engagement gegen Armut und Ausgrenzung auf verschiedenen Ebenen:

e Eine Verstarkung des sozialen Wohnungsbaus durch die Kommune.

e Ein respektvolles Verhalten und Verstandnis der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in den Amtern armen Menschen gegeniiber.

e Eine Senkung des Preises fur Fahrkarten fir 6ffentliche Verkehrsmitteln fir Menschen, die
mit wenig Geld leben mussen.

e Die Aufmerksamkeit von Lehrerinnen und Lehrern gegendber Kindern, deren Familien arm
sind, in Bezug auf deren Mdglichkeiten, Schulutensilien und Klassenfahrten zu bezahlen und
die finanzielle Unterstitzung von Schilerinnen und Schilern, die in Armut leben oder von
Armut bedroht sind.

e Aufmerksamkeit und Wertschatzung in der Nachbarschaft Menschen gegentber, die arm
sind oder eine psychische Krankheit haben.

Florian Barth, Pfarrer

Unser Heidelberger Hartz IV-Treff "Manna" hat auf seiner neuen Website eine umfangreiche
kommentierte Linkliste fir Arbeitslose in der Region. Uber 130 Links findet man zu regionalen
und Uberregionalen Internet-Angeboten fir Arbeitslose: Freizeitgestaltung, Beratungsangebote,
Wohnungsmadrkte und zahlreiche Praktika- und Jobbdrsen. Eine davon ist die neue Website der
Europdischen Kommission, die allein Gber 700 000 Stellen im In- und Ausland bietet. Die
Auswahl der Berufe reicht vom "leitenden Verwaltungsbediensteten” bis zum "Hilfsarbeiter im
Transportwesen". Die Adresse der Manna-Hompage: www.manna-hd.de.
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12.6 Heidelberger Selbsthilfebiiro

Barbel Handlos, Geschaftsfihrerin
Heidelberger Selbsthilfebiro

Alte Eppelheimer Str. 38

69115 Heidelberg

Tel. 06221/18 42 90

Fax:  06221/16 13 31
info@selbsthilfe-heidelberg.de

Bericht zur Sozialen Lage: Stellungnahme des Heidelberger Selbsthilfebiiros
Das Heidelberger Selbsthilfeblro begriBt die Moglichkeit, im Rahmen des Berichtes die

Erfahrungen aus dem Selbsthilfebereich einflieBen zu lassen.

Zum weiteren Vorgehen finden wir wichtig, dass bei der Berichterstellung mit Einbindung der
Personlichkeit aus dem Kreis der Menschen mit Behinderung der Betroffenenblickwinkel
eingebracht werden kann. Hier bietet auch die Regionale Arbeitsgemeinschaft Selbsthilfe-
gruppen ihre Kooperation an.

Im Folgenden schildern wir Ihnen Erfahrungen, Begebenheiten und Rickmeldungen, die bei uns
im Laufe des letzten Jahres eingegangen sind.

Insbesondere Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung (Psychiatrieerfahrene) oder
chronischer Erkrankung mit der Folge einer Behinderung sind unserer Erfahrung nach von Armut
bedroht, und es besteht die Gefahr, dass ihre Teilhabemdglichkeiten eingeschrankt sind:
Zunehmend héren wir Klagen oder Rickmeldungen, dass Teilnehmerinnen und Teilnehmer von
Selbsthilfegruppen sich die Kosten fir die Fahrten zum Treffpunkt und die Umlage der Raum-
mieten nicht leisten kénnen. Dies gilt insbesondere fur Gruppen, die nicht von den Kranken-
kassen gefordert werden (wie beispielsweise Gruppen von Migrantinnen / Migranten, Eltern-
initiativen) und fir Mitglieder aus anonymen Gruppen, deren Regeln es ihnen verbieten, sich
,subventionieren” zu lassen (z.B. Narcotics Anonymous).

Auch in der Beratungsarbeit stellen wir fest, dass die Fahrtkosten und Raumkostenumlagen eine
Zugangsbarriere fur den Personenkreis der Hartz IV - Empfangerinnen und Empfanger darstellen.
Daraus muss man den Schluss ziehen, dass die Teilhabe und das sich Engagieren fur die eigene
Gesundheit gerade fur diesen Personenkreis zusatzlich erschwert sind.

Losungsansatz: Aus den Reihen der betroffenen Selbsthilfegruppen gab es bereits zu Beginn des
Jahres die Uberlegung, ob nicht ein Férderfonds eingerichtet werden kann, aus dem
Selbsthilfegruppen fir bedurftige Mitglieder Mittel beantragen kénnen. Das kénnte ein
Losungsansatz sein.

Weiterhin stellen wir immer wieder und dies zunehmend in der Beratungsarbeit fest, dass
Menschen uns mitteilen, sie waren nicht zum Arzt gegangen, weil sie die Praxisgebdhr nicht
bezahlen kénnten.
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Immer wieder erfahren wir im Kontakt mit neuen Mitgliedern beim ,Markt der Talente” -
Heidelberger Tauschring, dass der Tausch der Dienstleistungen zunehmend deren einzige
Maoglichkeit ist, bestimmte Waren oder Arbeitsleistungen zu erhalten, bzw. sich diese leisten zu
kénnen.

Im Herbst 2006 wurde uns rickgemeldet, dass die Einkommenssituation von chronisch
psychisch Erkrankten dazu gefthrt hat, dass beim Filmfestival ,Irrsinnig menschlich”, das von
diesem Personenkreis maBgeblich mitorganisiert worden war, eine Teilnahme selbst zum
verbilligten Eintrittspreis von 2,50 EURO fir einige Gruppenmitglieder nicht méglich war.

Losungsansatz: Hier ware zukUnftig zu Gberlegen, dass den teilnehmenden Selbsthilfegruppen
ein hoheres Kontingent an Eintrittskarten zur Verfligung gestellt werden sollte.
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12.7 Internationales Frauenzentrum

Internationales Frauenzentrum Heidelberg e.V.

Staatl. anerkannte Beratungsstelle fir Schwangeren- und Schwangerschaftskonfliktberatung
Ehe-, Familien- und Lebensberatung

Poststrale 8

69115 Heidelberg

Tel.: 06221/182334
Fax.: 06221/653673
email: ifz.hd@t-online.de, www.ifz-heidelberg.de

Stellungnahme des IFZ fiir den Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg
Das Internationale Frauenzentrum Heidelberg e.V. hat in den Jahren 2005 bis 2006 in 1.679

personlichen Beratungsgesprachen und in weiteren zahlreichen telefonischen Kontakten
Ratsuchende, Uberwiegend Migrantinnen und ihre Familien zu den unterschiedlichsten
Fragestellungen beraten.

In 30,4 % (2005) und 25,4 % (2006) der Anfragen - insgesamt also 586 Beratungsgesprache-
waren sozialrechtliche sowie familien- und auslanderrechtliche Fragen das Hauptanliegen der
Klientinnen.

Aus der Erfahrung dieser Kontakte lassen sich folgende Beobachtungen und Einschatzungen zur
sozialen Lage von Migrantinnen und ihren Familien in Heidelberg und Umgebung formulieren:

Migrationsspezifische Besonderheiten in der veranderten Gesetzgebung durch Hartz IV
Wir kénnen die Hartz-IV-Gesetze und ihre Auswirkungen auf Migrantinnen nicht ohne das

Zusammenwirken der Sozialgesetzgebung mit auslanderrechtlichen Bestimmungen betrachten.

Die Lebensbedingungen von Migrantinnen sind durch das Zuwanderungsgesetz, das
Asylbewerberleistungsgesetz, die Beschaftigungsanordnung und durch die allgemeine
Arbeitsmarktlage beeinflusst.

Insbesondere fur Migrantinnen besteht oftmals ein Ungleichgewicht zwischen den Aspekten
.Fordern und Fordern”: das Fordern scheint haufig im Vordergrund zu stehen.

So durfen Migrantinnen aus nicht EU-Staaten nur nachrangig vermittelt werden, wenn keine
Person mit deutscher Nationalitat auf die Stelle zu vermitteln ist, was Langzeitarbeitslosigkeit
fordert.

Besonders fur die Zielgruppe des IFZ - Migrantinnen und ihre Familien - gehen die
Fordermdglichkeiten haufig an den Bedurfnissen der Frauen vorbei: viele Migrantinnen verfiigen
Uber Berufsabschlisse, die in Deutschland nicht anerkannt sind und haben deshalb Probleme,
einen ihrer Qualifikation angemessenen Arbeitsplatz zu finden. Andere haben keine oder nur
geringe Schul- und berufliche Bildung, so dass sie ebenfalls wenige Chancen auf dem
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Arbeitsmarkt haben (ausgenommen Tatigkeiten im Niedriglohnsektor, z.B. der Reinigungs-
branche). Noch dazu finden Migrantinnen oft keinen geeigneten Ansprechpartner fir Beratung,
z.B. in der Agentur fur Arbeit.

Fallbeispiel: Eine Klientin, urspringlich aus dem Nahen Osten stammend, wird im Alter von 36
Jahren nach der Trennung von ihrem Ehemann allein erziehend mit vier Kinder. Sie hat keine Be-
rufsausbildung und war bislang ausschlieBlich Hausfrau.

Sie hat den Wunsch, eine Berufsausbildung zu beginnen und ist sehr motiviert, aut eigene Fiil3e
zu kommen. Sie findet eine Arbeitgeberin, die bereit wdre, sie einzustellen, unter der Bedin-
gung, dass diese Tdtigkeit durch die Arbeitsagentur gefordert wird. AulBerdem wdre es ndtig,
eine Ausbildung in Halbtags-Tatigkeit zu absolvieren, da sie sonst ihren Pflichten als Mutter nicht
gendigen kann. Es kann kein Zuschuss der Arbeitsagentur geleistet werden, sie wird nicht einge-
stellt. Eine Ausbildung in Halbtags-Tdatigkeit wird ebenftalls nicht befirwortet. Die Klientin und
thre Kinder leben z.Zt. von Leistungen nach Hartz V.

Wohnungsmarkt fiir Migrantinnen und ihre Familien in Heidelberg
Eine bezahlbare und zumutbare Wohnung zu finden, gestaltet sich fir Migrantenfamilien mit

geringem Einkommen in Heidelberg extrem schwierig. Die von amtlicher Seite vorgesehenen
zumutbaren Mieten, die im Anspruchsfall fur Hartz-IV-Empfanger gezahlt werden, scheinen zu
den tatsachlichen und realistische Mieten in keinerlei Verhaltnis zu stehen. Konsequenz: aus
dem eigentlich zum Lebensunterhalt gedachten Geld wird die Miete teilweise mitfinanziert. Dies
geht zu Lasten vor allem auch der in diesen Familien lebenden Kinder, deren Méglichkeiten zur
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben stark eingeschrankt werden. Ebenso verhalt es sich mit
dem Wohngeld: die per Gesetz festgelegten méglichen Quadratmeter-Preise entsprechen nicht
im entferntesten den im neuen Mietspiegel ermittelten tatsachlichen Heidelberger
Quadratmeter-Mietpreisen.

Da bezahlbarer Wohnraum tberwiegend in wenigen Stadteilen zu finden ist (Boxberg,
Emmertsgrund, Kirchheim), haben viele Migrantenfamilien nur die Méglichkeit, dort zu leben.
Dem Wunsch und Beddrfnis nach Integration in die hiesige Gesellschaft, den viele unserer
Klientinnen duBern, lauft eine solche Konzentration zugegen.

Zitat eines Familienvaters: , Wir méchten uns in Deutschland integrieren! Aber wie sollen wir
und unsere Kinder das je erreichen, wenn auf dem Spielplatz nur russisch oder ttrkisch
gesprochen wird? Wir mochten gerne umziehen, aber die GGH bietet uns ausschlieBlich
Wohnungen im Emmertsgrund an.”

Verschlechterung der Situation nach der Einfiihrung des neuen Auslanderrechts
Nach dem alten Auslandergesetz bis zum 1.1.2005 war - wenn auch eingeschrankt- eine

Aufenthaltsverfestigung auch bei Bezug von Arbeitslosenhilfe moglich, da die Bereiche
Arbeitslosengeld / Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe klar getrennt waren.

Das neue Arbeitslosengeld (ALG l) ist - im Unterschied zur friheren Arbeitslosenhilfe - im Sinne
des Auslanderrechts als Sozialhilfe einzustufen. Anders als bei der friiheren Arbeitslosenhilfe
gefdhrdet die Inanspruchnahme von Arbeitslosengeld Il das Aufenthaltsrecht von Migrantinnen
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bis hin zur Ausweisung oder Aufenthaltsbeendigung bei der Verlangerung befristeter Aufent-
haltserlaubnisse.

Besonders betroffen davon sind Frauen, die nach einer Trennung vom Partner alleinstehend und
alleinerziehend sind und dadurch auf staatliche Unterstiitzung angewiesen sind.

So nehmen manche Klientinnen des IFZ, die beddrftig sind, keine Sozialleistungen in Anspruch,
weil sie berechtigterweise negative Konsequenzen der Auslanderbehérde beflrchten: Sie
nehmen lieber Armut in kauf, als von Ausweisung bedroht zu sein.

Geduldete Migrantinnen
Besonders prekar stellt sich nach wie vor die Lebenssituation geduldeter Flichtlingsfrauen und

ihrer Familien dar. Aufgrund der immer nur kurzfristigen Verlangerung der Duldung fur wenige
Monate ist die Aufnahme einer Arbeit extrem erschwert, Jugendliche haben nach Abschluss der
Schule keine Mdéglichkeit eine Ausbildung zu machen und sind zu ,,Stillstand” verdammt.

Schwangere Migrantinnen
In der Beratung schwangerer Frauen erfahren wir immer wieder, dass die Klientin, die ALG II-

Empfangerinnen sind, nicht Gber die Moglichkeit einer einmaligen Hilfe fir Schwangere im
Rahmen von ALG Il informiert worden ist. Hier sind es oft Kommunikationsprobleme
(Sprachbarriere), die zu Missverstandnissen und mangelnder Information der betroffenen Frauen
gefuhrt haben und aufgrund derer berechtigte Anspriche nicht wahrgenommen werden
kénnen.

Verbesserungsvorschlage auf kommunaler Ebene

e Zugang von Migrantinnen zu wichtigen Informationen verbessern. Konkret: Info-Blatter in
die wichtigsten Minderheiten-Sprachen Ubersetzen. Wenn es um die Kldrung wichtiger An-
liegen geht: Dolmetscher hinzuziehen

e Vorantreiben der interkulturellen Offnung der Verwaltungen durch Integration qualifizierter
Fachkrafte mit Migrationshintergrund

e Ausbau der Forderung lokaler Vereine und Selbsthilfeeinrichtungen, die Migrantinnen und
ihre Familien in der Wahrnehmung ihrer Rechte und Interessen unterstitzen

Anmerkung der Verwaltung (Biirgeramt: Abteilung Auslander-/Migrationsan-
gelegenheiten) zur Stellungnahme des Internationalen Frauenzentrums:
«Verschlechterung der Situation nach der Einfiihrung des neuen Ausléanderrechts”
auf der Seite 216

Das alte Auslandergesetz (vor 01.01.2005) sah im Bezug von Arbeitslosenhilfe ein Regelver-

sagungsgrund fur die Erteilung einer Aufenthaltsgenehmigung, da es sich um 6ffentliche
Mittel handelt, die nicht auf einer Beitragszahlung (z. B. Arbeitslosengeld, Leistungen aus
Kranken- oder Rentenversicherung) beruhen.

Auch das neue Recht sieht bei der Erteilung fur die Aufenthaltsgenehmigung rechtlich nichts
anderes vor. Bei der Berechnung des verflgbaren Einkommens bleiben &ffentliche Mittel, die
nicht auf Beitragsleistungen beruhen, nicht bertcksichtigt (hierzu zahlen: Arbeitslosengeld I,
Sozialgeld, Wohngeld, Sozialhilfe, Beziige nach dem Asylbewerberleistungsgesetz).

Sowohl die friihere Arbeitslosenhilfe als auch ALG Il sind auslanderrechtlich identisch.
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Bei der Erteilung von humanitaren Aufenthaltsrechten ist bzw. kann in Einzelfallen vom
Erfordernis der Sicherung des Lebensunterhaltes abgesehen werden.

Alleinstehende Frauen, die nach Aufhebung der ehelichen Lebensgemeinschaft ein eigen-
standiges Aufenthaltsrecht zeitlich erworben haben bzw. aufgrund der besonderen Harte-
klausel ein Aufenthaltsrecht erhalten haben und 6ffentliche Mittel beziehen, kann bei
Vorliegen von besonderen Grinden (z. B. Erziehung minderjahriger Kinder) von der
eigenstandigen Sicherung des Lebensunterhaltes abgesehen werden. Auch bei der Ver-
langerung der Aufenthaltsgenehmigung werden Griinde far den Bezug von 6ffentlichen
Mitteln bertcksichtigt werden.

Das Gesetz berUcksichtigt besondere Situationen. Insoweit sind negative Konsequenzen der
Auslanderbehorde nicht zu beftrchten.

Eine Wende fur geduldete, d. h. ausreisepflichtige Personen ergab sich durch die Anordnung
des Innenministeriums nach § 23 Aufenthaltsgesetz Uber ein Bleiberecht fir im Bundesgebiet
wirtschaftlich und sozial integrierte ausléandische Staatsangehdérige vom November 2006 und
die neuen Regelungen der 8§ 104 a und 104 b im Aufenthaltsgesetz vom August 2007.
Diese Vorschriften geben bisher ausreisepflichtigen, geduldeten auslandischen Personen die
Maoglichkeit ein Aufenthaltsrecht in Deutschland zu erhalten, sofern sie wirtschaftlich und
sozial integriert sind. Eine Arbeitsmarktprifung (Vorrang deutscher und EU-
Staatsangehdriger) findet nicht statt.

Eine Vielzahl von geduldeten Einzelpersonen bzw. Familien haben aufgrund dieser
Vorschriften ein Aufenthaltsrecht erhalten kénnen, so dass sich die Anzahl derer, die
weiterhin in der Duldung bleiben missen, erheblich reduziert.

Im Zuge dieser Neuregelung wurden dardber hinaus Vorschriften geandert, die auch bzw.
ausschlieBlich geduldete Auslander betreffen, die nicht unter die gesetzliche Altfallregelung
fallen:

e  Geduldete erhalten nach vier Jahren Aufenthalt einen gleichrangigen Arbeitsmarktszu-
gang (§ 10 Satz 3 Beschaftigungsverfahrensverordnung).

e Die Residenzpflicht nach § 61 Abs. 1 Satz 2 Aufenthaltsgesetz wird gelockert, damit Ge-
duldete die ihnen gleichrangig eingerdumte Moglichkeit, einer Erwerbstatigkeit nachzu-
gehen, Uberregional nutzen kénnen.

e Die Dauer des Bezugs abgesenkter Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
wird von 36 auf 48 Monate angehoben, § 2 Abs. 1 Asylbewerberleistungsgesetz.

Rechtliche Wertung:
Das neue Aufenthaltsgesetz mit seinen dazugehorigen Verordnungen hat sich immer mehr

den aktuellen Situationen von Menschen in besonderen Lebenslagen (asylbedingt,
kriegsbedingt, von Gewalt bedrohten Frauen u. A.) angepasst. Rechtliche Hirden werden
nach und nach gelockert und richten sich nach den jeweiligen Lebenslagen der Menschen.
Leider lasst sich nicht immer jeder Einzelfall zufriedenstellend I6sen.
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12.8 Katholische Gesamtkirchengemeinde Heidelberg

Vorsitzender Dekan Dr. Joachim Dauer, Geschaftsfhrer Eckhard Berg,
WallstraBBe 27a, 69123 Heidelberg, Tel. 06221 / 1426-0

Heidelberger Caritas-Resolution

Einstimmig verabschiedet von den Mitgliedern der Pastoralkonferenz und Vertretern
des Caritasverbandes

(Januar 2004) Auf ihrer Herbsttagung 2003 beschaftigte sich die Konferenz der hauptamtlichen Mitarbeiterinnen
des Dekanats gemeinsam mit dem Caritasverband Heidelberg e.V. mit dem Thema: ,Gottesdienst und Men-
schendienst — Kirche als liturgische und diakonische Gemeinschaft. Den Schwerpunkt legten die Teilnehmer der
Konferenz dabei auf die diakonische Gemeinschaft der Kirche vor Ort in Heidelberg. Bruno Schmaus, Leiter des
Amtes fur Stadtentwicklung und Statistik und Mitglied im Vorstand des Caritasverbandes Heidelberg, fihrte sie
mit einem ausflhrlichen Bericht Uber die jingere Stadtentwicklung in Heidelberg in die soziale Situation der Stadt
ein. Dabei konnten die Teilnehmer feststellen: die Uberall zu beobachtende Tendenz, dass die ,Armut im
Wohlstand® zunimmt, ist auch fiir Heidelberg nachweisbar, eine Stadt, die vom Image her als eine Stadt der Rei-
chen und Akademiker gilt. ,Armutsinseln“ und soziale Brennpunkte, konzentrieren sich in hier besonders in den
Stadtteilen Boxberg, Emmertsgrund und Kirchheim. Uberlegungen zu den Konsequenzen, die aus dieser Situati-
on zu ziehen sind, und dem daraus folgenden Handlungsbedarf fiir diakonisches Handeln der Kirche in Heidel-
berg, mindeten in einer Resolution, die die Pastoralkonferenz am 14. Januar 2004 verabschiedete und die hier
im Wortlaut wiedergegeben wird:

»1. Wir stellen fest: Die Ausgrenzung einzelner Bevolkerungsgruppen nimmt in Heidelberg zu. Bestimmte
Wohnquartiere haben sich bereits zu sozialen Brennpunkten entwickelt.

Wir appellieren an die Mitblirgerinnen und Mitbidrger sowie die Verantwortlichen in Kirche und Kommune, dafiir
Sorge zu tragen, dass soziale Ausgrenzungen abgebaut werden und sozial Benachteiligte in allen Stadtteilen und
Kirchengemeinden Heimat finden kénnen.

2. Wir stellen fest: Die Mieten steigen in bestimmten Heidelberger Stadtteilen unverhaltnismafRig hoch. Beson-
ders benachteiligt sind einkommensschwache und kinderreiche Familien, aber auch Personen, die am Anfang ih-
res Berufslebens stehen.

Wir appellieren an private, kommunale und kirchliche Wohnungseigentiimer, die Mieten sozial vertrdglich zu
gestalten und sozial benachteiligte Personen und Familien bei der Wohnungsvergabe stérker zu beriicksichtigen.

3. Wir stellen fest: Mitbirgerinnen und Mitblrger aus Nicht-EU-Staaten sind hier in Heidelberg erst dann integ-
riert, wenn sie sozial abgesichert sind und von uns akzeptiert werden.

Wir appellieren an die Mitbiirgerinnen und Mitbiirger sowie die Verantwortlichen in der Kommune, Menschen
aus Nicht-EU-Staaten, die sich hier schwer tun, durch unser soziales Netz und insbesondere durch Freiwilligen-
Initiativen aufzufangen. Als Kirche sehen wir es als unsere Pflicht an, fiir die Rechte und Anliegen dieser Men-
schen mit Wort und Tat einzutreten. Wir fordern besonders Pfarreien und kirchliche Gruppen auf, diese Situation
in ihrem Umfeld wahrzunehmen und fiir diese Menschen tétig zu werden.

4. Wir stellen fest: Menschen in materieller Notlage werden immer mehr zu Menschen zweiter Klasse. Dies hat
sich durch die aktuellen Reformen in der Sozialgesetzgebung noch verschérft.

Wir appellieren an die Mitblirgerinnen und Mitblirger sowie die Verantwortlichen in der Kommune, Ideen, Initiati-
ven und MalBnahmen fiir eine aktive Integration von sozial Benachteiligten zu entwickeln. Wir als Kirche wollen I-
nitiativen und Gruppierungen unterstiitzen, die sich dieser sozial benachteiligten Personen annehmen.

5. Wir stellen fest: In unserem Bildungssystem bestimmt die soziale Herkunft von Schiilerinnen und Schilern
noch zu stark deren Zukunft.

Wir appellieren an die Verantwortlichen in Schule und Gesellschaft, verstérkt auf die Integration und Férderung
sozial schwacher Schiilerinnen und Schiiler zu achten. Hierzu gehért auch deren sprachliche Férderung.

6. Wir stellen fest: Das separierte Wohnen nimmt zu: Paare, Ehepaare, Familien, Alleinerziehende, Singles, Al-
tere und Jiingere leben — oftmals unfreiwillig - weitgehend getrennt voneinander.

Wir appellieren an die Mitbiirgerinnen und Mitbdrger, die Verantwortlichen in der Kommune und an die Woh-
nungseigentiimer, das generationsiibergreifende Wohnen zu férdern”,

Bei der Konferenz waren 36 stimmberechtigte Personen anwesend. Der Dekanatsrat der
Katholiken in Heidelberg hat sich auf seiner letzten Vollversammlung ebenfalls mit der
Resolution beschaftigt. (mb)
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Seelsorgeeinheit Philipp Neri
Pfarreien St. Albert, $t. Michael und S$t. Bonifatius, Heidelberg

Blumenstr. 23, 69115 Heidelberg
Fon 06221-13020 = Fax 06221-130225
buero@sepn.de

Seelsorgeeinheit Philipp Meri, Blumenstr. 23, D-69115 Heidelberg

Fur den Bericht zur
sozialen Lage in Heidelberg

Heidelberg, 18. September 2007

September 2007: Sylvia L. sitzt im Kreis einer Gesprdchsgruppe. Mit stockender Stimmer erzéhit sie,
dass sie als Leistungsempféangerin von ,Hartz IV* immer wieder zu kdmpfen hat. Sie lebt zusammen
mit ihrem Partner, der eine nur gering bezahlte Stelle hat. Schon das kleine Einkommen des Partners
fahrt dazu, dass sie als Teil einer ,Bedarfsgemeinschaft” nur einen Mietzuschuss bekommt. Das Paar
kann sich das tégliche Essen und das Notigste an Kleidung leisten. GroRRere Anschaffungen sind
undenkbar. Etwas zu unternehmen oder einmal ein paar Tage wegzufahren — das ist nicht drin.
Aussicht auf Besserung der Situation gibt es nicht. Sie ist seit Jahren arbeitslos, und nun muss sie
damit rechnen, dass das Jobcenter sie als nicht mehr bewerbungsfdhig aus dem System des
Sozialgesetzbuches Il (,Hartz IV“) heraus nimmt. Fiir Frau L. ist das — im Alter von 34 Jahren — eine
Katastrophe. Sie ringt mit den Trdnen, wenn sie erzédhlt, dass man sie méglicherweise ausmustert.
Mit 34 Jahren. Zu nichts zu gebrauchen. Wertlos.

Das ist kein Einzelfall. Als Pfarrer begegne ich jede Woche Menschen mit ahnlichen Erfahrungen. Fur
viele reichen die Leistungen gerade so aus, die alltaglichen Dinge zu besorgen. Immer wieder splre
und hére ich, dass Menschen in dieser Situation immer einsamer werden. Zeit, etwas zu
unternehmen und Kontakte zu pflegen wére da, aber gerade die sozialen Kontakte verkiimmern. Ein
Kinobesuch oder ein Kaffee sind unbezahlbarer Luxus geworden, wenn man von Hartz 1V lebt.

Viele erzéhlen mir solche Erfahrungen zunachst gar nicht — sie schamen sich ihrer Lage. Wenn es
dann gelingt, dariiber zu sprechen, dann hére ich immer wieder: Im Umgang mit den Behdorden bleibt
das Geflihl von Wirde auf der Strecke. Die persénliche Situation und der Mensch selbst spielen keine
Rolle. Falle werden verwaltet — mehr nicht.

Was ware zu tun?

Es gibt sicher MalRnahmen, die von hoherer Stelle zu erledigen waren, etwa die Anpassung der
Satze, um Betroffenen ein menschenwiirdiges Leben zu ermdglichen.

Aber auch hier am Ort konnte sicher einiges getan werden. Wenn es den Behérden gelingen koénnte,
nicht einfach Falle abzuarbeiten, sondern Menschen in Not menschlich zu begegnen — das ware
schon ein wichtiger Schritt. Auch konnte eine Stadt wie Heidelberg es sich sicher leisten, den
Betroffenen weitere Hilfe anzubieten. Dabei denke ich gerade an soziale Kontakte, die das Leben
lebenswert machen. Wie wére es zum Beispiel, Kinokarten oder eine Freifahrt im Bus zu
ermoglichen?

Christof Heinipel, Pfarrer

Informieren Sie sich im Internet: www.se-philipp-neri.de
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Kirchengemeinde St. Peter, Kirchheim

Okumenische Nachbarschaftshilfe Kirchheim

Seit 10 Jahren betreut die durch die Blumhardt-Gemeinde,
Pfarrgemeinde St. Peter und die Wichern-Gemeinde gegriindete
dkumenische Nachbarschaftshilfe Bedurftige, Kranke, Familien und
dltere Menschen in Kirchheim.

Sie bietet zeit- oder stundenweise Unterstiitzung bei der
Kinderbetreuung, begleitet bei Arztbesuchen, Behérdengang
Veranstaltungen und beim Spazierengehen. Gesprache fiihren
zuhtren kdnnen und Vorlesen, Vermittiung von Sozialdiensten,
Einkaufen, Hausaufgabenhilfe sowie gelegentiche Hilfe bei
Hausarbeiten gehoren ebenfalls zum Angebot.

Nicht geholfen werden kann bei Tatigkeiten die eine besondere
Ausbildung erfordern (z.B. Krankenpflege, Nachtwachen)

Helfen kénne alle die eine oder mehrere Stunden in der Woche Zeit
haben, die zuhéren konnen und verschwiegen sind. Das
Mindestalter betragt 14 Jahre.

Fur die Arbeit verlangen wir ein geringes Entgelt fur den Helfer, ein
kleiner Teil wird fir Verwaltungskosten einbehalten. Alle Helfer sind
unfall- und haftpflichtversichert.

Fir Fragen steht lhnen die Einsatzleiterin Frau Monika Grad' -
Telefon: 78 62 97 (Anrufbeantworter) oder jeden Mittwoch un
Gemeindehaus St. Georg, Albert-Fritz-Str.35 von 10:00 — 11:30 Uhr
persénlich zur Verfligung.

Informationen erhalten Sie auch bei den Pfarrdmtern der:
Blumhardt-Gemeinde

Pfarrgemeinde St. Peter
Wichern-Gemeinde

Telefon: 71 22 48
Telefon:.78 51 85
Telefon: 78 53 00

Forderverein der Pfarrgemeinde St. Petere. V.
Der Krankenpflegeverein

Friher nahmen in unserer Gemeinde Ordensschwestern die
Krankenpflege wahr. Das war auch die Zeit, als man Mitglied
im .Schwesternverein® wurde, um die Arbeit der Schwestern
zu unterstitzen und auch selbst bei Bedarf die Dienste der
Schwestern in Anspruch nehmen zu kdnnen.

Diese Aufgabe hat die Sozialstation Heidelberg Siid in.
unserer Gemeinde Ubernommen. Sie hat das Angebot an-
medizinischer Pflege in erheblichem Umfang ausgeweitet.
Durch die Einfihrung der Pflegeversicherung in den
neunziger Jahren entstand eine andere Situation. Dieser
Entwicklung hat der Verein 1993 Rechnung getragen indem
er durch eine Satzungsédnderung ermoglichte neben der
Krankenpflege auch andere soziale und karitative Aufgaben
unserer Pfarrgemeinde zu férdern.

Der Férderverein der Pfarrgemeinde St. Peter kann folgende
Anliegen férdern:

Unterstiitzung der
Sozialstation
Nachbarschaftshilfe
Alten- Kinder- und Jugendarbeit

Hilfe in Notfidllen fiir Menschen in leiblicher,
seelischer und sozialer Bedréngnis.

v

Krankenpflege durch die

L

Seit seiner Umwandlung 1993 in einen sozialen Forderverein
stellte der Krankenpflegeverein der Pfarrgemeinde St. Peter
mehr als Euro 75.000.- fur die Finanzierung sozialer
Aufgaben zu Verfligung.

Der (iberwiegende Anteil der Mittel wurde zur Finanzierung
des Mitgliedsbeitrages fir die Sozialstation Sid verwandt.
Darliber hinaus wurden auf Antrag der Gemeindeleitung bzw.
gemeindlicher Gruppierungen Mittel fur soziale Einzelhilfen,
sowie fiir die Senioren- und Jugendarbeit bereitgestellt.

Der Jahresbeitrag betragt Euro 18.- (Mindestbeitrag).

1. Vorsitzender: Wilhelm Heider, Telefon: 71 24 75
2. Vorsitzender: Georg Gradler, Telefon: 78 28 64

Soziale Angebote unserer Gemeinde: St. Peter

- Kindergarten St. Georg

- Kath. Sozialstation Heidelberg Sid e. V.

- Okumenische Nachbarschaftshilfe

- Besuchsdienste und Bezirkshelferdienst

- Seniorenkreis und Seniorenfreizeiten

- allgemeine Sozialberatung

- finanzielle und materielle Hilfen in akuten Notlagen

- vermitteln zu Behérden und Hilfs- uns Beratungsstel-
len

her Besuchsdi

Okumeni t im Mathild

Vogt-Haus

Seit Jahren erhalten Bewohner des Mathilde Vogt Hauses Ge-
burtstagsgriie und zu besonderen Anldssen die Informationsbriefe
der St. Peter- und der Wicherngemeinde. Damit soll deutlich werden,
dass die Bewohner des Heimes nicht vergessen sind, sondern eine
Briicke zwischen Heim und Gemeinde besteht.

Bei diesen Besuchen wurde festgestellt, dass viele Heimbewohner al-
leine, einsam sind und kaum oder keinen Ansprechpariner haben.
Diese Frauen und Manner warten vergeblich auf Besuch, der ihre Ein-
samkeit unterbricht, der Anteil an ihrem Leben nimmt.

Aus diesem Grund wurde im Mai 2002 der Besuchsdienst auf dkume-
nische Basis mit der Wicherngemeinde erweitert.

Unter dem Motto ,Schenk mit Zeit® besuchen zur Zeit 7 Frauen der
Gemeinde St. Peter regelméBig Alleinstehende Bewohner des Pflege-
heimes.

In langeren Abstanden findet mit der Evang. Wicherngemeinde, vertre-
ten durch Frau Kihlewein, ein Informationsaustausch statt.

Far Personen, die gerne bei diesem Besuchsdienst mithelfen méchten
ist Ansprechperson fiir St. Peter Elke Blatz, Telefon: 785 284

Bezirkshelferdienst

Vor 25 Jahren wurde das Besuchsmodell Bezirkshelfer® erstellt. Anhand
von Stralenlisten wurde damals die Pfarrgemeinde in ca. 80 Bezirke aufge-
teilt, davon konnten 2/3 sofort mit einer ehrenamtlichen Person besetzt wer-
den.

Durch die Neubaugebiete ,Kirchheim West" und ,Am Dorf* wuchs die Zahl
der Bezirke auf 109. Zur Zeit sind noch 39 ehrenamtliche Bezirkshelfer tatig,
von denen einige mehrere Bezirke betreuen.

Die Aufgaben der Bezirkshelfer sind:
- Jahrlich herausgegebene Pfarrbriefe Gemeindemitglieder bringen

Einladungen zum Gemeindefest ,Bazar* verteilen
Information zur jahrlichen Caritassammlung zusammen mit Uberwei-
sungsformular austragen
Geburtstagsglickwunsch an ltere Gemeindemitglieder Uberbringen,
alle 5 Jahre ab dem 65. Lebensjahr
Besuch von Neuzugezogenen, soweit diese im Pfarrblro gemeldet
Besuch bei Kranken aus dem jeweiligen Bezirk

Am 1. Donnerstag im Monat findet regelmatig ein Treffen ,Stammtisch®
statt. Die Teilnahme ist freiwillig, dennoch sind die Treffen in der Regel gut
besucht. Neben allgemeinem Erfahrungsaustausch werden Referenten zu
sozialen Themen eingeladen, wird (ber soziale Einrichtungen in der Stadt
und um katholischen Dekanat informiert. Auch gesellige Abende wie Grillfest
oder Theaterbesuche werden durchgefihrt. Zur religiosen Vertiefung werden
Besinnungswochenenden organisiert.

Das Bezirkshelferteam bestehend aus Ulrike Albrecht und Rita Dammert
freut sich dber jeden neue Person, die bereit ist, einen Bezirk zu (iberneh-
men.

Seniorenkreis

Immer am 2. Donnerstag im Monat findet fur die Senioren der Gemeinde ei-
ne Veranstaltung statt. Informative Themen und geselliges Beisammensein
wechseln einander ab.

Die offenen Treffen beginnen jeweils um 15.00 Uhr mit Kaffee und Kuchen
im kleinen Saal des kath. Gemeindehauses, Albert-Fritz-Str. 35.

Einmal im Jahr wird eine 10-tagige Seniorenfreizeit angeboten. Ein Aus-
schuss von 6 Personen fuhrt die Veranstaltungen durch unter der Leitung
von Maria Linder und Elke Blatz.
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Ein anderer Blick auf Heidelberg

Pastoralkonferenz des Katholischen Dekanats mit Caritasverband Heidelberg infor-
mierten sich liber Armut in Heidelberg

(Januar 2007) Die hauptamtlichen Mitarbeiter des Katholischen Dekanats und des Caritasverbandes Heidelberg
e.V. machten sich im Januar 2007 auf einen ,Armutsweg®, der unter dem Thema stand: ,Unser Heidelberg — der
andere Blick auf unsere Stadt®. Treffpunkt war der Kinderhort des Moérgelgewanns, wo sie von Pfarrer Christof
Heimpel begrif3t wurden und sodann zum ersten Wegziel, den Hochhausern des Mdérgelgewanns, aufbrachen.
Das Morgelgewann wurde seit den 60er Jahren fast ausschlieRlich zur Belegung von zwangsgerdumten Perso-
nen oder Familien herangezogen. Vor wenigen Jahren begann eine Teilsanierung der vorderen Wohnbldcke, die
Hochhauser sind (noch) nicht saniert und die Wohnsituation dort ist derzeit von héchster Brisanz. Der Caritasver-
band ist seit 1974 im Notwohngebiet Mérgelgewann in der Kinder- und Jugendhilfe tatig. Ziel ist die Hilfe zur
Selbsthilfe, die Verwirklichung des Rechts junger Menschen auf Erziehung, die familidre- und soziale Integration
der Bewohner und die Verhinderung von Ausgrenzung. Dies geschieht durch Kleinkindférderung, einen heilpada-
gogischen Hort und durch Jugend- und Erwachsenenarbeit.

Die zweite Station des "Armutsweges" war das Jobcenter in der Speyrer Stral’e 6, wo den Teilnehmerinnen
Informationen Uber die Aufgaben der Agentur fur Arbeit, Gber Arbeitslosengeld Il, 1-Euro-Jobs und das Leben
mit Hartz-1V gegeben wurden. Die dritte Station fiihrte zur Montpellierbriicke, unter der Wohnungslose ihr Lager
aufgeschlagen hatten. Zwar waren zu dem Zeitpunkt keine der "Bewohner" da, aber es konnte ein bewegender
Einblick in die Lebenssituation dieser Menschen gewonnen werden, und vielen Teilnehmern war es schlichtweg
unbegreiflich, wie man nach kalten Nachten unter freiem Himmel morgens noch einen neuen Tag beginnen kann.

Zum Schluss des "Armutsweges" sal’en die Wanderer in der Warmestube des SKM, wo Bernhard Ortseifen

Uber die Situation der Wohnungslosen in Heidelberg berichtete. So gibt es in Heidelberg etwa 200 wohnungslose
Menschen. Der SKM - Katholischer Verein fur soziale Dienste, ist im Karl-Klotz-Haus, Kaiserstrafe 88-92, mit
seinem Hilfesystem in Form einer Fachberatungsstelle, mit Frauenarbeit, aufsuchender Sozialarbeit (streetwork)
und einem Tagestreff mit Kleiderkammer, Duschmdglichkeiten und anderem tatig. Das Angebot ist niederschwel-
lig und wird von etwa 100 Personen taglich angenommen. Eine Kontaktadresse fir die Post und das Arbeitsamt
und fiir die Auszahlung von Leistungen wird fir etwa 60 Personen erbracht. Im Winterhalbjahr werden vom SKM
Notunterkiinfte in Ubernachtungscontainern (20 Schlafplatze) in der SickingenstralRe betreut.
In einer anschlieRenden Diskussion tauschten die Teilehmerlnnen der Pastoralkonferenz ihre Eindriicke Uber
das Erlebte aus und suchten nach Méglichkeiten, wie die Gemeinden auf die Not der Betroffenen antworten kénn-
ten. Vorschlage waren unter anderem, Sozialausschisse in den Pfarrgemeinden dort anzuregen, wo es sie noch
nicht gibt und Sprechstunden des Sozialdienstes in den Pfarrbiiros einzurichten. Auch eine Nutzung von Woh-
nungen in leer stehenden Pfarrhdusern fir Bedurftige stand zur Debatte. Fir Interessierte wollen die Initiatoren
aus diesen Erfahrungen ein Angebot vorbereiten, in dem die gewonnenen Erkenntnisse vertieft und erweitert
werden kdénnen. (mb)
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,Kennt lhr die Armen Eurer Stadt?“

Katholische Pastoralkonferenz informierte sich iiber Mérgelgewann /
Resolution fiir innerkirchlichen Handlungsbedarf

(Juli 2004) Uber die Gemeinwesenarbeit im Mérgelgewann informierten sich die hauptamlichen Mitarbeiterinnen
des Katholischen Dekanats im Juli 2004. Hubert Herrmann, Leiter der Einrichtung und seine Mitarbeiterin Monika
Buahler informierten Gber ihre Arbeit in einem Stadtteil, der die auch in Heidelberg festzustellende soziale Segre-
gation von Bevodlkerungsschichten deutlich offen legt. In den derzeit 108 belegten Wohnungen des Mérgelge-
wanns leben Familien und Einzelpersonen, die von Obdachlosigkeit bedroht sind und durch ortspolizeiliche Maf3-
nahmen hier eingewiesen wurden. Der Anteil von Kindern und Jugendlichen der Bevdlkerung im Mérgelgewann
ist Uberproportional gro® gegenliber den anderen Stadtteilen. Mit einer Frihférderung von Kindern im Alter von
eineinhalb bis drei Jahren und mit dem Heilpddagogischen Hort fiir Kinder und Jugendliche, reagiert der Caritas-
verband Heidelberg als Trager der Einrichtung auf die Probleme der Heranwachsenden, deren Eltern sich zu-
meist mit Arbeitslosigkeit und zunehmender Verarmung konfrontiert sehen. Trotz umfangreicher Sanierungsmaf3-
nahmen der Hauser im Mérgelgewann, die in den letzten Jahren stattgefunden haben, sind seine Bewohner nach
wie vor rdumlich und sozial ausgegrenzt, wie Herrmann hervorhob.

Die Frage, wie sich die katholische Kirche auf die auch in Heidelberg zunehmenden sozialen Brennpunkte
einstellen muss, beschaftigte die hauptamtlichen Mitarbeiterinnen des Dekanats bereits auf der Herbstkonferenz
im Oktober 2003. Mit einer Resolution, der sich auch der katholische Dekanatsrat angeschlossen hatte, traten sie
im Fruhjahr an die Offentlichkeit. In der Zwischenzeit formulierte eine Arbeitsgruppe des Caritas- und Sozialaus-
schusses des Dekanatsrates innerkirchliche Konsequenzen, die sowohl im Caritasverband mit seinen Fachdiens-
ten, in den caritativen Fachverb&anden (SkF und SKM) als auch in den Gemeiden / Seelsorgeeinheiten) zu beden-
ken und umzusetzen sind:

Diakonische Pastoral

.Kennt lhr die Armen Eurer Stadt?” fragte Mutter Teresa beim Katholikentag in Freiburg 1978. Ausgehend von
dieser Frage wird jede Gemeinde/Seelsorgeeinheit gebeten, sich einen Uberblick {iber die soziale Situation ihres
Ortes zu verschaffen und den lebensraumorientierten Ansatz der diakonischen Pastoral als Grundlage aller Hilfs-
angebote fir Menschen in Not zu diskutieren. Auf dieser Grundlage sollen konkrete Handlungsschritte erarbeitet
werden. Caritasverband und die caritativen Fachverbande haben die Aufgabe, die Gemeinden in ihrer Sorge um
die Verwirklichung der diakonischen Pastoral zu unterstiitzen und zu begleiten.

Die Seelsorgeteams benennen feste Ansprechpartner fur die sozial-caritative Arbeit, die fur die Kontakte zur ver-
bandlichen Caritasarbeit zustandig sind.

Der Caritasverband bietet den Pfarrgemeinderaten, die noch keinen Caritas- bzw. Sozialausschuss eingerichtet
haben, Hilfe beim Aufbau eines solches Gremiums an. Aufgabe dieses Ausschusses ist es, den Lebensraum der
Gemeinde in den Blick zu nehmen, mit sozialen Gruppen im

Stadtteil zusammenzuarbeiten, Anwaltsfunktionen fir Menschen in Notsituationen wahrzunehmen und die sozial-
caritativen Angebote der Gemeinde zu koordinieren.

In jeder Pfarrgemeinderatssitzung soll der Caritas- bzw. Sozialausschuss die Mdglichkeit erhalten, iber seine Ar-
beit zu informieren.

Die Anliegen der diakonischen Pastoral sind in den Gottesdiensten und in der Verkiindigung zu thematisieren.

Vertreter des Caritasverbandes und des Dekanates laden sich gegenseitig zu Konferenzen und Arbeitstagungen
ein, um auch auf diese Weise zu verdeutlichen, dass Caritas und Pastoral zusammengehéren.
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Ehrenamtlich / freiwillig Tatige

Bei der Férderung der Ehrenamtlichen/Freiwilligen orientieren sich der Caritasverband, die caritativen Fachver-
béande und die Gemeinden an den Rahmenrichtlinien des Erzbischéflichen Ordinariats.

Ehrenamtlich/freiwillig tatige Mitarbeiter(innen) in den vielfaltigen sozial-caritativen Aufgabenbereichen sind zu
begleiten und zu unterstitzen. Ihnen ist die Moglichkeit zum regelmaRigen Erfahrungsaustausch und zur fachli-
chen Begleitung anzubieten.

In Gemeinden, die noch keine organisierte Nachbarschaftshilfe haben, wird empfohlen, eine solche Helfergruppe
aufzubauen.

(Die Anregung, im Dekanat Heidelberg organisierte Nachbarschaftshilfen zu griinden, geht zuriick auf einen Be-
schluss des Dekanatsrates aus dem Jahr 1988.)

Offentlichkeitsarbeit

Die Gemeinden/Seelsorgeeinheiten, der Caritasverband und die caritativen Fachverbdnde missen im Lebens-
raum der Menschen prasent sein und ihre Anwaltsfunktion fir Menschen in Not wahrnehmen. Der

kirchlichen Offentlichkeitsarbeit ist deshalb grole Bedeutung beizumessen, nach dem Motto ,Tue Gutes und
sprich dartber*.

Die Gemeinden/Seelsorgeeinheiten, das Dekanat und die verbandliche Caritas nutzen die modernen Kommuni-
kationsmittel und -strukturen mit dem Ziel, die Angebote der Kirche in der Offentlichkeit wirkungsvoll zu présentie-
ren.

Dekanat und verbandliche Caritas unterstiitzen die Gemeinden / Seelsorgeeinheiten in ihrem Bemihen um ge-
zielte Offentlichkeitsarbeit.

Den Gemeinden wird empfohlen, Raume fir Aktivitdten sozialer Institutionen unbirokratisch und preisgiinstig zur
Verfligung zu stellen.

Finanzen

Die Gemeinden informieren die Offentlichkeit iber die Verwendung ihrer Spendengelder fir soziale Zwecke

Die Gemeinden Uberlegen, inwieweit ein finanzieller Ausgleich unter den Gemeinden Heidelbergs aufgrund des
Nord-Sid-Gefélles mdglich ist.

Noch vorhandenen Krankenpflegevereine sind in caritative Fordervereine umzuwandeln. Die caritativen Forder-
vereine kdnnen neben der Férderung bestimmter caritativer Projekte auch finanzielle Individualhilfen in Notsitua-
tionen gewahren.

Schlussbemerkungen

Bei allen Bemiihungen, diakonische Pastoral in den Gemeinden / Seelsorgeeinheiten zu verwirklichen, ist das
Subsidiaritatsprinzip zu beachten. Wenn eine Gemeinde an die Grenzen ihrer fachlichen und personellen Kapazi-
taten gerat, sind der Caritasverband oder die caritativen Fachverbdnde mit ihren professionellen Kompetenzen
gefragt.

Vom Caritasverband werden die Gemeinden bei der Verwirklichung der diakonischen Pastoral in besonderer
Weise durch die Fachdienste Gemeindecaritas und Caritas-Sozialdienst unterstitzt.

Die Mitglieder des Katholischen Dekanatsrates haben in ihrer Sitzung am 20. April 2004 diesen Vorschlagen zum
Handlungsbedarf in den Gemeinden/Seelsorgeeinheiten zugestimmit.
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Inseln der Armut in einer Stadt der Reichen

Pastoralkonferenz zur sozialen Situation in Heidelberg
Resolution fiir mehr diakonisches Engagement angedacht

(Nov. 2003) Die gegenwartige Krisensituation in unserer Gesellschaft und der Riickzug des Sozialstaates aus der
offentlichen Verantwortung fordern auch die Kirchen heraus. Die Pastoralkonferenz der hauptamtlichen Mitarbei-
terlnnen des katholischen Dekanats Heidelberg beschéftigte sich deshalb auf ihrer Herbsttagung 2003 mit dem
Thema: ,Gottesdienst und Menschendienst — Kirche als liturgische und diakonische Gemeinschaft und legte da-
bei den Schwerpunkt auf die Diakonische Gemeinschaft der Kirche vor Ort in Heidelberg.

Mit einem ausfiihrlichen Bericht Giber die jungere Stadtentwicklung in Heidelberg, fihrte Bruno Schmaus, Leiter
des Amtes fiir Stadtentwicklung und Statistik in Heidelberg und Mitglied im Vorstand des Caritasverbandes Hei-
delberg e.V., die Konferenzteilnehmer in die Problematik ein. Die in allen Grof3st&ddten Deutschlands zu beobach-
tende Tendenz, dass ,die Armut im Wohlstand zunimmt“ und sich, je nach stédtebaulicher Situation, ein mehr o-
der weniger enges Nebeneinander von Inseln des Wohlstands und Inseln der Armut bildet, sei auch fur Heidel-
berg nachweisbar. Bei oberflachlicher Betrachtung scheine es in der ,Stadt der Romantik und der Wissenschaft®,
die vom AuRenimage als eine Stadt der Reichen, der Akademiker und Arrivierten gilt, kaum Armut zu geben. Of-
fentlich kaum wahrgenommen haben sich aber auch hier ,pockets of poverty* gebildet, Armutsinseln, in denen
Uberbelegte Wohnungen verstarkt von Auslandern, Sozialhilfeempfangern, Arbeitslosen, kinderreichen Familien
mit unterdurchschnittlichem Einkommen und alten Menschen belegt sind, wie Schmaus anhand neuester statisti-
scher Daten der Stadt nachwies. Armut habe meistens zwei Ursachen, zum einen Arbeitslosigkeit, zum anderen
aber auch spezifische Familiensituationen, wobei vor allem Alleinerziehende, kinderreiche Familien sowie Migran-
tenfamilien davon betroffen sind, berichtete Schmaus, und wies anhand der Daten ein deutliches Nord-Stidgefalle
sozialer Brennpunkte in der Stadt nach, die sich besonders in den Stadtteilen Boxberg, Emmertsgrund und Kirch-
heim konzentrieren. Die Kirche in Heidelberg musse sich hier mehr einmischen und zum fiihrenden Teil des im-
mer stérker eingeforderten birgerschaftlichen Engagements werden, forderte Schmaus. Das Ziel einer auf sozia-
lem Ausgleich und praktizierter Solidaritat beruhenden Stadtentwicklung, wie es die Heidelberger Oberbirger-
meisterin 1994 in der Diskussion um den neuen Stadtentwicklungsplan 2010 unter dem Motto: ,Verantwortung fir
die Zukunft* formuliert habe, sei immer wieder neu anzumahnen.

Wie den ,Herausforderungen der Zukunft* zu begegnen sei, darauf verwies Prof. Dr. Joachim Schultis, Vorsit-
zender des Caritasverbandes Heidelberg €.V., in einem zweiten Referat. Flr das verbandliche Handeln der Cari-
tas bedeute dies, ,die verdnderten Erfahrungen des sozialen Leids, der Ungerechtigkeit und der sozialen Aus-
grenzung in prophetisch-kritischer Form 6&ffentlich présent zu machen und sich der entsolidarisierenden Privatisie-
rung von Lebensrisiken und Notlagen zu widersetzen®. Neben der Herausforderung, den Erhalt und die Zukunft
der Einrichtungen und Dienste der Caritas in Heidelberg zu sichern gelte es, die Verbindlichkeit der gesellschaftli-
chen Dimension der biblischen Botschaft auch in den Gemeinden einzufordern.

Dieser Forderung stellten sich die hauptamtlichen Mitarbeiterinnen des Dekanats in einem zweiten Teil der
Herbsttagung, indem sie sich in Arbeitskreisen mit den Fragen beschéftigten, welche Konsequenzen aus der der-
zeitigen Situation zu ziehen sind und wo sich Handlungsbedarf und Zukunftschancen fiir diakonisches Handeln in
Heidelberg ergeben kénnten. Die vielfaltigen Ergebnisse dieser Uberlegungen, die anschlieRend im Plenum vor-
getragen wurden, werden in Kiirze redaktionell bearbeitet und in einer Resolution der Offentlichkeit vorgestellt.
(mb)
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Arbeiterwohlfahrt

Kreisverband Heidelberg e.V.
Adlerstraibe 1/5 -1/6, 68123 Heidelberg
Tel 06221/739210, Fax 06221/7392180
Email stammer@awo-heidelberg.de

Caritasverband

Heidelberg e. V.

Turnerstralte 38, 69126 Heidelherg

Tel 06221/330318, Fax 06221/330333
Email claudia jacob@caritas-heidelberg.de

Der Paritétische
Wohlfahrtsverband

Alte Eppelheimer Str. 33, 68115 Heidelberg
Tel 06221/401771, Fax 06221/410158
Ermail ralf haurmngarth@paritaet-hd.de

Deutsches Rotes Kreuz

Kreisverband Heidelberg/Rhein-Neckar e V.
Rudolf-Diesel-Strafbe 28, B3115 Heidelberg
Tel 06221/901032, Fax 06221/301060

Email p.herold@drk-m-heidelberg.de

Diakonisches Werk

Heidelberg

Harl-Ludwig-Stralke 6, 69117 Heidelbery
Tel 06221/53750, Fax 06221/537575
Email heidi farrenkopfi@ekihd .de

Judische Kultusgemeinde
Heidelberg

Hausserstr. 10-12, 681158 Heidelberg
Tel 06221/20820, Fax 06221/163008

Ansprechpartnerfin: Frau Herold
Verband: Deutsches Rotes Kreuz
Telefon: 062217901032

Datum: 01.10.2007

Geschaftsflihrender Verband 2006/2007:
Deutsches Rotes Kreuz Heidelberg

Stellungnahme zum Bericht zur sozialen Lage in Heidelberg

Sehr geehrter Herr Oberbtrgermeister Dr. Wirzner,

Sehr geehrte Damen und Herren,

Im Juni 2006 haben zwei Mitgliedsverbénde der Liga (AWO und Caritasverband) die damalige
Oberblrgemeisterin Beate Weber gebeten, aufgrund gleicher Wahmehmungen hinsichtlich negativer
sozialer Veranderungen in der Stadt, einen Amuts- und Reichtumsbericht zu erstellen.

Auffallig war u.a., dass

Kinder, die Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen besuchen, zu Hause eine ungesunde und
unzureichende Ernaéhrung erhalten oder teilweise ohne Fruhstick in die Einrichtungen
kommen;

eine bestimmte Gruppe von Kindern nicht mehr an Freizeitunternehmungen teilnehmen kann,
weil die Kosten flr die Eintrittspreise das Familienbudget Ubersteigen und sie dadurch isoliert
und ausgegrenzt werden;

die Zahlen der Ubernahme von Betreuungsbeitragen durch die Kommune in Kindertagesstatten
steigen;

die Nachfrage nach Schuldnerberatung steigt;

es fur Familien immer schwieriger wird, bezahlbare Wohnungen in Heidelberg zu finden;
gerade auch bei &lteren Menschen die Angste vor finanziellen Belastungen fir eine
ausreichende medizinische Grundversorgung wachsen und

Untersuchungen zeigen, dass altere Menschen unterer sozialer Schichten doppelt so viele
chronische Erkrankungen haben, wie Menschen aus den mittleren und oberen sozialen
Schichten.
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Der Gemeinderat hat dankenswerterweise den Auftrag zur Erstellung eines Berichtes zur sozialen
Lage erteilt. Die Liga — Verbande sind alle vom Amt fir Stadtentwicklung und Statistik in die Erstellung
des Berichtes in umfassender Weise einbezogen worden. Der Rahmen des Berichts konnte
gemeinsam entwickelt werden. Es ist angesichts der Kirze der Zeit beeindruckend, in welcher Dichte
und Tiefe die Mitarbeiter des Amtes fir Stadtentwicklung und Statistik den vorgegebenen Rahmen mit
Inhalten gefilit haben.

Der jetzt vorliegende Bericht bestétigt viele Annahmen und Beobachtungen, die den Wunsch nach
einem solchen Bericht ausgelést haben.

Der Gemeinderat hat zwischenzeitlich anldsslich der Haushaltsberatungen bereits erste
Konsequenzen gezogen und

- einen Fonds zur Ubernahme von Essensbeitragen fir Kindertagesstétten eingerichtet;

- bei den Stadtwerken einen Fonds zur Ubernahme von Stromschulden geschaffen.

Der Bericht macht deutlich, dass es in Heidelberg eine Vielzahl von Angeboten in allen sozialen bzw.
geselischaftlichen Bereichen gibt, die aber fir Teile der Bevélkerung nicht oder nur schwer zugénglich
sind. Dies betrifft z.B. den Bereich Bildung: Der deutlich unterdurchschnittiche Ubergang auf
weiterflUhrende Schulen in den bereits ,bekannten* Stadtteilen, verscharft die Probleme der
Hauptschulen, deren Absolventen ohnehin groRe Schwierigkeiten bei der Teilhabe am Ausbildungs-
und Arbeitsmarkt haben.

Auch der Bereich Wohnungsmarkt ist betroffen: Hier erleben wir, und der Bericht bestatigt es, die
,bekannten” Stadteile korrespondieren mit den Stadtteilen, in denen sich der Wohnungsmarkt einseitig
entwickelt hat und in denen Arbeitslosigkeit gehauft vorkommt. Stadtteile mit geringen Mietpreisen
weisen eine héhere Zahl von Kindern und auch eine héhere Zahl von arbeitslosen Menschen auf.

Nach unserer Beobachtung wird sich dieser Prozess fortsetzen, wenn keine Verinderung der
Rahmenbedingungen eintritt. Intensive friihzeitige individuelle soziale Beratung und Férderung kénnen
negativen Entwicklungen gegensteuern.

Im weiteren Prozess empfiehlt es sich aus Sicht der Liga, Instrumente und Ausrichtungen z.B. des
stadtischen Wohnungsbaus zu Gberpriifen.

Die demografische Entwicklung bedeutet auch, dass kiinftige Rentnergenerationen mit deutlich
geringeren finanziellen Ressourcen auskommen miissen, als die heutige Generation von Rentnern.
Darauf werden wir uns aus kommunaler Sicht einzustellen haben und entsprechende Konzepte
entwickeln missen, um die Teilhabe dieser &lteren Generation am sozialen Leben nicht zu gefahrden.

Die Liga der Freien Wohifahrtspflege in Heidelberg begriidt es, dass mit der Vorlage des Berichtes ein
langfristiger Prozess eingeleitet wurde, den wir gerne aktiv und konstruktiv begleiten werden.

Mit freundlichen GriiRen

foctf
Fgetra S. Herold
Ligasprecherin
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OBDACH e.V.
fur aTl;insLehena': ;ens:::g!r;lm

Erfahrungsbericht
zur Hartz IV Reform

OBDACH e.V. Wohnung + Betreuung + Beschaftigung fur alleinstehende M h
Bahnhofstralte 3, 69115 Heidelberg
Tel.: 06221-16 74 94; Fax: 06221-61 95 08; verein@obdach-hd.de; www.obdach-hd.de
Spendenkonto Nr. 101 71 95, Sparkasse Heidelberg, BLZ 672 500 20
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Erfahrungsbericht zur Hartz IV Reform

Bahnhofstrale 3, 69115 Heidelberg
im Oktober 2007

Einflihrung

Menschen auf der Stra3e, ohne Wohnung, ohne Arbeit, ohne Bindungen leben meist ohne Mut, chne An-
trieb, ohne Zuversicht. Resignation und Hoffnungslosigkeit sind die Folge von verletzenden Erlebnissen am
Arbeitsplatz und in der Familie, von schlimmen Erfahrungen mit Krankheit, Schulden und Suchtabhangigkeit.
Dabei gingen Selbstbewusstsein und Selbstwertgefihl verloren.

Dennoch besitzen diese Menschen Fahigkeiten und schopferische Krafte, die zwar verschittet sind, aber
angeregt und entwickelt werden kénnen. Hier setzen die Beschaftigungsangebote von OBDACH e.V. an. Sie
beriicksichtigen vorhandene Winsche und Bedurfnisse, Qualifikationen und Erfahrungen aus fruheren Ta-
tigkeiten. Auch werden bestehende Krankheiten und Behinderungen beriicksichtigt.

Aus dieser Schilderung wird klar, dass — im Gegensatz zu ALG | Beziehern — die von OBDACH e.V. betreu-
ten Menschen ,von unten® in den ALG Il-Bezug Ubernommen werden und sie diese Einordnung eher als

Aufstieg und nicht als Abstieg empfinden.

Was Hartz IV bewirkte

Von den 100 betreuten Menschen wurden 62 als
ALG lI-Bezieher eingestuft. Nach der Beurteilung
unserer Sozialarbeiter erfullen hiervon realisti-
scher Weise nur ca. 30 Betreute die geforderten
Voraussetzungen taglich mindestens 3 Stunden
regelmanig zu arbeiten.

Fur diese Betreuten ergeben sich Vorteile:

* Sie werden als potentielle Arbeitnehmer
wahrgenommen

* |hnen eroffnet sich die Moglichkeit einen
Zusatzjob auszuiiben (Hinzuverdienst)

* lhnen werden Schulungskurse angeboten

* Es entsteht eine vage Hoffnung auf einen
normalen Arbeitsplatz

Fur OBDACH e.V. eréffnete sich die Chance die
begonnene Beschaftigungsinitiative weiterzuent-
wickeln und Arbeitsaufgaben fir Zusatzjobber zu
definieren. Seit 2005 haben etwa 30 Betreute
Zusatzjobs ausgeilbt, davon etwa 15 in Arbeits-
stellen, die OBDACH e.V. selbst geschaffen hat
und folgende Tatigkeitsmerkmale aufwiesen:

* Wartungs- und Reparaturarbeiten in Woh-
nungen des Vereins

* Renovierungsarbeiten in Wohnungen des
Vereins

* Nachbarschaftshilfe fiir kranke Mitbewoh-
ner wie z.B. Haushaltshilfe inkl. Einkaufen,
Begleitung bei Arztbesuchen, Spaziergan-
gen efc.

* Hausmeisteraufgaben

* Inhaltliche und layoutmaRige Entwicklung
sowie Produktion und Vertrieb einer eige-
nen Heidelberger Obdachlosenzeitung: Das
OBDACH-BIatt'l

Unsere Beschaftigungsprojekte setzen an bereits
erlernten Fahigkeiten und Erfahrungen an, und

versuchten diese durch Qualifizierung und innere
Fortbildung zu vertiefen durch

* EinUben der Zusammenarbeit mit Mitarbei-
tern und Mitbewohnern,

* Beteiligung an sinnvollen Aufgaben, insbe-
sondere im Nahbereich,

* Erlernen von Haushalten mit den verfigba-
ren Mitteln und Materialien,

* Erlernen, eigene Interessen wahrzunehmen
und zu artikulieren — bei Anerkennung der
Bedurfnisse Anderer,

* Starkung des Selbstvertrauens, z.B. durch
Ubernahme neuer ungewohnter Aufgaben.

Zugleich dienen die Projekte der sozialen Integra-
tion. Mit ihnen wird zun&chst angestrebt, im eige-
nen Wohnbereich und -umfeld, z. B. Sauberkeit,
Hygiene, Asthetik, Freundlichkeit zu verbessern.
Es geht aber auch darum, an der Gestaltung der
Wohnungen von Mitbewohnern mitzuwirken, um
die Lebensqualitat zu erhéhen.

Zur sozialen Integration gehéren dariber hinaus:

* Ubernehmen definierter Aufgaben und Ver-
antwortung,

* Erlernen von Zeiteinteilung, Termineinhal-
tung, Zeitrahmen,

* Einhalten von Vereinbarungen und Abspra-
chen,

* Sorgfalt und Stetigkeit bei der Ausfiihrung.

Mittelbares Ziel unserer Beschéaftigungsprojekte
ist es, die Lebensqualitat der Beschaftigten und
ihres sozialen Umfeldes zu verbessern, sowie
neue Zuversicht, neues Selbstvertrauen und neu-
en Lebensmut einzufldRen.

Es entwickelten sich viele Arbeitsaktivitaten, die
ein Vorstandsmitglied in enger Zusammenarbeit
mit den Sozialarbeitern betreut und koordiniert.
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Arbeitsgruppe Bauunterhaltung

Das Beschaftigungskonzept orientiert sich an dem
Ziel, den Bewohnern — trotz beschrankter finan-
zieller Moglichkeiten — eine menschenwirdige
Wohnumgebung zu bieten. Dazu gehéren Sau-
berkeit in Wohnraumen, Treppenh&usern, Fluren
und Sanitarrdumen, deren Ausstattung mit der
notwendigen und funktionierenden Infrastruktur
(Wasser, Heizung, Elektrizitat) sowie eine ordent-
liche Ausstattung der eigenen vier Wande (An-
strich, Béden, Fenster und Tiren).

Um dieses Ziel zu erreichen, entstand bereits
2004 eine Arbeitsgruppe Bauunterhaltung und
Nachbarschaftshilfe. |hr personeller Kern war zum
einen ein qualifizierter ehrenamtlicher Mitarbeiter
mit langjahriger Erfahrung im Bauhandwerk und
zum andern die bereits bestehende Institution der
internen Hausverwaltung. Hinzu kam ein weiterer
ehrenamtlicher Mitarbeiter, der mit seinem priva-
ten Kleintransporter samtliche Materialtransporte
durchfihrte.

In Zusammenarbeit mit den Sozialarbeitern ge-
lang es schrittweise, Bewohner zur Teilnahme an
der Gruppe zu motivieren.

Die Motivation der Beschaftigten erhielt einen
deutlichen Schub durch kleine Vergiitungen in
Form von Arbeitspramien und vor allem seit
Sommer 2005 durch die Einrichtung von Zusatz-
jobs (1,5 € pro Stunde) als Erganzung des ALG Il

Zusatz-Jobs

Die Arbeitsgruppe setzt sich seit 2005 neben den
genannten Freiwilligen aus drei bis vier Zusatz-
jobbern (im Allgemeinen fir ein halbes Jahr mit
der Moglichkeit zur Verlangerung um ein weiteres
Vierteljahr) und einem fest angestellten techni-
schen Leiter der Gruppe zusammen. Zur Struktu-
rierung der Téatigkeitsfelder wurde im Juni 2004
ein Arbeitsprogramm mit einer expliziten Aufga-
benbeschreibung entwickelt; dieses wird jahrlich
fortgeschrieben und auf Grund von Bedarfsan-

im Oktober 2007

meldungen der betreuenden Sozialarbeiter oder
der Bewohner konkretisiert oder modifiziert.

Die tagliche Arbeitszeit dauern in der Regel von 8
bis 14 Uhr. Vertragliche Grundlage der Beschafti-
gung sind seit Juni 2005 die Zusatz-Jobs; sie
wurden auf Anregung von Obdach e. V. durch die
Heidelberger Dienste in Absprache mit dem Job-
Center eingerichtet, das auch die Zusatzjobs fi-
nanziert. Einsatzstelle der Jobs ist dank einer
Vereinbarung mit den Heidelberger Diensten Ob-
dache.V.

l B

Werkstatt und Lagerhaltung

Materielle Voraussetzung der Arbeitsgruppe ist
die Einrichtung einer kleinen Werkstatt seit 2004.
Hier sind die notwendigsten Gerate, Maschinen,
Werkzeug und Verbrauchsmaterial untergebracht.
Die Ausstattung war zu einem geringeren Teil
bereits vorhanden, und zu einem gréReren Teil
konnte sie aus Spendenmitteln neu beschafft
werden. Dafiir wurde eine ehemalige Garage im
Seitengeb&dude der Rohrbacher Stralle 62 zur
Verfligung gestellt und zweckmaRig eingerichtet
(Beleuchtung, Stromanschluss, Heizung, Werk-
bank, Regale). Kleinere Werkstatten befinden sich
dariiber hinaus in einem Gebaude in Wieblingen
sowie Rohrbach-Sid.

Zu den kommt ein Materiallager fur Farben, La-
cke, Tapeten, Holz, Bodenbelage, Reinigungsmit-
tel usw. in einem Kellerraum ergéanzt den Werk-
stattbereich. Fur Werkstatt und Materiallager wer-
den Inventarlisten gefihrt.

Instandsetzung und Renovierung

Erste Aktivitdten waren Entriimpelung und Reini-
gung frei gewordener R&ume sowie Transport,
Lagerung und Aufbau von (gespendeten) Mébeln
und Einrichtungsgegenstanden. Auf zunachst klei-
nere Ausbesserungsarbeiten folgten sukzessive
Arbeiten zur Instandhaltung und Renovierung von
Wohnrdumen. Dabei wurde durch die tagliche
Praxis in einer nicht ganz einfachen Umgebung -
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in zum Teil stark verwohnten Raumen mit biswei-
len erheblichen Mangeln und Beschadigungen -
eine Vielzahl von handwerklichen und gestalteri-
schen Erfahrungen gesammelt.

Die Arbeitsgruppe hat in den vergangenen knapp
drei Jahren einen Grofiteil der Wohnungen des
Vereins (einschliellich der Flure, Treppenhauser,
Kichen und Badezimmer) durch Reinigung, kleine
Verputzarbeiten, Tapezieren, Maler- und Lackier-
arbeiten, Ausbesserung von Sanitdranschliissen
sowie durch die Verlegung von Bd&den in einen
hygienischen, wohnlichen und menschenwdirdigen

Zustand versetzt. Einige Rdume wurden so um-
gestaltet und renoviert, dass sie von behinderten
Bewohnern genutzt werden kénnen.

-230 -
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Teilweise gelang es, durch Freilegung von vor-
handenen Bodenbelagen oder durch eine Verklei-
dung stérender Leitungsstrange bisherige Stan-
dards weit zu Ubertreffen. Bei Beschadigungen
oder technischen Defekten wurden von der Ar-
beitsgruppe Reparaturen durchgefilhrt oder im
Bedarfsfall Fachhandwerker beauftragt. Die Zu-
sammenarbeit mit Handwerksbetrieben erweiter-
ten Erfahrungsschatz und Qualifikation unserer
Beschaftigten.

Diese Aktivitaten behinderten keinesfalls Initiati-
ven der Bewohner selbst. Im Gegenteil, soweit
diese korperlich und psychisch in der Lage sind,
werden sie motiviert, die Gestaltung ihrer Wohn-
umgebung selbst in die Hand zu nehmen und nur
wenn erforderlich die Unterstiitzung der Arbeits-
gruppe anzufordern.

In vielen Fallen wurden die renovierten Rdume mit
gespendeten Mébeln und Einrichtungsgegenstan-
den (Betten, Tische, Stuhle, Schranke, Kihl-
schranke, Lampen, Fernsehgerate) ausgestattet.
Mobelspenden werden bei den Spendern abge-
holt, eingelagert, wenn erforderlich instand ge-
setzt und schlieflich in den Rdumen aufgebaut.

Hausmeisterdienste

Zur Pflege, Reinigung und Wartung der fur alle
Bewohner zuganglichen Raume (Treppenhauser,
offene Flure, Kellerrdume), der Briefkasten, Fahr-
radabstellflachen, des Hofbereichs und der Geh-
wege, der Beleuchtung im Innen- und Aullenbe-
reich, der Miullentsorgung einschlieBlich des
Sperrmills wurden in einzelnen Wohnanlagen
Hausmeisterdienste installiert. Die damit beauf-
tragten Bewohner sind auch die ersten Ansprech-
partner fur ihre Mitbewohner bei Defekten und
Méangeln sowie fir die Hausverwaltung, die
Handwerker und die Arbeitsgruppe Bauunterhal-
tung. Auch diese Aufgaben wurden zeitweilig und
teilweise im Rahmen eines Zusatzjobs erledigt.

Waschkiiche

Die Fuhrung eines Lebens in Normalitat entspre-
chend unseren Standards beinhaltet auch die
Einhaltung eines Mindestmales an Sauberkeit
und Wasche- und Kleiderpflege. Um dies zu for-
dern wurde daher in dem groRten Gebaudekom-
plex, der Rohrbacher Strale 62, von OBDACH
e.V. eine Waschkiiche mit zwei Waschmaschinen,
einem Trockner und Waschesténdern eingerich-
tet. Auch sie wird seit 2005 im Rahmen eines
Zusatzjobs von einem &lteren Mitbewohner be-
treut. Die Kunden werden hier mit groBer Sorgfalt
und Zuverlassigkeit bedient und damit zugleich,
wenn auch indirekt, zur Einhaltung von Sorgfalt in
ihrem personlichen Bereich motiviert.
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Gartenunterhaltung

In Rohrbach-Sid unterhalt der Verein einen gro-
Ren Garten mit Obst, Gemuse und Kleintieren. Er
bietet unter anderem Platz fur Zusammenkinfte,
Grillen und Geselligkeit und wird dafir auch ge-
nutzt. Mit seinen Baumen und Strduchern, Rasen-
flachen, Beeten und Wegen erfordert er einen
dauerhaften und erheblichen Pflegeaufwand. Die-
ser konnte im Rahmen eines Zusatz-Jobs von
einem Mitbewohner bewerkstelligt werden.

Unterstiitzung und Betreuung Behinderter

L% fors: 773 g e e S

Ein Teil der von Obdach e.V. betreuten Menschen
ist chronisch krank oder behindert. Ihr Alltagsle-
ben wird erheblich erleichtert durch Hilfen im
Haushalt, bei Einkaufen, der Waschepflege, der

im Oktober 2007

Begleitung zu wichtigen Terminen bei Arzten,
Physiotherapeuten, Friseuren, Behérden und im
Treffpunkt des Vereins.

Auch fur diese Aufgaben konnten zum einen Zu-
satzjobs eingerichtet und Bewohner motiviert
werden. Sie erfordern erhebliche kommunikative
Fahigkeiten, Einfuhlungsvermégen, Freundlichkeit
im Umgang, Zuverlassigkeit und eine gewisse
Frustrationstoleranz. Die beiden mit diesen Auf-
gaben Betrauten bewiesen zunehmend, dass sie
ihr gewachsen waren und in wesentlichem Aus-
maf zur Erhéhung der Lebensqualitat der Betreu-
ten beitrugen.

Umfang der Arbeitsgruppe

Seit Bestehen der Arbeitsgruppe im Jahr 2004
waren und sind hier insgesamt 21 Personen be-
schaftigt. Davon haben oder hatten 15 einen Uber
die Heidelberger Dienste vermittelten Zusatz-Job,
und zwar jeweils fir ein halbes Jahr mit der Mog-
lichkeit zur Verlangerung um ein weiteres Viertel-
jahr. Ein Mitarbeiter ist inzwischen fur drei Jahre
angestellt — fir ihn gilt eine Sonderregelung, da er
das 58. Lebensjahr vollendet hatte. Ein weiterer
Mitarbeiter erbrachte so gute Leistungen, dass er
mit Unterstiitzung des Job-Centers als techni-
scher Leiter der Arbeitsgruppe von Obdach e.V.
fest angestellt werden konnte.

Nur drei Zusatzjobber brachen das Arbeitsverhalt-
nis vorzeitig ab oder traten es erst gar nicht an.
Sie waren korperlich oder psychisch berfordert,
zum Teil spielten Krankheiten eine Rolle, zum Teil
ist ihr Durchhaltevermégen unterentwickelt.

Beschiftigung in Betrieben und Einrichtungen

Einige (insgesamt 15) der von Obdach e.V. be-
treuten Menschen fanden bereits — teils dauerhait,
teils zeitweilig — Beschaftigungsméglichkeiten in
Heidelberger Betrieben, z. B. im Baugewerbe
oder in einem Baumarkt. Dazu kommen Bewoh-
ner, die Uber Beschaftigungsgesellschaften, wie
die Heidelberger Dienste, VBI, das Deutsche Rote
Kreuz oder das Diakonische Werk angestellt sind.
Auch hier handelt es sich im Allgemeinen um
Zusatz-Jobs als Erganzung zum ALG Il

Einsatzorte der Beschaftigten sind der Radhof
(eine Fahrradwerkstatt), der Heidelberger Zoo,
der Recyclinghof, die stadtische StraRenreini-
gung, die stadtischen Bereiche Kindergarten,
Schulen und Sportanlagen, Kliniken und Universi-
tat. Die Tatigkeitsbereiche sind insbesondere
Reparatur von Fahrradern, Entgegennahme und
Sortieren von Abfall und Wertstoffen, Reinigung
von Gehwegen und Strallen, Sauberung und
Pflege von Grinflachen und Wegen, Hilfe bei der
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Tierpflege sowie Hausmeistertatigkeiten. Auch
hier machen die Beschaftigten Erfahrungen bei
der Ubernahme von Verantwortung, bei Team-
work und Zuverlassigkeit in ihrem Tun. Sie lernen,
ihre Zeit einzuteilen und erleben positive Rick-
meldungen von Kollegen und Kunden.

Bei manchen stellte es sich heraus, dass sie nur
in begrenztem Umfang oder gar nicht fur eine
langere Beschaftigung in Frage kommen, meist,
weil sie infolge von Erkrankungen den Anforde-
rungen nicht gewachsen sind. Einige dieser Men-
schen fanden Beschéaftigung in Werkstatten fur
Behinderte oder wurden angeregt, sich selbst zu
beschaftigen (z.B. mit der Reparatur von Klein-
mobeln oder Ausbesserungs- und Verschéne-
rungsarbeiten in ihren eigenen Zimmern). Der
Verein unterstiitzt diese Initiativen durch die Be-
reitstellung von Werkzeug und Materialien sowie
durch die informelle Hilfe durch die Arbeitsgruppe.

Riickmeldungen
Materielle Wirkungen

Mit der Arbeitsgruppe gelang es, eine funktionie-
rende, fur kleinere Reparaturen und Wartungsar-
beiten hervorragend ausgestattete Werkstatt ein-
zurichten. Diese Werkstatt und die in ihr vorhan-
denen Gerate werden von der Gruppe stets in
Ordnung gehalten und gepflegt; sie wird quasi als
ihr Besitz hoch geschatzt.

Die Werkstatten werden erganzt durch ein Lager
fur die Arbeitsmaterialien. Auch dieses ist gut
bestuickt und gepflegt, fehlende Materialien wer-
den bei Bedarf erganzt.

Fir gespendete Einrichtungsgegenstande gibt es
zwei inzwischen ebenfalls sehr gut gefilhrte La-
ger. Zur Vorbereitung wurden die Raume im Kel-
ler der Rohrbacher Stralze 62 und in einer Garage
im Steinzeitweg griindlich gereinigt. Die Gegens-
tande sind hier geordnet aufbewahrt, inventarisiert
und gepflegt. Damit kénnen Bewohner bei Bedarf
fast jederzeit mit dem Notigsten versorgt werden.

Durch eine Vielzahl von Ausbesserungsarbeiten,
Reparaturen, Instandsetzungen und Verschéne-
rungen wurden die allermeisten Wohnraume,
Flure, Bader, Kiichen und Treppenhauser sowie
der Auflenbereich in einen durchweg ansehnli-
chen Zustand versetzt. Hinzu kommen die Raume
des OBDACH-Treffs in der Bahnhofstralle, die
vollstdndig erneuert wurden. Die Ergebnisse wir-
ken sich auf das Verhalten und Befinden der Be-
wohner aus: mit der Verbesserung ihrer Wohn-
umgebung beginnen sie auf sich, ihr Umfeld und
ihre Mitbewohner zu achten und die Arbeit der
Beschaftigten hoch zu schatzen. Hinzu kommt,
dass durch rechtzeitige Instandsetzungen auf
langere Sicht Kosten vermieden werden.

im Oktober 2007

Nicht nur die Wartungs- und Reparaturarbeiten,
sondern auch die Hausmeisterdienste, die Wa-
scherei und die Unterstiitzung von Behinderten
tragen zu einer Verbesserung der Lebensqualitat
der Bewohner bei. Sie sorgen fir ein dauerhaft
gepflegteres Aussehen der Gebaude und ihrer
Bewohner und helfen, Menschen mit Beeintrach-
tigungen in die Gesellschaft zu integrieren. Dies
fuhrt auch zu einer verbesserten Auenwirkung in
der Nachbarschaft und im Stadtteil.

Soziale und psychische Wirkungen

Eine der wichtigsten Wirkungen einer festen Be-
schaftigung ist das Erleben einer strukturierten
Zeit und infolgedessen das Bemihen, seine Zeit
einzuteilen. Ein Ausdruck davon ist die Zufrieden-
heit dariiber, ,wieder ein Wochenende und einen
Feierabend zu genieen“. Damit verbunden ist die
Wahrnehmung, etwas Bemerkenswertes getan zu
haben, sei es die Einrichtung einer Werkstatt, die
Erneuerung eines véllig abgetretenen FulRbodens
oder auch die Begleitung eines behinderten Men-
schen zur Krankengymnastik. Die Reaktion darauf
ist Anerkennung, Wertschatzung durch die Nutzer
und das soziale Umfeld. Dies zeigt sich unter
anderem auch darin, dass die Arbeitsgruppe fur
die Bewohner an Attraktivitat gewonnen hat: zu-
nehmend bewerben sich Interessenten um Mitar-
beit in der Gruppe.

Weitere Effekte sind das Einiben von Kommuni-
kation, Umgangsformen, Zusammenarbeit und die
Bereitschaft, sich gegenseitig zu helfen. Dabei
werden Fahigkeiten entdeckt, eigene Grenzen
wahrgenommen, aber auch Qualifikationen entwi-
ckelt. Arbeitsteilung entsprechend den Qualitaten,
Erfahrungen und Praferenzen entstehen (der eine
kann besser tapezieren, der andere ist besser in
der Metallverarbeitung usw.). Zuverlassigkeit und
Sorgfalt werden von der Arbeitsgruppe und den
.Kunden" eingefordert und zunehmend - auch
ohne Kontrolle seitens des Vorstandes oder der
Sozialarbeiter - erbracht.

Mit der Anerkennung der Arbeiten nehmen das
Selbstvertrauen und die gegenseitige Achtung
wahrnehmbar zu. Zugleich achten die Beschaftig-
ten auf sich selbst, ihr AuReres, ihr Befinden und
ihre Gesundheit. Sichtbarer Ausdruck ist das Er-
scheinungsbild und das Auftreten, auch im Um-
gang mit Fremden, z. B. der Hausverwaltung und
Handwerkern. Eine nicht zu vernachlassigende
Folge positiver Erfahrungen ist die Verminderung
von Abhangigkeiten, insbesondere vom Alkohol.
Einige Mitarbeiter sind seitdem ,trocken”.

Dariiber hinaus ist zugleich wachsende Toleranz
und Verstandnis fir Schwachen von Mitmenschen
zu beobachten, und zwar auch gegeniber denje-
nigen, die durch eine regelmaRige Beschaftigung
(noch) Gberfordert sind und vorzeitig aufgeben:

6/7
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OBDACH e.V.

Bahnhofstrale 3, 69115 Heidelberg

Erfahrungsbericht zur Hartz IV Reform

Aggressivitat im Umgang wird zum Teil durch
Humor oder Ironie ersetzt. Ein insgesamt verbes-
sertes ,Sozialklima" tragt zur Entlastung der Sozi-
alarbeiter bei und ermdglicht es ihnen, mehr Zeit
fur besonders problematische Falle aufzubringen.

Die Aktivitdten der Arbeitsgruppe zur Verbesse-
rung der Wohnumgebung wirkten sich stimulie-
rend auf die Initiativen der Bewohner selbst aus.
Es wurde beobachtet, dass ihre diesbeziiglichen
Aktivitaten zunahmen und intensiver wurden.

llusorisch wére es allerdings, keine Probleme,
Konflikte und Rickschlége zu erwarten. Uber die
Einteilung und Organisation der Arbeit sowie Uber
die Qualitat der Ergebnisse herrscht nicht immer
Ubereinstimmung. Einige der Beschéftigten kén-
nen nicht alle ihre Kollegen gut ,riechen®. Hier
bedarf es manchmal der Vermittlung durch Kolle-
gen und Sozialarbeiter, um Spannungen aufzulé-
sen. Im Allgemeinen wuchs dabei das Verstand-
nis fureinander und die Geduld miteinander.

Einige Betreute mit z.T. beachtlichem Potential an
Qualifikationen, hielten den Anforderungen eines
regelmaligen Arbeitens nur fir eine begrenzte
Zeit stand. Jedoch kann auch fur sie die kurze
Beschaftigung eine Erfahrung sein, an die sie
anknipfen und weitere — wenn auch kleine —
Schritte vorwarts machen kénnen.

Was zu verbessern ist

Das Beschéftigungsangebot der Zusatzjobs ist
zeitlich auf héchstens 9 Monate bei einem Be-
schaftigungstrager begrenzt. Es muss befiirchtet
werden, dass eingeleitete positive Entwicklungen
abbrechen, wenn der Anschluss fehit. Letzteres
ist erfahrungsgemafl fir die Betreuten von Ob-
dach e. V. extrem schwierig.

Erfahrungen im Rahmen des Beschaftigungsan-
gebots in Heidelberg und in anderen Stadten zei-
gen jedoch, dass es einen nennenswerten und
dauerhaften Bedarf (z.B. bei Wohnungsunter-

Heidelberg, den 25. 10. 2007
A. L. Bujard / Dr. Alex Fuller

im Oktober 2007

nehmen) an ,einfacheren® Dienstleistungen im
Sinne von Entrimpelungen, Reinigung, kleinen
Ausbesserungs- und Wartungsarbeiten usw. gibt,
der nur begrenzt durch etablierte Betriebe und zu
angemessenen Preisen angeboten werden kann.
Dazu kommen weitere mogliche Tatigkeitsfelder
wie z. B.

- Gartenarbeiten,

- Gehwegreinigung,

- Botendienste,

- Hilfen bei Umzigen usw.

Statt Maschinen sollte hierfiir verstarkt verfugbare
menschliche Arbeitskraft eingesetzt werden. Um
Langzeitarbeitslosen mit niedrigem Ausbildungs-
standard oder guter Qualifikation aber niedriger
Produktivitat Beschaftigung anzubieten, sollte
kurzfristig Folgendes angestrebt werden:

* \Verldangerung der Dauer von Zusatzjobs auf
zwei Jahre

* Erganzung der Zusatzjobs mit attraktiven,
marktorientierten Weiterbildungsangeboten

* Erweiterung von Angeboten fir Freizeitbe-
schaftigung (musizieren/singen, malen,
spielen, vorlesen, kochen, Theater spielen
etc.)

Diese Angebote missen speziell auf die Zielgrup-
pe von Langzeitarbeitslosen und Menschen mit
besonderen sozialen Schwierigkeiten ausgerichtet
sein. Sie missen moglicherweise neu entwickelt
werden.

Im Workshop ,Wohnungslosenhilfe — Bedarfsori-
entierte Weiterentwicklung in Heidelberg wurde
die Idee entwickelt ein Zentrum fiir Beschaftigung,
Qualifizierung, Freizeit und Kultur aufzubauen, in
dem alle diese Aktivitdten fur benachteiligte Grup-
pen gebindelt werden, um einen geschitzten
Raum anzubieten, der motiviert und befreit und in
dem sich Benachteiligte trauen, sich zu entfalten.

77
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12.11 SKM - Katholischer Verein fiir soziale Dienste in Heidelberg e.V.

SKM Heidelberg — Wohnungslosenhilfe
Kaiserstrafte 88-92 - 69115 Heidelberg
Tel.:06221-16 36 59
Fax:06221-619775
www.skm-heidelberg.de
wohnungslosenhilfe@skm-heidelberg.de

Stellungnahme des SKM Heidelberg zum

,Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg*

1. Kurze Vorstellung der Einrichtung

Der SKM Heidelberg betreibt im Karl-Klotz-Haus in der Kaiserstralle 88-92 eine Tagesstatte, sowie
eine Fachberatungsstelle fir wohnungslose Menschen.

In der niederschwelligen Tagesstétte sollen die existentiellen Grundbedurfnisse’ befriedigt werden.
Daruber hinaus bietet der so genannte Treffraum die Mdglichkeit des Rickzugs von der Strale und
der Pflege sozialer Kontakte. Zudem besteht die Gelegenheit, Kontakt zu den anwesenden
Sozialarbeitern aufzunehmen.

Fur wohnungslose Frauen stehen gesonderte Raume, ein Aufenthaltsraum mit Kochgelegenheit,
sowie ein Badezimmer und eine Kleiderkammer, zur Verfagung. Hier finden wohnungslose Frauen
Ruhe und Abstand zu der ansonsten mannerdominierten Lebenswelt.

Die Fachberatungsstelle im 1.0G des Gebaudes dient in erster Linie als Anlaufstelle far
wohnungslose Menschen. Neben der Unterstitzung bei der Realisierung gesetzlicher Anspriiche® und
der daraus resultierenden Aufgaben sind die Vermittiung in weiterfihrende Hilfen® sowie die
Pravention und Krisenintervention Schwerpunkte der Beratungsarbeit Fallmanagement.

Erganzend leisten wir im gesamten Stadtgebiet aufsuchende Sozialarbeit’.

Ein weiteres Arbeitsfeld in unserer Tatigkeit ist die Notibernachtungsstelle, welche wir im Winter im
Auftrag der Stadt Heidelberg betreiben.

Weitere Angebote im Karl-Klotz-Haus sind die 14-tatig stattfindende niederschwellige medizinisch-
pflegerische Sprechstunde sowie die monatliche tierarztliche Versorgung der Hunde.

Neben fiinf hauptamtlichen Fachkraften® engagieren sich 20 ehrenamtliche Mitarbeiter in unserer

Einrichtung. Daruber hinaus bieten wir langzeitarbeitslosen Menschen die Méglichkeit im Karl-Klotz-
Haus auf 1,50-Euro-Basis tatig zu sein.

2. Erfahrungen und Beobachtungen

Um den Rahmen unserer Stellungnahme zum ,Bericht der Sozialen Lage in Heidelberg" einzuhalten,
werden wir uns bei der Darstellung unserer praktischen Erfahrungen und aktuellen Beobachtungen
auf wenige Punkte beschranken. Dabei werden wir zuerst einen Uberblick Gber die statistische
Entwicklung geben, bevor wir die inhaltlichen Entwicklungen unserer Arbeit skizzieren.

2.1 Statistische Entwicklung

Seit Rechtskraft des SGB Il am 01.01.2005 mussten wir in unserer Fachberatungsstelle einen
Klientenzuwachs von knapp 25% feststellen. Wahrend wir im Jahr 2004 insgesamt 361 Personen
berieten, stieg diese Zahl auf 401 im Jahr 2005. Im folgenden Jahr nahmen 448 Menschen das

" Friihstiick, Mittagessen, Lebensmittel, Duschen, Wasche waschen
2 ALG Il, Grundsicherung, Krankengeld, Rente usw.
i Wohnraum, Wichernheim, Obdach e.V., Therapie usw.
. Streetwork
Mit 4,25 Personalstellen
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Angebot der Fachberatung wahr. Dementsprechend stieg auch die Anzahl der Vorsprachen auf
10.722. Analog hierzu nahm die Zahl der eingerichteten Kontaktadressen® von 131 (2004) Gber 159
(2005) auf 207 im vergangenen Jahr zu. Personen, die sich nicht standig in Heidelberg aufhalten
wurden ebenfalls bedeutend rnehr gezahlt. Erhielten 2005 erstmals 99 Personen eine so genannte
,Durchwandererbescheinigung’, mussten wir 2006 insgesamt 207 solcher Bescheinigungen
ausstellen.

Auch im Bereich der finanziellen Dienstleistungen gab es Steigerungen, die in einem kausalen
Zusammenhang mit den Hartz IV-Regelungen stehen. Aufgrund der Tatsache, dass viele
wohnungslose Menschen kein eigenes Girokonto eréffnen kénnen, treten wir dem Jobcenter
gegenlber als Zahlungsempfanger der Hilfe auf. Im vergangenen Jahr nutzten 120 Personen dieses
Angebot.

In unserer Tagesstatte mussten wir ebenfalls einen Anstieg der Besucherzahlen verzeichnen. Leider
lasst sich dies nicht so eindeutig dokumentieren, da es nicht mit der Niederschwelligkeit vereinbar ist,
die Personen exakt zu erfassen. Lediglich die Anzahl der konsumierten Mahlzeiten 1&sst sich
darstellen. Wurden im Jahr 2005 5.798 Mittagessen und 10.738 Tassen Kaffee an die taglich
durchschnittlich 50 Besucher ausgegeben, servierten wir im darauf folgenden Jahr 6.842 Mittagsessen
und 13.545 Tassen Kaffee. Auch die taglich aus Spenden bereitgestellten Lebensmittel® werden sehr
viel starker nachgefragt.

Daruber hlnaus stieg die Zahl der Patienten, die im Rahmen unserer medizinisch-pflegerischen
Sprechstunde® behandelt wurden. Wurden 2005 durchschnittlich noch 6-8 Patienten je Sprechstunde
gezahlt waren es 2006 10- 12 F'atlenten

Auch in der Notiibernachtung'® gab es eine Steigerung der Ubernachterzahlen. Von 1.635
Ubernachtungen, Uber 1.731 (2005) stieg die Zahl auf 2.302 im letzten Jahr.

Abschliel’end bleibt noch festzuhalten, dass wir in unserer Kleiderkammer im letzten Jahr 5.885
gebrauchte Kleidungsstiicke ausgegeben haben.

Die enormen Zuwéachse in allen Arbeitsbereichen sind zum gréBten Teil auf die veranderte
Rechtsgrundlage zurlickzuftihren. Erhielten wohnungslose Menschen die staatliche Transferleistung in
der Regel in kurzfristiger Zahlweise'' ausgezahlt, anderte sich diese Vorgehensweise durch das SGB
1I. Um in den Hilfebezug zu kommen, benétigen wohnungslose Personen eine Adresse und missen
sich fur den dauerhaften Bezug standig in der gleichen Stadt aufhalten. Durch die Schlielung der
Auszahlstellen bei den Blurgermeisteramtern der Kreisgemeinden, reduzierte sich die Zahl der
Anlaufstellen, sodass die Personen nach Heidelberg ausweichen missen. Dariiber hinaus fuhrte der
schnelle soziale Abstieg Uber ALG | in den ALG lI-Bezug bei einer steigenden Zahl von Personen zum
Wohnraumverlust.

2.2 Inhaltliche Entwicklung

Neben dem zahlenmaRigen Anstieg in allen Arbeitsgebieten brachten die Hartz IV-Regelungen
inhaltliche Veranderungen.

So Ubernahmen wir ab 2005 gemaR einer Vereinbarung mit dem Jobcenter und dem Sozialamt das
niederschwellige ,Fallmanagement fir wohnungslose Personen®. Hierzu gehéren die Antragstellung,
die hierfiir notwendigen Unterlagen und Bescheinigungen, Postausgabe, Uberpriifung der Prasenz

Voraussetzung fiir den Bezug von ALG Il. Gewahrleistet die Verfugbarkeit des Hilfeempfangers.
7 Voraussetzung fiir den kurzfristigen Bezug von ALG I, fir bis zu drei Tagen im Monat.
Kooperation mit der Heidelberger Tafel, die uns einen GroRteil der verwendeten Lebensmittel beschafft.
¥ Zweimal wéchentlich kommt eine vom SKM bezahlte Krankenschwester des Vereins ,Frauen pflegen Frauen®
|ns Karl-Klotz-Haus. Erganzt wird dieses Angebot durch zwei ehrenamtlich tatige Arzte.
%Im Auftrag der Stadt betreiben wir im Winterhalbjahr eine Notiibernachtung fiir wohnungslose Menschen. Die
Belegung erfolgt Uber das Amt fir Wohnungsnotfalle der Stadt.
! Sozialhilfe in Form von Tagessétzen in fast jeder Gemeinde.
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des Hilfesuchenden'? im Stadtgebiet, Mitteilungen uber Statusé’mderunc_:;en13 und die
Geldverwaltung ', Weiterbewilligungsantrage und Abmeldungen'®.

Neben diesen verwaltungstechnischen Veranderungen hat sich unsere Arbeit im Zusammenhang mit
den Neuregelungen und dem Fallmanagement auch inhaltlich und von der Zusammensetzung des
Personenkreises verandert.

Waren unsere Klienten vor Hartz IV in den allermeisten Fallen typische Wohnungslose, die mitunter
seit vielen Jahren auf der Strale lebten, werden wir nun vermehrt von Personen angelaufen, die ihren
Wohnraum erst klrzlich verloren haben. Dariiber hinaus stellen wir eine steigende Zahl von Menschen
mit Wohnraum fest, die aufgrund der gesetzlichen Anderungen professioneller Hilfe bedurfen. Auch
die Zahl junger Erwachsener, die nach einer JugendhilfemalRnahme auf der StralRe stehen, ist seit
Anfang 2005 enorm gestiegen.

Der schnelle soziale Abstieg mit der geringen ,Grundsicherung fur Erwerbsfahige” durfte in diesem
Zusammenhang ursachlich sein. Auch der Wegfall der einmaligen Beihilfen fur Bekleidung, Hausrat
usw. fuhrt zu steigender Nachfrage. Besonders unser kostenloses Lebensmittelangebot und die
Kleiderkammer werden immer haufiger von Menschen mit Wohnraum, also der stadtischen
Armutsbevélkerung genutzt. Gerade Rentner mit geringem Einkommen und hohen Zuzahlungen fur
medizinische Hilfen kommen verstarkt in unsere Tagesstatte friihstiicken und nehmen auch ihr
Mittagessen ein.

Eine Schwierigkeit mit der wir immer haufiger konfrontiert sind, hangt mit den gestiegenen Preisen auf
dem Energiesektor zusammen. Eine standig wachsende Zahl von Personen spricht in unserer
Beratungsstelle vor, um Mdglichkeiten zu finden, Strom- und Gasschulden zu regulieren.

Bei den jungen Erwachsenen resultieren die Probleme haufig aus der verscharften Regelung fur
Personen unter 25 Jahren. AuRerdem gibt es fur diesen Klientenkreis keine adéaquaten,
weiterfuhrenden Hilfen. Die Ansatze der klassischen Wohnungslosenhilfe fuhren haufig zu einer
Verschlechterung der Situation.

Ein weiteres Problem mit dem wir alltaglich konfrontiert sind ist die Situation auf dem Heidelberger
Wohnungsmarkt. So wurde zwar mit dem Mietinteressentenbiiro eine zentrale Anlaufstelle geschaffen,
fur unseren Personenkreis brachte dies aber keine Verbesserung. Um in diesem Buro auf die
Warteliste zu kommen, muss eine Schufa-Auskunft vorgelegt werden, die bei wohnungslosen
Menschen haufig negativ ausfallt. Die Suche auf dem ,freien” Wohnungsmarkt scheitert in der Regel
an der Zuganglichkeit, da solche Wohnungen oft nur tber Immobilienmakler vermietet werden, der
Jobcenter die notwendigen Provisionen aber nur darlehensweise finanziert. Diese weitere
Reduzierung der monatlichen Regelleistung kann jedoch in der Regel nicht getragen werden. Darliber
hinaus stellen auch Kautionszahlungen unser Klientel vor Schwierigkeiten. Diese werden zwar vom
Jobcenter Ubernommen, sind aber bei Kostentragerwechsel oder Umzug sofort zur Riickzahlung fallig.
Da Vermieter jedoch anstehende Nebenkostenabrechnungen noch abwarten, kann es mehrere
Monate dauern, bevor der Hilfeempfanger die Rucklberweisung veranlassen kann. Problematisch
sind auch die verwaltungstechnischen Erfordernisse, falls ein Vermieter bereit ist, an einen
wohnungslosen ALG |I-Empfanger zu vermieten. So muss erst die Genehmigung der
Kostenubernahme eingeholt werden, wodurch es zu Verzégerungen beim Vertragsabschluss kommt.
Bei psychisch kranken Wohnungslosen stehen wir oft vor dem Problem, dass es in Heidelberg nur
sehr wenige Wohnplatze fur diesen besonderen Personenkreis gibt. Wenn zur psychischen
Erkrankung noch eine Suchtproblematik hinzutritt, ist eine Vermittlung véllig ausgeschlossen.

Es bleibt daher nur die Vermittlung in Wohnraum des Vereins ,Obdach e.V." Der Uberwiegende Teil
unseres Klientel ist aber nicht willens, sich in dieser Form begleiten zu lassen. Dariiber hinaus besteht
bei vielen kein Betreuungsbedarf, sodass auch diese Option ausscheidet.

12 Wohnungslose Personen miissen dreimal die Woche im Karl-Klotz-Haus vorsprechen und nach Post fragen.
Dies miissen wir festhalten, um so zu dokumentieren, dass der Hilfesuchende dem Arbeitsmarkt zur Verfiigung
steht.

2 Klinik- und Gefangnisaufenthalte sowie langere Abwesenheit miissen dem Jobcenter schriftlich mitgeteilt
werden.

'“ Dies umfasst Barauszahlungen an Klienten, Ratenantrage, Uberweisung der Raten an Glaubiger usw.

"> Wenn eine ALG II-Empfanger seiner Meldepflicht nicht nachkommt, miissen wir dies dem Jobcenter mitteilen,
damit die Hilfe eingestellt werden kann.
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Erschwerend kommt hinzu, dass eine Vermittiung nach dort an eine so genannte 6-Monatsfrist'®
gebunden ist.

Eine Entwicklung die ebenfalls mit der Hartz IV-Reform zusammenhangt, betrifft die Organisation der
Kuche im Tagestreff. Wahrend wir hier friiher Personen aus dem Besucherkreis im Rahmen von
zusatzlicher Beschaftigung im Rahmen des BSHG '’ beschaftigten und diese Mitarbeiter bei Eignung
auch in eine befristete sozialversicherungspflichtige Tatigkeit ibernehmen konnten, ergeben sich bei
den ,Arbeitsverhaltnissen'® nach SGB Il weder firr den Mitarbeiter noch fiir die Einrichtung
Perspektiven, sodass wir mit standigem Personalwechsel leben missen.

Bei all diesen negativen bzw. problematischen Folgen darf nicht verschwiegen werden, dass es fur
den Personenkreis der alleinstehenden Wohnungslosen auch Vorteile gibt, die aus den Hartz IV-
Regelungen resultieren.

So erhalten Personen, die auf der Stral3e leben, aber in Heidelberg sind oder bleiben erhalten das
ALG Il in monatlichen Zahlungenm. Da diese etwas hoher liegen als der alte Regelsatz der Sozialhilfe,
erfahren diese Menschen eine materielle Besserstellung. Durch die monatliche Auszahlung lassen
sich Anschaffungen tatigen oder Verbindlichkeiten in Form von Ratenzahlungen bedienen.

Ein besonders wichtiger Punkt ist die obligatorische Kramken\.fersicherun«;;20 fur ALG ll-Empfanger.
Allerdings werden nun auch bis zu ca. 80 Euro im Jahr an gesetzlichen Zuzahlungen féllig, die viele
unserer Klienten, aber auch Menschen, die der stadtischen Armutsbevélkerung zuzurechnen sind,
vom Arztbesuch bzw. dem Kauf von Medikamenten abhalten.

Eine weitere Erfahrung, die ebenfalls nicht unerwahnt bleiben darf, ist die hervorragende Kooperation
mit dem Jobcenter Heidelberg. Diese ist véllig unproblematisch, und haufig lassen sich gemeinsam
unburokratische Lésungen flr den von uns betreuten Personenkreis finden. Die Sachbearbeiter
zeigen sich unserem Klientel gegeniiber sehr aufgeschlossen, was unsere Arbeit trotz der enorm
gestiegenen Fallzahlen etwas vereinfacht.

Dies waren in der gebotenen Kirze die wesentlichen bzw. wichtigsten Erfahrungen im
Zusammenhang mit den Hartz IV-Regelungen.

3. Vorschlage zur Verbesserung und Pravention

Am wichtigsten ist aus unserer Sicht die Schaffung von Wohnraum fur ALG II-Empfanger. Ein
moglicher Ansatz, dem Personenkreis der alleinstehenden Wohnungslosen den Zugang zum
Wohnungsmarkt zu vereinfachen, ware die Ubernahme der Maklerprovision, statt diese nur in Form
von Darlehen zu gewéhren. Die Schaffung von Sozialwohnungen durch die Stadt und eine stadtische
Wohnungsbérse fur ALG [I-Empfanger kénnten hier weiterhelfen.

Der Zugang zum Betreuten Wohnen beim Verein ,Obdach e.V.” sollte unabh&ngig von der Dauer des
gewohnlichen Aufenthalts in Heidelberg moglich sein. Wartezeiten bis zu sechs Monaten nimmt den
Hilfebedrftigen haufig die vorhandene Motivation und sorgt fur eine Verschlimmerung der
Lebenssituation.

Bei alleinstehenden Wohnungslosen, die haufig schon viele Jahre auf der Stralle leben, ware es
denkbar, mit niederschwelligen Wohnangeboten fur eine gewisse Entspannung zu sorgen. Erganzend
kénnte eine ganzjahrige, unburokratische Notubernachtung eine schrittweise Gewdhnung an
Wohnraum bewirken und die ,Sesshaftmachung" einleiten. Nach einer ,Probephase” ware eine
Unterbringung Uber das Amt fur Wohnungsnotfélle méglich, wie dies bereits im Winter 2006/07
praktiziert wurde. Dabei ist es auch erstrebenswert, die Dauer der tageweise Auszahlung des ALG Il

' Um wohnungslose Personen in Betreutes Wohnen zu vermitteln ist es erforderlich, dass diese mindestens
sechs Monate lang ihren gewdhnlichen Aufenthalt im Stadtgebiet haben.

'" Bundessozialhilfegesetz

'® Gemeint sind hier die so genannten 1,50-Euro-Jobs.

% Im Rahmen des BSHG wurde die Hilfe meist nur kurzfristig gewahrt. Viele Wohnungslose mussten bis Ende
2004 tage- bzw. wochenweise Auszahlungen der Sozialhilfe akzeptieren.

2% Vorher mussten wohnungslose Personen im Krankheitsfall beim Sozialamt vorsprechen, um von dort einen
Krankenschein zu erhalten; erst damit war ein Arztbesuch maéglich.

-238 -



Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg Kapitel 12

zu verlangern. Bisher werden namlich lediglich drei Tagessatze im Zeitraum von vier bis sechs
Wochen ausgezahlt.

Far Jugendliche und junge Erwachsene sind spezielle Angebote notwendig, die nichts mit der
klassischen Wohnungslosenhilfe zu tun haben. Erganzend lieen sich spezielle Beratungsstellen
schaffen. Durch aufsuchende Sozialarbeit wiirden negative Entwicklungen fruhzeitig erkannt und
bearbeitet werden.

Gerade bei diesen Personen sollte aulerdem Uberprift werden, ob auf Unterhaltsforderungen
gegeniber den Eltern nicht verzichtet werden kann. Viele Hilfesuchenden verzichten auf
Unterstitzung, um die Einschaltung der Familie zu verhindern.

Im Bereich der Pravention gibt es durchaus noch realisierbare Ansatze. Aus unserem Arbeitsgebiet
,Streetwork?' haben wir die Erfahrung gewonnen, dass viele Personen, die in eine soziale Notlage
geraten, erst dann eine Beratungsstelle aufsuchen, wenn es sich nicht mehr vermeiden lasst. In der
Regel sind die Probleme dann oft so groR, dass nur noch eine Vermeidung von Schlimmerem méglich
ist. Aktives Zugehen auf potenzielle Klienten mit dem Hintergrund eines Gemeinwesen orientierten
Ansatzes kénnte hier flur eine Entspannung sorgen. Dariiber hinaus waren niederschwellige
Beratungsangebote vorstellbar. Eine bessere Aufklarung der Betroffenen wére ebenso hilfreich.

Gestiegene Kosten in allen Lebensbereichen lassen die Situation der ALG II-Empfanger immer
schwieriger werden. Es ist also durchaus vorstellbar, dass durch neue, flachendeckende
Einkaufsméglichkeiten wie Tafelladen eine Verbesserung der Lebenssituation erreicht werden kann.
Sozialtarife bei Energieversorgern, glinstige Handwerker und Dienstleister, Offnung von kulturellen
Einrichtungen, kostenlose Tageszeitungen u.a. kénnten solche Formen der Hilfe ergénzen. Auf dem
Energiesektor wird mit dem Entschuldungfonds der Versorger bereits ein neuer Weg gegangen.

Abschlielend mdéchten wir noch auf die Notwendigkeit der Schaffung von
sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnissen hinweisen. Viele Hilfeempfanger werden
sechs bzw. neun Monate im Rahmen eines 1,50-Euro-Jobs beschaftigt, ohne dass sich ihnen eine
Perspektive fir eine Weiterbeschaftigung eréffnet. Lohnkostenzuschiisse wirden hier neue Chancen
eréffnen und den betroffenen Personen die Gelegenheit bieten, unabhangig von ALG Il-Leistungen zu
werden.

Heidelberg, den 28.09.2007

! Aufsuchende Sozialarbeit
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12.12 Verbund fiir Beschaftigung e.V. / Jugendagentur e.V.

Verbund fiir Beschaftigung e.V.
Mitglieder: IFA e.V. - Werkstatt gGmbH - Vbl e.V. Alte Eppelheimer StraBe.38

69115 Heidelberg
Tel.: 06221/9703-27

»Bericht zur sozialen Lage in Heidelberg

Stellungnahme

Der Verbund fiir Beschéftigung e.V. ist ein Zusammenschluss der drei Heidelberger Sozialbetriebe
und Beschéftigungstrager Werkstatt gGmbH, IFA e.V und Vbl e.V.. Wir mochten in unserer Stellung-
nahme nicht die quantitative Analyse des Berichts kommentieren. Unsere Stellungnahme soll aus der
Sicht von Trigern, die alltdglich mit Menschen umgehen, welche meist SGB II-Leistungen beziehen,
deren Lebenslage beleuchten. Zudem mochten wir aber auch auf erste Notwendigkeiten hinweisen, die
sich aus unserer Sicht ergeben.

Die Aussagen zum Thema ,,Lage von jungen Arbeitslosen und von HauptschiilerInnen sind von der
Jugendagentur Heidelberg e.V. erginzt worden.

1. Das Fehlen einer ausreichend bezahlten Arbeit ist die hdufigste Ursache fiir Armut. 2/3 der 12.000
armutsgefahrdeten Personen in Heidelberg bekommen die Grundsicherung fiir Arbeitssuchende bzw.
das Sozialgeld. Die Regelsitze des SGB 11 sind fiir viele Menschen die Basis ihrer Lebensunterhaltssi-
cherung. Hierzu stellen wir folgendes fest:

Menschen, die tatsidchlich nur von den Regelsédtzen des SGB 1II leben sind arm, nicht nur armutsge-
fahrdet. Von den Regelsétzen ist unserer Ansicht nach - und wir bekommen das im Alltag auch viel-
fach von Betroffenen riickgemeldet - ein menschenwiirdiges Leben nicht mehr moglich.

Die Konsequenzen daraus sind, dass die meisten Menschen und Familien irgendwie noch weitere Ein-
kiinfte haben miissen. Vielfach gibt es daher informelle Strukturen und Netzwerke aus Freunden, Fa-
milie, Nachbarschaft, die helfen und materiell oft mit Sachleistungen unterstiitzen. Inzwischen gibt es
auch verstirkt institutionalisierte materielle Hilfen wie z.B. in den Tafelldden oder Kleiderkammern.
Dass dafiir inzwischen wieder ein dringender Bedarf besteht, macht die Notlagen deutlich, auch wenn
solche Hilfeformen beziiglich Ausgrenzung und moglicher Diskriminierung kritisch zu sehen sind.
Viele Formen der informellen Hilfen, bewegen sich manchmal, da auch mit Gegenleistungen verbun-
den, formal an der Grenze zur Schwarzarbeit.

Gleichzeitig sind viele Menschen bereit, sehr schlecht bezahlte Aushilfstétigkeiten zu machen, da sie
damit das verfiigbare Einkommen zumindest um den Freibetrag von 100 € erhdhen. Auch die ca. 160
€ aus der Mehrbedarfsbeschéftigung stellen fiir die Teilnehmer dringend benétigtes Zusatzeinkommen
dar. Eine Beobachtung, die schon fiir das frithere BSHG galt, ist, dass Menschen und Familien, die
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schon lange formal auf dem Niveau der Regelsitze leben, bessere ,,informelle Uberlebensstrategien‘
entwickelt haben, als die vielen Menschen, insbesondere die Alleinerziechenden oder auch alleinste-
hende Altere, die wegen eines Kindes oder nach einem Arbeitsleben ins SGB II gelangen

Immer mehr Menschen im SGB II sind nicht mehr arbeitslos, sondern arbeiten, viele auch Vollzeit.
Wegen der niedrigen Lohne bei ungelernten Arbeitskréften reicht das aber nicht mehr aus, insbesonde-
re dann, wenn eine Familie an einem Einkommen héngt. Hier kommen in Heidelberg, wie der Bericht
ja auch dokumentiert, verschérfend die sehr hohen Mieten dazu. Nicht nur nach unserer Ansicht wird
die Zahl der Menschen, die arbeiten und ergéinzende Hilfe bekommen, zunehmen. Fiir Heidelberg ist
dies auch eine Kostenfrage, denn meist ist davon der Mietanteil betroffen, den die Kommune trégt.

Im Grundsatz gilt dieses Problem auch bei BeschéftigungsmaBBinahmen. Denn auch dort ist es fiir die
Tréger aus finanziellen und betriebswirtschaftlichen Griinden schwierig, die eigentlich notwendigen
hoheren Lohne zu zahlen. Gleichzeitig ist es nicht vermittelbar, dass in Manahmen hohere Gehélter
gezahlt werden, als es dem Lohnniveau bestimmter Branchen entspricht.

Die gesellschaftlich diskutierte und leider auch haufig favorisierte Form des ,,Kombilohnes* trigt zur
weiteren Reduktion des allgemeinen Lohnniveaus auf dem Arbeitsmarkt und zur Steigerung der 6f-
fentlichen Transferzahlungen bei. Ob durch diese staatlichen Transferleistungen an Niedriglohner tat-
sdchlich neue Erwerbsarbeitsplitze entstehen, muss zumindest in Frage gestellt werden. In jedem Falle
aber ist es fiir die einfach qualifizierten Menschen entwiirdigend, wenn sie nicht (mehr) ihre Existenz
iber ein eigenes, ausreichendes Einkommen sichern konnen.

2. Inzwischen ist es ,,fast™ Allgemeinwissen, dass Einfacharbeitspldtze kaum mehr vorhanden sind.
Menschen, die aus welchen Griinden auch immer (z.B. soziale Herkunft, Bildungshintergrund, korper-
liche Féhigkeiten, schwierige Erwerbsbiographie) auf solche Arbeitsplitze anwiesen sind, finden diese
nicht mehr. In Heidelberg ist die Situation, worauf schon die Studie zu Einfacharbeitsplédtzen des
Equal-Projektes in 2005 hingewiesen hat, durch die vielen Studenten, die inzwischen aus der eigenen
sozialen Situation heraus noch zwingender auf den Job-Arbeitsmarkt z.B. in der Gastronomie dréngen,
noch verschérft.

3. Trotz vielfiltigster Aktivititen im Ubergang von Schule in den Beruf schaffen ca. 2/3 der Abginger
von Hauptschule, Sonderschule oder aus dem BVJ den direkten Ubergang in das duale Ausbildungs-
system nicht mehr. Die Quote wére wahrscheinlich noch schlechter, wenn es nicht die vielfiltigen An-
gebote der Jugendberufshilfe gibe. Diese jungen Menschen, die aus den verschiedensten Griinden
nicht in eine qualifizierte Berufsausbildung einmiinden, sind die Armen der ndchsten Generation, da
sie meist in prekéren, unqualifizierten Beschiftigungen landen. Hier miissen strukturell die Weichen in
Kindergarten und Schule anders gestellt werden.

4. Die im Armutsbericht dargestellte Situation, dass fast 80 % der Schiiler nach der Grundschule auf
die Realschule und das Gymnasium wechseln, ist zwar ein positiver Indikator fiir den Aufstiegswillen
der Mehrheit der stddtischen Bevolkerung. Unter den Aspekten der Armutsgefihrdung ist dieser posi-
tive Indikator leider auch ein erschreckender Hinweis auf die Lage der in der Hauptschule verbliebe-
nen Jugendlichen. Neuere Untersuchungen weisen aus gutem Grunde darauf hin, dass Hauptschiiler
sich in der Regel schon mit jungen Jahren ,,aufgeben‘ und deswegen weder einen Leistungs- und ei-
nen Aufstiegswillen entwickeln. Hauptschule darf das nicht akzeptieren. Bevor man die Jugendlichen
zur Leistung motiviert, miissen die Schule und die Gesellschaft ihre Hausaufgaben erledigen. Es miis-
sen in der schulischen Struktur die frithzeitigen und vielfiltigen Selektionsverfahren vermieden wer-
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den. Ebenso miissen die allgemeinen berufsbildenden Angebote im schulischen Kontext verbessert
werden und zwar durch eine Vielfalt neuer, auBBerschulischer Angebote und Lernrdume. Es ist bekannt,
dass auch sogenannte bildungsferne und leistungs- und motivationsschwache Schiiler viele Talente
und Kompetenzen haben, die leider nicht mit dem schulischen Lernen immer kompatibel sind. Schule
muss sich deshalb im inneren verdndern und sich nach auflen 6ffnen.

5. Heidelberg hat eine ausreichende Grundstruktur im Bereich der Bildungs- und Beschéftigungstra-
ger. Bei den Beschéftigungstragern, insbesondere den Mitgliedern des Verbundes fiir Beschiftigung,
werden in verschiedenen Arbeitsfeldern sowohl Integrationsbeschéftigungen als auch Integrationsar-
beitsplitze und dauerhafte Einfacharbeitsplitze vorgehalten. Im Bereich der Arbeitsplitze sind die
Trager als Betriebe organisiert und daher auf normale Teilnahme am Markt anwiesen. Das Auf und Ab
der Forderprogramme macht aber eine kontinuierliche Entwicklung von Geschéftsfeldern fiir die Ziel-
gruppe sehr schwierig und zwingt immer wieder zur Einstellung auch unter Integrationsgesichtspunk-
ten sehr erfolgreicher Projekte.

Wir sehen in aller Kiirze folgenden Handlungsbedarf unter dem Aspekt Arbeitsmarkt, Beschéftigung
und Lebenslagen armer Menschen:

Alle angebotenen Formen der Unterstiitzung und Hilfe sollten so gestaltet sein, dass strukturell Armut
vermieden wird und die Form der Hilfe keinen rein karitativen, fiirsorgenden Charakter hat. Menschen
miissen in die Lage versetzt werden, ein Leben in Wiirde selbst zu gestalten. Sei es mit Hilfe einer aus-
reichend entlohnten Erwerbsarbeit oder auch in Form einer ausreichenden Grundsicherung.

1. Die Regelsitze sind fiir die Bezieher von SGB II-Leistungen einfach viel zu niedrig. Ebenso
haben die Lohne im Bereich der Einfacharbeitsplétze ein Niveau erreicht, welches nicht mehr
ausreicht, um der Armut durch Arbeit zu entkommen. Diese politischen und gesellschaftlichen
Fragen sind von der Stadt nur indirekt zu beeinflussen, obwohl sie eine wichtige steuernde
Funktion in der Daseinsfiirsorge fiir alle Biirger dieser Stadt hat. Sie hat aber iiber ihre Gesell-
schafterfunktion in der Arbeitsgemeinschaft nach SGB II eine Mitwirkungsmdoglichkeit in der
Praxis der Ausgestaltung der Leistung und kann sich hier um eine gute und liberale Handha-
bung bemiihen.

2. Die Stadt soll sich aber auf dem Hintergrund der im Bericht aufgezeigten Problemlagen aktiv
um das Thema Beschiftigung kiimmern und gemeinsam mit Tragern, Betrieben und Instituti-
onen eine Gesamtstrategie entwickeln. Uber die Nutzung von Beschiftigungsprogrammen und
Zuschiissen aller Ebenen sowie die Mitplanung im Jobcenter gibt es viele bisher zu wenig ge-
nutzte Spielrdume.

3. Es miissen Anstrengungen darauf gerichtet sein, Arbeitsplétze in allen Bereichen zu schaffen,
die fiir langzeitarbeitslose SGB II-Bezieher erreichbar sind. Das werden meist Einfacharbeits-
plitze sein. Die Arbeitsplitze miissen wieder direkt in der Stadt entstehen, in Betrieben, die
dabei unterstiitzt werden, aber auch in den Arbeitsbereichen der Sozialbetriebe. Ein wichtiges
unterstiitzendes Instrument ist das ,,Programm Aktive Beschiftigungspolitik®, das endlich ak-
tiv beworben und umgesetzt werden soll. Am wichtigsten ist die Schaffung ausreichend ent-
lohnter, sozialversicherungspflichtiger Vollerwerbsarbeitsplétze. Fiir bestimmte Gruppen ist
aber ergidnzend der Ausbau zusétzlicher geringfiigiger Arbeitsverhiltnisse sinnvoll. Vor allem
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als finanzielles Zubrot fiir ALG II/ Sozialgeld -Bezieher, die nicht oder noch nicht in der Lage
sind, eine Beschéftigung aufzunehmen.

4. Das gleiche gilt fiir den Ausbildungsbereich, in dem viel aktiver um Stellen geworben werden
muss. Daneben miissen Férdermodelle aber auch andere Moglichkeiten der Ausbildung (iiber-
betrieblich, modular etc.) stiarker in den Fokus.

5. Die Forderung der Ausbildungsreife von Schiiler muss durch neue, praxisorientierte und friih-
zeitige Berufsforderung in Haupt- und Forderschulen erfolgen, und zwar innerhalb und auf3er-
halb der Schule. Um dieses Ziel zu erreichen, ist es notwendig, dass ein gesellschaftliches
Netzwerk von Schulen — Lehrkriaften — Unternehmen — auflerschulischen Trégern - Politik
usw. ein stimmiges Gesamtkonzept Jugendberufshilfe in Heidelberg entwickelt und auch um-
setzt. Parallel dazu miissen sich Unternehmen fiir Hauptschiiler 6ffnen, auch fiir leistungs-
schwache Jugendliche, damit tatséchlich auch diese Gruppe eine echte Chance auf einen Aus-
bildungsplatz hat.

6. Die Gruppen, in denen es besonders viele Beschiftigungslose und vielfach damit auch arme
Menschen gibt, sind besonders in den Blick zu nehmen. Einige Migrantengruppen, Menschen
mit Behinderung, Teile der Jugendlichen, éltere und geringqualifizierte Menschen, Alleiner-
ziehende und Berufsriickkehrerinnen sind einige Beispielsgruppen, fiir die besondere Integra-
tionsaktivitdten entfaltet werden miissen. Auf der Basis der Zahlen und der Erfahrung der Tra-
ger sollen hierzu die vorhandenen Programme und das Wissen der Trager genutzt werden, um
eine Gesamtstrategie fiir die Stadt zu entwickeln.

Heidelberg, den 12. November 2007

Verbund fiir Beschéftigung e.V.
Jugendagentur e.V.
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ZU Kapitel 1

Die Erhebung ,Leben in Europa”

Im Jahr 2005 wurde in Deutschland die neue EU-Statistik ,Leben in Europa” (EU-SILC: European
Statistics on Income and Living Conditions) erstmals durchgefihrt. Sie soll aktuelle, qualitativ
hochwertige und vor allem europaweit vergleichbare Daten Uber die Lebenssituationen von Per-
sonen in Privathaushalten bereitstellen. Diese Erhebung dient als wichtige Informationsgrundla-
ge fur die Sozialpolitik auf nationaler und europaischer Ebene. Zentrale Themen sind neben dem
Einkommen die Wohnsituation und der Gesundheitszustand, wobei auch subjektive Einschat-
zungen der privaten Haushalte ermittelt werden. Dadurch soll ein umfassendes Bild tber die
Lebensumstdande der Menschen in den privaten Haushalten entstehen. ,Leben in Europa” ist
zentrale Grundlage zur Ermittlung der vom Europadischen Rat verabschiedeten Indikatoren zur
Messung von Armut und sozialer Ausgrenzung in der EU. Die gewonnen Daten sollen auf euro-
paischer Ebene vor allem in die jahrlichen im Frihjahrsbericht veréffentlichten Strukturdaten
einflieBen. ,Leben in Europa” liefert dartiber hinaus auch auf nationaler Ebene wichtige Infor-
mationen fir die Sozialpolitik.

In Deutschland werden auf freiwilliger Basis ca. 13.000 Haushalte befragt, davon etwa 1.700
Haushalte mit insgesamt ca. 3.300 Personen in Baden-Wurttemberg. Die Haushalte werden
nach einem Zufallsprinzip ausgewahlt und erhalten einmal im Jahr einen Haushaltsfragebogen,
in dem vor allem Fragen zur Haushaltszusammensetzung, zum Haushaltseinkommen und zur
Wohnsituation gestellt werden. AuBerdem bekommen alle Haushaltsmitglieder, die 16 Jahre
oder dlter sind einen Personenfragebogen, der insbesondere Fragen zu Erwerbstatigkeit, Bildung
und Gesundheit enthalt. '

Im Rahmen von , Leben in Europa” 2005 wurde retrospektiv das Jahreseinkommen des Jahres
2004 erhoben. Die Bestandteile des verfliigbaren Einkommens der privaten Haushalte basieren
auf einer internationalen Konvention, die im Auftrag der Vereinten Nationen erarbeitet wurde.
Das verfugbare Einkommen ist dabei nicht mit dem , Nettoeinkommen” aus abhangiger Be-
schaftigung gleichzusetzen, da es dartber hinaus aus vielerlei weiteren Einkommensarten beste-
hen kann. Es setzt sich aus den persénlichen EinkUnften aller Haushaltsmitglieder sowie den
gemeinsamen Einkinften des Haushalts zusammen, von denen Steuern, Sozialabgaben sowie
regelmalBige Zahlungen an andere Haushalten abgezogen werden. Im Einzelnen werden folgen-
de Einkommensarten oder Abziige erfasst:?

Verfiigbares Haushaltseinkommen

Einnahmen

+ Bruttoeinkommen aus abhangiger Erwerbstatigkeit (dazu zahlt beispielsweise auch der antei-
lige Wert eines Firmenwagens)

1 Pflugmann-Hohlstein: Lebens- und Einkommensverhaltnisse in Baden-Wirttemberg in: Statistisches Monatsheft
Baden-Wurttemberg 3/2007, S. 43

2 Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Armut und Lebensbedingungen, Ergebnisse aus , Leben in Europa” fur Deutsch-
land 2005, Wiesbaden 2006, S. 9ff.
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+ Bruttoeinkommen aus selbstandiger Tatigkeit

Arbeitslosengeld oder -hilfe

alle Arten von Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung (Altersrenten, Hinterbliebe-
nenrenten, Invaliditatsrenten usw.), entsprechende Pensionen sowie Betriebsrenten
Ausbildungsunterstlitzungen (zum Beispiel Baf6G)

Bruttoeinkommen aus Vermietung und Verpachtung

Familienbezogene Einkiinfte (zum Beispiel Kindergeld)

Hilfe zum Lebensunterhalt, Hilfe in besonderen Lebenslagen (,, Sozialhilfe”)
Offentliche Wohnzuschiisse

RegelmaBige Zahlungen durch andere Privathaushalte (zum Beispiel Unterhalt)
Einklnfte aus Kapitalanlagen

Einkommen von Kindern, die im Haushalt leben (zum Beispiel Waisenrente)

+ o+

++ + + + + + o+

Abziige

Unterhaltszahlungen, die an andere private Haushalte gezahlt wurden
samtliche auf alle Einklinfte gezahlte Steuern
samtliche auf alle Einktinfte gezahlte Sozialversicherungsbeitrage

Nicht als Einkommen betrachtet werden im Rahmen von , Leben in Europa” gemaR den EU-
Vorgaben beispielsweise Geldgeschenke, Erbschaften sowie Entnahmen aus dem angesparten
Vermdgen (Vermdgensverzehr).

Nettoaquivalenzeinkommen

Um Einkommen vergleichbarer zu machen, werden in der Regel Nettodquivalenzeinkommen von
Haushalten ermittelt, die nach dem Bedarf der Haushaltsmitglieder gewichtet sind. Es handelt
sich dabei um eine fiktive RechengréBe. Nicht die reine Zahl der Képfe ist von Bedeutung, son-
dern die Zusammensetzung des Haushalts.

Nach der sogenannten ,modifizierten OECD-Skala” erhalt die erste erwachsene Person eines
Haushalts das Gewicht 1, weitere Erwachsene sowie Kinder ab 14 Jahren erhalten das Gewicht
0,5 und Kinder unter 14 Jahren das Gewicht 0,3.

Grund fur die bedarfsgewichtige Rechnung ist, dass in gréBeren Haushalten Einspareffekte auf-
treten (zum Beispiel durch gemeinsame Nutzung von Wohnraum oder Haushaltsgeraten). Unter
der Annahme, dass sdmtliche Einkommen unter allen Haushaltsmitgliedern gleichmaBig geteilt
werden, werden die Einkommen des gesamten Haushalts addiert und anschlieBend nach Haus-
haltsgréBen gewichtet den einzelnen Haushaltsmitgliedern zugerechnet, wobei jedes Haus-
haltsmitglied dasselbe Aquivalenzeinkommen zugewiesen bekommt.

Das Nettodquivalenzeinkommen wird auf Grundlage des (Netto-) Einkommen berechnet, wel-
ches sich aus allen EinkUinften aus selbststandiger und nicht selbststandiger Arbeit sowie aus
Vermdgen und Mietwert selbstgenutzten Wohneigentums abzlglich Steuern und Pflichtbeitra-
gen zu Sozialversicherungen zusammensetzt. Das durchschnittliche monatliche Nettoaquivalenz-
einkommen bezeichnet demnach den pro Kopf im Schnitt verfiigbaren Geldbetrag. Haufig ver-
wendet man dabei nicht den statistischen Durchschnitt, sondern den Median, welcher robuster
gegen extrem abweichende Werte ist. In der EU dient der Median des Nettodquivalenzeinkom-
mens seit 2001 als MaBstab der relativen Armutsgrenze.
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Anhang

zu Kapitel 2.3

Abbildung 1: Anteil der Deutschen mit Migrati- Abbildung 2: Anteil der Auslanderinnen und
onshintergrund unter 10 Jahren an
der Bevolkerung in Prozent 2005
(Baden-Wiirttemberg und Metropolregion
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(Baden-Wurttemberg und Metropolregion
Rhein-Neckar) !

Rhein-Neckar) !

Heldelbarg Heidelberg
L h S
L] unter 10 Sl 10bisunter20 M 20 bés unter 30 ] unter 5 (5] 5 bis unter 10 Bl 10 bis unter 15
B 30 bis wntor 40 I 40 bis unter 50 W 50 und mehr B 15 bis unter 20 B 20 bis unter 30 B 20 und ok
Ligebnsas des Mikrorensus 20056 © Stairstisches Bundesam 2007 [rgetwtinse dos Mikiozers 2005 O SEatiseehes Bundewsimrt 3007

Tabelle 1: Nicht-EU-Birger/innen mit Niederlassungserlaubnis nach den hau-
figsten Staatsangehorigkeiten zum 31.12.2006 in Heidelberg

Nationalitéat Ménnlich Weiblich Insgesamt In % aller Nicht EU-
Auslander mit Nieder-

lassungserlaubnis

Turkei 1011 953 1964 32,39

USA 234 189 423 6,98

Russland 119 221 340 5,61

Ukraine 113 177 290 4,78

Kroatien 129 142 271 4,47

Serbien -

Montenegro 131 129 260 4,29

Iran 140 104 244 4,02

Rumanien 29 92 121 2,00

[Summe o.g.

Staaten 1906 2007 3913 64,53

Ubrige Staaten 907 1243 2151 35,47

Insgesamt 2813 3250 6064 100,00

Quelle: Landeseinheitlichen Dialogverfahren Auslanderwesen (LaDiVA), Heidelberg 2006

1 Kartenquelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Fachserie 1 Reihe 2.2 Bevolkerung und Erwerbstatigkeit. Bevolke-
rung mit Migrationshintergrund — Ergebnisse des Mikrozensus 2005, Wiesbaden 2007, Schaubilder 6 — 7
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Abbildung 3: Anteil der Deutschen mit Migrati-
onshintergrund unter 10 Jahren an
der Bevolkerung in Prozent 2005
(Baden-Wirttemberg und Metropolre-
gion Rhein-Neckar)'
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1 Kartenquelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Fachserie 1 Reihe 2.2 Bevolkerung und Erwerbstatigkeit. Bevolke-
rung mit Migrationshintergrund — Ergebnisse des Mikrozensus 2005, Wiesbaden 2007, Schaubild 8
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ZU Kapitel 3

Begriffserlauterungen

Arbeitslos
Arbeitslose sind Arbeitssuchende bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres, die nicht oder weni-

ger als 15 Stunden wochentlich in einem Beschaftigungsverhaltnis stehen, die nicht Schiler,
Studenten oder Teilnehmer an MaBBnahmen der beruflichen Weiterbildung, nicht arbeitsunfahig
erkrankt, nicht Empfanger von Altersrente sind und fir eine Arbeitsaufnahme als Arbeitnehmer
sofort zur Verfiigung stehen. Arbeitslose mussen sich persénlich bei inrem zustandigen Arbeits-
amt gemeldet haben.

Arbeitslosenquote
Das gebrauchlichste Mal3 zur Beschreibung der Arbeitslosigkeit ist die Arbeitslosenquote.

Diese wird berechnet aus der Zahl der Arbeitslosen im Verhaltnis zu der Summe der Zahl der
abhangigen zivilen Erwerbspersonen. Gelegentlich wird die Arbeitslosenquote auch auf alle zivi-
len Erwerbspersonen einschlieBlich Selbststandiger und mithelfenden Familienangehérigen be-
zogen.

Langzeitarbeitslos
Im Rahmen der Arbeitsmarktstatistik sind dies alle Personen, die am jeweiligen Stichtag der Zah-

lung 1 Jahr und langer bei den Arbeitsamtern arbeitslos gemeldet waren. Personen unter 25
Jahren gelten als langzeitarbeitslos, wenn sie seit mindestens 6 Monaten arbeitslos gemeldet
sind.

Erwerbspersonen
Die Erwerbspersonen in der Arbeitsmarktstatistik der Bundesagentur fur Arbeit setzen sich aus
den zivilen Erwerbstatigen und den Arbeitslosen zusammen.

Zivile Erwerbstatige

Die abhangigen zivilen Erwerbstatigen bilden die Summe der sozialversicherungspflichtig Be-
schaftigten (einschl. Auszubildenden), geringfligig Beschaftigten, Personen in Arbeitsgelegenhei-
ten (Mehraufwandvariante) AGH und Beamten (ohne Soldaten). Alle zivilen Erwerbspersonen
umfassen zusatzlich die Selbststandigen und mithelfenden Familienangehorigen.
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zU Kapitel 4.3

Begriffserlauterungen

Anwartschaftszeit fiir Anspruch auf Arbeitslosengeld (ALG I)

Um Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung erhalten zu kénnen, missen vorher Versiche-
rungsbeitrage in einer sozialversicherungspflichtigen Beschaftigung geleistet worden sein. Seit
dem 1. Februar 2006 betragt diese Anwartschaftszeit zwolf Monate, die innerhalb der letzten
zwei Jahre vor der Arbeitslosmeldung erfillt sein muss. Bis zum 31. Januar 2006 betrug die
Rahmenfrist drei statt zwei Jahre. Flr Saisonarbeitnehmer, fur Wohndienstleistende und Zivil-
dienstleistende gab es Sonderregelungen zu einer sechsmonatigen Anwartschaftszeit.

Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld (ALG 1)

Der Zeitraum, wahrend dessen Leistungen der Arbeitslosenversicherung bezogen werden kon-
nen, hangt ab vom Lebensalter und der Dauer der Versicherungszeiten innerhalb der letzten
Jahre vor der Arbeitslosmeldung. Bis einschlieBlich 31. Januar 2006 waren dabei die letzten sie-
ben Jahre maBBgebend, seit dem 1. Februar 2006 sind es drei Jahre.

Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld fir Anspriche, die bis einschlieBlich
31. Januar 2006 entstanden*

Zeiten eines Versicherungspflichtverhaltnisses in Anspruchsdauer in
. Monaten/Kalendertagen
der Rahmenfrist

Vollendetes Lebensjahr
von Monaten/Kalendertagen uzz’er ab 45 ab 47 ab 52 ab 57
12 Monate 360 Kalendertage 6/180 6/180 6/180 6/180 6/180
16 Monate 480 Kalendertage 8/240 8/240 8/240 8/240 8/240
20 Monate 600 Kalendertage 10/300 10/300 10/300 10/300 10/300
24 Monate 720 Kalendertage 12/360 12/360 12/360 12/360 12/360
28 Monate 840 Kalendertage 12/360 14/420 14/420 14/420 14/420
32 Monate 960 Kalendertage 12/360 16/480 16/480 16/480 16/480
36 Monate 1.080 Kalendertage 12/360 18/540 18/540 18/540 18/540
40 Monate 1.200 Kalendertage 12/360 18/540 20/600 20/600 20/600
44 Monate 1.320 Kalendertage 12/360 18/540 22/660 22/660 22/660
48 Monate 1.440 Kalendertage 12/360 18/540 22/660 24/720 24/720
52 Monate 1.560 Kalendertage 12/360 18/540 22/660 26/780 26/780
56 Monate 1.680 Kalendertage 12/360 18/540 22/660 26/780 28/840
60 Monate 1.800 Kalendertage 12/360 18/540 22/660 26/780 30/900
64 Monate 1.920 Kalendertage 12/360 18/540 22/660 26/780 32/960

*§§ 127, 4341 Abs. 1 Drittes Buch Sozialgesetzbuch
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Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld fur Anspriiche seit dem 1. Februar 2006

Zeiten eines Versicherungspflichtverhalt- , Anspruchsdauer
. . . in Monaten/Kalendertagen
nisses in der Rahmenfrist .
Vollendetes Lebensjahr
von Monaten/Kalendertagen unter 55 ab 55
12 Monate 360 Kalendertage 6/180 6/180
16 Monate 480 Kalendertage 8/240 8/240
20 Monate 600 Kalendertage 10/300 10/300
24 Monate 720 Kalendertage 12/360 12/360
30 Monate 900 Kalendertage 12/360 15/450
36 Monate 1.080 Kalendertage 12/360 18/540

In Fallen, in denen ,Rest”-Anspriiche zu berlcksichtigen sind, ist als (Hochst-)Anspruchsdauer
mindestens die Anspruchsdauer des , Rest”-Anspruches zu berlcksichtigen.

-10 -



Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg Anhang

ZU Kapitel 4.3.3

Begriffserlauterungen

Erwerbsfahige Hilfebedirftige
Als erwerbsféhige Hilfebedurftige (eHb) gelten geméal § 7 SGB Il Personen, die

das 15. Lebensjahr vollendet und das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
erwerbsfahig sind

hilfebedurftig sind und

ihren gewohnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben.

Als erwerbsfahig gilt gemaB § 8 SGB II, wer nicht durch Krankheit oder Behinderung auf abseh-
bare Zeit auBerstande ist, unter den tblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts min-
destens drei Stunden tdglich erwerbstatig zu sein.

Hilfebedurftig ist gemal § 9 SGB I, wer seine Eingliederung in Arbeit sowie seinen Lebensunter-
halt und den Lebensunterhalt der mit ihm in Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen nicht oder
nicht ausreichend aus eigenen Kraften und Mitteln, v.a. nicht durch Aufnahme einer zumutba-
ren Arbeit oder dem zu berUcksichtigenden Einkommen oder Vermdégen sichern kann und die
erforderliche Hilfe auch nicht von anderen (Angehorige, andere Leistungstrager) erhalt.

Hierzu gehoéren z.B. auch Jugendliche unter 18 Jahren, die eine Schule besuchen und in einer
Bedarfsgemeinschaft leben.

Nicht erwerbsfahige Hilfebediirftige

Alle Personen innerhalb einer Bedarfsgemeinschaft, die noch nicht im erwerbsfahigen Alter sind
(unter 15 Jahren) oder aufgrund ihrer gesundheitlichen Leistungsfahigkeit und evtl. rechtlicher
Einschrankungen nicht in der Lage sind, mindestens 3 Stunden tdglich unter den Ublichen Be-
dingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes zu arbeiten, kénnen (bei Hilfebedurftigkeit) als nicht
erwerbsfahige Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft Leistungen erhalten. In Abgrenzung zum
nicht erwerbsfahigen Hilfebedtrftigen nach SGB Il erhalten die nicht erwerbsfahigen Personen,
die nicht in Bedarfsgemeinschaft mit einem erwerbsfahigen Hilfebedurftigen leben, Leistungen
im Rahmen der Sozialhilfe gemaB SGB XII.

Bedarfsgemeinschaft

Eine Bedarfsgemeinschaft bezeichnet Personen, die im selben Haushalt leben und gemeinsam
wirtschaften. Eine Bedarfsgemeinschaft hat mindestens einen erwerbsfahigen Hilfebedurftigen,
auBerdem zahlen dazu:

a) weitere erwerbsfahige Hilfebedurftige,

b) die im Haushalt lebenden Eltern oder der im Haushalt lebende Elternteil eines unverhei-
rateten erwerbsfahigen Kindes, welches das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und
der im Haushalt lebende Partner dieses Elternteils
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c) der Partner des erwerbsfahigen Hilfebeddrftigen,

- der nicht dauernd getrennt lebende Ehegatte,

- der nicht dauernd getrennt lebende Lebenspartner,

- eine Person, die mit dem erwerbsfahigen Hilfebedurftigen in einem gemeinsamen
Haushalt so zusammenlebt, dass nach verstandiger Wirdigung der wechselseitige Wille
anzunehmen ist, Verantwortung fureinander zu tragen und fureinander einzustehen,

d) die dem Haushalt angehdrenden unverheirateten Kinder der in den Buchstaben a) bis c)
genannten Personen, wenn sie das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, soweit sie
die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhaltes nicht aus eigenem Einkommen
oder Vermdgen beschaffen kénnen.

Der Begriff der Bedarfsgemeinschaft ist enger gefasst als derjenige der Haushaltsgemeinschaft,
zu der alle Personen gehoren, die auf Dauer mit einer Bedarfsgemeinschaft in einem Haushalt
leben. So zéhlen z.B. GroBeltern und Enkelkinder sowie sonstige Verwandte und Verschwagerte
nicht zur Bedarfsgemeinschaft. Von jedem Mitglied der Bedarfsgemeinschaft wird erwartet, dass
es sein Einkommen und Vermdgen zur Deckung des Gesamtbedarfs aller Angehorigen der Be-
darfsgemeinschaft einsetzt. (Ausnahme: minderjahrige Kinder).

Zweckgemeinschaften (wie z.B. Studenten-WGs) fallen nicht unter die Definition der Bedarfs-
gemeinschaft.

Arbeitslosengeld II

Arbeitslosengeld Il (ALG II) bezeichnet die Geldleistungen fur erwerbsféhige Hilfebedurftige im
Rahmen der Grundsicherung. Die Geldleistungen dienen der Sicherung des eigenen Lebensun-
terhalts und setzen sich zusammen aus:

Regelleistung (§ 20 SGB II) fir ALG Il und Sozialgeld gelten einheitliche, pauschalierte
Regelsatze.

Gegebenfalls Leistungen fur Mehrbedarfe beim Lebensunterhalt (§ 21 SGB II)
Leistungen fir Unterkunft und Heizung (§ 22 SGB II)

Befristeter Zuschlag (§ 24 SGB II)

Sozialgeld

Es handelt sich um die Geldleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts fir nicht erwerbsfahige
hilfebedtrftige Angehorige und Partner, die mit dem Arbeitslosengeld Il-Bezieher in einer Be-
darfsgemeinschaft leben und keinen Anspruch auf Grundsicherung fiir Altere oder wegen einer
Erwerbsminderung haben (§ 28 SGB II). Sie setzt sich zusammen aus:

Regelleistung (§ 20 SGB II) — fur ALG Il -und Sozialgeld gelten einheitliche, pauschalierte
Regelsatze

Ggf. Leistungen fur Mehrbedarfe beim Lebensunterhalt (§ 21 SGB II)

Leistungen fir Unterkunft und Heizung (§ 22 SGB II)

ARGE (Arbeitsgemeinschaft)

Das SGB Il sieht als Regelfall die Grindung von Arbeitsgemeinschaften (ARGE) durch die Agen-
tur fdr Arbeit und die kommunalen Trager zur einheitlichen Wahrnehmung der Aufgaben nach
dem SGB Il vor (§ 44b). Die ARGEn kénnen durch 6ffentlich-rechtliche oder privatrechtliche Ver-
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trdge begrindet werden und sollen in ihrer Ausgestaltung die Besonderheiten der lokalen Be-
dingungen und die Besonderheiten der Trager bertcksichtigen.

In Heidelberg heiBt die zustandige Einrichtung, in der sowohl Beschaftigte der Stadt wie der
Bundesagentur zusammen arbeiten , Jobcenter Heidelberg”.

Arbeitsgelegenheiten

Die Schaffung von Arbeitsgelegenheiten nach § 16 Abs. 3 SGB Il ist eine Form der Eingliede-
rungsleistung fur erwerbsfahige Hilfebedurftige. Diese IntegrationsmaBnahmen sind auf die in-
dividuellen Erfordernisse der Hilfebedurftigen abzustimmen. Arbeitsgelegenheiten missen im
offentlichen Interesse liegen sowie zusatzlich und wettbewerbsneutral sein. Sie kénnen als
Mehraufwandsvariante (sozialversicherungsfrei) oder als Entgeltvariante (sozialversicherungs-
pflichtig) durchgefthrt werden.

Entgeltvariante: Es handelt sich um sozialversicherungspflichtige Beschaftigungen bei Unter-
nehmen oder sonstigen Arbeitgebern, bei denen der Hilfebedurftige das Gbliche Arbeitsentgelt
an Stelle des ALG Il erhalt. Zusatzjobs (Mehraufwandsvariante): Im Rahmen von zumutbaren,
nicht sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungen (im sogenannten Sozialrechtsverhaltnis)
kénnen von MaBnahmetragern Zusatzjobs geschaffen werden. Die Zusatzjobs begriinden kein
Arbeitsverhaltnis im Sinne des Arbeitsrechts. Wahrend der Teilnahme erhalt der erwerbsfahige
Hilfebedurftige zuzuglich zum ALG Il eine angemessene Mehraufwandsentschadigung.

Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalt
Im Rahmen der Neuordnung des Sozialgesetzbuchs im Jahr 2005 mit SGB Il und SGB Xl wurde
eine einheitliche Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts eingefihrt.

Die Regelleistung umfasst insbesondere Ernahrung, Kleidung, Kérperpflege, Hausrat, Haushalts-
energie ohne die auf die Heizung entfallenen Anteile, Bedarfe des taglichen Lebens sowie in
vertretbarem Umfang auch Beziehungen zur Umwelt und eine Teilnahme am kulturellen Leben
(§ 20 Abs. 1 SGB II). Die Regelleistung deckt damit pauschaliert die laufenden und einmaligen
Bedarfe ab. Die Regelleistung (auch Eckregelsatz genannt) betragt seit dem 01.07.2007 bundes-
einheitlich 347 Euro im Monat.

Der Regelsatz wurde im Rahmen der Reformen neu festgelegt, wobei die gré3te Veranderung
der Einbezug der einmaligen Leistungen (unter anderem Bekleidung, Hausrat) darstellt. Friher
mussten einmalige Leistungen einzeln beantragt, entschieden und ausbezahlt werden. Diese
Pauschalisierung ermoglicht Leistungsberechtigten eine gréBere Selbststandigkeit und Eigenver-
antwortlichkeit. AuBerdem kommt es zu einer besseren Austarierung der Regelsatze unter dem
Aspekt der Bedarfsgerechtigkeit fir die relevanten Altersgruppen und die verschiedenen Haus-
halte durch die Unterscheidung von nur noch zwei (statt bisher vier) Gruppen. Kinder unter 14
Jahren erhalten 60 Prozent, Personen ab 14 Jahren 80 Prozent des Eckregelsatzes.

Der neue Regelsatz wird anhand statistisch erfasster Verbrauchsausgaben unterer Einkommens-
gruppen bemessen. Dafur wird ein spezifischer Warenkorb herangezogen. Auf Grund der Daten
der Einkommens- und Verbraucherstichprobe (EVS) aus dem Jahr 1998 wurde der Eckregelsatz
zum 01.01.2005 im frilheren Bundesgebiet auf 345 Euro und in den neuen Landern auf 331
Euro festgelegt. Zusatzlich werden die Kosten fiir die Unterkunft in Hohe der tatsachlichen
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Mietkosten, die Heizkosten in Hohe der tatsachlichen Aufwendungen (soweit sie angemessen
sind), die Kosten eines Mehrbedarfs bestimmter Personengruppen und einmalige Leistungen fir
die Erstausstattung des Haushalts und an Bekleidung sowie mehrtagige Klassenfahrten erstattet.
Laut § 28 Abs. 2 und 3 SGB XIl wird die Hohe des Regelsatzes, sobald Ergebnisse einer neuen
EVS vorliegen, durch eine Neubemessung festgelegt. Da dies nur alle finf Jahre mdglich ist,
erfolgt die Festlegung in den Gbrigen Jahren zum ersten Juli durch eine Anpassungen an den
gednderten Rentenwert in der gesetzlichen Rentenversicherung. Zum 01.01.2007 wurde daher
auf Grundlage der neuen Einkommens- und Verbraucherstichprobe von 2003 der Satz des Os-
tens an den des Westens angepasst. Seit dem 01.07.2007 betragt der Eckregelsatz bundesein-
heitlich 347 Euro, was auf einen um 0,54 % gestiegenen Rentenwert zurlickzufihren ist.

58-er Regelung (§ 65 Abs. 4 SGB II)

Erwerbsfahige Hilfebedurftige, die das 58. Lebensjahr vollendet haben, und im Vertrauen auf

§ 428 SGB lll ihre Arbeitsbereitschaft beendet haben, haben gem. § 65 Abs. 4 SGB Il einen An-
spruch auf Leistungen nach dem SGB II, obwohl sie nicht arbeitsbereit sind und nicht alle Még-
lichkeiten nutzen und nutzen wollen, ihre Hilfebedurftigkeit durch die Aufnahme von Arbeit zu
beenden.

Quelle: Bundesagentur fir Arbeit (Hrsg.): Glossar fur die statistische Berichterstattung - Kreisreport
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ZU Kapitel 4.3.4

Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27 — 40 SGB XII)
Die Hilfe zum Lebensunterhalt beziehen Uberwiegend in Privathaushalten lebende Personen.

Der notwendige Lebensunterhalt umfasst nach § 27 SGB XII ,insbesondere Ernahrung, Unter-
kunft, Kleidung, Kérperpflege, Hausrat, Heizung und persénliche Bedurfnisse des taglichen Le-
bens. Zur Vermeidung von Wohnungsnotfallen sollen dariber hinaus Mietschulden Gbernom-
men werden” (§ 34 SGB XII).

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (§§ 41 — 46 SGB XlI)

Nach dem vierten Kapitel haben Personen ab 65 Jahren sowie dauerhaft, allein aus medizini-
schen Grinden voll erwerbsgeminderte Personen ab 18 Jahren, wenn sie bedUrftig sind, einen
Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung. Einkommen wie z.B. Rentenbeziige oder Vermé-
gen des Leistungsberechtigten, des nicht getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartners
sowie des Partners einer eheahnlichen Gemeinschaft werden wie in der Sozialhilfe angerechnet,
jedoch wird gegeniber unterhaltsverpflichteten Kindern bzw. Eltern mit einem Jahreseinkom-
men unterhalb von 100.000 € kein Unterhaltsrickgriff vorgenommen.

Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen (§§ 53 — 60 SGB XII)

Die Eingliederungshilfe fir behinderte Menschen wirkt praventiv, rehabilitativ und integrativ: Es
ist ihre Aufgabe, , eine drohende Behinderung zu verhiten oder eine Behinderung und deren
Folgen zu beseitigen oder zu mildern und die behinderten Menschen in die Gesellschaft ein-
zugliedern” (§ 53 Abs. 3 SGB XlI). Leistungsberechtigt sind alle Personen, die nicht nur vortber-
gehend korperlich, geistig oder seelisch wesentlich behindert oder von einer Behinderung be-
droht sind. Die eingeschrankte Anrechnung von Einkommen und Vermdgen bei behinderten
Menschen wird in § 92 SGB Xll geregelt.

Hilfe zur Pflege (§§ 61 — 66 SGB XII)
Die Sozialhilfe unterstitzt auch pflegebedurftige Personen, indem sie die mit der Pflege verbun-
denen Kosten ganz oder teilweise Ubernimmt.

Mit Einfihrung der Pflegeversicherung (SGB XI) wurde die Belastung der Sozialhilfe fur die pfle-
gebedingten Aufwendungen in ihrem Anstieg eingedammt. Durch dieses vorrangige Versiche-
rungssystem werden seit April 1995 Leistungen fur ambulante, teilstationare und Kurzzeitpflege
und seit Juli 1996 Leistungen fir stationadre Pflege erbracht.

Seit Einfihrung der Pflegeversicherung ist die Sozialhilfe vor allem zustandig fir Pflegebedrfti-
ge, die das Kriterium der "erheblichen Pflegebedurftigkeit” (Stufe I nach § 15 SGB XI) nicht er-
flllen, in Fallen kostenintensiver (Schwerst-) Pflege, fur die die nach oben hin begrenzten Leis-
tungen der Pflegeversicherung nicht ausreichend sind sowie fur nicht pflegeversicherte Perso-
nen. AuBerdem Ubernimmt sie bei der Pflege in Einrichtungen die Finanzierung der nicht von der
Pflegeversicherung Gbernommenen Kosten der Unterkunft, Verpflegung und Investitionskosten.
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Hilfe zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten (§§ 67 — 69 SGB XIlI)

Die Hilfe zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten richtet sich an Personen, bei
denen besonders belastende Lebensverhdltnisse mit sozialen Schwierigkeiten verbunden sind.
Insbesondere von Obdachlosigkeit und in Verbindung damit von weiteren existenziellen Prob-
lemlagen betroffenen Personen gehéren zu diesem Adressatenkreis.

Hilfe in anderen Lebenslagen (§§ 70 - 74 SGB XII)

Das Neunte Kapitel umfasst verschiedene Leistungen: Die Hilfe zur Weiterfihrung des Haushalts
(§ 70), die Altenhilfe (§ 71), Blindenhilfe (§ 72), Bestattungskosten (§ 74) und, als Auffangnorm,
die Hilfe in sonstigen Lebenslagen (§ 73 SGB XII).” (BMAS: Soziale Sicherung im Uberblick,
Bonn 2006). Als langerfristige Leistung wird in Heidelberg nur die Blindenhilfe in die statisti-
sche SGB XII Aufbereitung genommen.

Quelle: Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (Hrsg.): Soziale Sicherung im Uberblick, Bonn 2007, S. 113 1.
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ZU Kapitel 4.3.6

Der Unterhaltsvorschuss:

Der Unterhaltsvorschuss nach dem Unterhaltsvorschussgesetz ist eine Sozialleistung fur Kinder
unter 12 Jahren und dient der Sicherstellung des Unterhalts von minderjdhrigen Kindern, wenn
ein unterhaltspflichtiger Elternteil keinen Unterhalt fur sein Kind zahlt oder dies nicht kann. Es
findet dabei keine Einkommensprifung statt, deshalb sagen diese Leistungen nichts Gber die
finanzielle Lage der betroffenen Haushalte aus. Unterhaltsvorschuss wird von den Unterhaltsvor-
schusskassen gewahrt. Die Unterhaltsvorschussleistung wird insgesamt langstens fir 72 Monate
gezahlt. Der unterhaltspflichtige Elternteil wird durch den Unterhaltsvorschuss nicht von seiner
Unterhaltspflicht befreit. Sdmtliche Unterhaltsvorschussleistungen werden vom Kinder- und Ju-
gendamt vom unterhaltspflichtigen Elternteil zuriickgefordert. Das trifft in der Regel auf 28 %
der Falle zu. Nach Aussagen des Fachamtes befinden sich unter dieser Gruppe schatzungsweise
40 % Leistungsempfanger/innen nach SGB II, ansonsten alle Schichten und Einkommensbezie-
her/innen.

Tabelle 2: Unterhaltsvorschuss nach Unterhaltsvorschussgesetz
Bearbeitete Falle

2003 2004 2005 2006
Schlierbach 31 35 7 8
Altstadt 30 26 37 47
Bergheim 40 52 32 34
Weststadt 20 17 35 34
Sudstadt 28 29 7 7
Rohrbach 6 4 54 58
Kirchheim 45 42 87 88
Pfaffengrund 49 51 26 29
Wieblingen 35 38 62 67
Handschuhsheim 81 84 41 31
Neuenheim 60 53 12 15
Boxberg 35 46 51 40
Emmertsgrund 40 46 52 42
Ziegelhausen 4 6 39 34
Gesamtstadt 504 529 542 534

Quelle: Kinder und Jugendamt, M&rz 2007
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ZU Kapitel 6

Barrierefreie Wohnungen

Barrierefreie Wohnungen sind keine Wohnungen fur Behinderte, sondern Wohnungen ohne
Stufen und Schwellen, in denen sich alle Menschen, ohne Hindernisse und unabhangig vom
Alter bewegen kénnen.

Barrierefreiheit ist nicht allgemeingdiltig und verbindlich definiert. Die DIN 18025 Teil 1 und 2
beschreibt Ausfihrungsmerkmale von Barrierefreiheit und bildet in Teilen die Grundlage fur die
Anforderungen der Landesbauordnung.

Teil 2 beschreibt Merkmale fir Wohnungen, die fur jeden nutzbar sind, auch wenn eine Mobili-
tatsbehinderung - selbst bei Rollstuhlabhangigkeit - vorliegt (Lebenslaufwohnungen).

Teil 1 beschreibt die Kriterien fir sogenannte Spezialwohnungen fir Rollstuhlfahrer. Hier soll die
Selbststandigkeit fur alle Rollstuhlfahrer/innen, selbst mit Kraft- und Bewegungseinschrankung
in den Armen, durch geeignete bauliche Vorkehrungen (z.B. elektrische Fensterrolladen) weitge-
hend erhalten bleiben.

Seit dem 01. April 2005 mUssen nach der Landesbauordnung (LBO) bei Neubauten mit mehr als
sechs Wohnungen die Wohnungen eines Geschosses barrierefrei erreichbar sein. Ab 2009 gilt
dies bereits bei Neubauten ab vier Wohnungen.

Barrierefrei nach der LBO bedeutet, dass der Zugangsweg von der StraBBe bis zum Hauseingang
sowie zu den betreffenden Wohnungen stufenlos sein muss. AuBBerdem mdssen die Tiren zu
den Wohnrdumen eine lichte Breite von 0,90 m aufweisen. Die LBO hat sich mit ihren Vorgaben
nur auszugsweise an der DIN Teil 1 orientiert. Sie fordert den barrierefreien Zugang, nicht aber
die Nutzung der Raume (z.B. des Badezimmers). Zudem sind bei der Bauausfthrung einige Aus-
nahmen zuldssig.

Die Wohnbauférderung bietet mit den Férderprogrammen ,Barrierefreie Wohnungen” Eigen-
timern und Vermietern, Bauherren und Investoren Finanzierungszuschiisse zur Herstellung von
barrierefreien Wohnungen, sowohl im Eigentums- als auch im Mietwohnungsbereich, im Neu-
bau sowie im Bestand. Neben der Einhaltung der LBO-Vorgaben verlangt die Wohnbauférde-
rung auch, die barrierefreie Nutzung der Wohnung, das hei3t das Anlegen eines barrierefreien
Duschplatzes.

-19 -



Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg

Anhang

Tabelle 3: Das zu berlcksichtigende Jahreseinkommen fiir die Beantragung eines Wohnberechti-
gungsscheines

Bei einer Haus-

Einkommens-

Bruttoeinkommen

Einkommensgrenze

Bruttoeinkommen

(davon 3 Kinder)

haltsgréRe mit: grenze beim Angestellten-/ § 9 Abs. 2 WoFG beim Angestellten-/
§ 9 Abs. 2 WoFG Arbeiterhaushalt + 60 % Arbeiterhaushalt

1 Person 12.000 Euro 18.187 Euro 19.200 Euro 28.473 Euro

2 Personen 18.000 Euro 26.758 Euro 28.800 Euro 42.187 Euro

3 Personen 22.600 Euro 33.330 Euro 36.160 Euro 52.701 Euro

(davon 1 Kind)

4 Personen 27.200 Euro 39.901 Euro 43.520 Euro 63.216 Euro

(davon 2 Kinder)

5 Personen 31.800 Euro 46.472 Euro 50.880 Euro 73.729 Euro

Quelle: Wirtschaftsministerium Baden-Wdirttemberg

Abbildung 4:

o W kb

Mietstutan 1 und &
exislieran im Kres nicht
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B cosuncerts
B s unerzs

Cuielle: Bundesminisierium 10r Verkehr, Bau- und Stadientwicklung
Grafik: Armd fiar Stadlentwicklung und Stalistik, Juni 2007

Derzeit giiltige Wohngeld - Mietenstufen im Rhein-Neckar-Kreis,
Heidelberg, Mannheim und Neckarsteinach (ab 1.1.2002)

Stufe ..aentspricht einer Migtenniveavabweichung in %
wvom Bundesdurchschnitt von
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Tabelle 4:  Hochstbetrdge fir die zuschussfahige Miete oder Belastung in Gemeinden
mit Mieten der Stufe V, die fur Heidelberg gilt

Fiir Wohnraum, der bezugsfertig geworden ist
bis zum 31. Dezember 1965
Bei ... zum Haushalt Wohnraum mit Ab 1. Januar 1966 Ab 1. Januar
rechnenden Sonstiger | Sammelheizung bis zum 1992
Familienmitgliedern Wohnraum | und mit Bad oder | 31. Dezember 1991
Duschraum
Euro

1 210 260 285 350

2 280 350 380 425

3 335 420 455 505

4 390 485 525 590

5 445 555 600 670
Mehrbetrag fiir jedes
weitere zum Haushalt 55 70 75 80
rechnende
Familienmitglied

Quelle: Bundesministerium fur Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

Tabelle 5:  Durchschnittliche Quadratmetermiete der Empfanger/innen von Wohn-
geld in den Stadtkreisen der Mietenstufe V in Baden-Wirttemberg fur
Wohnungen mit Bad und Sammelheizung in Euro

Insgesamt Fertiggestelit 1.1.1966 - Jiinger als
bis 31.12.1965 31.12.1991 1.1.1992
Heidelberg 6,77 6,59 6,70 7,90
Stuttgart 6,83 6,95 6,54 7,23
Freiburg 6,60 6,51 6,40 7,27
md:t:'mberg 5,78 5,60 5,71 6,27

Quelle: Statistisches Landesamt, Statistische Berichte, K VII 1 — J/05 Wohngeld und Wohngeldempfanger
in Baden- Warttemberg am 31.12.2005
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Informationsvorlage

Beschlusslauf

Die Beratungsergebnisse der einzelnen Gremien

beginnen ab der Seite 2.2 ff.
Letzte Aktualisierung:

| Beratungsfolge

| Sitzungstermin | Behandlung |

Kenntnis genommen | Handzeichen |

Sozialausschuss 09.10.2007 o} Oja O nein
Stadtentwicklungs- und 23.10.2007 o) Oja O nein
Verkehrsausschuss

Auslanderrat/Migrationsrat | 13.11.2007 o) Oja O nein
Jugendgemeinderat 21.11.2007 o) Oja O nein
Jugendhilfeausschuss 29.11.2007 o) Oja O nein
Gemeinderat 20.12.2007 o) Oja O nein
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Inhalt der Information:

Vom Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg und dem weiteren Vorgehen wird Kenntnis
genommen.

Drucksache: 0129/2007/1V
00182842.doc
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Sitzung des Sozialausschusses vom 09.10.2007

Ergebnis der 6ffentlichen Sitzung des Sozialausschusses vom 09.10.2007

1.1 6 Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg - quantitative Ergebnisse - Entwurf
September 2007
Informationsvorlage 0129/2007/IV

Die Mitglieder des Sozialausschusses nehmen den Inhalt der Vorlage zur Kenntnis.

AnschlieRend melden sich zu Wort:

Stadtrat Cofie-Nunoo, Stadtrat Dr. Weiler-Lorentz, Stadtrat Emer, Stadtratin Bock, Stadtrat
Prof. Dr. Sonntag, Stadtrat Holschuh, Stadtrat Weirich, Stadtratin Dr. Schuster, Frau Kang,
Blrgermeister Erichson, Stadtrat Kilic

Stadtrat Dr. Weiler-Lorentz stellte folgenden Antrag:

1. Die Frau Oberbirgermeisterin erstellt im Rahmen dieses Berichtes quartiers- oder

stadtteilbezogene kartografische Darstellungen zu

- Arbeitslosigkeit in Heidelberg (Aktualisierung der Darstellung von 2002)

- Anteil der Biarger, die monatlich einen Zuschuss zur Miete erhalten

- Anteil der Burger, die laufend Hilfe zum Lebensunterhalt erhalten

- Anteil an Grundschiilern, die nach der 4. Klasse auf die Hauptschule wechseln
- Anteil der Biirger auslandischer Herkunft ohne deutschen Pass

2. Der Gemeinderat begruf3t, dass die Mitarbeiter des Dekanats und des Dekanatsrates der

katholischen Kirche in einem Beschluss zu ,Armut in Heidelberg® (Friihjahr 2004) auf das
zunehmende Problem der neuen Armut hingewiesen haben. Diese Erklarung wird als
Anhang in den Bericht Ubernommen.

Im Verlaufe der Beratung zieht Herr Dr. Weiler-Lorentz Punkt 1 des o. g. Antrages zurlick,
will jedoch Punkt 2 aufrechterhalten.

Blrgermeister Dr. Gerner sagte zu, dass der Beschluss des Dekanatsrates der katholischen
Kirche in den Bericht tbernommen wird.

Uber den Antrag wurde nicht abgestimmt.

Stadtrat Emer stellte fir die SPD-Gemeinderatsfraktion folgenden Antrag:

Die Verwaltung wird beauftragt, eine Erhebung/Studie liber die Lebenssituation von
Menschen mit Migrationshintergrund in Heidelberg in Auftrag zu geben.

Begriindung:

Im Bericht zur sozialen Lage wird mehrfach darauf verwiesen, dass eine gesonderte
Analyse fir Menschen mit Migrationshintergrund aufgrund des Fehlens entsprechenden
Datenmaterials nicht méglich ist. Dem soll mit Hilfe einer entsprechenden Ersterhebung
Abhilfe geschaffen werden.

Dr. Gerner stellte den Antrag zur Abstimmung.

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen
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Stadtrat Emer stellte fir die SPD-Gemeinderatsfraktion folgenden Antrag:

Sozialpatenschaften — Bedarfspriifung

Begriindung:

Die Stadtverwaltung soll priifen, ob nach den Erhebungen zum Bericht zur Sozialen Lage
die Initiilerung eines Projekts Sozialpatenschaften nach Augsburger Vorbild (siehe:
http://www.augsburg.de/Seiten/augsburg_d/soziales/buendnis/buendnis
u/buendnis_fuer augsburg/buendnis.fuer _augsburg.htm) sinnvoll und notwendig ist.

Dr. Gerner stellte den Antrag zur Abstimmung.

Abstimmungsergebnis: mit 9 : 0 : 4 Stimmen angenommen

Stadtratin Bock stellte fiir die GAL-Griine-Gemeinderatsfraktion folgenden Antrag:

I. Die Vorlage wird ergénzt auf Seite 3.7. Zeile 1 ff;

Der bisherige, projektbegleitende Arbeitskreis wird ... unter der gemeinsamen Leitung von
Dezernat Il und 1V, in gleicher Zusammensetzung...

Il. Die Verwaltung wird aufgefordert, spatestens zum zweiten Quartal 2008 erste konkrete —
stadtteilbezogene, gruppen- und betroffenenspezifische Malkhahmen und Handlungs-
optionen vorzustellen, die wirksam Armut und sozialer Ausgrenzung vorbeugen und sie
bekdmpfen. (z. B. Bereich Kinderarmut, Migration, Integration von Langzeit- und
jugendlichen Arbeitslosen, Einelternfamilien, bezahlbarer Wohnraum etc. ...)

lll. Die Verwaltung wird aufgefordert, schnellstméglich eine verstandliche Broschiire mit
Informationen tber Wohngeld herauszugeben. Diese sollte in den Blirgerdmtern
ausliegen und auch in Ubersetzter Form (z. B. tlrkisch, arabisch, russisch...) vorliegen.

In der anschlieRenden Diskussion wurde festgestellt, dass Ziffer | des Antrages in die
Zustandigkeit der Verwaltung bzw. des Oberbiirgermeisters fallt.

Zu Ziffer Il sagte Dr. Gerner zu, dass sich die Verwaltung darum kiimmern wird, ob bzw. in
welchen Sprachen es Wohngeldbroschuren bereits gibt. Darlber hinaus wird die Verwaltung
eine Kalkulation aufstellen, welche Kosten ggf. fir entsprechende Ubersetzungen entstehen
wirden und welche anderen Broschiiren evtl. noch als Service fir auslandische Menschen
Uibersetzt werden kdnnten.

Die Verwaltung wird dartiber in einer der nachsten Sitzungen berichten.

Ziffer Il des Antrages stellte Dr. Gerner zur Abstimmung.

Abstimmungsergebnis: mit 9 : 2 : 2 Stimmen angenommen.

gez.

Dr. Joachim Gerner
Blrgermeister

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung
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Sitzung des Stadtentwicklungs- und Verkehrsausschusses vom
23.10.2007

16

Ergebnis der 6ffentlichen Sitzung des Stadtentwicklungs- und Verkehrsausschusses vom 23.10.2007

Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg - quantitative Ergebnisse - Entwurf
September 2007
Beschlussvorlage 0129/2007/1V

Es melden sich zu Wort:
Stadtrat Emer, Stadtrat Holschuh, Frau Kilic vom Auslanderrat/Migrationsrat

Oberbirgermeister Dr. Wiirzner informiert, dass auf der Grundlage der Ergebnisse des
Berichts zur Sozialen Lage, in einem zweiten Schritt, ein Handlungskonzept erarbeitet
werden soll.

Auf Nachfrage sagt er zu, dass auch der geplante Ausschuss ,Integration und
Chancengleichheit mit dem Thema befasst wird, sobald dieser eingerichtet ist.

Oberbilrgermeister Dr. Wiirzner sagt auf Nachfrage zu, die Ergebnisse des kiirzlich
herausgegebenen Familienatlases der Prognos AG fiir Heidelberg auszuwerten und die
zustandigen Ausschiisse durch eine entsprechende Vorlage zu informieren.

gez.
Dr. Eckart Wirzner
Oberbilrgermeister

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung
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Sitzung des Ausldanderrates/Migrationsrates vom 13.11.2007

Ergebnis: Kenntnis genommen
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Sitzung des Jugendgemeinderates vom 21.11.2007

Ergebnis: Kenntnis genommen
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Sitzung des Jugendhilfeausschusses vom 29.11.2007

Ergebnis: Kenntnis genommen
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Sitzung des Gemeinderates vom 20.12.2007

Ergebnis der éffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 20.12.2007:

4 Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg
- quantitative Ergebnisse- Entwurf September 2007
Informationsvorlage 0129/2007/IV

Burgermeister Dr. Gerner fihrt in den Bericht ein und stellt die Schwerpunkte ,Bildung®.
~Wohnung“ und ,Arbeit“ heraus.

Es melden sich zu Wort:
Stadtrat Holschuh, Stadtrat Dr. Weiler-Lorentz, Stadtratin Schroder-Gerken, Stadtrat Emer,
Stadtrat Winterbauer, Stadtrat Prof. Dr. Sonntag

Es folgen kurze Meinungsaulierungen zu dem vorgelegten Bericht.

Erster Birgermeister Prof. Dr. von der Malsburg sagt zu, dass die im Sozialausschuss
zugesagten bzw. beschlossenen Antrage von der Verwaltung Gibernommen werden:

Der Gemeinderat begriif3t, dass die Mitarbeiter des Dekanats und des Dekanatsrates der
katholischen Kirche in einem Beschluss zu ,,Armut in Heidelberg“ (Frihjahr 2004) auf das
zunehmende Problem der neuen Armut hingewiesen haben. Diese Erklarung wird als
Anhang in den Bericht ibernommen.

Die Verwaltung wird beauftragt, eine Erhebung/Studie tber die Lebenssituation von
Menschen mit Migrationshintergrund in Heidelberg in Auftrag zu geben.

| Sozialpatenschaften — Bedarfspriifung

Il. Die Verwaltung wird aufgefordert, spatestens zum zweiten Quartal 2008 erste konkrete —
stadtteilbezogene, gruppen- und betroffenenspezifische Mallnahmen und Handlungs-
optionen vorzustellen, die wirksam Armut und sozialer Ausgrenzung vorbeugen und sie
bekadmpfen. (z. B. Bereich Kinderarmut, Migration, Integration von Langzeit- und
jugendlichen Arbeitslosen, Einelternfamilien, bezahlbarer Wohnraum etc. ...)

[ll. Die Verwaltung wird aufgefordert, schnellstmdglich eine versténdliche Broschire mit
Informationen tber Wohngeld herauszugeben. Diese sollte in den Blirgerdmtern
ausliegen und auch in ibersetzter Form (z. B. tiirkisch, arabisch, russisch...) vorliegen.

Der Bericht wird im neu zu grindenden Ausschuss ,Integration und Chancengleichheit*
beraten.

gez.
Prof. Dr. Raban von der Malsburg
Erster Blrgermeister

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung
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l. Priifung der Nachhaltigkeit der MaBnahme in Bezug auf die Ziele des
Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes

Nummer/n:  +/- Zielle:

(Codierung) beriihrt:

SOZ 1 + Armut bekdmpfen, Ausgrenzung verhindern
Begriindung:

Um die bestehenden Handlungsansatze zur Uberwindung von
Benachteiligungen zu optimieren und fortzuentwickeln, ist eine umfassende
Information Uber die soziale Lage in Heidelberg notwendig

2. Kritische Abwéagung / Erlauterungen zu Zielkonflikten:

keine

Il. Begriindung:

Am 2. August 2006 beschloss der Gemeinderat aufgrund einer Anregung der Liga der Freien
Wohlfahrtspflege und des Auslander-/Migrationsrates sowie eines Antrages aus den eigenen
Reihen mit dem Handlungskonzept zum Demographischen Wandel einen ,Bericht zur sozialen
Lage*® erstellen zu lassen. Dieser Bericht soll alle drei Jahre wiederholt werden. (DS
0232/2006/BV)

Im Fruhjahr dieses Jahres wurde in den oben genannten Gremien bereits ein erster
Zwischenbericht gegeben, bei dem auch die Vorgehensweise erlautert wurde. (DS
0062/2007/1V).

Die Arbeit am Bericht wurde von einem Arbeitskreis unter der Leitung von Blirgermeister Dr.
Gerner begleitet. Dort waren neben dem Amt fiir Soziales und Senioren, dem Kinder- und
Jugendamt, dem Birgeramt und dem Amt fir Chancengleichheit auch die Geschéftsfiihrer/innen
der Liga der Freien Wohlfahrtspflege, ein Vertreter des Jobcenters und der GGH sowie eine
Vertreterin des Auslénder-/ Migrationsrates und des Bildungs- und Beratungszentrums fir
behinderte Frauen und M&adchen vertreten. Die Koordination lag beim Amt fir Stadtentwicklung
und Statistik. Der Arbeitskreis wird auch weiterhin zur Begleitung der Umsetzung der zu
treffenden MalRnahmen bestehen bleiben.

Der Bericht zur Sozialen Lage informiert differenziert nach Stadtteilen und — soweit méglich —
sozialen Gruppen Uber die aktuelle soziale Lage in Heidelberg. Berichtsjahr — soweit nicht anders
angegeben — ist das Jahr 2005, das erste Jahr nach der Reform des Sozialgesetzbuches. Aus
Grinden der Vergleichbarkeit der Heidelberger Zahlen mit den anderen Stadtkreisen Baden-
Wirttembergs wurde einheitlich die amtliche Einwohnerzahl des Statistischen Landesamtes
zugrunde gelegt.

Derzeit werden ergdnzend zur quantitativen Analyse eine Reihe von Interviews mit Betroffenen
durchgefiihrt. Auch wurden 18 Heidelberger Institutionen, die sich flr benachteiligte Menschen in
Heidelberg engagieren, aufgefordert, eine Situationsbeschreibung zum Thema Armut aus ihrer
Sicht abzugeben. Nach Abschluss der Diskussion ist vorgesehen, die vorliegenden quantitativen
Ergebnisse zusammen mit den Stellungnahmen und anonymisierten Interviews zu
veroffentlichen.
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1) Die Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Ende 2005 wohnten rund 143.000 Menschen in Heidelberg. Davon waren rund 75.500 Frauen
(52,8 %) und 67.500 Méanner (47,8 %). Rund 38.000 Einwohner oder 27 % hatten einen
Migrationshintergrund, darunter knapp 24.000 Personen (16,7 %) mit einem auslandischen Pass.
Die Universitatsstadt Heidelberg hat eine vergleichsweise junge Bevélkerung mit einem
Durchschnittsalter von 40,9 Jahren. Fast jeder Vierte war jiinger als 25 Jahre. Alter als 64 Jahre
war jeder Sechste. An den Heidelberger Hochschulen studierten im Wintersemester 2005/2006
rund 33.600 junge Menschen, schatzungsweise ein gutes Drittel von ihnen wohnte auch in
Heidelberg, d.h. etwa 12.000 Studierende, darunter etwa 3.500 auslandische. Rund 9 Prozent der
Einwohner/innen haben einen giltigen Schwerbehindertenausweis (13.000 Personen), weitere
rund 5.000 einen Behinderungsgrad von weniger als 50%. Insgesamt leben mindestens 18.000
Menschen mit Behinderungen in Heidelberg.

In der Stadt der Wissenschaften haben Ein-Personen-Haushalte ein deutliches Ubergewicht.
Uber 60 % der Heidelbergerinnen und Heidelberger leben alleine oder in sogenannten
nichtehelichen Lebensgemeinschaften. In den ca. 79.400 Haushalten lebten im statistischen
Mittel nur 1,8 Personen. Ein knappes Viertel sind Mehrpersonenhaushalte ohne Kinder (18.400
Haushalte). Lediglich in 16 von 100 Haushalten (12.900 Haushalte) leben Kinder unter 18 Jahren.
Unter ihnen Uberwiegen jene mit einem Kind. Kinderreichtum beginnt in Heidelberg bereits bei
zwei Kindern. In fast einem Drittel der Haushalte mit Kindern gab es Ende 2005 nur einen
Erziehungsberechtigten (4.000 Haushalte).

2005 waren in Heidelberg rund 11.600 Einwohner/innen armutsgefihrdet

Rund acht Prozent der Heidelberger/innen sind arm oder armutsgefahrdet. Die Gesamtzahl
belduft sich auf 11.600 Personen (8,1 %), darunter sind rund 2.700 Kinder und Jugendliche. Von
der Grélenordnung her entspricht der Wert der Einwohnerzahl der Altstadt.

Damit kommen auf 1.000 Heidelberger/innen etwa 81 Armutsgeféhrdete, (iberwiegend Personen,
die in extrem angespannten Einkommensverhaltnissen leben missen. Auch wenn es bezogen
auf 1.000 Einwohner relativ wenige sind, verbergen sich doch hinter diesen Zahlen 11.600
Einzelschicksale und individuelle Harten.

Armut in Heidelberg im Stadtevergleich auf niedrigem Niveau

Im Vergleich zu anderen GroRstédten, dem Land und dem Bund bewegt sich Armut in Heidelberg
auf einem vergleichsweise niedrigen Niveau. Bei den Arbeitslosenzahlen, den Arbeitslosengeld I-
und Arbeitslosengeld II-Bezieher/innen weist die Stadt bezogen auf 1.000 Einwohner/innen im
betreffenden Alter niedrige Werte auf. Unter den Gro3stddten Baden-Wirttembergs nimmt die
Universitatsstadt den Spitzenplatz ein. Bei den Grundsicherungsempfanger/innen im Alter liegt
die Quote bezogen auf die lGber 18-Jéhrigen auf Platz drei. Auch ein Jahr nach der Hartz-IV-
Reform konnte Heidelberg diesen Rang behaupten, den es 2004 beim Indikator
»o0zialhilfedichte* hatte.

Ausldnder/innen und Alleinerziehende tragen das héchste Armutsrisiko

Die Datenlage reichte nicht aus, um fiir alle sozialen Gruppen fundierte Aussagen zu machen.
Auffallig waren jedoch die deutlich geringeren Teilhabechancen in vielen Lebenslagen bei den
Auslander/innen und Alleinerziehenden. Hier unterscheidet sich Heidelberg leider nicht positiv
von den Befunden in anderen Studien. Bedenkt man, dass 15 % der hier lebenden
Auslander/innen Studierende sind, die weder in den Arbeitsmarkt integriert werden miissen noch
in der Sozialstatistik auftauchen, dann sind diese Ergebnisse umso bedenklicher. In mehreren
Lebenslagen benachteiligt sind vor allem Asylbewerber/innen, Geduldete und Obdachlose. Auch
wenn es fir die erstgenannte Gruppe nur ein voriibergehender Zustand ist, sind Personen im
Asylverfahren und Obdachlose diejenigen mit den geringsten Teilhabechancen in der Stadt.
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Das Armutsrisiko von Kindern und Jugendlichen ist doppelt so hoch wie bei dlteren
Menschen

Kinder und Jugendliche haben auch in Heidelberg, wie in der Bundesrepublik allgemein, das
héchste Risiko, armutsgefahrdet zu sein. Fir Kinder und Jugendliche ist es mehr als doppelt so
hoch wie fur altere Menschen. Auch wenn die Schatzungen Unscharfen enthalten, so bleibt
festzuhalten, dass fast jedes siebte Kind unter 16 Jahren in Heidelberg arm oder armutsgefahrdet
ist. Hier unterscheidet sich Heidelberg nicht von den im ersten Kapitel erwéhnten
Landesergebnissen der Studie ,Leben in Europa“ oder vom Zweiten Armuts- und
Reichtumsbericht der Bundesregierung 2005 oder auch Stadten wie Minchen.

Armut in Heidelberg ist rdumlich konzentriert und verfestigt sich

Obwohl das Armutsrisiko in Heidelberg im Vergleich zu den meisten anderen Grof3stadten
deutlich geringer ist, gibt es unter den Stadtteilen, darunter wiederum in einzelnen
Wohnquartieren, starke Unterschiede. Armut und Benachteiligung sind in Heidelberg auf wenige
Stadtteile im sudlichen Stadtgebiet konzentriert. Im Zeitvergleich nimmt die Zahl an
armutsgeféhrdeten Personen zu. Der Riss durch die Gesellschaft droht, gréer zu werden und
sich zu verfestigen. Durch die starke Segregation in der réumlichen Verteilung besteht die
Gefahr, dass Armut in Heidelberg nicht erkannt, verdréngt und von vielen Betroffenen schamhaft
verschwiegen wird. Auch Kinderarmut ist rdumlich im Stadtgebiet ungleich verteilt und nimmt zu.

Wohlstand in Heidelberg ist ungleich verteilt

Die Heidelbergerinnen und Heidelberger schatzen ihre wirtschaftliche Lage liberwiegend als gut
ein. Nur jeder zehnte Befragte bezeichnete die eigene wirtschaftliche Situation als schlecht. Al-
leinerziehende und Auslander bewerten sie negativer als alle anderen Gruppen, Senioren am
positivsten.

Auch in Heidelberg sind die Einkommen ungleich verteilt. Dies ist fur unser Gesellschaftssystem
nicht atypisch. Die 3,4 % Steuerpflichtigen mit den héchsten Einkommen erzielen tber ein Viertel
aller Einkuinfte. Das untere Viertel mit Einkommen bis zu 10.000 Euro im Jahr 2001 konnte im
Gegensatz dazu nur zu 2,4 % der Gesamteinkiinfte beitragen. Im Zeitvergleich nahm die
Spreizung zu, weil sowohl die Zahl der Geringverdiener als auch die der Gutverdienenden
angestiegen ist.

Heidelberger Wohnkosten enorme Belastung fiir einkommensschwache Haushalte

Bei den Wohngeldbeziehern liegt Heidelberg auf dem zweiten Platz unter den baden-
wlrttembergischen Stadtkreisen. Hier zeigt sich, dass die hohen Wohnkosten in Heidelberg fir
einkommensschwache Haushalte eine groRe Belastung darstellen. Zwei Drittel der
Wohngeldempfanger-Haushalte kénnen als armutsgefahrdet eingestuft werden. Der
unausgeglichene Heidelberger Wohnungsmarkt mit seinen starken raumlichen Disparitaten im
Mietpreisniveau fuhrt vor allem fiir Schwellenhaushalte zu zusétzlichen Belastungen. Dieser
Faktor verstarkt die soziale Segregation, die unterschiedliche Lebenswelten und gesellschaftliche
Teilhaben voneinander trennt und bewirkt, dass Armut nur ungeniigend wahrgenommen wird.

Bildungsniveau hoch, Bildungschancen sind jedoch unterschiedlich

Heidelbergs Schilerinnen und Schiiler schlieen mit im Landesvergleich den héchsten Anteilen
an Gymnasien ab. Die staatlichen Hauptschulen in Heidelberg verlieRen 2006 nur 2,4 % aller
Schiler/innen ohne Abschluss. Die Bildungschancen sind jedoch wie insgesamt im Bundesgebiet
ungleich verteilt. Deutsche Kinder beenden die Schulzeit wesentlich hdufiger mit dem Abitur in
der Tasche als auslandische. In Haupt-, Sonder- und Férderschulen sind Auslénderkinder tiber-
proportional vertreten.
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Langfristig hohe Sockelarbeitslosigkeit und Transferbedarf

Heidelbergs Wirtschaft hat sich im letzten Jahrzehnt Giberaus dynamisch entwickelt. Wissenschaft
und Forschung nehmen dabei eine zentrale Stellung ein. Trotz der deutlichen konjunkturellen
Belebung hat sich die Zahl an Personen, die auf Grundsicherung fiir Arbeitssuchende (SGB II)
angewiesen sind, jedoch auf hohem Niveau verfestigt. Diese Menschen kénnen den hohen
Qualifikations- und Flexibilitdtsanforderungen des Heidelberger Arbeitsmarktes nur in geringerem
Male entsprechen und sind daher nur schwer in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren. Es ist
davon auszugehen, dass sie trotz gleichzeitig hoher Nachfrage nach besser qualifizierten
Arbeitskraften einen langfristigen Unterstutzungs- und Betreuungsbedarf haben werden.

Neue Risiken kommen hinzu

Bereits heute ist erkennbar, dass zukiinftig weitere Armutsrisiken entstehen werden. So wird die
Zahl alterer Menschen deutlich zunehmen, von denen auch infolge diskontinuierlicher
Erwerbsbiografien sowie langandauernder Arbeitslosigkeit deutlich mehr Personen auf
Leistungen der Grundsicherung angewiesen sein werden. Ebenfalls zunehmen wird die Zahl der
Personen mit Migrationshintergrund. Bereits heute entspricht inre Gesamtzahl (38.600) der
Einwohnerzahl von der Altstadt, der Weststadt und von Neuenheim. Dies wird erhebliche
Integrationsanstrengungen erforderlich machen.

Die Analyse zeigte erste Anzeichen dafir, dass auch der akademische Mittelstand von zumindest
zeitweiliger Arbeitslosigkeit betroffen ist. So haben vielfach Frauen im Klinik- und
Wissenschaftsbereich befristete Arbeitsvertrage. Noch sind in Heidelberg von Uberschuldung nur
verhaltnismaRig wenige Haushalte betroffen. Experten rechnen jedoch wegen der anhaltend
ungunstigen Arbeitsmarktlage mit einer deutlichen Zunahme. In diesem Zusammenhang sind
auch die gestiegenen Wohnnebenkosten zu bertcksichtigen, die immer mehr
einkommensschwache Haushalte vor finanzielle Probleme stellen.

2) Erste Schlussfolgerungen

In Abstimmung mit den Mitgliedern des projektbegeleitenden Arbeitskreises sollen im Folgenden
erste Schlussfolgerungen dargestellt werden, im Hinblick auf Handlungsfelder und mégliche
Strategieprioritaten. Dies soll den Einstieg in die politische Diskussion des Berichts zur Sozialen
Lage erleichtern und diese strukturieren helfen.

Drei wesentliche Handlungsfelder

Im Vergleich zu anderen GroRstddten, dem Land und dem Bund zeichnet der Bericht ein
insgesamt glnstiges Bild der sozialen Lage in der Stadt Heidelberg. Er enthélt keine neuen,
bisher unbekannte Problemstellungen, auf die mit SofortmaRnahmen reagiert werden misste.

Aus den Ergebnissen des Berichts zur Sozialen Lage, insbesondere im Hinblick auf die Struktur
und die Entwicklung des lokalen Arbeitsmarkts, auf das steigende Armutsrisiko Alleinerziehender,
auf die zunehmende Kinderarmut, auf die demographischen Verédnderungen mit einer
wachsenden Zahl von Personen mit Migrationshintergrund sowie im Hinblick auf die Situation und
die Entwicklung auf dem Heidelberger Wohnungsmarkt, lassen sich drei Schliisselbereiche oder
Handlungsfelder ableiten, die entscheidend sind, wenn wir bei der sozialen Sicherung, bei
Ausgleich und Partizipation und damit bei Teilhabe und Chancengleichheit fur alle Blirgerinnen
und Birger in Heidelberg voran kommen wollen. Es sind dies: Zugang zu Bildung, Zugang zum
Wohnungsmarkt und Zugang zum Arbeitsmarkt.
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Zugang zu Bildung

Gleicher Zugang zu Bildung ist die beste Pravention gegen Armut. Es kann auch in Heidelberg
nicht hingenommen werden, dass 4,7 % Prozent eines Altersjahrgangs keinen Berufsabschluss
erreichen (bundesweit: 15 %); bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund sogar ein Drittel.

Die Betreuungsmoglichkeiten bereits fir Kleinkinder auszubauen, sie mit Unterstitzung des
Gutscheinmodells fiir alle Eltern finanzierbar zu machen und dadurch eine friihe Aussonderung
der Kinder im Bildungssystem zu vermeiden, ist in Heidelberg ein Ziel, dass intensiv verfolgt wird.
Qualitativ wird seit diesem Jahr eine zentrale Fortbildungsreihe fir alle Kindertagesstatten im
Stadtkreis Heidelberg zur Implementierung des Orientierungsplanes Baden-Wirttemberg
angeboten und ein starker Fokus auf die verschiedenen Entwicklungsfelder der Kinder,
insbesondere auf die Sprachentwicklung, gelegt. So ist die Sprachférderung im Vor- und
Grundschulbereich ein Garant fur eine gelingende Integration. Weitere Méglichkeiten sind der
ebenfalls in Angriff genommene Ausbau der Schiilerbetreuung fir Grundschuler und die
Mdglichkeit an allen Schulen ein Mittagessen einzunehmen. Ebenfalls hervorzuheben ist das im
Schuljahr 2007/2008 umgesetzte neue Hauptschulkonzept sowie die Ganztagsschulentwicklung,
welche ebenfalls Auswirkungen im Bildungsbereich haben wird. All dies sind bildungsférdernde
MafRnahmen, welche die Méglichkeiten zur Teilhabe schaffen oder erhéhen. Im Sinne dieses
praventiven Ansatzes sollten auch zukiinftig solche Malinahmen fortlaufend entwickelt werden.

Zugang zum Wohnungsmarkt

Der Heidelberger Wohnungsmarkt ist einer der teuersten in der Bundesrepublik, Haushalte mit
Niedrigeinkommen, die im baden-wirttembergischen Vergleich iberdurchschnittlich vertreten
sind, missen einen hohen Prozentsatz ihres Einkommens fur die Miete aufbringen.
Arbeitslosigkeit und unverschuldete Notlagen, zum Beispiel durch Krankheit, familidre Ereignisse
wie Scheidung oder Geburten sind zuséatzliche Belastungsfaktoren. Im schlimmsten Fall droht
Wohnungsverlust; hiervon betroffen sind dieselben Gruppen, die bereits als Risikogruppen fur
Einkommensarmut bekannt sind: insbesondere kinderreiche Familien, allein erziehende Mitter
und Véter sowie Kinder und Jugendliche.

Engagement auf dem Wohnungsmarkt fortsetzen

Die Defizite des Heidelberger Wohnungsmarktes verlangen weiterhin grof3e Anstrengungen,
wenn alle sozialen Gruppen gleichermallen Zugang haben sollen. Neben der Sicherung der
Halfte des GGH - Wohnungsbestandes fir Einkommensschwache, ist auch verstéarktes
Augenmerk auf die rdumliche Verteilung dieses Angebotes zu richten.

Die ziugige Verwirklichung der Bahnstadt mit ca. 2.500 Wohnungen und 7.000 Arbeitsplatzen ist
fur den Heidelberger Wohnungs- und Arbeitsmarkt von entscheidender Bedeutung. Mit einer
sozial ausgeglichenen Bevdlkerungsstruktur, mit Angeboten fur unterschiedliche Milieus und
Kulturen wird der neue zentrumsnahe Stadtteil einen weiteren wichtigen Beitrag zur
Verbesserung der Wohnungsversorgung unterschiedlicher sozialer Gruppen leisten.

Mit der Fortschreibung des Wohnungsentwicklungsprogramms kann seit 2005 eine weitere Art
gebundenen Wohnraums in Heidelberg entstehen.” Mit dem darin enthaltenen Baulandbeschluss
werden kunftig 20 % der neu hinzukommenden Wohnfldchen in neu zu entwickelnden Gebieten
als gebundener Wohnraum entstehen und nach sozialen Kriterien vergeben. Dieser Wohnraum
ist fiir mittlere Einkommensbezieher vorgesehen, die sich als sogenannte Schwellenhaushalte auf
dem Heidelberger Wohnungsmarkt schwer tun, da ihre Einkommen fur den geférderten
Wohnraum zu hoch sind, aber gleichzeitig zu niedrig, um die hohen Mieten? und Bodenpreise
zahlen zu kénnen.

1 Der Gemeinderat hat am 2.6.2005 (DS 0074/2005/BV) mit der Fortschreibung des Wohnungsentwicklungsprogramms einen Grundsatzbeschluss fur ein Baulandmanagement
gefasst.

2 Nebenkosten nehmen einen immer hdheren Mietkostanteil ein. Um deren Entwicklung einschatzen zu kénnen, ist die Einfiihrung eines Nebenkostenmietspiegels tiberlegenswert.
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Auf die fehlenden Angebote an bezahlbaren, barrierefreien Wohnungen hat die Stadt Heidelberg
zwar bereits reagiert, die Angebote missen jedoch deutlich erhéht werde. Dazu miissen auch
private Investoren gewonnen werden. Die Wohnbauférderung bietet mit den Férderprogrammen
.Barrierefreie Wohnungen*“ Eigentiimern und Vermietern, Bauherren und Investoren
Finanzierungszuschiisse zur Herstellung von barrierefreien Wohnungen, sowohl im Eigentums-
als auch im Mietwohnungsbereich, im Neubau sowie im Bestand.

Auch wenn die Versorgung alterer Menschen mit stationaren, teilstationaren und ambulanten
Angeboten quantitativ stimmt, gilt es verstarkt auf Angebote zu achten, die sich auch geringer
Verdienende leisten kénnen. Gerade im Bereich des Betreuten Wohnens oder bei neuen
Wohnformen sind weitere gut geplante Projekte in dieser Hinsicht wiinschenswert. Das Thema
~-gemeinschaftliches Wohnen* wurde dieses Jahr in das Wohnungsentwicklungsprogramm der
Stadt Heidelberg aufgenommen.

Zugang zum Arbeitsmarkt

Das Vierte Gesetz fur moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz V) steht fur den
umfassendsten arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Umbau in der Geschichte der Bundesrepublik.
Dessen Instrumentierungen setzen den entscheidenden Rahmen fiir die Ausgestaltung kiinftiger
Arbeitsmarktpolitik, auch in Heidelberg. Mit dieser Tatsache verbindet sich zugleich nicht nur die
Notwendigkeit, Hartz IV so umzusetzen, dass die Betroffenen bestmdéglich betreut werden. Es
genligt nicht Arbeitsplatze zu schaffen, die eine hohe Fachlichkeit und Qualifikation voraussetzen.
Es missen auch Arbeitsmoglichkeiten zur Verfugung stehen, die von Menschen mit
eingeschrankten Fahigkeiten wahrgenommen bzw. ausgefillt werden kénnen und deren
Entlohnung ausreicht, unabhangig von ergénzender &ffentlicher Hilfe zu leben.

Die Zielsetzungen des Sozialgesetzbuches Il, das ,Férdern und Fordern®, stehen in der
Umsetzung bisweilen nicht in einem ausgewogenen Verhéltnis zueinander. Die zur Verfigung
stehenden beschéftigungsférdernden Instrumente sind nicht ausreichend. Flankierende
Programme zur 6ffentlich geférderten Beschéftigung sind notwendig. Die Kommune kann dies
durch eigene MalRnahmen unterstitzen und ergdnzen. Die Stadt Heidelberg engagiert sich z.B.
im Rahmen des Programms aktive Beschéaftigungspolitik und stellt zusatzliche Mittel fiir
Beschaftigungsmalnahmen zur Verfliigung.

Ungeachtet dessen mussen mit Blick auf den anhaltenden Strukturwandel kommunalpolitische
Interventionen dazu beitragen, einen hohen Beschéftigungsstand zu erzielen und aufrecht zu
erhalten, die Beschaftigungsstruktur, einschlief3lich der Weiterentwicklung der
Beschaftigungsfahigkeit durch Ausbildung und Qualifizierung sténdig zu verbessern sowie
insbesondere das Wirtschaftswachstum zu férdern. Wirtschaftsférderung ist Integrationsmotor fiir
Erwerbslose, Migrantinnen und Migranten, Jugendliche und auch behinderte Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer.

3) Zum weiteren Vorgehen

Diese drei genannten Handlungsfelder zur Bekdmpfung von Armut und Ausgrenzung sind auch
von zentraler Bedeutung, wenn es um die Entwicklung einer Gesamtstrategie fiir die kommunale
Familienpolitik in Heidelberg geht. Die Erarbeitung einer solchen Gesamtstrategie bietet sich
deshalb als erste Konsequenz aus dem Bericht zur Sozialen Lage an. Teilbereiche der
genannten Handlungsfelder, die keinen oder wenig Bezug zur Familienpolitik haben, werden aber
nicht vernachlassigt, sondern in enger Abstimmung parallel weiter bearbeitet.
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Der bisherige, projektbegleitende Arbeitskreis wird, unter der Leitung von Dezernat Ill, in gleicher
Zusammensetzung bestehen bleiben und zur Entwicklung von Handlungsstrategien und
Mafinahmen, die sich aus den Ergebnissen des Berichts zur Sozialen Lage ergeben, seinen

Beitrag leisten.
Es ist vorgesehen, im Arbeitskreis zunachst die Ergebnisse der Beratung des Berichts zur
Sozialen Lage in den gemeinderatlichen Gremien auszuwerten und daraus dann die nachsten

Vorgehensschritte abzuleiten.

gez.

Prof. Dr. Raban von der Malsburg

Drucksache: 0129/2007/1V
00182842.doc



Herausgeberin

Stadt Heidelberg

Amt fur Stadtentwicklung
und Statistik

Marktplatz 10

69117 Heidelberg

Tel. 06221/58-21500
Fax. 06221/58-48120

stadtentwicklung@heidelberg.de
www.heidelberg.de

ML Stadt Amt flir Stadtentwicklung
~~ Heidelberg | und Statistik



	Titel
	Herausgeber
	Impressum
	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	Abbildungsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis
	1 Einführung
	1.1 Materielle Armut - Ressourcenansatz
	1.2 Immaterielle Armut - Lebenslagenansatz
	1.3 Ziel und Aufbau des Berichts

	2 Einwohner- und Haushaltsstruktur Heidelbergs
	2.1 Einwohnerstruktur
	2.2 Haushaltsstruktur
	2.3 Migrantinnen und Migranten in Heidelberg
	2.3.1 Wer zählt zu den Personen mit Migrationshintergrund?
	2.3.2 Ausländer/innen in Heidelberg

	2.4 Menschen mit Behinderung in Heidelberg

	3 Erwerbssituation - Menschen mit und ohne Arbeit
	3.1 Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Wohnort
	3.2 Prekäre Arbeitsverhältnisse
	3.3 Arbeitslosigkeit

	4 Einkommenslage
	4.1 Lohn- und Einkommensteuerstatistik
	4.2 Gesetzliche Rentenversicherung
	4.3 Transferleistungen
	4.3.1 Arbeitslosigkeit nach Rechtskreis SGB III und SGB II
	4.3.2 Leistungsberechtigte in der Arbeitslosenversicherung (SGB III)
	4.3.3 Grundsicherung für Arbeitssuchende (SGB II)
	4.3.4 Transferleistungen für nicht Erwerbsfähige - Sozialhilfe (SGB XII und AsylBLG)
	4.3.5 Wohngeld
	4.3.6 Kommunale Leistungen
	4.3.6.1 Heidelberg-Pass
	4.3.6.2 Kinderbetreuungskostenübernahme


	4.4 Verschuldung
	4.4.1 Private Verschuldung
	4.4.2 Insolvenzen von Privatpersonen
	4.4.3 Künftige Entwicklung in Heidelberg

	4.5 Kaufkraft
	4.6 Zusammenfassung

	5 Bildung
	5.1 Bildungsbeteiligung in Heidelberg
	5.2 Bildungsabschlüsse
	5.3 Zugang zur Berufsausbildung im Dualen System
	5.4 Schulkinder mit Behinderungen
	5.5 Zusammenfassung

	6 Wohnsituation
	6.1 Allgemeine Wohnungsversorgung
	6.2 Wohnen mit Behinderung
	6.3 Wohnmöglichkeiten für ältere Menschen
	6.4 Geförderte und vertraglich gebundene Wohnungen
	6.5 Wohnkostenbelastung
	6.6 Wohnen ohne Mietvertrag - wer die Wohnung verloren hat
	6.7 Obdachlosigkeit
	6.8 Zusammenfassung

	7 Häusliche Sicherheit / Gewaltfreiheit
	7.1 Gefährdungen von Kindern- und Jugendlichen
	7.2 Häusliche Gewalt im Spiegel der Polizeistatistik

	8 Gesundheit
	8.1 Gesundheit und soziale Lage
	8.2 Guter Gesundheitszustand bei Schuleintritt und in der Jugend
	8.3 Behinderungen und chronische Krankheiten
	8.4 Pflegebedürftigkeit
	8.5 Suchtmittelmissbrauch
	8.6 Zusammenfassung

	9 Resümee nach sozialen Gruppen
	9.1 Frauen
	9.2 Migrantinnen und Migranten
	9.3 Haushalte mit Kindern/Alleinerziehende
	9.4 Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene
	9.5 Ältere Menschen
	9.6 Menschen mit Behinderung
	9.7 Armutsgefährdete insgesamt, neue Risiken und neue Risikogruppen

	10 Die wichtigsten quantitativen Ergebnisse im Überblick
	11 Betroffene kommen zu Wort
	11.1 Vorbemerkung
	11.2 Zugang zu Arbeit
	11.3 Bildung
	11.4 Auskommen mit dem Einkommen
	11.5 Wohnen
	11.6 Vom Umgang mit den Behörden
	11.7 Mehrfache Problemlagen
	11.8 Fazit

	12. Situationsbeschreibungen zur sozialen Lage von HeidelbergerInstitutionen
	12.1 Vorbemerkung
	12.2 Maßnahmenvorschläge und Stellungnahme des Ausländerrates / Migrationsrateszum Bericht zur Sozialen Lage in Heidelberg
	12.3 BiBeZ - Ganzheitliches Bildungs- und Beratungszentrum zur Förderung undIntegration behinderter/ chronisch erkrankter Frauen und Mädchen e.V.
	12.4 Evangelische Kirche Heidelberg und Diakonisches Werk Heidelberg
	12.5 Evangelische Kapellengemeinde
	12.6 Heidelberger Selbsthilfebüro
	12.7 Internationales Frauenzentrum
	12.8 Katholische Gesamtkirchengemeinde Heidelberg
	12.9 Liga der Freien Wohlfahrtspflege Heidelberg
	12.10 Obdach e.V.
	12.11 SKM - Katholischer Verein für soziale Dienste in Heidelberg e.V.
	12.12 Verbund für Beschäftigung e.V. / Jugendagentur e.V.

	Anhang zu den Kapiteln 1 bis 6
	Tabellen und Abbildungen im Anhang

	Quellenverzeichnis
	Vorlage - Bericht zur Sozialen Lagein Heidelberg

		2008-04-08T10:48:09+0200
	Iris Jung




